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Vertagung der weiteren Behandlung des 
Gesetzentwurfs 	  12618 A 

Nächste Sitzung 	  12618 C 

Anlage 1: Liste der beurlaubten Abgeord

-

neten 	  12618 A 

Anlage 2: Schriftlicher Bericht des Aus-
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schusses für Fragen der Wiedergut-
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neten Dr. Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), 
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wurf eines Vierten Gesetzes zur Ände-
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jahr 1957 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1957) (zu Drucksache 3556)   12621 A 

Anlage 6: Schriftlicher Bericht des Aus-
schusses für Fragen der öffentlichen 
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Die Sitzung wird um 10 Uhr 30 Minuten eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Becker: Die Sitzung ist er-
öffnet. Zur Tagesordnung wünscht zunächst der 
Abgeordnete Rasner das Wort. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Meine Fraktion beantragt, in Ab-
weichung von der gedruckten Tagesordnung die 
Tagesordnung für die ersten Punkte wie folgt fest-
zusetzen. Punkt 1 bleibt: Wahl des Abgeordneten 
Dr. Furler zum Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Beratenden Versammlung des 
Europarates. Punkt 2: Gesetz über die Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall. Als Punkt 3 schlagen  

wir dein bisherigen Punkt 7 vor: Erste Beratung  des 
von der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs, 
und als Punkt 4 den bisherigen Tagesordnungs-
punkt 6: Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Adenauer, Dr. Erhard, Blank, Häussler usw. 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Regelung der Rechtsverhältnisse bei der Volkswa-
genwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
und die Überführung der Anteilsrechte in private 
Hand. 

(Abg. Jacobi: Kurz Schwindelgesetz 
genannt!) 

Anschließend beantragen wir gemäß der gedruck-
ten Tagesordnung zu verfahren. 

Vizepräsident Dr. Becker: Zur Tagesordnung 
Herr Abgeordneter Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch wir haben den  Wunsch, 
einen Punkt auf die Tagesordnung gesetzt zu be-
kommen, nämlich den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Artikels 15 des Grundgesetzes, 
Drucksache 3525. Wir bitten, wenn der Antrag der 
CDU angenommen werden sollte, diesen von mir 
erwähnten Antrag als Punkt 5 auf die Tagesord-
nung zu setzen. Da ,die Sozialdemokratische Partei 
erklärt hat, daß ihr Redner heute nicht anwesend 
sein kann, sind wir damit einverstanden, daß die-
ser Punkt nur eingebracht und kurz begründet 
wird, die Aussprache aber in einer der nächsten 
Sitzungen stattfindet. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort zur 
Tagesordnung noch gewünscht? Sie haben die An-
träge gehört. Ich darf wiederholen: Punkt 1 soll 
nach dem Antrag Rasner bleiben. Punkt 2: Ent-
wurf eines Gesetzes zur Gleichstellung aller Ar-
beitnehmer im Krankheitsfall, Drucksache Nr. 3551. 
Punkt 3 soll die bisherige Nr. 7 der Tagesordnung 
sein, der Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Zolltarifs. Dann soll Punkt 4 die bis-
herige Nr. 6 der Tagesordnung sein, Regelung der 
Rechtsverhältnisse bei der Volkswagenwerk Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung und die Über-
führung der Anteilsrechte in private Hand. 
Punkt 5 soll nach dem Antrag Atzenroth die Druck-
sache Nr. 3525 mit der von ihm genannten Ein-
schränkung sein. Dann soll die Tagesordnung so 
weiterlaufen, wie sie in der gedruckten Tagesord-
nung, die Ihnen vorliegt, vorgesehen ist. — Das 
Wort wird zur Tagesordnung nicht weiter ge-
wünscht. Ich schließe die Debatte zur Tagesord-
nung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, welche dem Antrag des Abgeordneten Rasner 
zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Ich bitte, die Ab-
stimmung zu wiederholen. 

(Abg. Rasner: Zur Geschäftsordnung! Ich 
bitte getrennt abzustimmen zunächst über 
meinen Antrag und dann über den Antrag 

der FDP!) 
— Das ist ja geschehen. Ich habe lediglich den An

-

trag Rasner zur Abstimmung gestellt. Ich bitte also 
diejenigen, welche für diesen Antrag zu stimmen 
wünschen, sich von den Plätzen zu erheben. — 

(Für den  Antrag stimmt auch ein Teil der 
Fraktion der SPD.) 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 

Ich danke Ihnen. Ich bitte um die Gegenprobe. — 
(Ein Teil der Fraktion der SPD stimmt 

gegen den Antrag.) 
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag Rasner zur 
Tagesordnung angenommen. 

(Heiterkeit und Unruhe. — Glocke des 
Präsidenten.) 

Ich stelle weiter den Antrag Atzenroth zur Ab-
stimmung. Wer für diesen Antrag zu stimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das Ergebnis ist un-
klar. Ich bitte, die Abstimmung wiederholen zu 
dürfen. 
Ich bitte diejenigen, welche für diesen Antrag zu 

stimmen wünschen, sich vom Platz zu erheben. — 
Ich bitte um  die Gegenprobe. — Ich danke Ihnen. 
Das Ergebnis ist unklar. Wir schreiten zur Aus-
zählung. — 
Das Ergebnis der Abstimmung ist folgendes. Mit 

Ja haben 191 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 135 
Abgeordnete, Enthaltungen zwei. Der Antrag Dr. 
Atzenroth, die Drucksache 3525 an die fünfte Stelle 
der Tagesordnung zu setzen, ist also angenommen. 
Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver-

lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men:  

Der Herr Bundesminister für Arbeit hat  unter dem 23. Mai 
1957 unter Bezugnahme auf § 120 g der Gewerbeordnung 
die auf Grund des § 120 e der Gewerbeordnung erlassenen 
Rechtsverordnungen mitgeteilt. Sein Schreiben wird als Druck-
sache 3591 verteilt. 
Der Herr Präsident der Versammlung der Westeuropäischen 

Union hat unter dem 16. Mai 1957 die von der Versammlung 
während des am 9. Mai 1957 abgeschlossenen ersten Teils 
ihrer dritten ordentlichen Sitzungsperiode angenommenen Emp-
fehlungen sowie die Berichte der zuständigen Ausschüsse mit 
den Begründungen zu diesen Entschließungen zur Kenntnis-
nahme übermittelt. Sein Schreiben wird als Drucksache 3559 
verteilt. 
Der Herr Stellvertreter des Bundeskanzlers hat unter dem 

29. Mai 1957 einige redaktionelle Berichtigungen der Vertrags-
texte über die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (Drucksache 
3440) übersandt, die als Nachtrag zu Drucksache 3440 ver-
teilt werden. 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Wahl des Abgeordneten Dr. Furler zum Ver-
treter der Bundesrepublik Deutschland bei 
der Beratenden Versammlung des Europa-
rates. 

Sie wissen, daß ,durch den Tod des Kollegen Dr. 
Otto Lenz ein Platz frei geworden ist. Die CDU/ 
CSU-Fraktion schlägt als Nachfolger den Abge-
ordneten Dr. Furler vor. 
Wir haben in ähnlichen Fällen immer durch Zu-

ruf abgestimmt, wenn kein Widerspruch erhoben 
wird. Ich darf annehmen, daß ein Widerspruch 
nicht erhoben wird. — Dann darf ich bitten, durch 
Handaufheben abzustimmen. Wer für die Wahl des 
Abgeordneten Dr. Furler zum Vertreter der Bun-
desrepublik Deutschland bei der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates als Nachfolger des Ab-
geordneten Otto Lenz ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — 
Ich darf feststellen, daß der Abgeordnete Furler 

einstimmig zum Nachfolger des Abgeordneten Otto 
Lenz gewählt ist.  
Wir kommen zu Punkt 2 der nunmehr geänder-

ten Tagesordnung: 
Dritte Beratung des von der SPD einge

-

brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleich

-

stellung aller Arbeitnehmer im Krankheits-
fall (Drucksache 1704). 

Die Zusammenstellung der Beschlüsse des  Bun-
destages in zweiter Beratung liegt Ihnen auf Druck-
sache 3551 vor. 

Wir treten in die Generaldebatte ein. — Wort-
meldungen liegen nicht vor; ich schließe sie. 

Ich rufe den § 1 auf. Hierzu liegen vor die Än-
derungsanträge Umdruck 1183 Ziffer 1, Umdruck 
1113 Ziffer 1 und ein Antrag auf Umdruck 1183 
Ziffer 2, der aber nur Eventualbedeutung hat. 

Weiter liegt noch ein soeben schriftlich einge-
reichter Änderungsantrag Umdruck 1192 der Kol-
legen Stücklen, Schwarz, Stiller, Riederer von Paar 
und Genossen vor, der wie folgt lautet: 

§ 1 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

Auf Antrag des Arbeitgebers nimmt die Kran-
kenkasse die Auszahlung des Lohnausgleichs-
betrages vor. 

Schließlich möchte Herr Dr. Atzenroth noch einen 
Antrag stellen. Er hat das Wort. 

Dr. Atzenroth (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir hatten keine Gele-
genheit, uns auf diese Debatte und  die  Abstim-
mung vorzubereiten, konnten also unseren Ände-
rungsantrag bisher nicht schriftlich vorlegen. Wir 
stellen in  der jetzt beginnenden dritten Lesung den 
Antrag, der zur zweiten Lesung unter Ziffer 1 des 
Umdrucks 1121 von  uns  gestellt war. 

Vizepräsident Dr. Becker: Sie haben also gehört, 
daß der Antrag, der zur zweiten Beratung unter 
Ziffer 1 des Umdrucks 1121 gestellt war, in dritter 
Lesung wiederholt wird. Er bezieht sich auf § 1 
Abs. 2. Er liegt noch nicht schriftlich vor. Ich 
müßte ihn aber sehr bald haben, damit ich ihn be-
kanntgeben kann. Ist es Ihnen recht, wenn wir ein 
paar Minuten Pause machen? Ich höre soeben, daß 
der Umdruck 1183 zur Zeit erst verteilt wird. 

(Abg. Arndgen: Umdruck 1183 ist hier!) 

— Er wird soeben auf den hinteren Rängen ver-
teilt. Ich darf also aus Loyalitätsgründen Ihr Ein-
verständnis damit erbitten, daß wir ein paar Minu-
ten informelle Pause machen. — 

Darf ich fragen, ob Sie damit einverstanden sind, 
daß ich den nach der Beschlußfassung über den 
Antrag Rasner dritten Punkt der Tagesordnung, 
nämlich den Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs, der allerdings eine 
Debatte bringen kann, vorziehe, damit die Exper-
ten für den Punkt 2 der Tagesordnung in der Lage 
sind, die Anträge durchzustudieren? 

(Zustimmung.) 

— Dann darf ich also jetzt die Beratung zu Punkt 2 
der Tagesordnung unterbrechen und ziehe dafür 
den Punkt 3 der Tagesordnung — das ist der bis-
herige Punkt 7 — vor. 

Ich rufe also auf: 

Erste Beratung des von der CDU/CSU ein-
gebrachten Entwurfs eines Vierzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Zolltarifs (Druck-
sache 3564). 

Ich eröffne die Aussprache. — Herr Abgeord-
neter Serres hat das Wort. 
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) Dr. Serres (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU 
legt dem Hohen Hause den Entwurf eines Vier-
zehnten Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs vor. 
Im § 1 dieses Gesetzentwurfs ist vorgesehen, daß 
die Bundesregierung eine Ermächtigung erhält, zur 
Sicherung der Stabilität des Preisgefüges die Zoll-
sätze für Waren der gewerblichen Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung für die Zeit vom 1. Juli 1957 bis 
zum 31. Dezember 1957 zu ermäßigen oder aufzu-
heben. Hierbei hat die Überlegung mitgesprochen, 
daß während der Legislaturperiode eine Notwen-
digkeit für die Erteilung einer Ermächtigung an 
die Bundesregierung nicht besteht, da wir die Mög-
lichkeit des § 4 des Zolltarifgesetzes und des § 96 a 
der Geschäftsordnung haben, wonach Rechtsver-
ordnungen der Bundesregierung über die Ermäßi-
gung oder Aufhebung von Zollsätzen mit Zustim-
mung des Bundestages beschleunigt erledigt wer-
den können. Mit Rücksicht auf das Auslaufen der 
Legislaturperiode dürfte es nunmehr aber zweck-
mäßig sein, der Bundesregierung für die Zeit vom 
1. Juli bis zum 31. Dezember dieses Jahres eine 
Ermächtigung zu erteilen, im Falle der Gefähr-
dung der Stabilität des Preisgefüges Rechtsverord-
nungen zur Ermäßigung oder Aufhebung von Zoll-
sätzen zu erlassen. 

Namens meiner politischen Freunde bitte ich Sie, 
diesen Gesetzentwurf dem Ausschuß für Außen-
handelsfragen zu überweisen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kalbitzer. 

Kalbitzer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich begrüße diesen Antrag als ein 
Kind der sozialdemokratischen Fraktion. So, wie 
er hier gestellt worden ist, ist er natürlich nur der 
magere Ersatz für die vom Herrn Bundeswirt-
schaftsminister — der bei solchen Gelegenheiten, 
wenn es peinlich wird, natürlich nie im Hause 
Ist — beantragte lineare 30 %ige Zollsenkung. Hier 
wird also ein kleiner Ersatz vorgeschlagen. Ich muß 
aber sagen, er wird noch kleiner, als es den An-
schein hat, dadurch, daß man ihn zeitlich so be-
grenzt, daß er sich natürlich auf die Preispolitik — 
wie es ja, wenn ich Herrn Dr. Serres richtig ver-
standen habe, im Interesse der Antragsteller liegt 
- nicht auswirken kann. 

Ich würde deshalb den Damen und Herren von 
der CDU/CSU-Fraktion vorschlagen, ihren Antrag 
auf Drucksache 3564 zu erweitern und zu sagen: 
Diese Zollermächtigung soll bis auf weiteres gel-
ten, nämlich so lange, wie die Preisentwicklung in 
Deutschland ein solches Instrument notwendig 
macht. Denn es ist ja ganz sinnlos, die Ermächti-
gung zeitlich zu begrenzen, wenn der Zweck, der 
erreicht werden soll, in dieser begrenzten Zeit, wie 
jedermann weiß, nicht zu erreichen ist. Wenn Sie 
von der CDU sich bereit erklärten, diese Änderung 
in Ihren Antrag aufzunehmen, wären wir sogar be-
reit, ihn sofort über die Bühne zu ziehen; denn das 
Ziel, das der Antrag verfolgt, ist ja Jahr für Jahr 
von uns mit unseren Anträgen zu erreichen ver-
sucht worden. Das ist bis heute gerade an dem 
Widerstand Ihrer Fraktion, die jetzt diesen Antrag 
einbringt, gescheitert. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor, ich schließe die Aussprache. Es 
ist beantragt, die Vorlage an den Ausschuß für 

Außenhandelsfragen zu überweisen. Wer diesem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Nun kehren wir zu Punkt 2 der Tagesordnung, 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Gleichstellung aller Arbeitnehmer im Krank-
heitsfall — Drucksache 3551 —, zurück. Die Gene-
raldebatte war abgeschlossen. Ich hatte § 1 und die 
dazu gestellten Änderungsanträge aufgerufen. Da-
zu kam noch der Antrag, den Kollege Dr. Atzen-
roth angekündigt hatte. Er wird soeben verviel-
fältigt und kann erst danach verteilt werden. 

Wenn die Anträge begündet werden sollen, bitte 
ich um Wortmeldungen. — Herr Kollege Stücklen! 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zu § 1 habe ich mit 
meinen Freunden einen Antrag auf Ergänzung die-
ses Paragraphen um einen Absatz 3 gestellt. Dieser 
Absatz 3 hat lediglich den Sinn, daß die Auszahlung 
des Arbeitgeberanteils — ich greife jetzt dem § 8 
und auch dem Änderungsantrag der CDU/CSU-
Fraktion vor — über die Krankenkasse erfolgt, 
selbstverständlich zu Lasten des Arbeitgebers. Die 
Einziehung dieses besonderen Betrags geschieht 
dann über die Beitragsrechnung, die ohnedies dem 
Arbeitgeber wöchentlich, vierzehntäglich oder mo-
natlich zugestellt wird. 

Zur Begründung darf ich nur auf die Verhält-
nisse im Baugewerbe hinweisen, wo die Arbeit-
nehmer oft weit von ihrem Heimatort entfernt 
arbeiten. Wenn sie den Lohnausgleichsbetrag im 
Krankheitsfalle von der Krankenkasse und zum 
anderen an einem anderen Ort, durch den Arbeit-
geber erhalten, treten unnötige Erschwernisse auf. 
Es können sich Verzögerungen und sogar arbeits-
rechtliche Streitigkeiten ergeben. 
Ich bitte Sie daher herzlich, diesem Änderungs-

antrag, der lediglich eine einfachere Lösung des 
Problems vorsieht, zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort zur Begrün-
dung des Antrags Umdruck 1113 hat Herr Abge-
ordneter Richter.  

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedaure sehr, daß uns der soeben 
angekündigte Antrag der CDU/CSU-Fraktion noch 
nicht vorliegt. 

(Abg. Horn: Das ist kein Fraktionsantrag!) 

— So? Auch dann ist es bedauerlich. Schließlich 
kann man ja viel besser Stellung nehmen, wenn 
man einen solchen Antrag schriftlich vor sich liegen 
hat. 
Die SPD-Fraktion hat Ihnen unter Umdruck 1113 

einen neuen Antrag unterbreitet. Sie sehen aus der 
Formulierung des § 1 in diesem Antrag, daß dort 
gegenüber der Vorlage Drucksache 1704 ein an-
derer Grundsatz angewendet wurde. Während der 
SPD-Gesetzentwurf — Drucksache 1704 — vorsah, 
daß dem Arbeiter während der Krankheit sein 
- Lohn in voller Höhe vom Arbeitgeber gezahlt wird, 
genau wie dem Angestellten und dem Beamten, 
sieht unser Kompromißantrag — ich bezeichne ihn 
bewußt so — vor, daß der Arbeitgeber dem Grund-
satz nach verpflichtet ist, den Lohn an seinen Ar-
beitnehmer im Falle der Krankheit bis zur Dauer 
von sechs Wochen zu zahlen, daß aber dieser Ar- 



1256R 	 2. Deutscher Bundestag — 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Mai 1957 

(Richter)  
beitgeber Anspruch auf das dem Arbeitnehmer ge-
setzlich zustehende Krankengeld bzw. Hausgeld  
oder Taschengeld hat.  

Das ist nach unserer Auffassung die einzig mög-
liche, die einzig richtige Lösung, die den Grundsatz  
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle für den  
Arbeiter durch den Arbeitgeber anerkennt, so wie  
das für den Angestellten seit Jahrzehnten gesetz-
lich geregelt ist. Der Abs. 1 ist das Entscheidende.  

Der Absatz 2 sagt, daß der Arbeitgeber nicht die  
vollen Leistungen aus seiner Tasche aufzubringen  
hat, sondern daß das Krankengeld im Regelfalle  
von der Krankenkasse gezahlt wird. Da das Kran-
kengeld in der Regel 50 % des Bruttolohns beträgt, 
hat der Arbeitgeber den anderen Teil des Lohnes, 
also die weiteren 50 % zu zahlen. 

Des weiteren sind wir der Auffassung, daß diese 
Zahlung nicht, wie vorhin von Herrn Stücklen vor-
geschlagen wurde, durch die Krankenkasse erfolgen 
soll. Wir glauben, daß es viel richtiger ist, wenn 
die Zahlung durch den Arbeitgeber erfolgt. Ich 
verstehe nicht, warum sich ausgerechnet die 
Arbeitgeber vor dieser sozialen Tat drücken wol-
len — wenn ich so sagen darf; bitte, verstehen 
Sie das „Drücken" so, wie es gemeint ist —, das 
heißt, warum sie nicht auch während der Krankheit 
an ihren Arbeiter denken, warum der Arbeiter sie 
nur in den gesunden Tagen, während der Zeit, wo 
er arbeitsfähig ist, wo er ihnen seine Arbeitskraft 
zur Verfügung stellt, interessiert. Nur da wollen 
sie ihm seinen Lohn zahlen. Das war früher gerade 
beim Handwerk und bei der Landwirtschaft anders. 
Um so bedauerlicher ist es, daß gerade von dieser 
Seite die großen Schwierigkeiten bei der ge-
setzlichen Regelung dieser Frage kommen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Kollege? 

Richter (SPD) : Bitte. 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Richter, sind Sie nicht 
der Meinung, daß es vor allem im mittelständischen 
Bereich der Wirtschaft, bei den Kleinbetrieben, eine 
ganze Reihe von Leuten gibt, die das wirtschaftlich 
nicht können und denen man das jetzt nicht zu-
muten kann? 

Richter (SPD): Darauf komme ich noch zu spre-
chen; Sie sollten etwas Geduld haben. 

Die SPD-Fraktion hat ohne Zweifel einen gro-
ßen Schritt in dieser Richtung getan, indem sie 
grundsätzlich der Zweiteilung zustimmt und sagt: 
die Hälfte zahlt die Krankenkasse, das Kranken-
geld wird gewährt, und nur die andere Hälfte soll 
der Arbeitgeber für den Arbeiter zahlen. 

Wenn Sie den Umdruck 1113 gelesen haben — ich 
hoffe, daß Sie dazu Zeit hatten, denn er wurde 
frühzeitig verteilt —, dann sehen Sie, daß wir in 
§ 7 a einen Ausgleichsstock vorgesehen haben. 
Auch hier waren wir von ,dem Willen getragen, 
dem Handwerk, der Landwirtschaft, dem Mittel-
stand schlechthin, diese soziale Tat zu ermöglichen, 
indem wir den  einzelnen Betrieb von dem Risiko 
befreiten, wenn mehrere seiner Gehilfen auf ein-
mal krank werden und er nicht weiß, wie er die 
Mittel für die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
aufbringen soll. In diesem Falle soll die Aus-
gleichskasse einspringen. Hier handelt es sich um 

eine gegenseitige Hilfe; das ist eine wahre, gute 
und schöne Sache. Um so mehr bedauern wir, daß 
Sie — obwohl das in der letzten Sitzung der zwei-
ten Lesung im Ausschuß von Ihrem Sprecher an-
gedeutet wurde — bis jetzt noch keine Bereitschaft 
in dieser Richtung gezeigt haben. 

Wir sind aber auch dagegen, daß nur 90% des 
 Nettolohnes gezahlt werden. Warum soll der Ar-

beiter weniger bekommen? Ist der  Handwerker 
denn wirklich ein Mensch zweiter Klasse? Denken 
Sie allein an die Vielzahl der Berufe, die z. B. 
dieses Haus hier errichtet haben. Sind das keine 
Könner? Sind das wirklich Leute, die man schlech-
ter behandeln muß als die Angestellten? Wenn 
dem nicht so ist, dann frage ich Sie, warum Sie das 
hier tun. Vielleicht lesen Sie Ihre Zeitungen nicht. 
Ich habe das Deutsche Handwerksblatt Nr. 8 vom 
25. April dieses Jahres gelesen. Darin befindet sich 
ein Artikel mit einer Überschrift: „Der Handwer-
ker hat mehr vom Leben — Eine handwerkliche 
Betrachtung zum 1. Mai." Dann heißt es: 

Der Handwerker hat in der überwiegenden 
Mehrzahl seiner vielgestaltigen Berufe den 
großen, den aus der ganzen modernen Be-
triebswelt immer mehr entschwindenden Vor-
zug, an seiner Arbeit innerlich beteiligt zu 
sein.  

Der gelernte Handwerker in seiner Werkstatt 
oder am Bau ist eben kein Greiferglied am 
Fließband, kein menschliches Zubehör an der 

 Maschine, kein Arbeitstaktstück. 

Die Menschen im Handwerk schaffen durch-
weg noch ganze und fertige Dinge, oder sie 
richten einen wichtigen Bestandteil in  der  
tausendfältigen Güterwelt, die uns umgibt.  

Zum Schluß heißt es in diesem hervorragenden  
Artikel, dessen Lektüre ich sehr empfehle — ich  
bedaure nur, daß Sie ihn nicht schon vor der heu-
tigen entscheidenden Lesung dieses Gesetzes ge-
lesen haben —:  

Dreifach dünkt uns somit die lebensvolle Be-
ziehung zu sein, in der wir den Handwerks-
beruf zu unserem ganzen Menschenwerk  
sehen:  

1.das Handwerk ist der  ständige Begleiter  
unseres tätigen Daseins,  

2. das Handwerk spiegelt die farbenreiche  
Fülle der Welt,  

3. das Handwerk beansprucht den ganzen  
Menschen.  

Und .diesem Handwerker, dessen Beruf den ganzen  
Menschen beansprucht, wollen Sie im Krankheits-
fall seinen Lohn nicht fortzahlen, was bei dem  
Angestellten im Handel, im Gewerbe und in der  
Industrie allüberall eine Selbstverständlichkeit ist.  
In dem § 1, der in zweiter Lesung angenommen  
wurde — Drucksache 3551 — heißt es: 90 %. Der  
Arbeitgeber zahlt einen Zuschuß, und zwar nur  
dann, wenn die Krankenversicherung überhaupt  
etwas leistet, d. h. die Basis der ganzen Sache ist  
das Krankengeld, ist die Leistung der Kranken-
kasse — wiederum grundsätzlich anders als bei  
den Angestellten.  

Sie sind weiter der Auffassung, daß erst dann  
die Zuschußleistung erfolgen soll, wenn der Arbeit-
nehmer länger ,als vier Wochen beschäftigt ist. Da-
mit können wir uns nicht einverstanden erklären.  
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(Richter) 
Ich bitte Sie  deshalb, den von Herrn Kollegen 

Stücklen begründeten Änderungsantrag ebenso wie 
den Änderungsantrag Umdruck 1183 abzulehnen 
und dem Antrag Umdruck 1113 zu § 1 zuzustim-
men. Ich 'beantrage ,getrennte Abstimmung über 
die einzelnen Absätze unseres § 1 und zu § 1 
Abs. 1 namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei ,der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Berg. 

Dr. Berg (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Antrag Umdruck 1183 ent-
hält im wesentlichen die gleichen Änderungsvor-
schläge, die wir bereits in der zweiten Lesung zur 
Sprache gebracht haben. Ich kann mich daher sehr 
kurz fassen und auf das Grundsätzliche beschrän-
ken. 

Erstens. Die Lösung der Ausschußfassung ist 
nach Ansicht der Antragsteller deswegen nicht 
tragbar, weil sie eine Sonderbelastung der lohn-
intensiven Mittel- und Kleinbetriebe und vor allem 
des Handwerks darstellt. 

Zweitens. Sie hat  zum Inhalt die Gefahr der Be-
vorzugung der jungen und gesunden Arbeiter zu-
ungunsten der Älteren, chronisch Kranken und vor 
allem auch der Frauen. Ich habe hier auf diese Ge-
fahr eingehend hingewiesen. 

Drittens. Es ist eingewendet worden, daß die  
Krankenkassenbeiträge auf Grund einer reinen 
Krankenkassenlösung notwendigerweise steigen 
müßten. Auch darüber haben wir gesprochen. Die 
Krankenkassenbeiträge werden sowieso erhöht 
werden müssen; dazu zwingt uns schon die Lage 
der Krankenhäuser in der Bundesrepublik, dazu 
zwingt uns die von niemandem bestrittene, völlig 
unzureichende Honorierung unserer Kassenärzte 
usw. 

Viertens. Diese Ausschußvorlage stellt einen sehr 
gefährlichen Einbruch des versorgungsstaatlichen 
Denkens in das Prinzip der Sozialversicherung 
dar, und hiergegen müssen wir uns mit allen Mit-
teln wehren. 

Soviel zu Punkt 1 unserer Vorlage. 

Zu § 2 kann ich mir  die  Begründung sparen — 
ich habe sie in der zweiten Lesung gegeben —, 
ebenso zu § 3, der die Berechnung des Netto-
arbeitsentgelts betrifft. Hier möchte ich noch zu-
sätzlich darauf aufmerksam machen, daß die hier 
vorgelegte Fassung der Mustersatzung der Allge-
meinen Ortskrankenkassen, die im Jahre 1953 von 
allen Sozialpartnern einhellig beschlossen worden 
ist,  entspricht. 

Nun möchte ich noch zu dem Paragraphen über 
die Heimarbeiterregelung etwas ausführen. Dazu 
ist eingewendet worden, daß, wenn die von uns 
vorgeschlagene Lösung Gesetz werden sollte, viele 
Heimarbeiter, vor allen Dingen solche Heimarbei-
ter,  Idle  weit weg von ihrem Arbeitgeber wohnen, 
nicht in den Genuß der Arbeitgeberzulage kom-
men würden. Nun, auch das kann man regeln. Wir 
konnten leider einen diesbezüglichen Antrag nicht 
mehr stellen; dazu war die Zeit zu kurz. Wir wür-
den unter diesen Umständen empfehlen, in die 
Durchführungsbestimmungen einen Passus etwa in 
der Art aufzunehmen, daß in dem Entgeltbuch, das 
auf Grund des § 9 des Heimnarbeitergesetzes ge-

schaffen worden ist, die entsprechenden Eintra-
gungen auf einem besonderen, pflichtgemäß zu füh-
renden Blatt zu machen sind. Das scheint uns eine 
gesetzlich genügende Sicherung für die Ansprüche 
der Heimarbeiter aus diesem Gesetz zu sein. Wir 
halten diese Lösung erstens für günstiger für die 
Heimarbeiter selbst und zweitens für systematisch 
wesentlich besser als den Vorschlag, den  die Aus-
schußvorlage enthält. 

Ich bitte um Annahme der Anträge. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 

Dr. Atzenroth (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir beziehen uns zur Begrün-
dung unseres Änderungsantrages auf die Ausfüh-
rungen, die mein Kollege Jentzsch in der zweiten 
Lesung gemacht hat. Wir sind der Meinung, daß 
die Fürsorgepflicht, die wir durchaus bejahen und 

 in jeder Weise anerkennen, eine gewisse Verbin-
dung des Arbeitnehmers mit dem Betrieb voraus-
setzt. Diese Verbindung des Arbeitnehmers kann 
nicht in einer kurzfristigen Beschäftigung von vier 
Wochen bestehen, sondern dazu ist ein längerer 
Zeitraum notwendig. Erst dann kann die echte 
Verbindung des Arbeitnehmers mit dem Betrieb 
als hergestellt angesehen werden. 

Deswegen stellen wir den Antrag, dem § 1 Abs. 2 
die folgende Fassung zu geben: 

Der Zuschuß nach Absatz 1 wird erst nach 
dreimonatiger ununterbrochener Dauer des Ar-
beitsverhältnisses bei demselben Arbeitgeber 
gewährt. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich begründe den Änderungsantrag 
Umdruck 1190. Er hat die Wiedereinführung des § 8 
zum Gegenstand, der, wie Ihnen bekannt ist, in der 
zweiten Lesung gestrichen worden ist. 

(Zurufe von der SPD: Wir sind jetzt 
bei § 1!) 

— Ich bin gerne bereit, jetzt auf meine Wortmel-
dung zu verzichten und den Änderungsantrag nach-
her zu begründen, wenn Sie so wollen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wir sind bei § i und 
den dazu gestellten Anträgen Umdrucke 1113, 1183 
und den neuen Anträgen, die folgende Nummern 
haben — wenn Sie sie sich freundlicherweise no-
tieren wollen —: der Antrag, den Herr Atzenroth 
begründet hat, auf Umdruck 1191 und der Antrag 
Stücklen und Genossen auf Umdruck 1192. 

Das Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Horn. 

Horn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedaure, mich mit einigen wenigen 
Sätzen gegen den Antrag wenden zu müssen, den 
mein Fraktionskollege Stücklen soeben eingebracht 
und begründet hat. Darin ist beantragt, daß die 
Krankenkassen auf Antrag des Arbeitgebers den 
Arbeitgeberzuschuß ebenfalls mit auszahlen sollen 
und daß es dann Sache der Krankenkasse sein soll, 
ihrerseits diesen Anteil vom Arbeitgeber einzu-
ziehen. 
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Vizepräsident Dr. Becker: Ich bitte, die Privat-
gespräche etwas einzudämmen, damit sich der Red-
ner verständlich machen kann. Es wäre auch er-
wünscht, wenn die Kollegen alle Platz nähmen. 

Horn (CDU/CSU): Herr Kollege Stücklen hat zur 
Begründung des Antrages unter anderem darauf 
hingewiesen, daß, wenn nicht so verfahren würde, 
für den Arbeitgeber zu große Komplikationen in 
der Auszahlung oder Verrechnung der zum Teil 
geringfügigen Zuschüsse einträten. Er meinte, daß 
es eine erhebliche Vereinfachung des gesamten Ver-
fahrens sei, wenn die Krankenkassen diese Auf-
gabe mit übernähmen. 

Meine Damen und Herren, ich bin der umge-
kehrten Meinung, nämlich, daß es für die Kran-
kenkassen eine unbillige Erschwerung wäre, wenn 
man sie zu all ihrer anderen Arbeit auch noch mit 
diesem Erhebungs- oder Beitreibungsverfahren be-
lastete. In der Praxis müßten die Krankenkassen 
nämlich noch hinter diesen Beträgen — was weiß 
ich, wie groß die Zahl sein würde — herrennen 
und bei Klein- und Kleinstunternehmen unter Um-
ständen mit Zwangsverfahren arbeiten. Das ist eine 
Komplizierung der ganzen Sache. Die Kranken-
kassen haben ohnehin genug zusätzliche Arbeit. 
Wir können daher nach Lage der Dinge eine solche 
Regelung einfach nicht vertreten. Ich muß Sie des-
halb bitten, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wir unterstützen den Antrag Stücklen. Wir sind 
im Gegensatz zu dem Herrn Kollegen Horn der 
Meinung, daß die Regelung, die der Antrag will, 
im Interesse der Arbeitnehmer liegt. Herr Stücklen 
hat schon ausgeführt, daß oft die Arbeitnehmer — 
das gilt besonders für alle Außenberufe — weit 
weg von ihrem Arbeitsplatz oder mindestens von 
dem Sitz des Unternehmens wohnen und daß diese 
Regelung für sie einfacher ist, weil sie den Weg 
zur Krankenkasse sowieso machen müssen, um ihr 
Krankengeld in Empfang zu nehmen. Wenn Sie den 
Änderungsantrag ablehnen, muten Sie ihnen den 
Weg zu zwei Stellen zu, um die Bezüge zu er-
halten. 

(Abg. Horn: Die kriegen doch auch ihren 
Lohn! — Zuruf des Abg. Stingl.) 

Auch der Einwand, daß den Krankenkassen ver-
mehrte Arbeit auferlegt werde, ist nicht stichhaltig. 
An irgendeiner Stelle müssen die Arbeiten aus-
geführt werden. Ob das von den Betrieben oder 
von den Krankenkassen, die den Krankheitsfall ja 
in ihren Büchern haben, geschieht, ist völlig gleich-
gültig. Wir sind eindeutig für den Antrag Stücklen, 
der eine gerechtere und bequemere Lösung für den 
Arbeitnehmer bedeutet. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen? — Herr Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Meine Fraktion kann dem 
Antrag Stücklen nicht zustimmen. Es handelt sich 
hier keineswegs nur um eine technische Angelegen-
heit. Bereits vom Kollegen Horn wurde darauf hin-
gewiesen, daß das Verfahren auch eine erhebliche 
Komplizierung mit sich brächte. Im Grunde geht 
es aber darum, daß man mit der Annahme dieses 

Antrages weiter von der Gleichstellung aller Ar

-

beitnehmer im Krankheitsfalle wegkommen will. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir erstreben die soziale Gleichstellung. Deshalb 
ist es für uns unmöglich, diesem Antrag zuzu-
stimmen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Schel-
lenberg, es geht hier nicht darum, mehr eine 
Gleichstellung oder mehr die Krankenkassen-
lösung vorzusehen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das ist aber das 
Entscheidende!) 

— Nein, dahin sollten Sie die Lösung der Frage 
nicht schieben, Herr Kollege Schellenberg. 

(Abg. Dr. Schellenberg: So steht es im 
Gesetzentwurf!) 

— Herr Kollege Schellenberg, ich bin kein Spezia-
list auf diesem sozialpolitischen Gebiet und ich ge-
stehe Ihnen gern zu, daß sie sehr viel mehr Spezi-
elles dazu sagen können. Mir geht es  um  eine rein 
praktische Lösung. 

Ich darf Ihnen mit wenigen Sätzen einmal nur 
den folgenden Fall darlegen. Bei einem Bauunter-
nehmer. der Außenstellen hat, arbeiten Leute aus 
diesen Gebieten. Die Lohnzentrale liegt irgendwo. 
Am Zahltag kommt das Auto mit den Lohntüten 
gefahren und gibt diese den Arbeitnehmern. Alles 
in Ordnung. Die Arbeitnehmer, die krank sind, sind 
nun 'an einem anderen Ort und  lassen bei ihrer zu-
ständigen Krankenkasse durch die Frau oder durch 
die Kinder das Krankengeld abholen, oder sie tun 
es persönlich. Damit können sie nur diesen Teil, 
der jetzt mit 65 % von der CDU/CSU vorgeschlagen 
ist, in Empfang nehmen. Ob der Arbeitgeber den 
anderen Teil auch tatsächlich rechtzeitig schickt, 
müssen sie erst abwarten. 

Ich wünsche ja nur, Herr Professor Schellenberg, 
daß der Arbeitnehmer im Krankheitsfall sofort in 
den Besitz der 90 % seines  Nettolohns kommt. Die 
Verrechnung soll keinesfalls zu Lasten der Kran-
kenkassen und keinesfalls zu Lasten des Arbeit-
nehmers gehen. Bei der Beitragsrechnung der 
Krankenkasse an den Arbeitgeber wird dieser Be-
trag als Belastung für den Arbeitgeber aufgeführt. 
Darüber sind wir uns völlig einig. Es wird nichts 
am Prinzip geändert, ,es wird nur vielen Arbeit-
nehmern, die gerade in Saisonbetrieben und in 
Außenstellen arbeiten, der Empfang des Kranken-
geldes und damit die Sicherung des Lebensunter-
haltes auch zeitlich gerecht zugebilligt. Mehr soll 
gar nicht geändert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stingl. 

Stingl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Herr Kollege Horn hat vor-
hin den Antrag des Kollegen Stücklen abgelehnt. 
Er hat die Ablehnung auch begründet. Ich habe die 
Aufgabe, Ihnen zu erklären, was unsere Fraktion 
zu den anderen Änderungsanträgen zu § 1 sagt. 
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(Stingl) 
Der Antrag der sozialdemokratischen Fraktion 

auf Umdruck 1113 ist uns aus den Beratungen im 
Sozialpolitischen Ausschuß bekannt. Wir verken-
nen nicht, daß dieser Antrag eine Änderung des ur-
sprünglichen Plans der SPD ist. Trotzdem haben 
wir uns nach eingehender Prüfung im Ausschuß — 
ich brauche die Begründung dafür nicht zu wieder-
holen - nicht entschließen können, ihn auzuneh-
men. Wir haben ihn abgelehnt. Ich muß bei dieser 
Gelegenheit betonen, daß es sich bei der Lösung, 
für die wir uns jetzt entscheiden, unter allen Um

-

ständen nur um eine vorläufige handeln kann, 
weil wir die Gesamtneuordnung der Krankenver-
sicherung sicher erst im 3. Bundestag vornehmen 
werden. Wir müssen uns gegen den Grundsatz, daß 
festgelegt wird. den Lohn in Zeiten der Krank-
heit ohne weiteres fortzuzahlen, auch jetzt wieder 
wenden. 

Auch der Änderungsantrag Umdruck 1191 der 
Fraktion der SPD ist uns aus der zweiten Lesung 
bzw. aus dem Ausschuß bekannt. Auch hier können 
wir eine andere Stellungnahme als dort nicht ein-
nehmen. Wir müssen auch diesen Antrag ablehnen. 

Das gleiche gilt für den Antrag der Abgeordne-
ten Dr. Schild und Genossen, Umdruck 1183 Zif-
fer 1, sowie für den Eventualantrag unter Ziffer 2, 
den Zuschuß des Arbeitgebers erst nach 26wöchiger 
Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers zu ge-
währen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Richter. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn die Sache so einfach wäre, wie 
sie Herr Kollege Stücklen dargestellt hat, könnten 
wir sicherlich keine Argumente dagegen ins Feld 
führen. Aber es ist einfach unmöglich, daß von den 
Krankenkassen sowohl das Krankengeld wie auch 
der Zuschuß des Arbeitgebers gezahlt wird, weil 
keine Krankenkasse den Nettolohn eines ihrer 
Versicherten kennt. Dabei spielt es keine Rolle, ob 
wir heute entsprechend dem SPD-Antrag beschlie-
ßen, daß im Krankheitsfall der volle Nettolohn, 
bestehend aus Krankengeld und Anteil des Arbeit-
gebers, gezahlt wird, oder ob Ihr Antrag die Mehr-
heit bekommt — was wir bedauern würden; das 
verstehen Sie —, wonach nur 90 % des Nettolohns 
gezahlt werden sollen, wiederum bestehend aus 
Krankengeld der Krankenkasse und Zuschuß des 
Arbeitgebers. Einzig und allein der Arbeitgeber 
kann — ran Hand der Lohnliste — feststellen, wel-
chen Nettolohn der Arbeitnehmer, der krank ist, 
bezogen hat, und deshalb kann nur er als die  Sterile 

 in Frage kommen, die die Differenz bezahlt. Diese 
Regelung ist also wohlüberlegt. Ich stimme den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Horn und an-
derer Redner zu und bitte Sie, den Antrag des Kol-
legen Stücklen abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim-
mung. Sie ist sehr kompliziert. 

Der weitestgehende Antrag ist der der DP (FVP) 
auf Umdruck 1183 unter Ziffer 1 a, die §§ 1 bis 7 
zu streichen. Ich darf zunächst wohl die Zustim-
mung des Hauses dazu unterstellen, daß mit der 
jetzt vorzunehmenden Abstimmung die Angelegen-
heit endgültig entschieden ist, so daß ich den An-
trag nicht bei jedem der §§ 2 ,bis 7 aufzurufen  

brauche. — Ich stelle das Einverständnis des Hau-
ses damit fest. Wer für den Antrag Umdruck 1183 
Ziffer 1 a ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 
Wir kommen zu dem Antrag Umdruck 1183 Zif-

fer 1 b, wonach § 8 in anderer Formulierung als 
§ 1 eingesetzt werden soll. 

(Abg. Dr. Berg: Ziffer 1 b ist durch die 
Abstimmung über Ziffer 1 a erledigt!) 

— Danke sehr! 

Dann kommen wir zu den weiteren Änderungs-
anträgen. Davon ist nach meiner Ansicht der An-
trag Umdruck 1113 Ziffer 1 b .der Fraktion der SPD 
der weitergehende; in ihm wird eine grundsätzlich 
neue Fassung des  § 1 beantragt. Der Kollege Rich-
ter hat erklärt, daß er auf die getrennte Abstim-
mung über den Absatz 1 und die anderen Absätze, 
die er zunächst im Auge hatte. verzichtet, so daß 
nur eine einzige Abstimmung über diesen Antrag 
vorgenommen zu werden braucht, diese aber 
namentlich. Ich eröffne die namentliche Abstim-
mung. — 
Ich gebe das Ergebnis*) bekannt. Es haben 378 

stimmberechtigte Abgeordnete und 15 Berliner 
Abgeordnete ihre Stimme abgegeben. Von den 
stimmberechtigten Abgeordneten haben 150 mit 
Ja gestimmt, 223 mit Nein; 5 Enthaltungen. Von 
den Berliner Abgeordneten haben 8 mit Ja und  7 
mit  Nein gestimmt. Damit ist der Änderungsantrag 
Umdruck 1113 Ziffer 1 abgelehnt. 
Mir wird ein neuer Antrag vorgelegt. und zwar 

der Eventualantrag Umdruck 1118. Ich bin gebeten 
worden. zur Begründung dieses Antrags das Wort 
zu erteilen. Ich persönlich stehe auf dem Stand-
punkt. daß wir mitten in der Abstimmung sind 
und daß es richtiger ,gewesen wäre, den Antrag 
vorher ,einzureichen, damit er als Eventualantrag 
hätte begründet werden können. Mir wird aber 
von den Antragstellern mitgeteilt, sie hätten sich 
mit der Verwaltung in Verbindung gesetzt, und die 
Verwaltung habe ihnen diesen modus procedendi 
empfohlen. Ich kann das meinerseits nicht nach-
prüfen und stelle es dem Hause anheim, ob es aus 
Loyalitätsgründen im Hinblick auf die Auskunft 
der Verwaltung die Begründung zulassen will oder 
nicht. 

(Abg. Richter: Nur zwei Sätze zur Begrün

-

dung! — Abg. Stücklen: Ohne Begrün

-

dung abstimmen!) 
— Ich höre Meinungen verschiedener Art. Ich bitte 
diejenigen, die ausnahmsweise eine Begründung 
hierzu zulassen wollen, die Hand zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste scheint 
mir die Mehrheit gewesen zu sein. 
Ich darf dann Herrn Richter bitten, das Wort zu 

ergreifen. Aber ich darf bitten — so darf ich den 
Beschluß des Hauses interpretieren —, nur eine 
hoffentlich nicht zu lange Begründung zu geben 
und keine Debatte zu führen, damit Herr Kollege 
Schöttle mit der 12-Uhr-Abstimmung recht behält. 

Richter (SPD): Ich danke dem Herrn Präsidenten 
und den Damen und Herren, die es uns ermög-
licht haben, daß wir diesen Eventualantrag noch 
kurz begründen können. 
Der Eventualantrag Umdruck 1118 enthält drei 

Punkte. Ich bitte deshalb, mir einige Sätze dazu 
zu gestatten. 

*) Vgl. Seite 12641 
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(Richter) 
Wir beantragen, in § 1 Abs. 1 Satz 1 die Worte 

„ohne daß ihn ein Verschulden trifft," zu streichen. 
Warum beantragen wir das? Wir wollen hier 
nicht ein neues Recht für den Arbeiter schaffen. 
Der Grundsatz, der in § 1 Ihrer Fassung vorge-
sehen ist, enthält für die Zahlung des Zuschusses 
durch den Arbeitgeber die Voraussetzung, daß die 
Krankenkasse Krankengeld zahlt. Wenn aber die 
Krankenkasse Krankengeld zahlt und damit alle 
Voraussetzungen der Krankenversicherung erfüllt 
sind, kann es doch nicht noch weitere Vorausset-
zungen gehen. Man schafft ja zweierlei Recht, 
wenn man a)  die  Voraussetzungen der Kranken-
versicherung — RVO Paragraph soundso — verlangt 
und b) die Voraussetzung des Bürgerlichen Gesetz-
buches „ohne daß ihn ein Verschulden trifft". 
Meine Damen und Herren, hierin liegt ein Un-
recht, und das wollen Sie sicherlich nicht. 

Ich bitte Sie deshalb, unserem Antrag zuzustim-
men. Damit bleibt das geltende Recht der Kran-
kenversicherung bestehen, und das ist sachlich ein-
wandfrei. 

Zu Ziffer 2 unseres Antrags, statt 90 v. H. das 
volle Nettoarbeitsentgelt zu gewähren, brauche ich 
nichts zu sagen Warum soll der Arbeiter, wenn er 
krank ist, für sich und seine  Familie  nicht seinen 
Nettolohn weitergezahlt bekommen? Das ist eine 
Frage des guten Willens, und ich nehme an, daß 
Sie den guten Willen haben. Ich nehme weiter an, 
daß Sie den Arbeiter und die Arbeiterin in ihrem 
Interesse an ihrer Arbeitsstelle und an der Er-
haltung ihrer Arbeitskraft nicht ungünstiger beur-
teilen wollen als den Angestellten und Beamten. 

Mit Ziffer 3 beantragen wir,  in § 1 den Absatz 2 
l zu streichen. Das bedeutet, daß die Voraussetzung 
der vierwöchigen Betriebszugehörigkeit entfallen 
soll. Meine Damen und Herren, denken Sie an das 
Baugewerbe, denken Sie an das Saisongewerbe! 
Was soll ich viele Worte machen! Da wird der Ar-
beiter gewechselt, nicht weil es der Arbeiter will, 
sondern weil er durch die Umstände dazu ge-
zwungen ist. Wenn ein Bau fertiggestellt ist, 
soll sich der Arbeiter doch nicht krank melden oder 
etwa arbeitslos werden. Er geht zum anderen 
Handwerksmeister und errichtet dort einen neuen 
Bau. Wenn er jedesmal vier Wochen warten soll, 
bedeutet das praktisch, daß er, wenn er krank ist, 
überhaupt keinen Zuschuß zum Krankengeld er-
hält. 

Deshalb bitte ich Sie, ,diese unsere Anträge zu 
akzeptieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordne

-

ten des GB/BHE). 

Vizepräsident Dr. Becker: Wir fahren in der Ab-
stimmung fort und kommen — nachdem die völ-
lige Änderung des § 1 abgelehnt ist — zu den 
Einzeländerungen, die zu § 1 vorgeschlagen sind. 

Zu § 1 Abs. 1 liegt der Antrag Umdruck 1118 
Ziffer 1 vor, in Satz 1 die Worte „ohne daß ihn 
ein Verschulden trifft" zu streichen. Wer diesem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Des weiteren liegt zu § 1 Abs. 1 der Antrag 
Umdruck 1118 Ziffer 2 vor, in Satz 2 die Worte 
„neunzig vom Hundert des Nettoarbeitsentgelts 

(§ 2)" durch die Worte „dem Nettoarbeitsentgelt 
(§ 2)" zu ersetzen. Wer diesem Antrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zum Abs. 2 des § 1. 
Hierzu liegen, soweit ich es überblicken kann — 
ich bitte aber, mit zu prüfen —, drei Anträge vor. 
Der weitestgehende ist der der DP (FVP) — Um-
druck 1183 Ziffer 2 —, nach dem der Zuschuß erst 
nach 26wöchiger ununterbrochener Dauer des Ar-
beitsverhältnisses bei demselben Arbeitgeber ge-
währt werden soll. 

(Zurufe: Der Antrag auf Streichung geht 
weiter!) 

— Ich muß umgekehrt gehen. 26 Wochen; dann 
kommt der Antrag der FDP mit 3 Monaten, also 
13 Wochen. Dazwischen steht in der Reihenfolge 
der Ausschußantrag. Dann kommt der Antrag der 
SPD. Der Antrag der SPD ist insofern der weitest-
gehende, als er das  alles  kassieren will, aber er ist 
der weitestgehende in der entgegengesetzten Rich-
tung. Infolgedessen muß ich mit den anderen An-
trägen beginnen. Ich stelle also den Antrag der 
DP (FVP) als den in dieser Richtung weitestgehen-
den zur Abstimmung. Es ist der Antrag Umdruck 
1183 Ziffer 2. Wer ihm stattzugeben wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Ich komme dann zu dem Antrag der FDP Um-
druck 1191, der sich mit dreimonatiger Frist be-
gnügt, aber einen weiteren Satz hat, den ich auch 
zu beachten bitte. Ich stelle also den Antrag Um-
druck 1191 nunmehr zur Abstimmung und bitte 
diejenigen, welche für diesen Antrag stimmen wol-
len, um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu dem in der anderen 
Richtung weitestgehenden Antrag. Das ist der An-
trag Umdruck 1118 Ziffer 3, in § 1 den Abs. 2 zu 
streichen. Wer diesem Antrag stattzugeben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Damit sind wir mit den Änderungsanträgen zu 
§ 1, soweit er bisher besteht, am Ende. Hinzu 
kommt aber jetzt der Antrag Umdruck 1192, der 
einen neuen Absatz 3 anfügen will. Es ist der An-
trag Stücklen. Wer diesem Antrag stattzugeben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Wir haben also nunmehr über § 1 in der Aus-
schußfassung abzustimmen. Wer ihm zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — § 1 
ist in der Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe nunmehr den § 2 auf. Dazu liegen Än-
derungsanträge vor in Umdruck 1113 Ziffer 2 — 
ich bitte auch gleich Ziffer 3 zu beachten — und in 
Umdruck 1183 Ziffer 3. Wird das Wort zur Be-
gründung gewünscht? 

(Zuruf: Umdruck 1113 Ziffer 2 ist erledigt!) 

— Die Abstimmung hierüber entfällt also. 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 
Ich rufe dann auf den Änderungsantrag der 

Fraktion der DP auf Umdruck 1183 Ziffer 3, der 
eine neue Fassung des § 2 mit der Überschrift 
„Nettoarbeitsentgelt" vorsieht. Wer für diesen 
Antrag zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen 
angenommen. 

Nunmehr stelle ich den § 2 in der so geänderten 
Fassung zur Abstimmung. Ich darf wohl anneh-
men, daß sich die Abstimmung mit Rücksicht auf 
die Abstimmung über den Änderungsantrag er-
übrigt. 

(Zustimmung.) 

— Dann ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zu dem Antrag auf Um-
druck 1113 Ziffer 3, nach dem hinter § 2 ein neuer 
§ 2 a eingefügt werden soll. Soll dieser Antrag der 
Fraktion der SPD begründet werden? — Bitte, 
Herr Kollege Richter hat das Wort. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion beantragt, in die-
sem § 2 a vorzusehen, daß für die Dauer der Krank-
heit eines Arbeiters oder einer Arbeiterin, läng-
stens jedoch für sechs Wochen, die Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung unter Zugrunde-
legung des Arbeitsentgelts, das der oder die Be-
treffende vor der Krankheit gehabt hat, weiter 
gezahlt werden, damit der Arbeiter oder die Ar-
beiterin kein geringeres Altersruhegeld erhält, als 
es der Angestellte bei gleichem Lohn und gleicher 
Beitragsleistung bekommen würde. Wir haben in 
) dem Gesetz über die Rentenversicherung der Arbei-
ter und der Angestellten vorgesehen, daß für 
Krankheiten, die länger als sechs Wochen andauern, 
die Zeit, die über sechs Wochen hinausgeht, als 
rentensteigernd gilt. Wir haben dies im Ausschuß 
für Sozialpolitik und auch hier im Plenum ein-
mütig beschlossen, weil wir der Auffassung waren, 
daß für die Angestellten und die Arbeiter hier das 
gleiche Recht gelten muß. 

Wenn Sie jetzt diesem unserem Antrag nicht zu-
stimmen, dann ist in dieser Frage der Arbeiter un-
günstiger gestellt als der Angestellte. Der Ange-
stellte bekommt die ersten sechs Wochen der 
Krankheit sein Gehalt weitergezahlt, und es wird 
eo ipso auch der Beitrag zur Rentenversicherung 
gezahlt; sowohl der Arbeitgeber wie der Arbeit-
nehmer zahlen die 7 % zur Angestelltenversiche-
rung. Das gleiche Recht wünschen wir für den 
Arbeiter. Der kranke Arbeiter soll in den ersten 
sechs Wochen von seinem Zuschuß, den er durch 
den Arbeitgeber erhält, seinen seitherigen Beitrags-
anteil zur Rentenversicherung, d. h. die 7 %, wei-
terzahlen, und ebenso soll auch der Arbeitgeber 
den Rentenversicherungsbeitragsanteil von 7 % 
weiter gewähren, damit der Arbeiter im Alter nicht 
schlechter gestellt ist als der Angestellte. Wir wün-
schen hier soziale Gerechtigkeit und bitten um Ihre 
Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird weiter das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
auf Umdruck 1113 Ziffer 3. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand

-

zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf § 3, dazu den Änderungsantrag auf 
Umdruck 1113 Ziffer 4. Wird der Antrag be-
gründet? 

(Abg. Richter: Die Ziffern 4 und 5 sind 
erledigt!) 

— Danke schön. Wenn keine Änderungsanträge 
mehr vorliegen, brauche ich § 3 nicht mehr aufzu-
rufen. 

Zu § 4 war ein Änderungsantrag unter Ziffer 5 
des Umdrucks 1113 gemeldet. Wie mitgeteilt wird, 
ist auch dieser Antrag erledigt. 

Nun rufe ich § 5 auf. Hierzu lag ein Antrag 
unter Ziffer 4 des Umdrucks 1183 vor, der eben-
falls erledigt ist. Inzwischen ist ein neuer Antrag 
— Umdruck 1193 —, der vorhin schon erwähnt 
worden ist, eingereicht worden. Er wird von Herrn 
Atzenroth begründet. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
In § 5 ist eine Sonderregelung für die Heim-
arbeiter getroffen, denen statt des Krankengeldes 
eine Lohnerhöhung gewährt werden soll. Diese 
Lohnerhöhung soll die Risiken bei nicht in Be-
trieben Beschäftigten, die aber gleiche Arbeiten 
wie Arbeiter in Betrieben verrichten, ausgleichen. 
In der Ausschußvorlage ist dafür ein Satz von 2 % 
des Arbeitsentgelts errechnet worden. Bei Nach-
prüfung dieser Rechnung, deren Grundlage natür-
lich schwankend ist, hat sich ergeben, daß ein Satz 
von 1 % für einen wirklichen Ausgleich angemessen 
ist. Wir beantragen deshalb, in der Ausschuß-
fassung die Worte „2 vom Hundert" in „1 vom 
Hundert" zu ändern. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird der Antrag der 
DP (FVP) auf Umdruck 1183 Ziffer 4 noch be-
gründet? — Er ist damit begründet, danke schön. 

Herr Kollege Karpf, bitte! 

Karpf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach den jetzt beschlossenen 
Änderungen des Gesetzes würde die Fassung „2 
vom Hundert" keine Gleichstellung mit den übri-
Arbeitnehmern mehr sein. Wir stimmen deshalb 
dem Antrag, den Betrag auf 1 vom Hundert zu än-
dern, unter der Voraussetzung zu, daß Sie im 
übrigen der Formulierung des § 5 zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird weiter das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir kommen 
zur Abstimmung. Ich rufe zunächst Ziffer 4 des 
Umdrucks 1183 auf. Er enthält eine Neufassung 
des § 5 und scheint der weitergehende Antrag zu 
sein. Wer für diesen Antrag zu stimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Nunmehr rufe ich Umdruck 1193 zur Abstim-
mung auf. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? - Bei 
einer Reihe von Enthaltungen angenommen. 

Dann rufe ich § 5 in der so geänderten Fassung 
auf. Wer ihm zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Bei einer Reihe von Enthaltun

-

gen angenommen. 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 
Zu den §§ 6, 7 liegen keine Änderungsanträge 

vor. In Ziffer 6 des Antrags Umdruck 1113 wird 
die Einfügung eines § 7 a vorgeschlagen. Zur Be-
gründung Herr Kollege Regling, bitte! 

Regling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der zweiten Lesung konnten wir 
die Hoffnung haben, daß Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, eine Änderung der Aus-
schußfassung des § 8 in der Form vorbringen, wie 
wie sie in unserem ursprünglichen Antrag vorge-
sehen hatten. Dieser Antrag bezog sich im Artikel 2 
auf die Errichtung eines Ausgleichsstocks, und da-
mit wäre erreicht worden, daß das Gesetz für 
einen großen Teil der gewerblichen Arbeitnehmer 
überhaupt erst praktizierbar wird. Wir sehen die 
ganz große Gefahr, daß die unmittelbare Belastung, 
das Risiko für den Klein- und Mittelbetrieb größer 
als für den Großbetrieb wird. In diesem Sinne 
äußerten sich auch alle Redner in der zweiten Le-
sung. Sie, meine Damen und Herren von der CDU, 
haben jetzt eine andere Teillösung vorgeschlagen, 
die noch nicht an den Kern der Dinge herankommt. 
Sie sehen in Ihrem Vorschlag lediglich vor, dem 
Arbeitnehmer 65 % des Grundlohns durch die 
Krankenkasse zukommen zu lassen. Es ist zuzu-
geben, daß dadurch der Differenzbetrag, den der 
Arbeitgeber zu zahlen hat, kleiner wird. Aber 
trotz alledem müssen wir uns darüber klar sein, 
daß bei einem Zusammentreffen von mehreren 
Krankheitsfällen in einem Kleinbetrieb, selbst 
wenn der Arbeitgeber den guten Willen hat, den 
Ausgleich zu zahlen, dies nicht möglich sein wird; 
denn de l.  Kleinbetrieb muß im Gegensatz zum 
Großbetrieb noch eine Aushilfskraft einstellen. Die 
Belastung eines Großbetriebs durch Krankheits-
fälle beträgt im Jahre durchschnittlich 3 %. Bei 
einem Kleinbetrieb, der nur ein oder zwei Leute 
beschäftigt, kann dadurch eine momentane Bela-
stung von 100 % eintreten. Daran müssen wir doch 
auch denken; wir können an diesen Problemen 
nicht vorbeigehen. 

Hinzu kommt, daß in den kleinen und mittleren 
Betrieben nicht jeder Arbeitnehmer das ganze 
Jahr hindurch beschäftigt werden kann. In den 
Baubetrieben und in den Saisonbetrieben werden 
Arbeitnehmer oft kurzfristig eingestellt. Was nun, 
wenn ein kurzfristig eingestellter Arbeitnehmer 
nach kurzer Zeit krank wird? Sie haben vorge-
sehen, dann soll er eventuell ganz und gar bei der 
Lohnfortzahlung ausscheiden. Mit sozialer Einstel-
lung hat das allerdings nichts mehr zu tun. Dieser 
Mann würde ewig von Betrieb zu Betrieb wandern 
müssen. Wenn der Arbeitgeber erkennt, daß es 
sich um einen Mann handelt, der häufig krank ist, 
wird er keine Neigung verspüren, ihn überhaupt 
zu beschäftigen. Daran muß man doch auch denken. 
Sie wollen den kleinen Betrieben für die kurz-
fristig Beschäftigten damit eine Erleichterung ge-
währen. Ich sehe in Ihrem Vorschlag keine Erleich-
terung. Auch dem Arbeitgeber eines Klein- und 
Mittelbetriebes wird es unwohl sein, wenn er die-
sen Mann anders behandeln muß als die Beschäf-
tigten, die schon lange bei ihm sind. Sie tun be-
stimmt auch dem Arbeitgeber in den Klein- und 
Mittelbetrieben keinen Gefallen, wenn Sie hier un-
gleiches Recht schaffen. 
Sie müssen auch noch an folgendes denken. Nach 

Ihren Vorschlägen schaffen wir eine Teillösung; 
damit tut der Bundestag im Moment die Forde-
rung ab. Diese Forderung — das kann ich wohl 
sagen, ohne Hellseher zu sein — wird aber  

weiter bestehenbleiben. Draußen werden in Lohn- 
und Tarifkämpfen die noch fehlenden Rege-
lungen erkämpft werden. Denken Sie dabei 
an folgendes. In ein, zwei oder drei Jahren 
wird es gelingen, die Forderung in den Groß-
betrieben nach und nach durchzusetzen. Dann steht 
diese Frage auch für die Kleinbetriebe an. Sie wer

-

den dann gar nicht mehr umhinkönnen, gleichar-
tige Verträge abzuschließen, weil ihnen sonst die 
Gesellen weglaufen und wegen der dort bestehen-
den sozialen Vergünstigung in die Großbetriebe 
hineingehen. Das wäre ein weiterer Nachteil. Die 
Kleinbetriebe stehen dann aber vor der Notwen-
digkeit, den gesamten Differenzbetrag, der dann 
viel größer ist, aus eigener Tasche zu zahlen. 

Teillösungen und Kompromisse wird es immer 
geben; und dieser Weg wird oft gewählt, wenn er 
die Möglichkeit weiterer Verbesserungen zuläßt. In 
diesem Falle schaffen wir aber ein Faktum. Wir 
lassen den Ausgleichsstock nach der Ausschußvor-
lage heute weg, weil die Belastung Ihnen heute 
vielleicht noch tragbar erscheint. Wir müssen aber 
daran denken, daß einmal die Gesamtforderung 
wieder auf die Tagesordnung kommt. Wenn wir 
uns heute den Weg zum Ausgleichsstock verbauen, 
dann schafft man — — 

(Abg. Stücklen: Wir wollen das gar nicht 
haben!) 

— Herr Stücklen, ich sagte, man braucht kein 
Hellseher zu sein, um zu wissen, daß diese Forde-
rung draußen erkämpft wird und somit die grö-
ßere Belastung auf uns zukommt, 

(Abg. Stücklen: Aber nicht auf diesem 
Weg!) 

— nicht über den Bundestag, aber draußen bei den 
Tarifverhandlungen. Daran geht kein Weg vorbei. 
Das sehen Sie genauso wie wir. Das wird, wenn 
nicht heute, so doch morgen kommen. Darauf gebe 
ich Ihnen Brief und Siegel. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Das geht aber über 
den Preis!) 

— Das ist wieder ein ganz anderes Problem, Herr 
Dr. Atzenroth. Zunächst geht es um diese Forde-
rung. Ich sehe es einfach so: sie wird kommen, und 
wenn wir dann den Ausgleichstock nicht einge-
baut haben, trifft die Gesamtbelastung in der gan-
zen Härte auch hier den Klein- und Mittelbetrieb, 
dem Sie — die Sprecher aller Fraktionen haben das 
in der zweiten Lesung bekundet — das irgendwie 
tragbar machen wollen. Es besteht doch die Ge-
fahr, daß sonst trotz des guten Willens die Verbes-
serungen, die für den Arbeitnehmer jetzt geschaf-
fen werden sollen, einfach nicht zum Tragen kom-
men können, weil die Betriebe dazu nicht in der 
Lage sind. Dem Arbeitnehmer ist nicht damit ge-
dient, wenn er sieht, daß der kleine Betriebsin-
haber, sein kleiner Meister, das nicht kann, aber 
vor der gesetzlichen Verpflichtung steht. Beiden 
Teilen wäre geholfen, wenn wir diesen Ausgleichs-
stock schüfen. 

Bitte stimmen Sie deshalb unserem Änderungs-
antrag auf Einführung eines Ausgleichsstockes zu. 
Sie ermöglichen dadurch die Durchführung des Ge-
setzes — wenn es auch nicht ganz unseren Wünschen 
entspricht —, Sie helfen mit zu einer besseren Re-
gelung, Sie helfen dem Arbeitnehmer auch in den 
Klein- und Mittelbetrieben und Sie helfen dem 
kleinen Betriebsinhaber. Daß Sie das tun wollen, 
haben Sie verschiedentlich bekundet. Hier haben 
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Sie Gelegenheit, indem Sie unserem Antrag zu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort ge-
wünscht? — Bitte, Herr Kollege Arndgen. 

Arndgen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr Vor-
redner hat seine Ausführungen damit begonnen, 
daß er gesagt hat,  er habe erwartet, daß auch von 
einem Teil unserer Fraktion irgendwie ein Antrag 
gestellt werden würde, der sich mit einem Aus-
gleichsstock beschäftigte. Ich verrate kein Geheim-
nis, wenn ich sage, daß die Frage eines Ausgleichs, 
namentlich für ¡die kleinen Betriebe, innerhalb 
unserer Fraktion sehr ernst überlegt worden ist. 
Aber diejenigen unserer Fraktion, die mit diesem 
Gedanken spielten, haben sich überzeugen lassen 
müssen, daß in diesem Gesetz kein Ausgleichsstock 
verankert werden kann. Die in dem Antrag der 
SPD-Fraktion vorgesehenen Bestimmungen ge-
nügen nicht. Um einen solchen Ausgleichsstock 
funktionsfähig zu machen, wären, um nur einige 
Beispiele zu nennen, Bestimmungen notwendig 
über die Aufbringung der Mittel, über die Ver-
waltung der Mittel, über Rücklagen, die bestimmt 
notwendig sind, über irgendeine Aufsicht, die ge-
führt werden muß, über einen Rechtszug, an dem 
wir nicht vorbeikommen, und es wären noch Be-
stimmungen erforderlich für den sonstigen Ver-
waltungsverkehr. Weil diese Dinge so kompliziert 
sind, wollten wir das Gesetz schaffen, ohne daß 
irgendwie ein Ausgleich vorgesehen wird. Ein Aus-
gleich erscheint uns namentlich deshalb nicht er-
forderlich, weil wir eine persönliche Verbindung 
des erkrankten Beschäftigten mit seinem Betrieb 
anstreben und weil die Beträge nicht so horrend 
sind, daß sie von dem einzelnen nicht getragen 
werden können. Ich bitte Sie deshalb, den § 7 a, 
wie er von der SPD-Fraktion vorgeschlagen wor-
den ist, abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Regling. 

Regling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! All das, was Sie, Herr Kollege Arnd-
gen, uns soeben vorgetragen haben, hätte im Aus-
schuß besprochen werden können. 

(Abg. Arndgen: Ist eingehend besprochen 
worden!) 

— Aber in dem Antrag und auch jetzt wieder ist 
vorgesehen, daß all diese Dinge über eine be-
stehende Einrichtung geregelt werden. Diese be-
stehende Einrichtung könnten notfalls die Kran-
kenkassen sein. Durch Satzung und Regierungs-
bestimmung können weitere Möglichkeiten einge-
baut werden. 

(Abg. Stücklein: Welche Einrichtung?) 

— Die Einrichtung ides  Ausgleichsstocks, den wir 
fordern. Der Ausgleichsstock geht natürlich zu 
Lasten des Arbeitgebers, und damit erreichen wir, 
daß der Arbeitnehmer auch tatsächlich in den 
Genuß dieser Verbesserungen kommt. Ich bin nicht 
der Meinung, daß Sie den Kontakt zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer fördern, indem Sie 
den Arbeitgeber mit dieser Zahlung belasten. Ich 
sagte Ihnen bereits vorhin: Es wird vielfach so 
sein, daß der Arbeitgeber, ohne daß er es will, 

dazu einfach nicht in der Lage ist. Es kann vor

-

kommen, daß von fünf, sechs Beschäftigten drei, 
vier Mann plötzlich krank werden. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Das ist die Folge 
Ihres Antrags!) 

— Entschuldigen Sie, Sie haben anscheinend nicht 
beachtet, daß wir dafür einen Ausgleichsstock wün-
schen. Das ist unser Anliegen. Ich bin auch der 
Meinung, daß wir in dieser Stunde noch, wenn Sie 
unserem Antrag Ihre Zustimmung geben, alle hier 
angesprochenen offenen Fragen über die Satzung 
durch Ermächtigung der Bundesregierung oder des 
zuständigen Ministers regeln können. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab

-

geordnete Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Reg-
ling, Sie sind inkonsequent, wenn Sie auf der einen 
Seite die Auszahlung des Arbeitgeberanteils durch 
die Krankenkassen ablehnen und ,auf der anderen 
Seite eine Konstruktion schaffen wollen, die einen 
Ausgleich über die Krankenkassen ermöglicht. 
Wenn wir die Auszahlung über die Krankenkassen 
vorgenommen hätten, wäre es durchaus möglich ge-
wesen, ,daß alle Arbeitgeber bis zu hundert Be-
schäftigten in den Krankenkassen zusammengefaßt 
werden und daß innerhalb dieser Arbeitgeber der 
Risikoausgleich vor sich geht. 

Bei der Annahme Ihres Antrags würden wir 
zwar unter Umständen besondere Härten ausglei-
chen, aber die Belastung durch den SPD-Antrag 
wäre über die Ausgleichskassen noch ,das Vier-
fache größer als nach dem Antrag der CDU/CSU. 
Wir haben die Belastung des einzelnen Unterneh-
mers durch die Heraufsetzung der Krankenkassen-
leistung abgemildert. Mit einer neuen Organisation 
außerhalb oder innerhalb der Krankenkassen wä-
ren aber die Verwaltungskosten wesentlich höher 
als der  zu erwartende Ausgleichsbetrag; denn man 
müßte zuerst einmal individuell auszahlen und 
die individuelle Auszahlung der Krankenkasse 
melden. Die Krankenkasse müßte dann die Summe 
aller Auszahlungen bilden und die Ausgleichsbe-
träge errechnen. Herr Kollege Regling, wir haben 
das reiflich geprüft. Auch wir waren unsprünglich 
der Meinung, daß es -richtiger wäre, es so zu 
machen, wie Sie es vorschlagen. Wir haben uns je-
doch in der Aussprache mit den Krankenkassen und 
mit den anderen Beteiligten davon überzeugt, daß 
das nur sehr schwer durchführbar ist. 

Wir wollen mit unserem Antrag erreichen, daß 
der Anteil des Arbeitgebers so wird, daß er nicht 
mehr existenzgefährdend wirkt. Wenn Sie nämlich 
die Tabelle nehmen, die auch Sie sicher errechnet 
haben, sehen Sie, daß bei einem Wochenlohn von 
96,62 DM für den Arbeitgeber ein Ausgleichsbetrag 
in Höhe von ungefähr 5 DM in Frage kommt. 

(Abg. Richter: Das ist eine soziale 
Großtat!) 

— Herr Richter, 90 % des  Nettolohns ,bekommt der 
Arbeitnehmer. Für ihn ist es wichtig, wie sein  Un-
terhalt im Krankheitsfalle sichergestellt wird. Das 
regeln wir dahin, daß er 90 % seines Nettoeinkom-
mens erhält. Damit haben wir den Lebensunterhalt 
im Krankheitsfall für den Arbeitnehmer gesichert. 
Bei der Aufbringung der Mittel macht die einzelne 
Belastung nur Pfennigbeträge aus, Herr Kollege 
Richter. Bei einem Wochenlohn von 100 DM er- 
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höht sich der Krankenversicherungsbeitrag des Ar-
beitnehmers in Zukunft um 43 Pfennig. Ich glaube, 
Herr Kollege Richter, jeder Arbeitnehmer, der mit 
einer Erhöhung von 43 Pfennig bei einem Wochen-
lohn von 100 DM im Krankheitsfall eine Sicherung 
von 90 % seines Wochenlohnes hat, wird dieser 
Regelung dankbar zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Stücklen, Sie 
haben davon gesprochen, der Kollege Regling sei 
bei seinem Anliegen inkonsequent. Wir sind der 
Auffassung, daß Ihre Darlegungen nicht folgerich-
tig sind. Man muß zweierlei unterscheiden: erstens 
die  Verpflichtung des Arbeitgebers zur Lohnfort-
zahlung — das  ist ein sozialpolitisches Anliegen — 
unid zweitens — und  das  ist ein finanzwirtschaft-
liches Anliegen — die Bewerkstelligung eines Aus-
gleichs unter den Arbeitgebern, eine Minderung 
der Risiken. 

Herr Kollege Stücklein, in unserem Antrag wird 
zudem gefordert, daß der Ausgleichsstock bei be-
stehenden Einrichtungen zu schaffen ist; es entsteht 
deshalb kein neuer Verwaltungsapparat. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
,auf Umdruck 1113 Ziffer 6 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte  um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag 
l ist abgelehnt. 

Ich rufe § 8 auf. Hierzu liegen zwei Änderungs-
anträge vor, einer auf Umdruck 1113 Ziffer 7 — 
eine Neufassung —, der andere auf Umdruck 1190 
Ziffer 1, ebenfalls eine Neufassung. Ein dritter An-
trag zu § 8, der in dem FVP-Antrag enthalten war, 
ist vorhin als erledigt bezeichnet worden. 

Ich darf fragen, ob das Wort zur Begründung 
gewünscht wird. — Herr Kollege Schellenberg, 
bitte. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Sozialdemokraten bean-
tragen unter Ziffer 7, das Krankengeld nach Ab-
lauf von sechs Wochen auf 75 v. H. des Grund-
lohnes zu erhöhen. 

Es kann nicht bestritten werden, daß bei länger 
andauernder Krankheit ein Bedürfnis nach erhöh

-

tem sozialem Schutz besteht. Nach den Beschlüssen 
der Mehrheit des Ausschusses soll das Kranken-
geld nach Ablauf von sechs Wochen auf 50 v. H. 
des Grundlohns gesenkt werden. Eine solche Rege-
lung würde nach Auffassung der Sozialdemokraten 
jede sozialpolitische Konzeption geradezu auf den 
Kopf stellen. Diese Regelung — sie ist jetzt wieder 
zum Gegenstand des Antrags der CDU gemacht — 
entspricht auch nicht den Bedürfnissen der An-
gestellten, da auch bei ihnen eine wesentliche 
Minderung ihrer Bezüge bei Krankheit über sechs 
Wochen eintritt. 

Wie hoch stellt sich der finanzielle Aufwand für 
unseren Antrag? Im Durchschnitt gerechnet 
bedeutet diese Regelung bei langandauernder 
Krankheit eine Erhöhung des Krankengeldes von 
6 auf 9 DM für den Krankheitsfall. Die gesam

-

ten Mehraufwendungen bewegen sich in einer 
Größenordnung von jährlich '70 Millionen DM. 
Wenn aber dieser Mehraufwand, der erforderlich 
ist, um entsprechend unserem Antrag die Menschen 
bei langandauernder Krankheit ausreichend sozial 
zu sichern, in  Beziehung zu dem gesamten Lohn-
aufkommen von 70 Milliarden DM gesetzt wird, 
so ergibt sich, daß er nur 0,1 v. H. des Lohnauf-
kommens ausmacht. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Der Antrag kommt 
aber zu dem anderen hinzu!) 

— Aber über die anderen Anträge ist gegen unsere 
Konzeption entschieden worden. Bei dieser Größen-
ordnung ist es nach Auffassung der Sozialdemo-
kraten auch zur Vorbereitung einer vernünftigen 
sozialen Neugestaltung auch finanziell vertretbar, 
dem dringenden Anliegen auf Erhöhung des Kran-
kengeldes nach längerer Krankheit zu entsprechen, 
anstatt es zu senken, wie es in dem Antrag der 
CDU/CSU vorgesehen ist. 

(Abg. Stücklen: Wie es bisher ist!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Ruf. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Änderungsantrag Umdruck 
1190 (neu) will die CDU/CSU-Fraktion dem Ge-
setzentwurf wieder einen § 8 einfügen, der, wie 
Sie wissen, in der zweiten Lesung gestrichen wor-
den ist. Die Ausschußfassung soll allerdings dahin 
geändert werden, daß das Krankengeld für die 
ersten sechs Wochen der Arbeitunfähigkeit nicht 
um 10 %, sondern um 15 %, also auf 65 % erhöht 
wird und die  Familienzuschläge nicht jeweils 3 %, 
sondern 4 % und 3 % betragen. 
Ich bitte Sie noch,  in  unserem Änderungsantrag 

hinter den Worten „für jeden weiteren" das Wort 
„solchen" einzufügen. 

Außerdem darf ich darauf aufmerksam machen, 
daß in der Gegenüberstellung der Beschlüsse der 
zweiten Beratung von § 8 die Ziffern 5 bis 9 weg-
gelassen sind. Diese Ziffern sollen in diesen neuen 
§ 8 selbstverständlich wieder aufgenommen wer-
den. 

Wir sehen in diesem Vorschlag, den die CDU/ 
CSU-Fraktion Ihnen hiermit unterbreitet, eine not-
wendige Verbesserung, die insbesondere auf die 
kleinen und mittleren Betriebe Rücksicht nimmt. 
Sie wissen, daß die CDU/CSU-Fraktion das sozial-
politische Grundanliegen dieses Gesetzentwurfs be-
jaht. Sie ist allerdings der Ansicht, daß bei allen 
sozialpolitischen Maßnahmen, die wir zu treffen 
haben, auf die besonderen Bedingungen der klei-
nen und mittleren Betriebe Rücksicht genommen 
werden muß. Wir würden eine schlechte Sozial-
politik treiben, wenn wir dies nicht jeweils beach-
teten. 

Zu dem Antrag der SPD, den soeben Herr Kol-
lege Schellenberg begründet hat, darf ich erwäh-
nen, daß auch bei Angestellten nach sechs Wochen 
der Krankengeldsatz wieder auf 50 % fällt. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Beseitigen wir das!) 
— Wir wollen das  beseitigen. Aber das können wir 
bei diesem Gesetz, Herr Kollege Schellenberg, 
nicht tun; das ist eine Aufgabe der Gesamtreform 
der sozialen Krankenversicherung. Sie wissen ge-
nauso wie ich, daß hierfür die Vorarbeiten in vol-
lem Gange sind und ,daß die Reform der Kranken-
versicherung uns im Sozialpolitischen Ausschuß des 
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3. Bundestages als eine der ersten Aufgaben be-
schäftigen wird. 

(Abg. Frau Korspeter: Aber Herr Kollege 
Ruf, Sie erhöhen doch auf 65 %!) 

Diesen Grundsatz haben wir in diesem Gesetzent-
wurf aus guten Gründen durchgehalten, und ich 
halte es nach wie vor mit  den  Freunden von mei-
ner Fraktion für richtig, daß man die kommende 
Reform nicht unnötig präjudizieren sollte. 

Ich bitte Sie also, den Antrag der SPD abzuleh-
nen und unserem Antrag auf Umdruck 1190 zuzu-
stimmen. 

(Abg. Frau Korspeter: Das  war  aber keine 
Antwort!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich bin dem Herrn 
Kollegen Ruf sehr dankbar, daß er darauf auf-
merksam gemacht hat, daß in der Drucksache 3551 
zu § 8 ,die Ziffern 5 bis 9 aus der zweiten Lesung 
nicht mit abgedruckt sind. Ich lasse  das  eben noch 
einmal durch das Büro nachprüfen. 

Darf ich fragen, ob zu den soeben begründeten 
Anträgen noch das Wort gewünscht wird. — Herr 
Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Ruf hat soeben 
die Auffassung vertreten, daß man unserem An-
trag, das Krankengeld nach Ablauf von sechs 
Wochen zu erhöhen, deshalb nicht zustimmen 
könne, weil man einer Reform der Krankenver-
sicherung nicht vorgreifen wolle. Aber, Herr Kol-
lege Ruf, gerade das beabsichtigen Sie ja! In Ihrem 
Antrag werden an neun Stellen die Vorschriften 
des Zweiten Buchs der Reichsversicherungsordnung 
— Krankenversicherung — geändert. Sie nehmen 
also eine Änderung in der Gestaltung der bisherigen 
Krankenversicherung vor. Was wir beabsichtigen, 
ist, eine solche Änderung wenigstens sinnvoll zu 
vollziehen. Eine sinnvolle Neugestaltung wird da-
durch eingeleitet, daß den Menschen, die länger 
arbeitsunfähig sind, eine höhere und eine bessere 
soziale Sicherung gewährleistet wird. 

Die Regelung, die hier namens der CDU/CSU-
Fraktion begründet wurde, ist die sogenannte 
gespaltene Regelung. Was wird durch diese gespal-
tene Regelung bezweckt? Formal wird das Kran-
kengeld während der ersten sechs Wochen erhöht. 
Aber der wirtschaftliche Sinn dieser Erhöhung ist 
nicht eine Verbesserung der Leistung für den er-
krankten Menschen, sondern eine finanzielle Bei-
hilfe für die Arbeitgeber. Wenn Sie das wollen, 
dann hätten Sie, Herr Kollege Stücklen, unserem 
Antrag auf Errichtung eines Ausgleichsstocks zu-
stimmen müssen, nämlich den Risikoausgleich für 
die Selbständigen zu verbessern. Aber es ist doch 
sinnwidrig, wenn Sie unter der Bezeichnung Kran-
kengelderhöhung eine Leistung normieren wollen, 
die überhaupt nicht dem Erkrankten zugute 
kommt, sondern die ausschließlich für den Betrieb 
bestimmt ist. 
Bitte, machen Sie sich doch die praktischen Aus-

wirkungen klar! Sie schlagen vor, das Kranken-
geld für die ersten sechs Wochen nach dem Fa-
milienstand zu erhöhen. Was ist die Wirkung 
jener Maßnahme, die so aussieht, als ob sie fami-
lienpolitisch gezielt sei? Tatsache ist aber: Je 
größer die Zahl der Familienangehörigen ist, um 
so mehr vermindert sich die Zuschußleistung des 
Arbeitgebers. Der Familienzuschlag kommt nicht 

dem Erkrankten und seiner Familie zugute, son-
dern dient zur Entlastung des Betriebs. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie es durchrechnen, werden Sie feststellen, 
daß nach dem, was Sie beabsichtigen, die tatsäch-
liche Leistung des Unternehmers für einen Be-
schäftigten mit drei Kindern auf 5 v. H. des Lohns 
absinkt. Das ist keine sinnvolle Regelung. 

Das Anliegen, um das es uns hier geht, ist es, 
bei längerer Krankheit das Krankengeld zu er-
höhen. Dies entspricht einem dringenden sozial-
politischen Gebot für Arbeiter und für Angestellte 
zugleich. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen zu diesen beiden Anträgen nicht vor. 
Ich möchte diese beiden Anträge, da bei Annahme 
eines von ihnen der bisherige § 8 im Text der 
zweiten Lesung praktisch erledigt sein würde, zu-
nächst zur Abstimmung bringen. — Soeben wird 
mir ein Eventualantrag zu § 8 überreicht. Darf ich 
fragen, zu welcher Ziffer des § 8 dieser Antrag 
gestellt wird? — Herr Abgeordneter Schellenberg! 

Dr. Schellenberg (SPD): Der Inhalt dieses Even-
tualantrags ist, daß, sofern Ihre Konzeption an-
genommen wird, die Aufwendungen für die Er-
höhung des Krankengeldes vom Arbeitgeber zu 
tragen sind. 

Vizepräsident Dr. Becker: Es bleibt immer noch 
die Frage, zu welcher Ziffer des bisherigen § 8 
dieser Antrag gestellt wird oder ob durch ihn eine 
neue Ziffer eingefügt werden soll. 

(Zurufe.) 

— Ich will erst klarstellen, um was es sich handelt; 
eventuell müssen wir eine Pause machen, sonst 
kommen wir nicht durch. Es liegt nämlich schon 
ein weiterer Antrag vor, durch den dem § 8 eine 
Ziffer 10 angefügt werden soll. 

Der Antrag, der soeben eingereicht ist und noch 
bekanntgegeben wird, ist für die Abstimmung über 
die zunächst vorliegenden Anträge ohne Bedeu-
tung; er käme nur eventualiter in Frage. Wenn die 
Anträge angenommen werden, daß der ganze bis-
herige § 8 fallen soll, brauchen wir über Zusatz-
anträge nicht mehr abzustimmen. Stellt sich her-
aus, daß die neuen Anträge nicht angenommen 
werden, dann müssen wir in einer Pause das, was 
Herr Kollege Ruf mit Recht angeregt hat, in ganz 
anderer Weise regeln; ich werde dann noch darauf 
zurückkommen. Ich bitte also damit einverstanden 
zu sein, daß wir zunächst die großen Anträge Um-
druck 1113 Ziffer 7 und Umdruck 1190 bescheiden. 
Ich lege sie so aus — und bitte um Ihre Kon-
trolle —, daß mit der Annahme des Antrages 1113 
Ziffer 7, der mir gegenüber dem Antrag der CDU 
der weitestgehende zu sein scheint, der ganze § 8 
in der bisherigen Fassung erledigt sein würde. — 
Ich höre Ihre Zustimmung und darf das feststellen. 
Dann stelle ich jetzt also den Antrag Umdruck 
1113 Ziffer 7 zur Abstimmung, 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ich bitte um ge

-

trennte Abstimmung!) 

— getrennt nach den Buchstaben a, b und c. Zu

-

nächst stimmen wir ab über Ziffer 7, erste Reihe, 
die lautet: „Die Reichsversicherungsordnung wird 
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(Vizepräsident Dr. Becker) 
wie folgt geändert und ergänzt:" Wer für diese 
erste Reihe ist, den bitte ich, die Hand zu er-
heben. — Ist erledigt. Buchstabe a — ist erledigt, 
das heißt: abgelehnt. Darüber sind wir uns einig. 

Jetzt rufe ich Buchstabe b auf. 

Geiger (Aalen) (SPD): Ich beantrage zu Ziffer 7 
Umdruck 1113 Buchstabe b namentliche Abstim-
mung. 

Vizepräsident Dr. Becker: Zu Buchstabe b wird 
namentliche Abstimmung beantragt. Dann frage 
ich zunächst das Haus, ob es damit einverstanden 
ist, daß wir jetzt vor der namentlichen Abstim-
mung eine Pause eintreten lassen, und zwar aus 
folgenden Gründen: Im Präsidium war verabredet, 
daß die Pause von 12.30 bis 14 Uhr sein sollte, mit 
Rücksicht darauf, daß die Präsidenten nicht anders 
zur Verfügung stehen. Herr Abgeordneter Ruf hat 
ferner mit Recht darauf aufmerksam gemacht, daß 
durch Beschluß in der zweiten Beratung der ganze 
§ 8 entfallen ist, also auch die Ziffern 5 bis 9. 
Daher muß durch einen Antrag aus der Mitte des 
Hauses vorgeschlagen werden, daß der § 8 durch 
die Ziffern 5 bis 9 wieder ergänzt wird. Das bitte 
ich schriftlich in der Pause vorzubereiten. Ferner 
liegt noch ein Antrag des Kollegen Sabel auf Ein-
fügung einer Ziffer 10 vor, der noch vervielfältigt 
werden müßte, weiter der Eventualantrag, den 
soeben der Kollege Schellenberg gestellt hat und 
der auch noch vervielfältigt werden müßte. Wir 
müssen uns über die Tragweite dieser Abstimmun-
gen klar sein. 

Ich unterbreche also jetzt die Sitzung bis 
14.05 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.35 Uhr 
bis 14.07 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung wird fort-
gesetzt. 

Wir fahren in der dritten Beratung des an-
stehenden Gesetzentwurfs fort. 

Wir stehen bei § 8. Die Aussprache ist schon 
geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung über 
die Änderungsanträge Umdruck 111.3 Ziffer 7 und 
Umdruck 1190. Zuerst stimmen wir über den An-
trag Umdruck 1113 Ziffer 7 ab. Es ist vereinbart, 
getrennt nach den Buchstaben a, b und c abzu-
stimmen. — Ich kann Übereinstimmung feststellen. 

Wir stimmen also zuerst ab über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD Umdruck 1113 
Ziffer 7, § 8 Buchstabe a. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letztere ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu Buchstabe b. Hierzu ist 
von der Fraktion der SPD namentliche Abstim-
mung über den Antrag der SPD auf Umdruck 1113 
Ziffer 7 beantragt. Der Antrag ist hinreichend 
unterstützt, denn es sind mehr als 50 Abgeordnete 
der SPD anwesend. Wir treten in die Abstimmung 
ein. — 

Ich gebe das Ergebnis') der namentlichen Ab-
stimmung über den Antrag auf Umdruck 1113 Zif- 

*) Vgl. Seite 12633 

fer 7 betreffend § 8 Buchstabe b bekannt. Es wur

-

den 352 stimmberechtigte und 13 Berliner Stimmen 
abgegeben. Mit Ja haben 140 stimmberechtigte und 
7 Berliner, mit Nein 209 stimmberechtigte und 
6 Berliner Abgeordnete gestimmt; enthalten haben 
sich 3 stimmberechtigte und kein Berliner Abge-
ordneter. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
Buchstabe c an der gleichen Stelle. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ist erledigt!) 

— Nach Angabe der Antragsteller erledigt; fällt 
damit weg. 

Nunmehr kommen wir zu dem Antrag der Frak-
tion der SPD auf Umdruck 1196. Das ist ein Even-
tualantrag, der jetzt aktuell wird, nachdem der 
Hauptantrag abgelehnt ist. 

(Zuruf von der Mitte: Antrag Um

-

druck 1195!) 
— Auf meinem Umdruck steht 1196; ich kann nicht 
annehmen, daß die Maschine sich getäuscht hat. 

(Zuruf von der Mitte: Beide Anträge 
haben den gleichen Inhalt!) 

— Ein Antrag Umdruck 1195 liegt überhaupt nicht 
vor. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Bitte, Herr Professor Schellenberg, vielleicht 
können Sie es aufklären. 

Dr. Schellenberg (SPD): Es liegt ein Antrag der 
Sozialdemokraten auf Umdruck 1196 vor,  den  ich 
vorhin dem Herrn Präsidenten überreicht habe. 
Es ist jetzt von einigen Kollegen der CDU ein 
Antrag Umdruck 1195 eingegangen. Inhaltlich 
stimmen beide Anträge überein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ach so, entschuldigen 
Sie. Es ist jetzt nur die Frage, ob wir zuerst über 
die Anträge auf Umdruck 1196 und Umdruck 1195 
oder über  den  Antrag auf Umdruck 1190 abstim-
men. 

(Abg. Stingl: Zur Geschäftsordnung!) 
- Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter 
Stingl. 

Stingl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men  und Herren! Zur Zeit haben wir überhaupt 
keinen § 8. Wir können über den Antrag Sabel 

 und über den Antrag der SPD nicht abstimmen, 
weil es die vorhergehenden Ziffern des § 8 nicht 
gibt. Es muß also vorher der CDU/CSU-Antrag 
angenommen werden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das findet die Zustim-
mung des Hauses. Wir stimmen also zuerst über 
den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Umdruck 1190 (neu) ab. Wir diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Das erste war 
die Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 
Dann kommen wir zu den Anträgen auf Um-

druck 1195 und 1196, die inhaltlich gleich sind. Ich 
muß also in der Reihenfolge des Eingangs abstim-
men lassen. Oder einigen sich die Antragsteller? 

(Abg. Sabel: Zur Geschäftsordnung!) 

— Herr Abgeordneter Sabel zur Geschäftsordnung. 
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Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident, ich darf dar-
auf hinweisen, daß diese Anträge noch nicht be-
gründet worden sind. Ihr Vorgänger hat vor der 
Pause erklärt, daß wir die Anträge nach der Pause 
behandeln würden und daß sie dann noch begrün-
det werden könnten. 

(Zuruf: Ist das nötig?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ist das Haus damit 
einverstanden, daß die Anträge noch begründet 
werden und daß wir notfalls in eine Aussprache 
eintreten? — Das ist der Fall. 
Ich erteile das Wort zur Begründung Herrn Ab-

geordneten Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der vorliegende Antrag sieht 
vor, dem § 381 der Reichsversicherungsordnung 
einen neuen Abs. 5 anzufügen, der besagt, daß die 
den Krankenkassen durch die Erhöhung des Kran-
kengeldes während der ersten sechs Wochen der 
Arbeitsunfähigkeit entstehenden Mehraufwendun-
gen vom Arbeitgeber in Form eines Zuschlags zum 
Arbeitgeberanteil zu tragen sind. Sinngemäß ent-
spricht dieser Antrag dem SPD-Antrag auf Um-
druck 1196. Ich glaube, man sollte diese Bestim-
mung dem § 381 RVO anfügen, weil dort die Bei-
träge zur Krankenversicherung behandelt werden. 
In der Ausschußvorlage gingen wir davon aus, 

daß die Mehrbelastung der Krankenkassen an-
teilig übernommen werden sollte. Sie sollte von 
den Beitragsverpflichteten ohne Differenzierung 
übernommen werden. Die neue Fassung erhöht 
allerdings wesentlich die Leistung der Kranken-
kasse und entlastet den Arbeitgeber. Gegen die 
Regelung, die der Ausschuß gefunden hat, haben 
Kreise des Mittelstandes eingewandt, bei dieser 
Lösung könne unter Umständen eine zu starke 
Belastung der Kleinstbetriebe — die nun die Diffe-
renz zwischen Krankengeld und 90 % des Netto-
lohns zahlen müssen — in Fällen entstehen, in 
denen der einzige Arbeitnehmer erkranke. Hier ist 
nun sichergestellt, daß das Risiko verteilt wird. 
Dagegen haben sich ursprünglich auch die Vertreter 
des Mittelstandes nicht gewandt; sie haben nur das 
Risiko, das sich nach der vom Ausschuß vorge-
schlagenen Regelung ergeben würde, als zu hoch 
angesehen. Nachdem die größere Leistung auf die 
Krankenkasse verlagert wird, wäre es unbillig, 
jetzt die Mehrbelastung durch den Beitrag wieder 
so zu verteilen, wie es ursprünglich vorgesehen 
war. Für die anderen Schichten — ich denke an 
den Angestellten — trägt ja der Unternehmer das 
Risiko in den ersten sechs Wochen der Krankheit 
ganz. Hier würden wir den Zustand erreichen, daß 
praktisch diese Mehrleistung für die sechs Wochen 
weitgehend auch durch den eigenen Beitragsanteil 
des Arbeitnehmers finanziert wird. Wir sind also 
der Meinung, diese neue Regelung erfordert es, daß 
diese Mehrbelastung der Krankenkassen nicht ge-
meinsam von Versicherten und Arbeitgebern ge-
tragen wird, sondern dem Arbeitgeber zufällt, der 
ja auch sonst in anderen Fällen dieses Risiko zu 
tragen hat. 
Ich darf Sie deshalb bitten, dem Antrag zuzu-

stimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Soll auch der Antrag 
Umdruck 1196 begründet werden? — Herr Abge-
ordneter Richter! 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion hat bewußt das 
Hohe Haus ersucht, keine Erhöhung des Kranken-
geldes vorzunehmen, sondern das Krankengeld, so 
wie es seither üblich ist, auf 50 % des Grundlohnes 
d. h. praktisch 50 % ,des Bruttolohnes, stehenzu-
lassen. Sie haben mit Mehrheit gegen unsere Stim-
men festgelegt, daß das Krankengeld auf 65 % des 
Grundlohns erhöht werden soll, das bedeutet prak-
tisch auf zirka 75, ja 80 % des Nettolohnes. Da Sie 
andererseits beschlossen haben, daß höchstens 90 % 
des Nettolohnes an Auszahlungen erfolgt, hat der 
Arbeitgeber praktisch höchstens 10 % zu zahlen. An-
dererseits ist eine um 15 % höhere Belastung der 
Krankenkassen hinzugekommen. Sie können diese 
erhöhte Belastung unmöglich den Arbeitnehmern, 
wenn auch nur anteilmäßig, zumuten. Sie wissen, 
wie hoch die gesamten Beiträge zur Sozialversiche-
rung sind. Wir haben deshalb den Antrag gestellt, 
daß die Mehrkosten, die durch die Erhöhung des 
Krankengeldsatzes von 50 auf 65 % entstehen, vom 
Arbeitgeber getragen werden. Meiner Fraktion ist 
es gleichgültig, ob wir eine diesbezügliche Ände-
rung des § 381 Abs. 5 oder des § 182 Abs. 1 Nr. 2 
vornehmen. Wir schließen uns Ihrem Antrag auf 
Änderung des § 381 an. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die beiden Anträge 
sind begründet. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Die Begründung dieser Anträge scheint mir nicht 
logisch zu sein. Das Grundprinzip, auf dem sich 
unsere Sozialversicherung aufbaut, ist das der 
Parität. Im 1. Deutschen Bundestag haben wir nach 
vielen Kämpfen und mit vielem Entgegenkommen 
von beiden Seiten das Prinzip der Parität aufge-
stellt, das früher ja nicht immer bestanden hat. Ich 
erinnere daran, daß gerade in der Krankenver-
sicherung früher der Arbeitnehmer zwei Drittel 
und der Arbeitgeber nur ein Drittel getragen 
haben. Wir haben im Jahre 1951 in diesem Hohen 
Hause gemeinsam das Gesetz über die Wiederher-
stellung der Selbstverwaltungen der Sozialversiche-
rung beschlossen, und dabei sind wir zur Parität 
gekommen. Wir haben gesagt: Gleiche Rechte sollen 
für Arbeitnehmer und für Arbeitgeber gelten, in 
der Verwaltung, in der Beitragsleistung und über-
all. Eine kleine Ausnahme ist bei der Unfallver-
sicherung geblieben, eine Ausnahme, die eigentlich 
nicht logisch ist. 
Herr Abgeordneter Richter hat gesagt, daß sich 

durch die vorgeschlagene Regelung für den Arbeit-
nehmer zu hohe Beiträge ergeben. Meine Damen 
und Herren, führen Sie sich einmal vor Augen und 
überlegen Sie: Sind die Anträge in dieser Höhe 
immer berechtigt? Ist nicht tatsächlich bald ein Zu-
stand erreicht, bei dem die Beiträge zu hoch sind, 
nicht nur für den Arbeitnehmer, sondern auch für 
den Arbeitgeber und damit für den Konsumenten 
zu hoch? Denn der Anteil des Arbeitgebers ist ja 
keine Leistung, die der Arbeitgeber aus seinen 
Taschen zahlt, sondern 'dieser Anteil findet in den 
Preisen seinen Niederschlag. Wenn wir uns, gerade 
Sie, meine Herren — Herr Richter insbesondere —. 
über die steigenden Preise beklagen, sollten wir be-
denken, daß die Politik, die wir hier in den letzten 
Jahren getrieben haben, ein wesentlicher Grund 
dafür ist. 

(Widerspruch in der Mitte.) 
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(Dr. Atzenroth) 
Ich möchte einmal an die 'beiden Herren, Herrn 
Richter und Herrn Sabel, die hier in trauter Ge-
meinschaft auftreten, die Frage richten, bis zu wel-
cher Höhe nach ihrer Meinung die deutsche Wirt-
schaft mit Beiträgen und sozialen Aufwendungen 
noch belastet werden kann, ohne daß das zu ent-
scheidenden Schwierigkeiten in unserer Wirt-
schaftspolitik führen wird. Diese Zahl sollten Sie 
mir einmal offen und ehrlich nennen. Wir sind der 
Meinung, daß sich hier die sogenannte Sozialge-
meinschaft bewähren muß. Jeder hat die Hälfte zu 
tragen; jeder hat gleiche Pflichten und gleiche 
Rechte. 
Infolgedessen müssen wir diesen Antrag ab-

lehnen. Ich stelle darüber hinaus den Antrag, hier-
über namentlich abzustimmen. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben vor 
der Beratung dieses Änderungsantrags über den 
neuen § 8 abgestimmt. Die Mehrheit des Hauses 
hat diesen neuen § 8 angenommen, der besagt, daß 
das auf 65 % erhöhte Krankengeld von der Kran-
kenkasse über die Beitragsleistung aufzubringen 
ist. Darüber hinaus sind Familienzuschläge bis zur 
Höchstgrenze von 75 % festgelegt worden. Nun 
wird der Antrag gestellt, daß die Aufwendungen 
für die Erhöhung des Krankengeldes von 50 % auf 
65 % sowie für die Familienzuschläge einseitig vom 
Arbeitgeber aufgebracht werden sollen. Da muß 
ich doch mit aller Bescheidenheit fragen, was diese 
Teilung: hier Krankenkassenleistung und hier Son-
derleistung des Arbeitgebers, überhaupt noch für 
einen Sinn hat, wenn der Arbeitgeber alles aufzu-
bringen hat.  Das ist doch eine Inkonsequenz. Viel-
leicht ist sie gar nicht gewollt; aber sie liegt darin. 
Schauen wir uns nun einmal die große Belastung 

an  und betrachten wir die 'absoluten Zahlen, die da-
für in Frage kommen. Nach den Berechnungen des 
Arbeitsministeriums ist bei der Regelung, wie sie 
von der Mehrheit des  Hauses für § 8 beschlossen 
worden ist, eine Erhöhung des Krankenkassenbei-
trags um 0,85 % erforderlich. Diese 0,85 % verteilen 
sich nach dem bisherigen Prinzip, daß der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer an der Absicherung 
des Arbeitnehmers im Krankheitsfall beteiligt sind, 
auf jeden von beiden mit rund 0,43 %. Das würde 
bedeuten, daß bei einem Wochenlohn von 100 DM 
eine zusätzliche Belastung von 43 Pf in der 
Woche auf den Arbeitnehmer zukommt. 

(Abg. Richter: Auf den Arbeitgeber ge

-

nauso viel!) 

— Auf den Arbeitgeber genauso viel, Herr Kollege 
Richter. Aber keiner kann doch hier behaupten, 
daß bei den  heutigen Lohnverhältnissen die Auf-
teilung der Beiträge in ,der Krankenversicherung: 
50 % für den Arbeitgeber und 50 % für den Arbeit-
nehmer, etwa für den Arbeitnehmer oder den Ar-
beitgeber nicht tragbar sei. 

Die Konsequenzen beim Arbeitgeber hat Herr 
Atzenroth hier klargelegt. 

(Abg. Hansen [Köln) : Aha!) 
— Ja, sehr verehrter Herr Hansen, es ist doch so, 
daß der Sozialbeitrag ein Kostenfaktor bei der Kal-
kulation ist — darüber gibt es gar keinen Zweifel 

—, weil es dem Arbeitgeber nicht möglich ist, daß 
er sich eine private Notenpresse anschafft und die 
Gelder für die Sozialbeiträge selbst druckt. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Er muß diese Beiträge irgendwie auf den Preis ab-
wälzen. Daher ist dieser Beitrag von 0,43 %, den 
der Arbeitgeber zu zahlen hat, letzten Endes vom 
Verbraucher aufzubringen. 

Aber hier geht es doch um ein Prinzip. Dieses 
Prinzip besagt, daß der Versicherte — ganz gleich, 
in welcher Versicherungsstufe er steht, ob es sich 
um die Krankenkasse oder Invaliden- oder eine 
andere Versicherung handelt — für die Aufbrin-
gung der Versicherungsleistung auch dadurch mit-
verantwortlich ist, daß er einen entsprechenden 
Beitrag zahlt. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
die Sozialgesetzgebung nur so gesehen werden darf, 
daß die soziale Verpflichtung unteilbar ist. Jeder ist 
im Rahmen seiner finanziellen Lage dafür verant-
wortlich, daß seine Sicherung im Krankheitsfall, 
im Unglücksfall, im Alter sichergestellt wird. Des-
halb wäre es eine meiner Meinung nach schlechte 
Übung, wenn wir nun begännen, einen so großen 
Teil der Arbeitnehmer aus der sozialen Verantwor-
tung zu entlassen. Ich glaube, Sie würden diesem 
Kreis damit im Prinzip einen schlechten Dienst er-
weisen. 

Ich darf hinzufügen — Herr Atzenroth hat das 
erwähnt —, daß die Zusammensetzung der Selbst-
verwaltung paritätisch erfolgt ist. Ich glaube, daß 
diese Zusammensetzung mit der Verantwortung 
und der Verpflichtung gleichlaufend sein muß. Man 

 kann nun nicht auf der einen Seite hergehen, die 
Belastungen nur auf einen abzuwälzen, und auf der 

 anderen Seite die paritätische Besetzung usw. auf-
rechterhalten wollen. Wir sollten jetzt, nachdem 
der § 8 angenommen ist und in ihm keine Aus-
gleichseinrichtungen vorgesehen sind, weil ein Ar-
beitgeberanteil gefordert wird, von dem wir an-
nehmen und hoffen können, daß er individuell ver-
kraftet werden kann, nicht einen Antrag anneh-
men, der diese Belastung einseitig auf den Arbeit-
geber ohne diese Ausgleichseinrichtungen verlagern 
will. Ich halte es auch aus staatspolitischen Grün-
den angesichts der Verantwortung in der Sozial-
gesetzgebung für notwendig, daß wir diesen  An-
trag ablehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Berg. 

Dr. Berg (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Meine beiden Vorredner haben 
zur kritischen Würdigung der Vorlagen Umdrucke 
1195 und 1196 'bereits alles gesagt; ich schließe mich 
dem an. 

Ich möchte nur an den Herrn Kollegen Sabel eine 
kleine Frage richten, nämlich die, ob er gegebenen-
falls bereit ist, bei der dadurch entstehenden Ver-
letzung der Parität zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern dem Arbeitgeber einen höheren An-
teil in der Selbstverwaltung einzuräumen, falls 
diese gefordert wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Sabel. 

Sabel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es scheint mir notwendig zu sein, 



2. Deutscher Bundestag - 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Mai 1957 	 12581 
(Sabel) 
noch einige aufklärende Worte zu sagen. Herr Kol-
lege Atzenroth, Sie haben darauf hingewiesen, man 
salle die Grenze der Belastungsmöglichkeit sehen 
und beachten. Ich stimme Ihnen da vollkommen zu, 
muß Ihnen aber sagen, daß wir uns darüber in der 
Vergangenheit in den Ausschußberatungen sehr 
stark Gedanken gemacht haben. Ich hätte .ge-
wünscht, daß Sie dabeigewesen wären; dann hät-
ten Sie das gespürt. 

Ich darf Ihnen noch folgendes sagen. Der Antrag 
der SPD, der dem Hause vorliegt, hätte nach den 
Feststellungen des Arbeitsministeriums bei Zu-
grundelegung der vorjährigen Lohnhöhe eine Ge-
samtbelastung von 1,8 Milliarden DM gebracht. Der 
Ausschußbeschluß bringt eine Gesamtbelastung in 
der Größenordnung von etwa 600 Millionen DM. 
Das Ist ein Drittel dessen, was ursprünglich gefor-
dert wurde. Davon ist noch das abzusetzen, was bis-
her schon durch Branchentarife oder Werkstarife 
geleistet wird. Sie mögen daraus ersehen, daß wir 
uns darüber Gedanken gemacht haben; das ist hier 
ja auch schon einmal zum Ausdruck gekommen. 
Wir haben gesagt: was SPD will, ist nicht prak-
tikabel, ist im Augenblick nicht durchführbar, weil 
die Belastung zu hoch ist. Deswegen haben wir den 
anderen Weg gesucht. Wir haben in der Vergan-
genheit also schon etwas Verantwortungsbewußt-
sein bewiesen, und ich wünsche, das wäre überall 
der Fall. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Nun zu der Frage der Parität der Beitragsleistung. 
Ich gebe zu, mir paßt das gar nicht, daß man hier 
von der Parität abweicht. Aber das wäre nicht not-
wendig gewesen, wenn  man  bei den Ausschußbe-
schlüssen verblieben wäre. Wir wollten ja diesen 
kleinen Mehrbetrag übernehmen, obschon das ein 
Schönheitsfehler ist. Also wir hätten uns über diese 
Frage nicht zu streiten brauchen. Aber nicht wir 
haben die Änderung des  Ausschußbeschlusses her-
beigeführt, sondern die anderen, und die müssen 
sich jetzt einmal Gedanken darüber machen, daß 
nun hier dieser Schönheitsfehler entsteht. 

Dem Kollegen Stücklen möchte ich folgendes er-
widern. Er sagt, die Differenz zwischen dem Kran-
kengeld und 90 % des Nettolohns werde vom 
Unternehmer getragen, mehr könne man ihm aber 
nicht zumuten. Ich möchte dazu erklären: es ver-
bleibt hier im Schnitt an Belastung etwa 5 % der 
Lohnsumme. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Nein! — Abg. 
Stücklen: 7 %!) 

Herr Kollege Stücklen, das ist weniger an  Be-
lastung, .als sich aus den meisten Tarifverträgen 
schon heute ergibt. Wir haben für etwa zweiein-
halb Millionen Arbeitnehmer Branchentarifver-
träge und für etwa zwei Millionen Arbeitnehmer 
Werkvereinbarungen. Was dort der Arbeitgeber 
zur Überbrückung der Differenz zwischen Kran-
kengeld und Lohn an Leistung übernommen hat, 
beträgt mehr ,als 5 %. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Einmal im Jahr, 
steht in den Tarifverträgen!) 

— Die Tarifverträge sind natürlich verschieden. Ich 
gebe Ihnen zu, die Frist beträgt meistens nicht sechs 
Wochen, sondern vier Wochen; es wird zum Teil 
eine längere Betriebszugehörigkeit verlangt. 

(Abg. Friese: Das ist aber entscheidend!) 
Aber sie sind materiell weitergehend, und das 
sollte man berücksichtigen. 

Hier geht es  einzig und allein darum: nachdem 
jetzt durch Mehrheitsbeschluß der § 8 geändert ist 
und die Belastung der Krankenkasse wesentlich 
höher geworden ist, halten wir es für ein Unrecht, 
diese Belastung auf den Arbeitnehmer abzuwälzen. 
Man kann nicht mehr von einer Gleichstellung mit 
anderen reden — hier ist der Angestellte in Paral-
lele gezogen worden —, sondern hier kann man 
dann nur von einer Erhöhung des Krankengeldes 
sprechen, und diese wird eben von beiden Seiten 
getragen. 

Das noch einmal festzustellen schien mir not-
wendig zu sein. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir müssen uns bei dieser 
Entscheidung, die zweifellos sehr wichtig ist, über 
die Grundsätze klarwerden, um die es bei diesem 
Gesetzentwurf geht. Der Sinn dieser Gesetzgebung 
soll doch wohl der sein — darin werden Sie hof-
fentlich zustimmen -, ,die sozialen Unterschiede 
zwischen Arbeitern und Angestellten zu ver-
ringern. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Nein!) 

— Dann bedaure ich es, daß Sie einer solchen Kon-
zeption nicht zustimmen. Bisher war dies  die 

 Argumentation. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Ihre!) 

Durch diese Gesetzgebung sollten die sozialen Dif-
ferenzierungen vermindert werden. Es steht jetzt 
offenbar fest, daß Sie dies nicht wollen. 

Welche Auswirkung hätte es, wenn der Ände-
rungsantrag nicht angenommen wird? Dann ergibt 
sich eine Beitragserhöhung, und zwar für die 
Arbeiter. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Natürlich, wenn man 
höhere Leistungen bekommt!) 

Damit wird der Unterschied in den Beiträgen bei 
Arbeitern und Angestellten, der schon bisher be-
steht, weiter vergrößert. Eine solche Regelung 
dient nicht dem Ausgleich der sozialen Differen-
zierungen, sondern verstärkt sie noch. 

Herr Kollege Atzenroth, Sie haben von Parität 
gesprochen. Wie ist denn die Lage gegenwärtig? 
Heute sind die Arbeitgeber und die Angestellten, 
die einen geringeren Beitrag zu zahlen haben, 
nicht minder an der Selbstverwaltung beteiligt. 
Bis jetzt hat niemand von Ihnen erklärt, daß die 
Arbeiter, weil sie einen höheren Beitrag zahlten, 
auch stärker als Angestellte an der sozialen Selbst-
verwaltung hätten beteiligt werden sollen. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 

Der hier zur Abstimmung stehende Antrag ist aus 
Gründen einer besseren sozialen Sicherung be-
rechtigt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Weshalb sind 
wir denn von der Ausschußlösung mit 60 % ab-
gekommen und haben wir 65 % vorgesehen? Das 
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(Stücklen) 
braucht vor dem Plenum kein Geheimnis zu blei-
ben. Wir sind von 60 % auf 65 % gegangen, weil 
wir geglaubt haben, daß wir damit eine Sonder-
ausgleichsregelung entbehren können. Wir hatten 
nämlich von den Allgemeinen Ortskrankenkassen 
und von den anderen Krankenkassen die  Mittel-

lung  bekommen, daß eine Regelung des Ausgleichs 
in den Krankenkassen einen ungeheuren Verwal-
tungsaufwand verursachen würde. Da haben wir 
einen praktischen Weg gesucht, um den Verwal-
tungsaufwand zu vermeiden. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Und die Arbeiter 
an den Leistungen durch höhere Beiträge 

zu beteiligen!) 

Den Weg mit den 65 % haben wir als gerecht und 
tragbar ,angesehen. Das bedeutet allerdings, daß die 
zusätzliche Belastung für den Arbeitnehmer, die 
bisher bei 60 % 35 Pfennig je 100 DM Wochen-
lohn betragen hätte, in Zukunft 43 Pfennig be-
trägt. Das glauben wir im Hinblick auf die höhere 
Leistung dem Arbeitnehmer zumuten zu können. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich würde sehr darum bitten, daß wir uns hier 
nicht so sehr um das Prinzip streiten, sondern die 
Sache viel mehr vom sozialen Gesichtspunkt aus 
sehen 

(Sehr richtig! und Bravo! bei der SPD) 

— ja,  vom sozialen Gesichtspunkt aus sehen —, 
um unseren Arbeitern sagen zu können, daß sie 
nach der Verabschiedung dieses Gesetzes keine 
Angst mehr zu haben brauchen, daß ihr Lebens-
unterhalt im Krankheitsfalle nicht gesichert sei; 
denn sie werden in Zukunft 90 % des Nettolohnes 
als Krankengeld erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es liegen keine Wort-
meldungen mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Meine Damen und Herren, zwischen den Antrag-
stellern der Umdrucke 1195 und 1196 besteht Ein-
verständnis darüber, daß Grundlage der Abstim-
mung nur die Formulierung des Umdrucks 1195 ist. 
Hierzu hat der Abgeordnete Atzenroth nament-

liche Abstimmung beantragt. Wer unterstützt den 
Antrag auf namentliche Abstimmung? - Das sind 
mehr als 50 Mitglieder des Hauses. Ich eröffne 
die namentliche Abstimmung über den Um-
druck 1195. — 
Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergeb-

nis*) der namentlichen Abstimmung über den 
Änderungsantrag Umdruck 1195 bekannt. Ab-
gegebene Stimmen: 344 von Stimmberechtigten und 
14 von Berliner Abgeordneten. Mit Ja haben ge-
stimmt 152 Stimmberechtigte und 8 Berliner Ab-
geordnete, mit Nein 191 Stimmberechtigte und 
6 Berliner Abgeordnete, Enthaltung 1 Stimm-
berechtigter. Der Antrag ist abgelehnt. 

Damit verbleibt § 8 in  der Fassung des vorhin 
gefaßten Beschlusses. 

Ich rufe auf den § 9 a, dazu den Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Um-
druck 1194. Wird dazu das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich lasse ,abstimmen über 
den Änderungsantrag Umdruck 1194. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- 

*) Vgl. Seite 12641  

haltungen? — Das  erste war die Mehrheit; der An-
trag ist angenommen. 

Ich lasse über ,den § 9 a in der neuen Fassung 
abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um ,die Ge-
genprobe. — Das erste war die Mehrheit; es ist so 
beschlossen. 
Ich komme nunmehr zur Überschrift. Hierzu 

liegt der Antrag Umdruck 1113 Ziffer 8 vor. Ist das 
inzwischen erledigt? -- Ist erledigt; dann brauche 
ich diesen Punkt nicht mehr zu behandeln. 
Damit sind wir am Ende der Einzelberatung zu 

diesem Gesetzentwurf. Die  Fraktion der Sozial-
demokratischen Partei bittet zur Abhaltung einer 
Fraktionssitzung um eine Pause von einer halben 
Stunde. Gemäß dem Brauch unterbrechen wir die 
Sitzung bis 15.40 Uhr. 
Die Sitzung ist unterbrochen. 
(Unterbrechung der Sitzung von 15.09 bis 

16.02 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Wir fahren nach der Unterbrechung der 
Sitzung fort. Wir stehen vor der Abstimmung über 
den Entwurf eines Gesetzes zur Gleichstellung aller 
Arbeitnehmer im Krankheitsfall. Es sollen zunächst 
Erklärungen zur Abstimmung abgegeben werden. 

Das Wort hat der Abgeordnete Professor Schel-
lenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und h erren! Namens der sozialdemokrati-
schen Fraktion gebe ich zur Schlußabstimmung 
folgende Erklärung ab. 

1. Vor anderthalb Jahren, im September 1955, 
hat die SPD den Gesetzentwurf über die Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall ein-
gebracht. Die größte Fraktion dieses Hauses, die 
der CDU/CSU, hat daraufhin im April 1956 auf 
ihrem Parteitag unter anderem die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall ausdrücklich als einen 
ersten und wichtigen Schritt der Sozialreform be-
zeichnet und erklärt, daß im Interesse des Arbei-
ters und seiner Familie die Unterschiede zwischen 
Gehalts- und Lohnfortzahlung bei Krankheit besei-
tigt werden müßten. Bei der zweiten und dritten 
Beratung dieses Gesetzes hat niemand in diesem 
Hause bestreiten können, daß die soziale Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall den 
Erfordernissen unserer Zeit entspricht. Dennoch ist 
die Mehrheit offenbar nicht bereit, die Folgerungen 
aus dieser Auffassung zu ziehen. Die volle Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall soll 
somit weiter nur ein Lippenbekenntnis bleiben. 
2. Der Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung 

verbessert zwar die Geldleistung im Krankheitsfall. 
So wichtig diese wirtschaftlichen Fragen sind, so 
nachdrücklich muß doch betont werden, daß es 
um mehr als wirtschaftliche Dinge geht. Es geht 
um die soziale Gleichstellung der Arbeiter, und 
diese wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
leider nicht verwirklicht. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
3. Durch die Beibehaltung von Karenztagen, die 

nur für Arbeiter in Betracht kommen, wird dem 
Arbeiter unterstellt, er sei im Krankheitsfall 
weniger verantwortungsbewußt als andere Arbeit-
nehmer. Die Beibehaltung von Karenztagen ist 
somit eine soziale Diffamierung der Arbeiter. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
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(Dr. Schellenberg) 
4. Die jetzige Regelung macht eine Erhöhung der 

Beiträge zur Krankenversicherung um etwa 8 % 
erforderlich. Die Erhöhung der Beiträge wird ledig-
lich für Arbeiter wirksam. Schon heute haben 
Arbeiter höhere Krankenkassenbeiträge als andere 
Arbeitnehmer zu zahlen, obwohl sie bei Krankheit 
schlechter gestellt sind als ihre anderen Kollegen. 
Durch die Erhöhung des Beitrages für die Arbeiter 
wird somit die soziale Differenzierung zwischen 
Arbeitern und Angestellten nicht bereinigt, son-
dern verstärkt. 

5. Die Frage der Finanzierung steht in unlös-
barem Zusammenhang mit der politischen Aufgabe, 
eine Gleichberechtigung aller Arbeitnehmer zu ver-
wirklichen. Gemessen an dieser Zielsetzung kann 
ein Mehraufwand von anderthalb Prozent des 
Lohnaufkommens nicht als untragbar abgelehnt 
werden. Die SPD hat der Frage der Mittelaufbrin-
gung für die Gleichstellung der Arbeitnehmer ihre 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet und eine 
Ausgleichsregelung vorgeschlagen, die den Selb-
ständigen die Sorge um eine Belastung mit dem 
Risiko der Krankheit ihrer Beschäftigten genom-
men hätte. Der Gesetzentwurf in der jetzt zur Ab-
stimmung stehenden Fassung schafft keine aus-
reichende Sicherung der Selbständigen für die er-
höhten Zuschußleistungen. 

6. Der Gesetzentwurf läßt das dringende sozial-
politische Anliegen, bei Krankheit von einer Dauer 
über sechs Wochen eine bessere soziale Sicherung 
durch Erhöhung des Krankengeldes vorzunehmen, 
ungelöst. Die Konstruktion des vorliegenden Ge-
setzentwurfs, wonach das Krankengeld bei längerer 
Krankheit gesenkt werden soll, ist sozialpolitisch 
völlig unbefriedigend. 

Die SPD hat durch ihren Gesetzentwurf vom 
September 1955 den Anstoß zu einer sozialen Neu-
ordnung zur Gleichstellung aller Arbeitnehmer im 
Krankheitsfalle gegeben. Wenn auch dieses Ziel 
wegen der Entscheidung der Mehrheit dieses Hau-
ses jetzt nicht zur Verwirklichung kommt, so wird 
die Sozialdemokratie dennoch dem Gesetzentwurf 
zustimmen, weil durch ihre Initiative eine gewisse, 
wenn auch unzureichende, Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage der Arbeiter im Krankheitsfalle 
erreicht wird. 

(Unruhe in der Mitte.) 

Die volle soziale Gleichstellung aller Arbeitneh-
mer im Krankheitsfalle wird auch nach Verab-
schiedung des vorliegenden Gesetzentwurfs nicht 
mehr von der Tagesordnung verschwinden, bis sie 
gesetzlich verankert ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Sozialdemokraten werden im neuen Bundestag 
sofort die Initiative ergreifen, um dieses berech-
tigte soziale Anliegen der Arbeiterschaft endlich 
zur Verwirklichung zu bringen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Berg. 

Dr. Berg (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Namens der 
Fraktion der Deutschen Partei (Freien Volkspartei) 
gebe ich folgende Erklärung ab. 

Die Fraktion der Deutschen Partei (Freien 
Volkspartei) wird mit überwiegender Mehrheit der 
Vorlage ihre Zustimmung nicht geben. Die Vorlage 

enthält nach Ansicht unserer Freunde zu viele Ge

-

fahrenelemente für den Arbeitgeber und den Ar-
beitnehmer. Es wäre besser gewesen — unsere 
Kollegin Frau Kalinke hat oft darauf hingewie-
sen —, man hätte sich an die notwendig gewor-
dene Neuordnung der Krankengeldprobleme durch 
Teillösungen behutsam herangetastet, um  der  end-
gültigen Regelung in der Reform der Krankenver-
sicherung nicht vorzugreifen. 

Das Gesetz, das hier zustande gekommen ist, be-
deutet Unrecht für den lohnintensiven gewerb-
lichen Mittelstand. Es benachteiligt bei einge-
schränkter Arbeitsmarktlage die Alten, die ge-
sundheitlich Behinderten, die Frauen, und es be-
deutet einen folgenschweren Einbruch des ver-
sorgungsstaatlichen Denkens in die bisher gülti-
gen Versicherungsgrundsätze. Die Deutsche Partei 
(Freie Volkspartei) gibt ihrem Bedauern darüber 
Ausdruck, daß das auch von ihr bejahte Prinzip 
der Gleichwertigkeit der Arbeitnehmergruppen 
einer wirklichen und brauchbaren Lösung nicht 
nähergekommen ist. 

(Beifall bei der DP [FVP].) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Finselberger. 

Frau Finselberger (GB/BHE): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Für die Fraktion des 
Gesamtdeutschen Blocks habe ich folgende Erklä-
rung abzugeben. 

Das hier zu verabschiedende Gesetz läßt den be-
rechtigten Wunsch der Arbeiter nach Gleichstel-
lung im Krankheitsfall unerfüllt. Wir bedauern, 
daß trotz des so oft zitierten deutschen Wirt-
schaftswunders diese längst fällige sozial gerechte 
Lösung für die Arbeiterschaft nicht erreicht wird. 
Das  Profitdenken scheint Ihnen oft höher zu 
stehen, 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD) 

obwohl gerade dem Fleiß und der Tüchtigkeit der 
Arbeiterschaft die wirtschaftlichen Erfolge mit zu 
verdanken sind. 

Wir haben aus unserer sozialen Verpflichtung 
heraus allen Anträgen der SPD unsere Unterstüt-
zung gegeben. Wenn wir diesem Gesetz trotzdem 
mit großem Bedenken zustimmen, so nur deshalb, 
weil gewisse, wenn auch sehr unzulängliche Ver-
besserungen darin enthalten sind. Einer hoffentlich 
recht nahen Zukunft wird es vorbehalten bleiben, 
die leider weiterhin bestehende ungerechte Be-
handlung des Arbeiters restlos zu beseitigen und 
seinen berechtigten Wunsch nach sozialer Gleich-
stellung im Krankheitsfall voll und ganz zu erfül-
len. Wir werden an diesem Ziele auch weiterhin 
festhalten und bis zu seiner Erreichung hieran mit-
arbeiten. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim-
mung. Es handelt sich um die Schlußabstimmung. 
Wer dem Gesetz zustimmen will, möge sich er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einer Enthaltung und einigen wenigen Gegenstim-
men angenommen. Damit ist dieser Punkt der 
Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe als nächsten Punkt der Tagesordnung 
auf: 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 
Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Adenauer, Dr. Dr. h. c. Erhard, Blank 
(Dortmund), Häussler, Arndgen, Hahn, Stück-
len, Cillien, Dr. Krone und Fraktion der 
CDU/CSU, Dr. Elbrächter, Dr. Brühler und 
Fraktion der DP (FVP) eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Regelung der 
Rechtsverhältnisse bei der Volkswagenwerk 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung und 
die Überführung der Anteilsrechte in pri-
vate Hand (Drucksache 3534). 

Das Wort zur Begründung des Gesetzentwurfs 
hat der Abgeordnete Blank. 

Blank (Dortmund) (CDU/CSU), Antragsteller: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Abgeordneten Dr. Adenauer, Dr. Erhard, Blank, 
Häussler, Arndgen, Hahn, Stücklen, Cillien, Dr. 
Krone und Fraktion der CDU/CSU, Dr. Elbrächter, 
Dr. Brühler und Fraktion der DP (FVP) legen dem 
Hohen Hause den Entwurf eines Gesetzes über 
die Regelung der Rechtsverhältnisse bei der Volks-
wagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
und die Überführung der Anteilsrechte in private 
Hand vor. Gestatten Sie mir bitte, den Gesetzent-
wurf für meine Fraktion zu begründen. 

Auf dem diesjährigen Hamburger Parteitag hat 
die Christlich-Demokratische Union durch Ihren 
Sprecher, Herrn Prof. Dr. Erhard, verkünden las-
sen, daß ihre Fraktion einen Initiativgesetzentwurf, 
der die Überführung des Volkswagenwerks in 
breitgestreuten Privatbesitz zum Inhalt habe, ein-
bringen werde. Mit dem vorliegenden Entwurf er-
füllt die Fraktion der CDU/CSU diese Ankündi-
gung. Wir sind glücklich darüber, daß sich unser 
Koalitionspartner, die Fraktion der DP (FVP), un-
serem Antrag angeschlossen hat, dies um so mehr, 
da sich diese Fraktion schon im vergangenen Jahre 
bemüht hat, die Privatisierung des Volkswagen-
werks zu erreichen. 

(Abg. Stegner: Herr Blank, ist Herr Hell

-

wege, der niedersächsische Ministerprä

-

sident, auch damit einverstanden?) 

— Meines Wissens gehört Herr Hellwege nicht zu 
dieser Fraktion. Ich sprach von der Fraktion. 

So richtig es ist, daß der vorliegende Entwurf, 
der sich mit der Überführung eines ganz bestimm-
ten Unternehmens in breitgestreuten Privatbesitz 
befaßt, erst kürzlich entstanden ist, so falsch wäre 
es, anzunehmen, daß sein Grundgedanke erst 
neuerdings bei der Christlich-Demokratischen 
Union Heimatrechte gefunden hätte. 

(Lachen und Aha-Rufe bei der SPD. — 
Abg. Dr. Atzenroth: Das soll man Ihnen 

glauben?) 

— Herr Atzenroth, daß müßten Sie wissen; denn 
schließlich gäbe es die Wirtschaftspolitik, der Sie 
ja gar nicht ablehnend gegenüberstehen, nicht, 
wenn es nicht seit über acht Jahren die Christlich

-

Demokratische Union mit ihrer wirtschaftspoliti-
schen Auffassung gäbe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Grundgedanke, Eigentum an Produktions-
mitteln breit zu streuen und allen Volksschichten 
zugänglich zu machen, ist in der CDU immer le-
bendig gewesen. 

(Zuruf von der SPD: Das kann man .wohl 
sagen!) 

Ihr wirtschaftspolitisches Wollen ist geradezu auf 
diesen Gedanken ausgerichtet. 

(Lachen und Oho-Rufe bei der SPD.) 

Ich habe in diesen Tagen die Wortprotokolle 
aller Parteitage der CDU und viele Reden ihrer 
führenden Männer nachgelesen und könnte Ihnen, 
meine Damen und Herren, so viele diesbezügliche 
Ausführungen zitieren, daß schon damit meine 
Rede zu lang würde. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Besonders von Herrn 
Schäffer! — Zuruf links: Arnold!) 

— Ich fange ganz gern bei Karl Arnold an. Viel-
leicht haben Sie sich bemüht, wenigstens einiges 
darüber nachzulesen, was Karl Arnold in Bochum 
und auf dem Parteitag der CDU gesagt hat, als 
er über das Thema „Eigentum für alle" gespro-
chen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich will aber Ihre Geduld nicht über Gebühr be-
anspruchen. Sie scheinen die Fähigkeit verloren 
zu haben, Meinungen zu hören. 

(Lachen bei der SPD.) 

Das  ist sehr bedauerlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Gegenrufe 
von der SPD.) 

Es wäre besser, wenn Sie sich bemühen wollten, 
die Meinung, die ich vortrage, anzuhören und Ihre 
Meinung dagegenzusetzen. Die Entscheidung dar-
über, welche Meinung im Volke ankommt, werden 
wir ja in Kürze erleben. 

Ich darf Sie daher bitten, mir zu gestatten, den 
Grundgedanken in gedrängter Kürze darzustellen. 
Wir gehen davon aus, daß die Entfaltung der 
menschlichen Person das Ziel aller Politik sein 
muß. Auch der Staat, die Gesellschaft und die 
Wirtschaft haben auf dieses Ziel hinzuwirken. Zur 
Entfaltung der menschlichen Person ist Eigentum 
eine der bedeutsamsten Voraussetzungen. Nur 
über das persönliche Eigentum geht der Weg zu 
mehr Freiheit, größerer Selbständigkeit und grö-
ßerer Verantwortungsbereitschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das  aber sind allein die Grundlagen, auf denen 
ein demokratischer, sozialer Rechtsstaat gedeihen 
kann. Ich hoffe, daß Sie das nicht bestreiten. 

(Zuruf von der SPD: Wir dürfen ja nichts 
mehr sagen!) 

— Doch, Sie dürfen sehr viel sagen, Sie dürfen sich 
nachher sogar zu Wort melden, Sie dürfen auch 
Zwischenrufe machen; diese müssen allerdings dem 
Thema angepaßt sein. 

Es gibt sehr viele Möglichkeiten der Eigentums-
bildung. Einige sind mit Erfolg genutzt worden, 
z. B. im Familienheimgesetz. Bisher ist jedoch 
nichts geschehen, um breiten Schichten des Volkes 
Eigentum an Produktionsmitteln zugänglich zu 
machen. Gerade darauf kommt es aber an, um den 
unseligen Zwiespalt zwischen Arbeit und Kapital 
zu verringern und endgültig zu beseitigen. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der Linken, möchte ich Ihnen ganz 
klar sagen: wir sind der Auffassung, daß die So-
zialisierung keine Lösung dieses Problems bietet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei der FDP.) 
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Ich weiß, daß bei Ihnen gegenwärtig Auseinander-
setzungen über diesen Begriff stattfinden, und mir 
ist aus Pressemeldungen bekannt, daß es die eine 
Äußerung von Ihnen gibt und daß am nächsten 
Tag ein anderer diese Außerung anders interpre-
tieren muß. 

Ich möchte in aller Klarheit sagen, daß die Frage 
der Eigentumsbildung in privater Hand durch 
keine Sozialisierung gelöst werden kann, ganz 
gleich, in welchem Reformschema sie auftritt; 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts) 

denn das gemeinsame Eigentum, das damit be-
gründet werden soll, ist und bleibt eine Fiktion, 
und zwar deshalb, weil es nicht mobilisierbar und 
weil es für den einzelnen auch nicht realisierbar 
ist. Es ist nicht wahr, daß die wirtschaftliche und 
die soziale Lage der Arbeitnehmerschaft in Be-
trieben, die der Öffentlichkeit gehören, sei es dem 
Staat, sei es irgendeiner anderen Körperschaft, 
besser sei als in den Unternehmen, die sich in pri-
vater Hand befinden; das wissen wir aus leidvol-
ler Erfahrung. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Wir sind im übrigen der Meinung, daß der 
Staat auch nicht die Aufgabe hat, Eigentum für 
sich zu erwerben. Nach unserer Auffassung hat 
der Staat vielmehr die Aufgabe, seinen Bürgern 
den Weg zu Eigentum zu eröffnen. Wir meinen 
des weiteren sogar, daß sich der Staat von dem 
Eigentum trennen soll, das zur Erfüllung seiner 
Aufgaben nicht unbedingt erforderlich ist. 

Es wird niemand bestreiten, daß es Unterneh-
men gibt, die sich ihrer ganzen Natur nach im Ei-
gentum des Staates oder einer Gebietskörperschaft 
befinden müssen und ihre Aufgaben gut er-
füllen. Wir denken nicht daran, an diesem Zu-
stand etwas zu ändern. Aber ebenso klar möchten 
wir zum Ausdruck bringen, daß der Umfang des 
Vermögens, das sich der Staat an Produktionska-
pital im Laufe der Jahre zugelegt hat, weit den 
Rahmen dessen übersteigt, was er zur Erfüllung 
seiner Aufgaben braucht, ja sogar, daß sich der 
Staat in vielen Fällen wirtschaftlich auf einem Ge-
biet betätigt, das überhaupt nicht sein Aufgaben-
gebiet darstellt. Wenn die Staatsbürger die Mög-
lichkeit zu wirtschaften haben, wenn die Staats-
bürger die Möglichkeit haben, Eigentum zu erwer-
ben, wenn die Staatsbürger die Möglichkeit haben, 
Verantwortung zu übernehmen, dann bildet sich 
— bei allen Schwächen, die menschlichem Werk 
anhaften -- eine Gesellschaft, die in sich gesund 
ist. Wir sind der Meinung, daß sich nur auf einer 
gesunden Gesellschaft ein gesunder Staat auf-
bauen kann. 

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, haben wir uns überlegt, wie wir dieser Frage 
nähertreten könnten. Es kann keinem Zweifel un-
terliegen, daß es hier keine Patentlösung schlecht-
hin gibt, die für alle nur denkbaren Fälle die rich-
tige wäre. Ihnen ist ja genauso gut wie meinen 
Freunden bekannt, daß in den letzten Jahren eine 
Fülle von Literatur über diese Fragen entstanden 
ist, daß es die unterschiedlichsten Auffassungen 
und Meinungen gibt und daß die Diskussionen dar-
über zum Teil mit Leidenschaft geführt werden. 
Wir waren uns darüber klar, daß wir, wenn wir 
diese Diskussionen fortsetzen würden, wahrschein-
lich zur weiteren Klärung beitragen könnten, daß 
damit aber ein Anfang nicht gesetzt werden könnte. 

Es kommt darauf an, endlich einmal an einem 
Punkte zu beginnen. 

Wir sind nicht so überheblich, von vornherein 
zu behaupten, daß unserem Vorschlage keine Män-
gel anhaften könnten. Wir sind nicht so überheb-
lich, zu behaupten, daß damit diese Frage einer 
abschließenden Lösung zugeführt sei. Wir sind 
vielmehr heute wiederum genau wie im Jahre 
1948, als wir mit dem Wirtschaftsleitsätze-Gesetz 
die Wirtschaftspolitik begründeten, deren Erfolge 
heute niemand in Deutschland und in der Welt 
ernsthaft bestreiten kann, der Meinung, daß es 
darauf ankommt, nicht mehr zu theoretisieren, 
sondern einen sichtbaren Anfang zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb, und weil auch die Arbeiterschaft und 
breite Schichten des. Deutschen Volkes nunmehr in 
Einkommensverhältnisse hineinwachsen, die es 
ihnen ermöglichen, Ersparnisse anzulegen, meinen 
wir, daß es jetzt auch Wege geben müsse, diese 
Ersparnisse so anzulegen, daß damit der Sparer 
auch Eigentümer an Produktivkapital wird. Wir 
wissen, daß nicht alle Menschen gleichermaßen das 
Verlangen haben, Eigentum dieser Art zu erwer-
ben. Wir wissen aber, daß weithin im deutschen 
Volke und auch in der deutschen Arbeiterschaft 
eine Bereitschaft besteht, diese Art Vermögens-
bildung zu betreiben, und wir wären töricht, wenn 
wir diesem Verlangen nicht Rechnung tragen woll-
ten. 
Aus diesem Grunde haben die von mir genann-

ten Abgeordneten und die von mir genannten 
Fraktionen den Gesetzentwurf vorgelegt. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Ich würde nicht so voreilig sein. Ich habe - 
immer unter der Voraussetzung, daß diese Presse-
mitteilungen die Wahrheit genau wiedergeben — 
gelesen, daß nach Herrn Ollenhauers Worten die 
Sozialdemokratie gegen eine Privatisierung des 
Volkswagenwerkes sei, wie sie die CDU durch 
Ausgabe der Volksaktien vornehmen wolle, daß er 
aber hinzugefügt habe, man müsse erst den Ini-
tiativgesetzentwurf der Christlichen Demokraten 
abwarten, bevor man endgültig sagen könne, ob 
man diesem Entwurf die Zustimmung versage. Ich 
würde Ihnen also raten, sich zunächst einmal mit 
diesem Entwurf zu beschäftigen und, wie es Herr 
Ollenhauer gesagt hat, dann erst zu prüfen, ob 
Sie glauben, dem Entwurf Ihre Zustimmung geben 
zu können oder sie ihm versagen zu müssen. 

Ich darf Sie noch daran erinnern, daß man in 
Österreich in einer ähnlichen Weise mit den Stim-
men der Christlichen Demokraten und der öster-
reichischen Sozialdemokraten eine Privatisierung 
vorgenommen hat. Sie wissen doch, daß dieses ge-
meinsame politische Werk beim österreichischen 
Volk sehr gut aufgenommen worden ist. 

Dieser Entwurf kommt zwar spät — ich gebe 
unumwunden zu, daß wir allzulang in dieser Frage 
theoretisiert und uns erst reichlich spät zur Tat 
aufgerafft haben —, aber, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, es ist nie zu spät, wenn man 
etwas Entscheidendes will, und einmal muß ein 
Anfang gesetzt werden. 

Nun lassen Sie uns gemeinsam diesen Gesetzent-
wurf betrachten. Wir wollen einmal sehen, ob er 
in allem und jedem so konträr zu Ihrem Denken 
ist, daß er bei Ihnen unbedingt auf Ablehnung 
stoßen müßte. Ich darf daher, ohne Ihre Geduld 
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über Gebühr in Anspruch zu nehmen, einiges aus 
diesem Antrag erläutern. 

Der Gesetzentwurf, den wir Ihnen vorlegen, 
muß, wenn wir unseren Plan verwirklichen wol-
len, zunächst einmal die Eigentumsverhältnisse am 
Volkswagenwerk regeln. Die Anteile der Volks-
wagenwerk Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
lagen bis zum Zusammenbruch im Jahre 1945 bei 
zwei Tochtergesellschaften der Deutschen Arbeits-
front, bei der Treuhandgesellschaft für wirtschaft-
liche Unternehmungen der DAF und der Vermö-
gensverwaltung der DAF GmbH. Diese beiden Ge-
sellschaften sind nach den Bestimmungen des Kon-
trollratsgesetzes Nr. 2 ohne Liquidation erloschen. 
Damit sind die Geschäftsanteile herrenlos gewor-
den. 

Lediglich die Verwaltung des Volkswagenwerks 
— das wird Sie vielleicht interessieren, Herr Steg-
ner, der Sie soeben nach der Haltung des Herrn 
Hellwege fragten — ist durch die Verordnung 
Nr. 202 der Britischen Militärregierung dahinge-
hend geregelt, daß die Kontrolle im Namen und 
unter Weisung der Bundesregierung vom Lande 
Niedersachsen ausgeübt wird. Dieses Verwaltungs-
recht ermächtigt aber nicht zur Verfügung über 
die Anteile an der Gesellschaft. Hierzu muß durch 
das Gesetz die Inhaberschaft des Bundes hinsicht-
lich der Geschäftsanteile begründet werden. 

Deshalb wird im § 1 des Gesetzes bestimmt, daß 
die Geschäftsanteile mit Wirkung vom 24. Mai 1949, 
dem Tage des Inkrafttretens des Grundgesetzes, 
der Bundesrepublik Deutschland zustehen. Ich 
glaube, damit ist ein Grundsatz ausgesprochen, 
über den wir uns auch mit der Sozialdemokratie 
unterhalten könnten; denn daß die Eigentumsfrage, 
die in der Schwebe befindlich ist, geklärt werden 
muß, bedarf keiner Frage. 
Die Schaffung einer Volksaktie setzt voraus, 

daß die Volkswagenwerk Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, die bisher das Volkswagen-
werk betreibt, in eine Aktiengesellschaft umge-
wandelt wird. 
Ferner muß das Grundkapital dieser Gesellschaft 

neu festgesetzt werden, da die bisherige Gesell-
schaft mit einem Stammkapital von 60 Millionen 
DM bei einem Anlagevermögen von rund 300 Mil-
lionen DM und bei einem jährlichen Umsatz von 
etwa 1,5 Milliarden DM sehr erheblich unterkapita-
lisiert ist. Das Grundkapital der neuen Gesellschaft 
muß nach Möglichkeit dem wahren Wert des Wer-
kes sowohl der Substanz als auch der Ertragslage 
nach entsprechen. 
Wenn es das Ziel des Gesetzes ist, die breiten 

Schichten unseres Volkes zu Eigentümern des 
Volkswagenwerks zu machen, dann müssen wir 
verhindern, daß einige wenige Große die Aktien 
des Volkswagenwerks aufkaufen und dieses Werk 
beherrschen. Um dies sicherzustellen, sollen die 
Aktien der neuen Gesellschaft als gebundene Na-
mensaktien ausgegeben und nur unter bestimmten 
Voraussetzungen mit Zustimmung des Aufsichts-
rats der Gesellschaft veräußert und übertragen 
werden können. 
Im wesentlichen soll damit nach dem § 4 unseres 

Gesetzesantrags sichergestellt werden, daß nie-
mand Aktien mit einem höheren Nennbetrag als 
dem zwanzigtausendsten Teil des Grundkapitals 
erwerben kann. Das  würde bedeuten, daß bei 
einem angenommenen Grundkapital von etwa 
500 Millionen DM jeder höchstens Aktien mit einem 

Nennbetrag von insgesamt 25 000 DM kaufen kann. 
Diese Aktien dürfen nicht an juristische Personen 
des öffentlichen oder privaten Rechts oder an Per-
sonenmehrheiten übertragen werden. Insbesondere 
können deshalb auch Aktiengesellschaften, Han-
delsgesellschaften oder Gesellschaften des bürger-
lichen Rechts Aktien nicht erwerben. Damit wird 
der Einfluß der großen Konzerne ausgeschlossen 
und auch sichergestellt, daß nicht etwa Konkur-
renzfirmen das Volkswagenwerk aufkaufen. 

Eine Ausnahme gilt für die Kapitalanlagegesell-
schaften, da sie ebenfalls den Zweck verfolgen, den 
kleinen Sparer am industriellen Eigentum zu be-
teiligen. Jedoch sollen diese Kapitalanlagegesell-
schaften in ihrer Gesamtheit nicht mehr als ein 
Drittel des Grundkapitals des Volkswagenwerkes 
erwerben dürfen, damit nicht der direkte Aktien-
besitz zu sehr beschnitten wird. Um das Volks-
wagenwerk auch nicht unter den beherrschenden 
Einfluß dieser Kapitalanlagegesellschaften kommen 
zu lassen, ist ferner vorgesehen, daß das Stimm-
recht, das einer einzelnen Kapitalanlagegesellschaft 
aus ihren Aktien zusteht, im Höchstfalle in Höhe 
der Stimmenzahl ausgeübt werden kann, die auf 
ein Hundertstel des Grundkapitals entfällt. 

Eine weitere Ausnahme bildet die Übertragung 
auf eine Bank oder Sparkasse zur Ausübung des 
Stimmrechts, die eine Vertretung der Kleinaktio-
näre in der Hauptversammlung erleichtern soll. 
Aber auch insoweit ist,  um nicht eine Machtkon-
zentration in der Hand der Banken zu ermöglichen, 
vorgesehen, daß die Gesamtheit derartiger Über-
tragungen des Stimmrechts auf Kreditinstitute 
nicht über ein Drittel des Grundkapitals hinaus-
gehen darf. 

Für den Fall der Ausgabe junger Aktien bei 
einer Kapitalerhöhung sieht unser Entwurf in 
seinem § 6 ähnliche Einschränkungen für den Er-
werb junger Aktien vor. 

Entsprechend der Beschränkung der Möglichkeit 
des Erwerbs von Aktien auf den zwanzigtausend-
sten Teil des Grundkapitals soll auch das Stimm-
recht für den einzelnen Aktionär im Höchstfalle 
auf diesen Anteil beschränkt werden, selbst wenn 
sein Aktienbesitz zusammen mit einem z. B. durch 
Erbgang erfolgten Erwerb von Aktien größer als 
dieser Betrag sein sollte. 
Ebenso soll sich auch das Stimmrecht des Bundes 

aus den noch bei ihm liegenden Aktien nach Ablauf 
von drei Jahren auf diesen Anteil beschränken, 
selbst wenn ,der Bund dann noch im Besitz eines 
größeren Pakets sein sollte. Wir wollen damit einen 
indirekten Zwang auf den Bund ausüben, sich um 
eine möglichst baldige Veräußerung der Aktien zu 
bemühen. 

Bei einer breiten Streuung dieser Aktien wird 
damit zu rechnen sein, daß die kleineren Aktionäre 
nicht selber ihr Stimmrecht in der Hauptversamm-
lung ausüben. Sie werden es häufig den Kredit-
instituten übertragen, bei denen sie die Aktien 
erworben und denen sie diese zur Verwahrung 
anvertraut haben. Ich habe bereits erwähnt, daß 
dieser Übertragung des Stimmrechts auf die Kre-
ditinstitute eine gewisse Grenze gezogen ist. 
Darüber hinaus will das Gesetz durch Vorschriften 

— Verpflichtung zur Einholung schriftlicher Wei-
sung für jeden Tagesordnungspunkt einer Haupt-
versammlung, zur Einhaltung dieser Weisung, zur 
Stimmenthaltung bei Ausbleiben einer schriftlichen 
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Weisung — die Garantie schaffen, daß der wirk-
liche Wille der Kleinaktionäre durch die Kredit-
institute in der Hauptversammlung vertreten wird, 
wie wir es in § 4 Nr. 1 Buchstabe b und in § 5 
niedergelegt haben. 

Außer diesem eingeschränkten Stimmrecht, das 
die Kreditinstitute für die Kleinaktionäre ausüben 
können, sollen Wirtschaftsprüfer, Buchprüfer, 
Steuerberater, Rechtsanwälte, also Personen, die 
nicht als wirtschaftliche Machtgruppen angespro-
chen werden können, aber dennoch die nötigen 
wirtschaftlichen und rechtlichen Erfahrungen be-
sitzen, als Bevollmächtigte in der Hauptversamm-
lung auftreten dürfen. Auch hier trägt jedoch das 
Gesetz, um von vornherein Ansatzpunkte für Kon-
zentrationen auszuschalten, Sorge dafür, daß ein 
einzelner Bevollmächtigter das Stimmrecht nur für 
Aktien bis zu einem Gesamtbetrag ausüben darf, 
der dem 500. Teil des Grundkapitals entspricht. 
Man wird diese Grenze schwerlich niedriger fest-
setzen können, wenn man bei den guten Kräften 
dieser Berufsgruppen ein Interesse für diese Art 
der Betätigung ihres Sachverstandes wecken will. 

Damit die wirtschaftlich schwächeren Schichten 
auch wirklich in der Lage sind, Aktien zu erwerben, 
bestimmt das Gesetz, daß das Volkswagenwerk im 
Gegensatz zu dem im Aktiengesetz vorgeschrie-
benen Mindestnennbetrag von 100 DM Aktien mit 
einem Nennbetrag von nur 50 DM ausgeben darf, 
und sieht ferner vor, daß die Gesellschaft von 
dieser Möglichkeit in angemessenem Umfang Ge-
brauch macht. 
Als weitere Maßnahme zur Erleichterung des 

Aktienerwerbs für diese Personenkreise soll der 
Bund den Käufern mit einem mittleren oder 
kleinen Einkommen einen Preisnachlaß gewähren. 
Dieser soll bei Personen, die ein Einkommen bis zu 
9000 DM jährlich haben, 20 %  und bei Personen, 
deren Einkommen zwischen 9000 und 15 000 DM 
liegt, 10 % betragen. Dieser Preisnachlaß ist jedoch 
von einer Festlegung des Aktienbesitzes für die 
Dauer von drei Jahren in der Hand des Erwerbers 
abhängig. 

Ferner räumt das Gesetz den Arbeitnehmern des 
Volkswagenwerks im Hinblick auf den Anteil, den 
sie durch ihre Mitarbeit am Aufbau und an der 
Fortentwicklung des Werks geleistet haben, beim 
Aktienerwerb eine Vorzugsstellung ein. Der Bund 
muß für sie so viele Aktien reservieren, daß jeder 
Arbeitnehmer Aktien in Höhe eines Nennbetrags 
von 1000 DM erhalten kann. Das Gesetz gibt also 
diesem Kreis des Volkswagenwerks ein Recht zum 
Bezug von Aktien, wobei entsprechend der Ein-
kommensstufe der einzelne in den Genuß des eben 
genannten Preisnachlasses kommt. Darüber hinaus 
wird sichergestellt, daß der Arbeitnehmer des 
Volkswagenwerks die Aktien auf jeden Fall zum 
Einführungskurs oder, falls sich bis zum Zeitpunkt 
des Erwerbs ein niedrigerer Kurs gebildet haben 
sollte, zu diesem niedrigeren Kurs erwerben kann. 
Nach der Umwandlung der Gesellschaft in eine 

Aktiengesellschaft sind die Aktien unverzüglich an 
der Börse einzuführen. Den Einführungskurs soll 
der Bundesminister der Finanzen auf Grund einer 
gutachtlichen Stellungnahme der Deutschen Revi-
sions- und Treuhand-AG festsetzen, damit die Ge-
währ dafür gegeben ist, daß der Kurs der Aktie 
dem wahren Wert des Anteils entspricht und somit 
das Bundesvermögen nicht geschädigt und der 
Erwerber nicht übervorteilt wird. 

Im Anschluß an die Einführung hat die Bundes-
regierung die Aktien dann möglichst zügig zu ver-
äußern. Von der Setzung eines Termins, bis zu dem 
die Veräußerung durchgeführt sein muß, ist jedoch 
bewußt abgesehen worden, weil eine solche Be-
fristung unter Umständen nachteilige Folgen für 
die Kursentwicklung haben könnte. Auch soll sich 
die Veräußerung der Lage des Kapitalmarkts an-
passen. Infolgedessen hebt das Gesetz ausdrücklich 
hervor, daß die Veräußerung, abgesehen von dem 
Angebot an die Belegschaft des Volkswagenwerks, 
entsprechend der Börsennachfrage zu erfolgen hat. 

Ferner wird im Interesse der Bildung eines 
stabilen Kurses bestimmt, daß bis zum Ablauf von 
sechs Monaten seit der Börseneinführung die 
Aktien nicht zu einem niedrigeren Kurse als dem 
Einführungskurse abgegeben werden dürfen. Es ist 
anzunehmen, daß sich nach Ablauf dieser Zeit ein 
angemessener Kurs eingespielt haben wird. Dann 
aber muß dieser Kurs auch als ein angemessener 
Preis gelten, der den Erfordernissen des § 47 Ab-
satz 1 der Reichshaushaltsordnung entspricht, wo-
nach Gegenstände, die im Eigentum des Bundes 
stehen, nur gegen einen dem vollen Wert entspre-
chenden Preis veräußert werden dürfen. 

Diese Bestimmung des vorliegenden Gesetzes 
bedeutet gleichzeitig, daß nach Ablauf der sechs 
Monate die Aktien von seiten des Bundes nicht mit 
der Begründung zurückgehalten werden dürfen, 
der Börsenkurs sei zu niedrig. 
Der Erlös aus der Veräußerung der Aktien des 

Volkswagenwerks soll der Wirtschaft in den Ge-
bieten Deutschlands zugute kommen, die infolge 
ihrer Abtrennung von der Bundesrepublik nicht 
an der Aufwärtsentwicklung der Wirtschaft der 
Bundesrepublik haben teilnehmen können. Dies 
gilt in erster Linie für die Wirtschaft in der sowje-
tisch besetzten Zone. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wenn wir diese Bestimmung in das Gesetz auf-
nehmen, ist das zugleich auch ein wirtschafts-
politisches Bekenntnis für die Wiedervereinigung 
Deutschlands. 

(Erneute Zustimmung in der Mitte. — 
Zurufe von der SPD.) 

Ganz klar: Wir werden das dem Privateigentum 
angetane Unrecht — auch an Produktionsmitteln 
— in einer billigen Weise wiedergutzumachen 
haben, sobald Deutschland wiedervereinigt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Im Geist des Ahlener Programms!) 

— Im Ahlener Programm,  das Sie einmal sehr 
genau nachlesen sollten und dessen Bedeutung 
ganz groß war, — — 

(Lebhafte Zurufe von  der SPD: War!) 
— Ich mache Ihnen gleich klar, warum diese Be-
deutung so groß war; denn damals drohte der 
deutschen Wirtschaft mehr als die Sozialisierung. 
Damals drohte der deutschen Wirtschaft —da die 

 Alliierten von der Überlegung ausgingen, daß am 
Nationalsozialismus und dem von ihm angerich-
teten Unheil nur die deutschen Unternehmer 
die Schuld trügen — eine Ausplünderung, die,  wenn 
sie vollends in  die Tat umgesetzt worden wäre, das 

 deutsche Volk in seiner Gesamtheit auf Jahrzehnte 
hinaus bettelarm gemacht hätte. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 
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Wir haben damals u. a. mit dem Ahlener Pro-

gramm der Weltöffentlichkeit gezeigt, daß wir 
Christlichen Demokraten eine solche Ausplünde-
rung nicht mitmachen, und wir haben klar in das 
Programm hineingeschrieben, wir könnten nicht 
zulassen, daß mit dem deutschen Eigentum so ver-
fahren würde. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der SPD, sollten Sie bei der Unklar-
heit in Ihren eigenen Reihen über das, was Sozia-
lismus ist, weiß Gott nicht bei uns anfragen, wie 
es um das Ahlener Programm steht. 

(Lebhafter Beifall der CDU/CSU. — 
Lachen bei der SPD.) 

Damit aber in diesem Raum noch einmal das 
gesagt wird — was stehenbleiben muß —, was 
manchmal unklar damit ausgedrückt wird, daß die 
sozialen Errungenschaften im Falle der Wieder

-vereinigung Deutschlands beibehalten werd en 
müßten, sage ich Ihnen heute schon ganz klar: Wir 
sind glücklich darüber, durch unsere  Wirtschafts-
politik in Deutschland eine Vermögensbildung be-
trieben zu haben, an der wir jetzt breite Schichten 
teilnehmen lassen wollen. Diese Vermögensbildung 
ermöglicht es uns, die sozialisierte Wirtschaft wie-
der zu einer Ertragswirtschaft in privater Hand zu 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Bis zur Wiedervereinigung Deutschlands soll mit 
diesen Mitteln die Wirtschaft der Saar — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 
— Ich bin sehr daran interessiert, daß Sie sich in 
der Diskussion zu diesem Punkt äußern. Wir und 
die deutsche Öffentlichkeit warten darauf. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Rufe bei 
der SPD: Oh, oh! — Zuruf von der SPD: 
Die Öffentlichkeit kennt unsere Einstel

-

lung schon länger als Sie, Herr Blank! Das 
haben Sie noch nicht gemerkt!) 

— Wir wissen es leider nicht genau von Ihnen, 
und wir begrüßen die Gelegenheit, daß Sie dazu 
Stellung nehmen müssen. Denn hier muß Klarheit 
bestehen. Hier müssen wir wissen, was gewollt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Stegner: 
Dann müssen Sie aber einen anderen Ge

-

setzentwurf einreichen!) 

— Aber, Herr Stegner, Sie gehören doch nicht zur 
Sozialdemokratie, 

(Abg. Stegner: Nein, das nicht!) 

ich dachte nur Herr Heinemann und Frau Wessel; 
Sie sind doch inzwischen nicht übergetreten. 

(Abg. Stegner: Herr Blank, da Sie  die 
 Klarheit apostrophiert hatten, glaube ich 

das sagen zu müssen!) 
— Ich habe Sie leider nicht recht verstanden. 

(Abg. Stegner: Ich sage es Ihnen nach

-

her! — Zuruf von der SPD: Herr Heine

-

mann ist rechtzeitig den Weg gegangen, 
den er gehen mußte!) 

Bis zur Wiedervereinigung Deutschlands sollte 
mit diesen Mitteln die Wirtschaft des Saargebiets 
gefördert werden, deren Aufbau sich in den ver-
gangenen Jahren nicht in dem gleichen Maße voll

-

ziehen konnte, wie er in der Bundesrepublik mög-
lich war. Soweit die Mittel dort nicht benötigt 
werden, sollen sie für ein besonders dringendes 
Anliegen im Interesse der Allgemeinheit eingesetzt 
werden, nämlich für die Förderung der Wasser-
wirtschaft und der mittelständischen Wirtschaft. 

Durch die Überführung des Volkswagenwerkes 
in Bundeseigentum und von dort in Privatbesitz 
wird praktisch das letzte bedeutende Vermögens-
stück aus der NS-Masse genommen, deren Ver-
bindlichkeiten noch ungeregelt sind. Nahezu alle 
anderen Bestandteile des früheren NS-Vermögens 
sind auf Grund der Direktive Nr. 50 des Kontroll-
rats auf die Gewerkschaften und Konsumgenos-
senschaften und die Länder, denen man es früher 
genommen hatte, übertragen worden. In der Öf-
fentlichkeit könnte daher bei oberflächlicher Be-
trachtung der Eindruck entstehen, die Übernahme 
und Veräußerung des Volkswagenwerkes durch 
den Bund laufe darauf hinaus, die Gläubiger der 
NS-Masse zu benachteiligen. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

Die Ansprüche der NS-Gläubiger werden von die-
sem Gesetz nicht berührt. Das Gesetz stellt aber 
zur Vermeidung von Zweifeln klar, daß die  Be-
handlung der NS-Schulden in einem besonderen 
Gesetz geregelt und dabei die Übernahme des 
Volkswagenwerkes durch den Bund nicht unbe-
rücksichtigt bleiben wird. 

Zugleich wird durch diese Bestimmung etwaigen 
Einwendungen begegnet, daß durch dieses Gesetz 
in irgendeiner Form dem Ausgang des sogenannten 
Volkswagensparerprozesses vorgegriffen würde. 
Falls die Volkswagensparer Ansprüche gegen die 
DAF haben, würden diese in gleicher Weise wie die 
übrigen NS-Verbindlichkeiten durch den Bund ge-
regelt werden. Falls den Volkswagensparern ent-
gegen der jetzigen Prozeßlage Ansprüche gegen die 
Volkswagenwerk GmbH zustehen sollten, werden 
diese durch die Regelung der Eigentumsverhält-
nisse der Gesellschaft nicht beeinträchtigt; sie kön-
nen ohne Rücksicht darauf gegen die Gesellschaft 
durchgesetzt werden. Der Bund würde allerdings 
in diesem Falle von  den  Volkswagensparern nicht 
in Anspruch genommen werden können. 

Zur Durchführung der im Gesetz vorgesehenen 
Vergünstigungen bei dem Erwerb von Aktien durch 
Arbeitnehmer mit einem Jahreseinkommen bis zu 
15 000 DM und durch Arbeitnehmer des Volks-
wagenwerkes werden  Einzelregelungen notwendig 
sein, die im Wege der Rechtsverordnung getroffen 
werden können. Eine Ermächtigung nach § 14 soll 
die Möglichkeit schaffen, dieses Verfahren zweck-
mäßig zu gestalten. 

Meine Damen und Herren, ich babe Ihnen damit 
in gedrängter Kürze einen Überblick über den In-
halt des Gesetzes gegeben. Wir würden uns glück-
lich preisen, wenn Sie diesen Gesetzentwurf mit 
uns .demnächst in den Ausschüssen des Bundestages 
gemeinsam berieten, und wir würden uns glücklich 
preisen, wenn Sie glaubten, hierin Ansatzpunkte 
finden zu können, die uns alle zu einer gemein-
samen Lösung der Frage bringen, die, wie ich an-
nehme, auch Ihnen am Herzen liegt, nämlich breite 
Schichten des deutschen Volkes in den Besitz von 
Eigentum an Produktionsmitteln kommen zu lassen. 

(Abg. Blachstein: Warum so spät?) 
— Besser spät als gar nicht. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
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(Blank [Dortmund]) 
I Wer aber immer nein sagt, auch dann noch, wenn 
es spät ist, setzt sich dem Verdacht aus, daß er 
gar nicht will. 

(Beifall in der Mitte.) 

Deshalb fordere ich Sie noch einmal auf, mit uns 
gemeinsam — — 

(Zuruf von der SPD: Sie wollen Stimmen 
für die Wahl fangen!) 

— Darauf habe ich gewartet. Sie scheinen also 
einige Sorgen zu haben, daß dieser Gedanke beim 
deutschen Volk gut ankommt; 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Daran, daß 
man Sie beauftragt hat, hierzu zu spre

-

chen, sieht jeder, daß die Sache in die 
Binsen gehen wird!) 

sonst würden Sie ihn nicht als Wahlschlager be-
zeichnen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, das sollte Sie ver-
anlassen, mit uns gemeinsam ganz ernsthaft zu 
prüfen, ob es sich hier nicht um ein Anliegen han-
delt, das im deutschen Volk außerordentlich po-
pulär ist. Ich würde Ihnen sogar neidlos den dar-
aus entspringenden Wahlerfolg dann auch gönnen; 
denn Leistung soll bekanntlich belohnt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Die Fraktion der CDU/CSU, für die ich hier ge-
sprochen habe, bittet Sie also, diesem Antrag Ihre 
Zustimmung zu geben. Wir wollen uns dann be-
mühen, in gemeinsamer Beratung die dem Ent-
wurf vielleicht anhaftenden Mängel zu beseitigen. 
Wir wollen uns gemeinsam bemühen, ein Gesetz 
zu schaffen, 

(Zuruf von der SPD: Wann denn? — Abg. 
Stegner: Durch Sonntagsarbeit!) 

das unserem Anliegen gerecht wird. — Sonntags-
arbeit, Herr Stegner, wird niemand von Ihnen ver-
langen. 
Im übrigen muß ich noch ankündigen, daß dies 

nicht ein einmaliger Versuch sein wird, sondern 
daß die Fraktion der Christlich-Demokratischen 
Union auch entschlossen ist, in der Zukunft auf dem 
Wege weiter vorwärtszuschreiten, das Eigentum 
des Staates an Produktionsmitteln, dessen er nicht 
bedarf, wieder in private Hand zu überführen 
und so breit wie möglich zu streuen. 

(Zuruf von der SPD: Nach acht Jahren! — 
Abg. Hansen [Köln] : Wie ist es mit den 

großen Privatvermögen?) 

— Das große Privatvermögen befindet sich doch 
nicht im Besitz des Staates! 

(Lachen bei der SPD.) 

Sie wollen Privateigentum privatisieren. 

(Abg. Hansen [Köln] : Volksaktien daraus 
machen! Etwas weiter streuen!) 

Das ist allerdings ein Witz, der mir mehr als un-
logisch zu sein scheint. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 

— Daß Sie, Herr Hansen, diesen Dingen nicht auf-
geschlossen gegenüberstehen, ist mir vollkommen 
klar. Wenn das Werk gelingt und wenn es im 

deutschen Volk an Boden gewinnt, dann ist aller-
dings für Vorstellungen, wie Sie sie haben, kein 
Raum mehr in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich bitte Sie deshalb namens meiner Fraktion, 
unserem Gesetzentwurf zuzustimmen. Wir werden 
uns bemühen, die Beratungen darüber so schnell 
wie möglich abzuschließen. Wir sind sicher, daß das 
deutsche Volk diesen unseren Schritt gutheißen 
wird. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zurufe 
von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Nach der ersten Überraschung von Hamburg war 
die Begründungsrede des Herrn Kollegen Blank 
die zweite große Überraschung. Bisher habe ich noch 
nie feststellen können, daß wir in so vielen Fällen 
so weitgehend mit Herrn Blank übereinstimmen, 
wie es bei Einbringung dieses Gesetzentwurfs der 
Fall gewesen ist. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Darauf 
können Sie stolz sein, Herr Blank! — Abg. 
Lücke: Dann sind Sie einmal mit uns zu

-

frieden, Herr Atzenroth?!) 

— Jawohl, die Einschränkungen kommen gleich. 

Herr Blank hat erklärt, in der Öffentlichkeit 
finde der Gedanke, daß sich die öffentliche Hand 
nicht im Erwerbsleben zu betätigen habe, größten 
Anklang und alle diejenigen, die sich an der 
Durchsetzung dieses Gedankens beteiligt hätten, 
würden durch ihre Leistung auch bei den Wahlen 
den Erfolg erringen. Ich habe also die große und 
zuversichtliche Hoffnung, daß die Bundestagswah-
len für die FDP ein ganz großer Erfolg werden. 

(Lachen in der Mitte. — Beifall rechts.) 

Denn wer von allen in diesem Hause hätte sich so 
für die Privatisierung der Unternehmen der öf-
fentlichen Hand eingesetzt wie meine Partei und, 
ich kann hinzufügen: ich persönlich?! 

(Sehr richtig! rechts.). 

Daß die Sozialdemokratische Partei eine Privati-
sierung von öffentlichen Unternehmen ablehnt, 
wissen wir. Das entspricht ihrer politischen Hal-
tung; darüber ist völlige Klarheit vorhanden. 

Herr Blank hat weiter gesagt, daß seine Partei 
schon immer den Gedanken der Privatisierung ge-
fördert und genährt habe. Dagegen muß ich aller-
dings eine Reihe von Zweifeln äußern. 

(Zuruf von der SPD: Besonders Herr 
Schäffer!) 

— Der  Zuruf „Schäffer" ist schon das schlagendste 
Argument für meine Ausführungen. In acht Jahren 
ist jedenfalls nichts in dieser Richtung getan wor-
den. Acht Jahre sind Sie allein an der Regierung 
gewesen, sind Sie an der Regierung gewesen — — 

(Große Heiterkeit und anhaltende Zurufe 
von der Mitte und links.) 

— Wenn Sie ruhig sind, kann ich weiterreden. 
(Zuruf von der CDU/CSU: Sie waren doch 
sechs Jahre unser treuer Bundesgenosse!) 
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(Dr. Atzenroth) 
— Als wir mit Ihnen in einer Koalition waren, war 
dieses Anliegen Gegenstand eines der größten 
Widersprüche zwischen uns, die in dieser Zeit be-
standen haben. Ich bitte Sie, die Drucksachen des 
Deutschen Bundestages aus diesen Jahren nach-
zulesen und festzustellen, in wie vielen Fällen Sie 
unseren Anregungen nicht gefolgt sind. 

(Zuruf von der SPD: Und erst einmal die 
Kabinettsitzungen!) 

— Von der FDP ist in den sechs Jahren niemand 
im Kabinett gewesen. 

Meine Damen und Herren, die FDP — ich wie-
derhole es — hat in diesem Punkt immer eine ganz 
eindeutige Haltung eingenommen. Sie hat niemals 
theoretisiert, wie Sie sagen, Herr Blank, sondern 
praktische, konkrete Anträge gestellt. Wir haben 
von Anfang an den Gedanken vertreten, daß So-
zialismus am ehesten und am meisten den Ärmsten 
schädigt. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Wir haben schon im Jahre 1950 gefordert, daß dem 
Bundestag als erster Schritt — und er war not-
wendig für uns, die wir keinen Einblick in die 
Einzelheiten haben — eine lückenlose Übersicht 
über das Erwerbsvermögen des Bundes vorgelegt 
wird. Ein solcher Vermögensnachweis ist erst mit 
einer Verspätung von mehreren Jahren und dann 
noch völlig unzureichend und unvollständig ge-
geben worden. Ich darf daran erinnern, daß dann, 
als wir uns über diesen Vermögensnachweis einmal 
unterhalten haben, am schärfsten Ihr Kollege 
Vogel die Gegnerschaft gegen eine Privatisierung 
zum Ausdruck gebracht hat. Ich wäre froh, wenn 
Herr Vogel Herrn Blank heute unterstützt und 
ihm assistiert hätte. 

(Abg. Hansen [Köln] : Da war noch keine 
Wahl, Herr Atzenroth!) 

Einen wirklichen Überblick über alle Verflech-
tungen und Verschachtelungen, über die Einfluß-
nahme durch Kredite und Darlehen haben wahr-
scheinlich nur wenige Experten des Bundesfinanz-
ministeriums. Die Bilanzierungen zu verschiedenen 
Terminen, die wir immer beanstandet haben und 
die Verschiebungen möglich machten, haben ver-
hindert, daß wir einen echten Überblick bekamen, 
und das Bundesfinanzministerium hat sich mit 
Händen und Füßen gegen eine Feststellung der 
wahren Werte gewehrt. 

Am 5. Februar 1954 — ich bitte, den Termin zu 
beachten — und am 9. April 1954 habe ich kon-
krete Vorschläge für eine Entstaatlichung gemacht. 
Ich habe nicht theoretisiert, Herr Blank, sondern 
konkrete Vorschläge gemacht. Ich habe die Bun-
desregierung wiederholt gefragt, welche Gründe 
für eine Betätigung der öffentlichen Hand im Er-
werbsleben angeführt werden könnten. Man hat 
zunächst ausweichend geantwortet. Nur einmal hat 
mir der damalige Ministerialdirektor Professor Dr. 
Oeftering geantwortet und von der avantgardi-
stischen Aufgabe solcher Unternehmen gesprochen. 
Er mußte sich aber recht bald davon überzeugen, 
daß diese Auffassung falsch ist; denn weder in 
der Preispolitik noch im wirtschaftlichen Erfolg 
konnten die von ihm betreuten Unternehmen ein 
Vorbild für die private Wirtschaft darstellen. Ich 
bin gespannt, ob Herr Professor Oeftering nun-
mehr die Mitgliedschaft zur CDU lösen wird, nach

-

dem dieser Antrag eingebracht worden ist. Wenn 
Preise erhöht werden müssen, gehen die öffent-
lichen Betriebe meist voran. 

(Abg. Dr. Dresbach: Herr Atzenroth, wir 
halten besser zusammen als die FDP!) 

— Das habe ich aber heute morgen bei der Be-
schlußfassung über meinen Tagesordnungsantrag 
nicht feststellen können; da waren Sie sehr ver-
schieden in Ihrer Auffassung. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Dres

-

bach: Aber wir haben uns noch nicht 
halbiert!) 

Andererseits hat der Bundeshaushalt noch keine 
nennenswerten Vorteile und Einnahmen aus diesem 
großen Bundesvermögen gezogen. Ichbitte den 
Herrn Bundesfinanzminister noch einmal, uns an-
zugeben, wieviel Einnahmen der Bundeshaushalt 
aus der Summe aller öffentlichen Unternehmungen 
in den acht Jahren gezogen hat. Es wäre eine er-
schreckend niedrige Zahl, die er uns dann nennen 
müßte. Die meisten der öffentlichen Betriebe sind 
bis heute noch ohne Ertrag. Von der Sozialdemo-
kratie wird der Wirtschaft häufig der Vorwurf ge-
macht. daß sie ihre Investitionen über den Preis 
finanziert. Das trifft geradezu avantgardistisch auf 
die öffentlichen Unternehmungen zu; die haben 
nämlich lanes  über den Preis finanziert. 

Ich habe durch eine große Zahl von immer wie-
der  auf die Bundesregierung einhämmernden Klei-
nen Anfragen versucht, der Forderung nach Offen-
legung des Bundesvermögens und Überführung in 
privaten Besitz Nachdruck zu verleihen. Zunächst 
hat der Herr Bundesfinanzminister dadurch rea-
giert, daß er kleinere, unbedeutende Unternehmen 
— ich erinnere an die Strumpffabrik in Kiel  — 
privatisiert hat. Dann entschloß er sich zu einem 
großen Schritt und machte den Versuch, die 
Howaldt-Werft in Hamburg an einen privaten 
Konzern zu veräußern. Wir haben diesen Weg nie-
mals vorgeschlagen. Aber uns hat er den Vorwurf 
gemacht, wir hätten die Absicht, öffentliche Unter-
nehmen zu verschleudern. Der Versuch mit der 
Howaldt-Werft hat einen peinlichen Nach-
geschmack hinterlassen, und niemand weiß ganz 
klar, ob es ungeschickt oder Absicht war, daß 
dieses Vorhaben gescheitert ist.  
Am 26. September 1956 haben wir, Herr Blank, 

wieder nicht theoretisiert, sondern haben dem 
Hause einen Gesetzentwurf vorgelegt, der nicht 
bloß das Teilgebiet „Privatisierung des Volks-
wagenwerkes", sondern das ganze Grundproblem 
anpacken sollte. Darin ist das heute in Ihrem Ge-
setz angesprochene Teilgebiet enthalten. Dieser 
Gesetzentwurf blieb liegen. Der Ältestenrat, in 
dem wir nicht die Mehrheit haben, hat sich schließ-
lich am  10. Januar dazu aufgerafft, den Gesetz-
entwurf in die erste Lesung zu bringen. In der 
ersten Lesung wurde er an ,den Wirtschaftspoli-
tischen Ausschuß überwiesen. Bis heute hat noch 
nicht eine einzige Sitzung über diesen Entwurf 
stattgefunden. 

(Zuruf von der SPD: Wie beim Renten

-

gesetz der SPD!) 
Es hat noch keine Sitzung stattgefunden, die  sich 
mit unserem Gesetzentwurf beschäftigt hat. 

(Abg. Dr. Klötzer: Das mußte ja nach dem 
Prioritätsrecht gehen! — Zuruf des Abg. 

Dr. Hellwig.) 
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(Dr. Atzenroth) 
— Ich bestreite das! Bitte, sagen Sie mir, Herr 
Dr. Hellwig, wann das gewesen sein soll! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter,
gestatten Sie dem Kollegen Hellwig eine Frage? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kollege Atzen-
roth, Sie erinnern sich doch hoffentlich, daß der 
Wirtschaftspolitische Ausschuß die Vorlage zur Be-
arbeitung zunächst dem Unterausschuß „Wirt-
schaftspolitische Beteiligungen" überwiesen hat 
und daß bei beiden Besprechungen des Unteraus-
schusses Sie nicht zugegen waren, obgleich diese 
Sache mit besprochen werden sollte?! 

Dr. Atzenroth (FDP): Dann hat es nicht auf einer 
Tagesordnung gestanden. Sie setzen ja auch andere 
Punkte auf die  Tagesordnung, wenn von den 
anderen Fraktionen niemand anwesend ist. Auf 
keiner Tagesordnung einer Ausschußsitzung hat es 
bisher gestanden in den fünf Monaten, die ver-
gangen sind. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Wie können Sie da behaupten, Sie, die CDU, 
hätten aktiv an der Privatisierung des Bundes-
vermögens mitgewirkt? Das läßt sich hiernach 
doch wirklich nicht mehr behaupten. Es war eben 
unbequem, daß es eine Vorlage war, die nicht von 
Ihnen gekommen ist, sondern von einer ,anderen 
Partei. Bei dieser Sachlage nun verkünden Sie auf 
dem Hamburger Parteitag groß vor aller Öffent-
lichkeit, Sie wollen nunmehr die Privatisierung in 
Angriff nehmen — nachdem anscheinend die 
anderen Parteien in dieser Frage versagt haben. 

) Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie Idem Kollegen Hellwig eine Frage? 

Dr. Atzenroth (FDP): Jawohl! 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kollege Atzen-
roth, warum erwähnen Sie hier nicht den Antrag 
der Kollegen Dr. Elbrächter, Dr. Blank, Dr. Vogel 
und einiger anderer Kollegen der Koalitions-
parteien vom Juli 1956, der die Bundesregierung 
beauftragte, einen Gesetzentwurf zur Privatisie-
rung des Volkswagenwerkes vorzulegen, der also 
einige Monate älter war  als der Ihre und der  zu-
sammen mit ,dem Ihren dann zur Bearbeitung 
überwiesen wurde? 

Dr. Atzenroth (FDP): Bin ich der Verfechter für 
den Kollegen Elbrächter und die anderen? Die sol-
len sich nach meiner Meinung auf dieses Podium 
begeben und dieselben Vorwürfe erheben. Das ist 
ihre Aufgabe. 

(Abg. Lücke: Bei der Wahrheit bleiben!) 
Meine Damen und Herren, jetzt, also kurz vor 

der Auflösung dieses Parlaments, kommt die erste 
aktive Tat der CDU in dieser Frage. Herr Blank, 
daß dieser Gesetzentwurf von diesem Bundestag 
verabschiedet wird, glauben doch auch Sie nicht! 

(Abg. Dr. Klötzer: Das glaubt kein Mensch!) 

Das wird doch kein Mensch in diesem Saale ernst-
haft behaupten wollen. Und wenn Sie sagen: „Nie-
mals ist es zu spät", dann muß ich Ihnen antwor-
ten: diesmal war es zu spät. 

(Heiterkeit bei ,der SPD.) 

Für diesen Bundestag war es zu spät. Der 3. Bun-
destag muß ja mit neuen Gesetzesvorlagen bedacht 
werden. 

Ich wiederhole, daß wir diesem Gesetz in seinem 
Grundgedanken selbstverständlich zustimmen. Das 
brauchte ich gar nicht zu erwähnen. Wir halten es 
in seiner ganzen Formulierung für nicht besonders 
glücklich. Wir haben eine Reihe von Einwendun-
gen dagegen, die uns aber nicht etwa dazu be-
wegen würden, das Gesetz abzulehnen; so weit 
werden diese Einwendungen niemals gehen. Wir 
haben das Gefühl, daß der Grundgedanke der 
Überführung öffentlichen Eigentums in die private 
Hand nicht bis zu Ende gedacht ist. Man hat 
überall Hemmungen gehabt. Es sind Hemmungen, 
die dann das Wort „Volks ..." mit hineingebracht 
haben, was mit diesem Gedanken an und für sich 
gar nichts zu tun hat. Wir sind der Meinung, daß 
die 50-Mark-Aktie keine sehr glückliche Lösung 
ist, daß die Kleinaktie eine sehr teure Angelegen-
heit ist und einen Teil der Dividende verschlingen 
wird. 

Der § 12 löst bei uns überhaupt sehr starke Be-
denken aus. Das Kriegsfolgenschlußgesetz ist ja 
noch nicht verabschiedet. Ich frage die Bundes-
regierung immer wieder: Warum ist der Schuldner 
Staat in diesem Fall nicht bereit, seine Gläubiger 
besserzustellen, wenn er hier wieder Vermögens-
gegenstände realisieren kann? 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Wir halten es auch nicht für zweckmäßig, daß in 
ein wirtschaftliches Gesetz steuerliche Elemente 
hineingebracht werden. Ich wiederhole: alle diese 
Bedenken wollen wir bei der sachlichen Beratung 
im Anschluß mit  sorgfältiger Begründung vortra

-

gen. Aber leider können wir nicht daran glauben, 
daß wir zu dieser sachlichen Beratung noch in die-
sem Bundestag kommen werden. Im 3. Bundestag 
müssen alle Gesetze neu eingebracht werden. Daß 
w i r ein solches Gesetz wieder einbringen werden, 
darüber besteht in der deutschen Öffentlichkeit 
wohl kein Zweifel. Aber Sie werden wir im 
3. Bundestag erinnern müssen, glaube ich, 

(Heiterkeit bei der SPD — Beifall bei 
der FDP) 

und dann werden wir Sie auch wieder fragen — 
wie in unserer Kleinen Anfrage Drucksache 3527 —, 
ob Sie auch bereit sind, weitere Wirtschaftsbe-
triebe der öffentlichen Hand in Privateigentum zu 
überführen, wie es von uns schon im September 
1956 gefordert worden ist. 

(Abg. Dr. Hellwig: Das machen wir dann 
interfraktionell! — Beifall bei der FDP. — 
Abg. Könen [Düsseldorf]: Bereit sein 

ist alles!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Stegner. 

Stegner (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Blank, bei Ihren 
Ausführungen kam mir wieder so recht zum Be-
wußtsein, daß Sie offenbar die tragische Verpflich-
tung eingegangen sind, für Ihre Partei immer die 
unpopulären Dinge vertreten zu müssen und mit 
Ihrem Namen zu verbinden. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD. — 
Abg. Lücke: Das ist ein Irrtum!) 



12592 	2. Deutscher Bundestag — 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Mai 1957 

(Stegner) 
Wie Sie wissen, habe ich zehn Jahre lang den Ge-
danken der Volksaktie vertreten und auch viel 
darüber geschrieben. 

(Abg. Lücke: Es ist also doch populär!) 

— Absolut! Sonst würde ich doch nicht hier stehen, 
Herr Lücke. Und darüber hinaus bin ich in der an-
genehmen Lage, dem Hause zu sagen, daß die 
Volksaktie im Parteiprogramm des Gesamtdeut-
schen Blocks/BHE verankert ist. Deswegen bin ich 
auch in der angenehmen Lage, Ihren grundsätz-
lichen Ausführungen, lieber Kollege Blank, in gro-
ßem Umfange zuzustimmen. Nur wurde ich mir 
dabei wieder des großen inneren Bruches Ihres 
Vortrages bewußt. Wenn es so ist, wie Sie sagen — 
ich brauche es im einzelnen nicht zu wiederholen —, 
daß Privateigentum eine wesentliche Stütze des 
sozialen Rechtsstaates ist und daß die Aktien ge-
streut werden müssen, so stimme ich Ihnen hier 
vollkommen zu. Dann darf ich aber fragen: Wenn 
das so ist, wenn Sie das seit langem wissen, warum 
haben Sie das Gesetz dann nicht schon vor drei 
Jahren eingebracht? Das ist doch erstaunlich: Sie 
bringen es jetzt ein, wo Sie genau wissen, daß das 
Gesetz nicht mehr in die zweite und dritte Lesung 
kommen kann; denn Sie selbst, Herr Kollege 
Blank, haben auf die Schwierigkeiten hingewiesen, 
die mit der Volksaktie verbunden sind, und wenn 
Sie noch ein paar Schwierigkeiten von mir hören 
wollen, sage ich sie Ihnen gern. 

Dann ein Weiteres. Herr Blank, es bestand ja 
nicht die geringste Notwendigkeit, dieses Gesetz 
jetzt vorzulegen. Denn die vorbereitenden Arbeiten 
der Revisions- und Treuhandgesellschaft zur Be-
wertung, die Sie im Gesetzentwurf vorsehen, 
dauern mindestens ein bis anderthalb Jahre, und 
die kann das Volkswagenwerk heute schon in Auf-
trag geben. Deswegen brauchen Sie den Gesetz-
entwurf jetzt nicht mehr einzubringen. Also, Herr 
Blank, es sieht doch schlecht aus, wenn Sie fünf 
Minuten vor Toresschluß einen Gesetzentwurf vor-
legen, von dem Sie wissen, daß er nicht mehr 
effektuiert werden kann. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Sie haben das gute Recht, auf Ihrem Parteitag 
solche Dinge zu verkünden. Wir alle haben uns 
gefreut, daß da ein solcher Durchbruch sichtbar 
geworden ist. Aber es ist schlecht, wenn ein Par-
lament mit einem Parteitag verwechselt wird; 
damit tut man der Einrichtung der Demokratie 
keinen guten Dienst. 

Ich weiß nicht, ob der Zeitpunkt für die Einbrin-
gung dieses Gesetzentwurfs sehr glücklich gewählt 
wurde, wenn man auf der einen Seite liest, daß 
sich die Fraktion der Deutschen Partei hinter den 
Entwurf stellt, während es auf der andern Seite 
der Chef der Deutschen Partei, Herr Minister-
präsident Hellwege, als einen Verstoß gegen das 
Eigentum bezeichnet, wenn dieser Gesetzentwurf 
Gestalt gewinnen sollte, d. h. wenn der Bund über 
Eigentum verfügt, das ihm nach niedersächsischer 
Meinung nicht gehört. Die Geschichte wird noch 
skurriler, wenn ich in einem Fernschreiben eines 
niedersächsischen Regierungsmitgliedes lese, daß 
der der CDU angehörende Finanzminister Koch auf 
Grund eines Gutachtens zu dem Schluß gekommen 
ist, daß der Bund gar keine Gesetzgebungsbefugnis 
hat. Das mag stimmen, oder es mag nicht stimmen; 
diese Frage möchte ich hier gar nicht anschneiden 
und gar nicht behandelt wissen, da wir nicht das-
jenige Gremium sind, das solche verfassungsrecht-

lichen Fragen abschließend entscheiden kann. Aber 
es ist merkwürdig, wenn ein Teil der Antragsteller 
die Dinge so und ein anderer Teil der Antragsteller 
sie in einem andern Licht sieht. 

(Abg. Dr. Elbrächter: Die Landesregierung 
ist nicht Antragsteller, Herr Stegner!) 

— Darum geht es ja gar nicht! Herr Elbrächter, ich 
danke Ihnen geradezu für diesen Zwischenruf. 
Wenn ein so fundamentaler Gesetzentwurf ein-
gebracht wird, so kann der Wähler und können 
auch wir Abgeordnete verlangen, daß er vorher in 
den Gremien der Parteien abgesprochen worden 
ist; sonst legt man solche unreifen Gesetzentwürfe 
nicht vor. 

(Beifall bei dem GB/BHE und der SPD. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich habe den Gesetz-
entwurf soeben als unreif bezeichnet, und des-
wegen bin ich den Antragstellern noch eine Erklä-
rung schuldig, weshalb ich ihn für unreif halte. 
Zunächst möchte ich, wenn ich jetzt Kritik übe, 
daran erinnern, daß gerade meine Fraktion den 
Gedanken einer echten Volksaktie am wärmsten 
befürwortet. Aber was Sie hier vorschlagen, hat 
mit einer Aktie überhaupt nichts mehr zu tun. Wir 
sind uns doch alle darüber einig, daß das Kriterium 
der Aktie ein Eigentumsanteil an einem Unter-
nehmen ist, wobei der Begriff des Risikos und des 
Stimmrechts voll gewahrt ist; anders ist doch die 
Aktie nicht aufzufassen. Und nun sehen Sie bitte 
einmal, was Sie von der Aktie übriggelassen haben! 
Wenn man das Risiko und das Stimmrecht so mo-
difiziert, dann muß man das Papier eben anders 
nennen als „Aktie". Ich würde Ihnen beispielsweise 
für Ihren nächsten Gesetzentwurf im 3. Bundestag 
vorschlagen: „vinkulierter Namensanteil eigenen 
Rechts am Volkswagenwerk". Dann erfassen Sie 
ungefähr den Sachverhalt; aber mit Volksaktien 
hat dieser Entwurf kaum etwas zu tun. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hellwig.) 

— Herr Hellwig, bei den vinkulierten Namens-
aktien befinden wir uns ja auf einem Gebiet, auf 
dem wir in Deutschland keine Erfahrungen haben. 
Wenn Sie sich einmal die Mühe machen, nachzu-
sehen, wie es in anderen Ländern gehandhabt wird, 
sind Sie sicher überrascht, wie schwierig es ist. 
Herr Kollege Blank sprach vorhin davon, man 

wolle mit der Volksaktie zu einer Vermögensbil-
dung kommen. Er hat allerdings kein Wort dar-
über gesagt, wie das möglich sein soll. Es ist in der 
Tat schwer, etwas dazu zu sagen. Hoffentlich ist 
doch nicht beabsichtigt, das Kapital des Volkswa-
genwerks schematisch in solche Anteile, wie sie 
der Entwurf vorsieht, zu zerlegen und an das 
deutsche Volk zu verschenken. Die Aktien sollen 
doch wohl verkauft werden? Das bedeutet aber 
keine Vermögensbildung, denn zuerst muß einmal 
bei dem einzelnen das Geld vorhanden sein, um 
die Aktien erwerben zu können. 

(Zurufe.) 

— Verzeihung, das mußte mal gesagt werden. Wie 
will denn Herr Blank da neues Vermögen bilden? 

(Erneute Zurufe.) 

— Herr Kollege Erhard, Sie verstehen von den 
Dingen mehr; das gebe ich zu. Aber ich bitte, mich 
doch mit meinem simplen Verstand zunächst wei-
ter sprechen zu lassen. 
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Wenn ich nicht irre, bringen Sie die Idee der 

Volksaktie mit dem Sparen in Verbindung. Sie 
werden mir recht geben, daß das Sparen ein mehr-
stufiger Vorgang ist. Man kann — zunächst einmal 
ganz primitiv — mit dem Sparbuch sparen, kann 
also sparkassenmäßig sparen, kann bankmäßig 
sparen. Dieses Sparen ist — damit komme ich zu 
dem Punkt, auf den ich hinaus will — verwal-
tungskostenfrei. Es gibt aber weitere Stufen des 
Sparens. Dazu gehört der Aktienkauf. Dieser ist 
selbstverständlich ein Dauersparen, also ein illi-
quides Sparen. Für den Kleinsparer ist diese Art 
des Sparens deswegen etwas schwieriger, weil er, 
wenn er Geld braucht, mit der Aktie durch Ver-
kauf nicht immer schnell genug zu Geld kommen 
kann. Die Bank trägt diesem Zustand auch Rech-
nung. Sie erhebt nämlich für die Verwaltung und 
Verwahrung der Aktien Gebühren. Hierin besteht 
der Unterschied zu dem ersten Sparen, dem ver-
waltungskostenfreien Sparen. 
Nun, Herr Kollege Erhard, darf ich Sie um eine 

Erklärung bitten. Die Verwaltungs- und Verwah-
rungsgebühr für eine Aktie beträgt nach den Er-
fahrungen in Deutschland und in der Schweiz im 
Jahre 6 DM. Dabei ist es vollkommen gleichgültig, 
ob es sich um ein Stück von 1000 oder von 50 DM 
handelt; die Verwahrung und Verwaltung ist ja 
genau die gleiche. 

Die Gebühr von 6 DM macht bei einer Aktie 
von 1000 DM 0,6 % aus, ist also ganz geringfügig 
im Verhältnis zum Werte der Aktie. Bei einer 
50-Mark-Aktie, der Sie in Ihrem Gesetzentwurf 
den Vorrang geben wollen, macht die Verwahrungs-  
und Verwaltungsgebühr von 6 DM bereits 12 % 
aus. Das heißt mit anderen Worten: wenn ein 
Kleinaktionär seine Aktie von der Bank verwah-
ren und verwalten läßt, hat er einen Gewinn erst, 
wenn das Werk eine Dividende von mehr als 12 % 
abwirft. Das ist doch wohl richtig? Wenn Sie schon 
die üblichen Sparmethoden — deswegen habe ich 
diese Gedanken in diesem Zusammenhang vorge-
bracht — mit Ihrem Gesetz verdrängen oder er-
setzen wollen, müssen Sie Ihre Volksaktie sehr 
viel reizvoller ausstatten. 

Nun ein Zweites. Sie belasten durch die Volks-
aktien-Emission den Kapitalmarkt nicht unerheb-
lich. Ich darf in diesem Zusammenhang etwas 
über die Bewertung sagen. Man ist hier mit der 
Bewertung sehr großzügig gewesen und hat gesagt: 
die Revisions- und Treuhandgesellschaft nimmt — 
nach den paar Andeutungen des Gesetzentwurfs — 
die  Bewertung des Anlagekapitals vor. Ob das so 
einfach geht, müssen wir erst abwarten. Üblicher-
weise wird das Anlagekapital nach der Ertrags-
lage bewertet. Ich verweise dazu auf Mellerowicz 
und andere, die darüber sehr eingehend geschrie-
ben haben. Nun ist bei einer krisenempfindlichen 
Industrie — das ist die Automobilindustrie oder 
wird es zu mindestens; darüber sind wir uns doch 
wohl einig — eine Bewertung nach der Ertrags-
lage sehr schwer. Im gegenwärtigen Zeitpunkt 
wird man wahrscheinlich hilfsweise das Vermögen 
oder die Substanz des Werkes zur Bewertung her-
anziehen oder vielleicht gar eine good-will-Berech-
nung eigener Art anstellen müssen. Wir wissen 
heute auch nicht, wie hoch der Anlagewert ist. 
Wir kennen Schätzungen auf 500 Millionen DM; 
davon sprachen Sie. Aber Herr Kollege Schäffer, 
der Herr Bundesfinanzminister, nannte einmal 
einen Verkehrswert des Volkswagenwerks von 
1,1 Milliarden DM. Es liegen auch noch andere 

Schätzungen darüber vor. Wir wissen also heute 
noch gar nicht, wie hoch das Anlagekapital bewer-
tet wird. Infolgedessen müssen wir auch auf die-
sem Gebiete erst einmal abwarten. Wenn wir aber 
die voraussichtliche Höhe des Anlagekapitals nicht 
kennen, können wir auch die Folgen der Volks-
aktie für den Kapitalmarkt nicht bis ins Letzte 
übersehen. 

Unterstellen wir nun ein Weiteres, Herr Kollege 
Blank: Wir werden eine Unsumme von Klein-
aktien bekommen. Sie schreiben ja mindestens 
25 % vor; es können aber viel mehr sein und wer-
den voraussichtlich auch viel mehr sein, wenn Ihr 
Gesetz zum Zuge kommt. Wenn wir nun z. B. an-
nehmen, wir hätten eine Milliarde Anlagekapital, 
dann würden Sie bei einer Stückelung von 50 DM 
allein 20 Millionen Aktionäre bekommen. Wenn 
Sie anders stückeln, nur zur Hälfte Anteile zu 
50 DM, würden Sie immer noch 10 Millionen 
Aktionäre bekommen. — Herr Pelster, Sie lächeln 
darüber. Leider ist es so. — Nun kommt die 
Praxis der vinkulierten Namensaktie: Da die Aktie 
von der Firma verwaltet werden muß, in einem 
dicken Buch, das weit über die Bücher der Stan-
desämter, über das Handelsreg ister und sonst 
etwas hinausgeht, entsteht hier eine Verwaltung, 
die nach sachverständiger Schätzung bei Zu-
grundelegung eines Kapitals von einer Milliarde 
etwa 500 Mann Personal haben muß, nur um diese 
vinkulierten Namensaktien zu verwalten. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Lebensstel

-

lung für Theodor Blank! — Große Heiter

-

keit.) 
— Herr Kollege Schmitt (Vockenhausen), ich be-
dauere Ihren Zwischenruf sehr; denn da ich der 
erste bin, der darauf aufmerksam gemacht hat, 
hätte ich mich gefreut, wenn man diese Direk-
torenstellung beim Volkswagenwerk später ein-
mal für mich vorgesehen hätte. 

(Erneute große Heiterkeit.) 

Ich habe ,diese wenigen Beispiele nur genannt, 
um Ihnen zu zeigen, daß in etwa drei Wochen Aus-
schußarbeit, abgesehen davon, daß ich nicht weiß, 
ob Herr Hellwig mit seinem Wirtschaftsausschuß 
bei den Belastungen, denen er noch unterliegt, 
diese Arbeit in  den  drei Wochen zeitlich schaffen 
würde, — — 

(Abg. Dr. Hellwig: Unterausschuß!) 

— Unterausschüsse sind schlecht, die Mitglieder 
haben ja auch alle keine Zeit. Ich glaube also, 
Herr Kollege Hellwig, selbst beim besten Willen 
werden Sie es auch mit einem Unterausschuß nicht 
schaffen. Ich wollte nur darauf hinweisen, wie 
schwierig !die Problematik ist, auf die hier zunächst 
einmal eingegangen werden muß, und daß es voll-
kommen unmöglich ist, in drei Wochen ein der-
artiges Gesetz durchzupauken. Der Erfolg wäre, 
Herr Kollege Blank — und das würden wir 
außerordentlich bedauern —, daß ein solcher ver-
unglückter Entwurf und ein solches verunglücktes 
Gesetz in der Durchführung den Tod der wirk-
lichen Volksaktie bedeuten würde. 

Ich darf zum Abschluß noch einmal erklären: 
Wir bedauern sehr, daß gerade diese Idee, von der 
wir sehr viel halten in einer durchdachten und 
guten Form, die noch ausdiskutiert werden muß 
und hier im nächsten Bundestag ausdiskutiert 
werden kann, gewissermaßen zum Akt der Wahl-
propaganda gemacht worden ist. Ich weiß, das 
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Wort ist hart. Es ist sicher das gute Recht jeder 
Partei, Wahlpropaganda zu treiben, und ich per-
sönlich hätte mich mehr gefreut, Herr Kollege 
Blank, wenn sich die CDU lieber den netten 
Werbeballon von Underberg gemietet und damit 
ihre Propaganda gemacht hätte. 

(Heiterkeit.) 

Ich gebe zu, das ist nur ein möglicher Weg der 
Wahlpropaganda. 

(Erneute Heiterkeit. — Abg. Stücklen: 
Dann werden aber nur Wähler an

-

gesprochen, ,die den Underberg so gern 
mögen wie Sie!) 

— Nein, es soll ja nicht „Underberg" darauf 
stehen, sondern „CDU" mit den entsprechenden 
Wahlparolen. 

(Große Heiterkeit.) 

Ich bedauere also, daß gerade dieses Gesetz zu 
solchen Überlegungen herausfordert. Ich hätte ge-
wünscht, daß wir gemeinsam in einem neuen 
Bundestag nun wirklich an die Lösung dieser Pro-
bleme herangegangen wären. 

Schließlich darf ich noch eins sagen: Warum, 
Herr Blank, wählen Sie denn im letzten Moment 
gerade das Volkswagenwerk, bei dem die Eigen-
tumsverhältnisse, bei ,dem Tauch andere Verhält

-nisse unklar sind? Warum haben Sie — ich meine 
nicht Sie persönlich, sondern stellvertretend für 
die ganze Fraktion — nicht einen Privatisierungs-
vorschlag für die Hibernia-Herne gemacht? Oder 
wenn Sie glauben, Sie könnten an die Grundstoff-
industrie nicht herangehen, — nun, ,die Hibernia 
hat ja noch ein paar Töchter, die nicht zur Grund-
stoffindustrie gehören. Hier war doch die beste 
Gelegenheit, Ihren guten Willen zu beweisen, und 
Sie hätten an uns die treuesten Anhänger gefun-
den.  Es  ist aber nicht geschehen. 
Aus allen diesen Erwägungen wollen Sie es mir 

nicht verübeln, wenn ich hier die Dinge einmal so 
bezeichnet habe, wie es Ihnen nicht angenehm ist, 
wie ich aber  verpflichtet zu sein glaubte. 

Ich würde dem Hause empfehlen, da sowieso 
keine Aussicht auf Ausschußbehandlung besteht, 
auf Ausschußüberweisung zu verzichten. 

(Beifall bei dem GB/BHE und SPD. — 
Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach dem ausgesprochenen Heiter-
keitseffekt, der in diesem Hause durch diesen Ge-
setzentwurf entstanden ist, fällt es in der Tat 
schwer, über diese Sache ernst weiterzusprechen. 
Ich will es trotzdem versuchen. 
Zunächst möchte ich Herrn Blank in einem gern 

zustimmen. Er hat gesagt: Es muß endlich mal be-
gonnen werden. Dieser Meinung sind auch wir in 
der Tat schon sehr lange. 
Ich will nicht verhehlen, daß wir zu Anfang die-

ser Legislaturperiode eine gewisse Hoffnung auf 
den Unterausschuß „Bundesbeteiligungen" gesetzt 
haben. Ich kann allerdings auch nicht verheim-
lichen, daß wir dort bitter enttäuscht worden sind. 
Dieser Ausschuß hat seine praktische Arbeit vor 
zwei Jahren unter Umständen eingestellt, die uns 
keine Möglichkeit mehr gaben, weiter auf eine 

wirklich nützliche Arbeit dieses Unterausschusses 
zu hoffen. Die Art und Weise, wie damals das 
Projekt Nord-Chemie und dann auch das Projekt 
Howaldtswerke von diesem Ausschuß behandelt 
worden sind — die Entscheidung bezüglich der 
Howaldtswerke ist Gott sei Dank vom Haushalts-
ausschuß korrigiert worden —, hat uns wenig er-
muntert, in diesem Ausschuß weitere Anstrengun-
gen zu machen. 
Heute in der ersten Lesung — es wird in die-

sem Bundestag wohl bei der ersten Lesung blei-
ben — möchte ich mich nun allerdings nicht mit 
technischen Fragen beschäftigen. Das hat soeben 
der Kollege Stegner hier schon sehr eingehend 
getan. Außerdem hat z. B. der „Rheinische Mer-
kur" auf die Kompliziertheit und die Kopflastig-
keit dieses Verfahrens hingewiesen. Ich möchte 
auch nicht die schwierige Rechtsfrage ansprechen, 
die durch den Widerspruch der Landesregierung 
von Niedersachsen entstanden ist. 

Schließlich möchte ich auch nicht die psycholo-
gischen Schwierigkeiten ansprechen. Es wird zwei-
fellos nicht ganz einfach sein, die bisher Vermö-
genslosen dahin zu bringen, daß sie Vertrauen in 
diese Kleinaktien haben. Dazu bedarf es mehr als 
dieses „Luftschiffes", von dem Herr Stegner ge-
sprochen hat. Dazu bedarf es, um nur ein Beispiel 
zu sagen, sehr viel besserer Publizität, als wir sie 
zur Zeit hier besitzen. 

Ich habe mich nun allerdings über eines ge-
wundert. Ich habe mich darüber gewundert, daß 
Herr Blank in keiner Weise auf die Diskussion 
Bezug genommen hat, die wir gelegentlich der 
Diskussion des Haushalts des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers gehabt haben. Ich weiß nicht, ob 
er sie nicht gelesen hat oder ob er sie bewußt über-
gangen hat. 

Bei der Diskussion der Frage „Eigentum für 
alle" — oder, wie man vielleicht bescheidener 
sagen sollte: „Eigentum für mehr als bisher" — 
steht für uns Sozialdemokraten der Abbau des 
hohen Selbstfinanzierungsanteils an der Ersparnis-
rate im Vordergrund und gleichzeitig damit die 
Verlagerung der Sparkraft von den Unterneh-
mungen auf die privaten Haushalte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das hat soeben auch schon Herr Stegner ange-
deutet, und das scheint mir das Kernproblem zu 
sein. Es muß dazu Stellung genommen werden, 
wie dieses Problem gelöst werden kann. Ich habe 
schon bei der Diskussion über den Haushalt des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers darauf aufmerk-
sam gemacht, daß in der Tat auch der Herr Bun-
deswirtschaftsminister diese Frage in seinem 
Kapitalmarktgutachten angesprochen hat. Aber die 
Lösung für dieses Problem fehlt. 

Es nützt daher nichts, wenn man wieder eine 
neue Sparfarm schafft. Das ausschließliche posi-
tive Ergebnis der Annahme dieses Gesetzentwurfs 
wäre, daß wir eine neue Sparform hätten. Wir 
Sozialdemokraten haben nichts gegen neue gute 
Sparformen. Wir haben deshalb auch dem Gesetz 
für Kapitalanlagegesellschaften gern zugestimmt 
und haben positiv daran mitgearbeitet. Aber wir 
halten es für keinen entscheidenden Beitrag zu 
dem Problem „Eigentum für alle". 
Lassen Sie mich ein paar Zahlen aus der De-

batte vom vorigen Donnerstag wiederholen. Es 
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handelt sich um die Frage, die 14 Milliarden DM 
Selbstfinanzierung in den Unternehmen zugunsten 
der privaten Haushalte wirksam einzuschränken. 
Das sind — um Ihnen einen Begriff zu geben — 
etwa 400 DM pro Jahr pro Wahlberechtigten. Es 
wäre möglich, diese Selbstfinanzierung durch einen 
wirksamen Preisdruck einzuschränken. Wir haben 
hier lange darüber diskutiert, wodurch man einen 
solchen Preisdruck zustande bringen könnte: z. B. 
durch Zollsenkungen — das hat die Koalition ab-
gelehnt — , z. B. durch ein wirksames Antikartell- 
und Antimonopolgesetz. Meine Damen und Herren 
von der Koalition, ich bin überzeugt, daß wir bei 
Annahme des Gesetzentwurfs, so wie er jetzt im 
Wirtschaftspolitischen Ausschuß und im Rechts-
ausschuß durchlöchert worden ist, nach Gültigwer-
den dieses Gesetzes mehr Wettbewerbsbeschrän-
kungen in der Bundesrepublik haben werden, als 
wir sie in den Jahren von 1948 bis jetzt gehabt 
haben. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das vorliegende Gesetz bedeutet also keine 
neue Phase der sozialen Marktwirtschaft, wie sie 
Herr Professor Erhard in Hamburg angekündigt 
hat. 

Abgesehen von diesen grundsätzlichen Mängeln 
ist das Gesetz aber auch in seiner quantitativen 
Wirkung nicht ausreichend. Das Grundkapital des 
Volkswagenwerkes beträgt bekanntlich 60 Mil-
lionen DM. Ich vermag nicht zu schätzen, wie 
man das Kapital vor der Ausgabe der Volksaktien 
neu festsetzen will. Man wird da ja nicht zu weit 
gehen können; denn schließlich muß ja noch etwas 
darin sein, damit auch ein wirklicher Kaufanreiz 
da ist. Nehmen wir einmal an, das Grundkapital 
würde wirklich verdreifacht; dann wären es also 
180 Millionen DM. Damit würde man, wenn man 
das ganze Kapital in Volksaktien umwandelte, auf 
6 DM pro Wahlberechtigten kommen. Setzen Sie 
einmal eine einmalige Verteilung von 6 DM pro 
Wahlberechtigten in Verhältnis zu 400 DM Selbst-
finanzierung pro Jahr! 

Nun kann man natürlich — das haben Sie ja 
auch getan — darauf hinweisen, daß noch weitere 
Bundesbeteiligungen da sind. Aber auch diese 
Zahlen sind durchaus begrenzt. In den Anlagen 
zum Haushalt ist der Wert der Bundesbeteiligungen 
mit 1,7 Milliarden DM angegeben worden. Viel-
leicht sind die Bundesbeteiligungen mehr wert. 
Aber auch da wird man ja nicht ein Nominalkapi-
tal festsetzen können, das voll dem inneren Wert 
entspricht. Damit ergibt sich für die gesamten 
Beteiligungen des Bundes an privatrechtlichen 
Unternehmungen ein Betrag von etwa 60 DM pro 
Wahlberechtigten. 

Sie sehen daraus, daß wir auch schon von der 
quantitativen Seite her einen Ausgleich für die 
Selbstfinanzierung über die Preise überhaupt nie-
mals finden können. 

Der Erfolg einer etwaigen Privatisierung des 
Volkswagenwerkes steht also in keinem Verhält-
nis zu dem, was dadurch verlorengeht. Was geht 
denn dadurch verloren? Ich habe schon am ver-
gangenen Donnerstag darauf hingewiesen, daß 
wir allerdings Wert darauf legen, ein gewisses 
Instrumentarium für die Konjunkturpolitik, für 
die Wettbewerbspolitik, für die Preispolitik in der 
Hand zu behalten. Nicht daß wir uns vom Volks-
wagenwerk alles versprächen; aber wir wissen, 

daß ein umfangreiches und vielseitiges Instrumen-
tarium dazugehört. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf ein 
paar Sätze hinweisen, die Herr Professor Erhard 
in seinem Buch: „Wohlstand für alle" geschrieben 
hat. Er schreibt dort auf Seite 219: 

Auf dem CDU-Parteitag in  Goslar  am 22. Ok-
tober 1950, zu einer Zeit also, als die Wellen 
der Preisbewegung recht hoch schlugen, konnte 
ich beispielhaft darauf verweisen, daß das 
Volkswagenwerk kurz zuvor trotz erhöhter 
Rohstoffkosten eine rund 10 %ige Preissenkung 
bei gleichzeitig 10 %iger Lohn- und Gehalts-
erhöhung vornahm, und erklärte hierzu, daß 
eine solche Politik „vollkommen der Zielset-
zung der sozialen Marktwirtschaft entspreche". 

Es ist doch wohl klar, daß Sie sich diese Möglich-
keit, auf die Herr Professor Erhard damals im 
Jahre 1950 noch stolz war, entgehen lassen, wenn 
Sie dieses Projekt jetzt ausgerechnet bei diesem 
Objekt so verwirklichen, wie Sie es wollen. Auf 
dem Markt der  Personenkraftwagen muß einfach 
ein wirksamer preisdrückender Einfluß möglich 
bleiben. 

Ich brauche in diesem Zusammenhang nur darauf 
hinzuweisen, daß z. B. die Firma Opel im Jahre 
1954 nach Bezahlung aller Steuern einen Gewinn 
hatte, der 70 % nicht etwa nur des Aktienkapitals, 
sondern 70 % des Aktienkapitals einschließlich al-
ler offen ausgewiesenen Rücklagen betrug. 

(Abg. Dr. Hellwig: Sie wissen doch, daß 
das nicht der Gewinn eines Jahres, son

-

dern der aufgespeicherte Gewinn vieler 
Jahre ist!) 

— Das  mag einmal sehr hoch gewesen sein; hinter-
her kommen aber auch noch erhebliche Gewinne. 
Wenn Sie das Jahr 1955 nehmen, sehen Sie, daß 
der Gewinn auch noch außerordentlich hoch war. 

Sie werden mir zugeben, daß es wirklich sehr 
nützlich wäre, wenn auf solchen Märkten irgend 
jemand da wäre, der dahin wirkt, daß die Preise 
nicht ins Ungemessene steigen können. Ich glaube 
aber, daß bei Einführung der Volksaktie eine min-
destens Preissenkungen bremsende Tendenz zu be-
fürchten ist.  Das  ist schon deshalb ganz klar, weil 
wir, wenn sich auf einem oligopolistischen Markte 
ein privatwirtschaftliches Gewinnstreben durch-
setzt, mit einem Streben nach hohen Dividenden 
oder nach hoher Selbstfinanzierung — um zu hö-
heren Kursen zu kommen — zu rechnen haben. Da-
mit kommen wir ausgerechnet nicht dahin, wohin 
wir kommen wollen, 'nämlich zu einer Eindämmung 
der Selbstfinanzierung auf diesem Markte. 

Zweifellos werden wir uns in den Beratungen, 
die vielleicht im nächsten Bundestag in Gang kom-
men werden, auch über die zukünftige Finanzie-
rung des Volkswagenwerkes den Kopf zerbrechen 
müssen. Wer die Struktur auf diesem Markte 
kennt, weiß ganz genau, daß sämtliche namhafte 
Konkurrenten des Volkswagenwerkes im Hinter-
grund durch mächtige Finanzgruppen gestützt sind. 
Daraus ergibt sich das Problem, ob in Zukunft ein 
sogenannter Volksaktionär das Volkswagenwerk in 
derselben Art und Weise mit Finanzierungsmitteln 
wird versehen können, wie diese mächtigen Grup-
pen, die hinter Opel, Ford usw. stehen. 

(Abg. Dr. Hellwig: Bank der Arbeit!) 
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— Bitte, es ist aber ein großes Risiko für die  37 000 
Menschen, die dort beschäftigt sind. 

(Zurufe von der Mitte: Nicht verstanden!) 

Alles das ergibt sich daraus. Uns hat in diesem Zu-
sammenhang auch das Eindringen des Herrn Flick 
bei Mercedes sehr nachdenklich gestimmt. All das 
deutet darauf hin. daß bei diesen Firmen in der 
Zukunft schwierige Finanzierungsprobleme zu lö-
sen sein werden. 
Sie ersehen daraus, daß die SPD zu diesem kon-

kreten Projekt wirklich sehr sachliche Bedenken 
zu äußern hat. Es ist daher völlig abwegig, wenn 
der Versuch gemacht wird, hier mit der primitiven 
Behauptung aufzutreten: Die SPD ist dagegen, weil 
ihr damit die Sozialisierungsfelle davonschwimmen 
werden. Das war heute morgen in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung zu lesen. Wer uns kritisiert, 
der möge sich mit unseren konkreten Argumenten 
auseinandersetzen! 
Die SPD ist durchaus bereit, jeden denkbaren 

undogmatischen Weg mitzugehen, der erstens die 
Vermögensneubildung bei den Unternehmungen 
zu Lasten des Verbrauchers einschränkt und der 
zweitens gleichzeitig eine breite Eigentumsbildung 
wirksam fördert. Die Volksaktie ist ein ausgespro-
chenes Experiment. Ich erinnere daran, daß in  der 

 Propaganda gerade des  Herrn Bundeswirtschafts-
ministers der Versuch, ausgerechnet uns als Expe-
rimentemacher zu bezeichnen, eine besondere Rolle 
gespielt hat. Es ist ein Experiment mit sehr be-
grenzten positiven Chancen, ein Experiment mit 
sehr bedenklichen Risiken gerade für den Verbrau-
cher, für alle diejenigen, die bei dem,  was sie in 
der Zukunft ihr Eigentum nennen wollen, begreif-
licherweise auch an einen preiswerten Kleinwagen 
denken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Elbrächter. 

Dr. Elbrächter (DP [FVP]): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Ich darf im Namen meiner 
Freunde von der Fraktion der DP (FVP) zu dem 
vorliegenden Koalitionsantrag Stellung nehmen. 
Ausdrücklich darf ich bemerken: wir haben uns 
sehr darüber gefreut, daß die CDU sich endlich, wie 
ich sagen darf, unseren Vorstellungen in dieser 
Weise angeschlossen hat. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Ich weiß nicht, warum es auf diese Feststellung 
hin einen Heiterkeitserfolg gibt; lassen Sie mich 
doch einmal aussprechen. 

Entgegen den Darstellungen, die auch vom Kol-
legen Atzenroth gegeben worden sind, muß ich fest-
stellen, daß eine große Anzahl von Abgeordneten 
gerade der CDU meine im Vorjahr ergriffene Ini-
tiative unterstützt hat. Hier darf ich insbesondere 
den bereits zitierten Abgeordneten Vogel nennen, 
der so aufgeschlossen, wie ein Kollege selten war, 
diesem Gedanken zugänglich war. 

(Zuruf von der SPD: Warten Sie  mal ab, 
wenn die Sache schiefgeht! — Zuruf des 

Abg. Dr. Atzenroth.) 

— Darüber spreche ich jetzt nicht, sondern ich 
möchte entgegen den in der Öffentlichkeit gegebe-
nen Darstellungen feststellen, daß hier erfreulicher-
weise eine völlige Übereinstimmung zwischen den 

Fraktionen der CDU und der DP herrscht. Ich bin 
sehr dankbar — —

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

— Sind Sie fertig? 
Ich bin sehr dankbar, daß dieser Antrag als Ini-

tiativantrag und nicht, wie ich es vor Jahresfrist ge-
wünscht habe, als Regierungsentwurf gekommen 
ist, weil a) der politische Wille durch einen Ini-
tiativantrag viel besser als durch die Erstellung 
eines Regierungsentwurfs bekundet wird und weil 
b) vielleicht — ich betone: vielleicht — damit noch 
die Möglichkeit besteht, den Antrag in diesem 
Hause zu behandeln. 

(Abg. Dr. Klötzer: Das glauben Sie doch 
selber nicht, Herr Kollege!) 

Bei einem Regierungsentwurf wäre sicherlich nicht 
mehr die Möglichkeit dazu gegeben, davon bin ich 
überzeugt. 

Ich will nicht auf die Hintergründe eingehen, 
warum das Kabinett so lange gebraucht hat, ehe 
es diese Frage behandelte. Ich glaube, ich bin ver-
standen worden, ohne besonders nach dem Herrn 
Finanzminister zu schielen. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Nun lassen Sie mich zu einigen Fragen Stellung 
nehmen. Grundsätzliches brauche ich eigentlich 
nicht darzulegen. Ich bin verpflichtet, Herrn Kolle-
gen Blank zu attestieren, daß die Begründung, die 
er gegeben hat, völlig in  unserem  Sinn ist. Wir 
können uns wortwörtlich anschließen. Es erübrigt 
sich daher, darauf noch einmal einzugehen. 

Wir verbinden mit diesem Antrag drei Ziele. 
Erstens: die Schaffung von Eigentum. Sie haben 
schon deutlich genug gesagt, daß gerade das  Be-
kenntnis zum Privateigentum eine der Grundlagen 
der  westlichen Gesellschaft ist. Das muß noch ein-
mal ganz betont herausgestellt werden. Neben der 
christlichen Ethik ist das Privateigentum und der 
juristische Schutz des Privateigentums eine der 
Grundlagen der westlichen Gesellschaft. Gerade 
wir Deutschen sollten im gegenwärtigen Zeit-
punkt — —

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe Zeit. Wenn Sie  die  Diskussion verlän-
gern wollen, 'bitte schön. 

Gerade wir Deutschen hätten im gegenwärtigen 
Zeitpunkt, wo wir darum kämpfen, daß auch im 
Ausland der Schutz des Privateigentums respek-
tiert wird, allen Grund, uns in diesem Hause ein-
mütig zu diesem Gedanken zu bekennen. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien. — 
Abg. Kurlbaum: Das bringt der Kanzler 

sowieso alles mit!) 

— Schön wäre es. Sie sind doch nicht dagegen, 
Herr Kurlbaum? 

(Abg. Kurlbaum: Nein, nein!) 

— Na also, dann sind wir uns einig. 

Das zweite Ziel, das wir zu erreichen versuchen, 
ist, daß die Aktie endlich aus der Diskriminierung 
herauskommt, der sie auf Grund historischer Er-
eignisse des vergangenen Jahrhunderts nun einmal 
unterliegt. Das ist, glaube ich, verständlich. Ich be-
trachte es geradezu als eine Ironie, daß in einer in-
dustriellen Gesellschaft, in  der das Masseneinkom-
men laufend gesteigert worden ist, prozentual der 
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Anteil des einzelnen am Eigentum immer geringer 
geworden ist. Das liegt natürlich daran, daß die 
klassischen Formen des Eigentums — Besitz an 
Grund und Boden, Hausbesitz usw. — nur begrenzt 
vermehrungsfähig sind. Was aber praktisch unbe-
grenzt vermehrungsfähig ist, ist das Eigentum an 
Produktionsmitteln. Es kommt also darauf an, eine 
Form zu finden, in der ein Teilhaben an den Pro-
duktionsmitteln möglich ist. Gerade Sie, meine 
Herren von der sozialdemokratischen Opposition, 
sollten hierin eine alte Forderung wiedererkennen, 
die Sie von jeher in Ihrem Kampf um die Betei-
ligung und Gleichstellung des Arbeitnehmers in 
der Gesellschaft vertreten haben. Ich verstehe da-
her nicht ganz, warum Sie manchmal so erregt sind, 
warum. Sie das manchmal so erbittert ablehnen, 
ohne überhaupt auf die sachlichen Hintergründe 
einzugehen. Ich attestiere aber Herrn Kollegen 
Kurlbaum — ich komme gleich auf seine Diskus-
sionsbeiträge zurück —, daß er die Dinge in un-
gemein sachlicher Form behandelt hart. 
Ein drittes Ziel hängt eng mit der Kritik zu-

sammen, die Herr Kollege Kurlbaum vorgebracht 
hat. Es handelt sich darum, daß wir gerade im 
jetzigen Augenblick unserer wirtschaftlichen Ent-
wicklung einen Weg finden, dem Kapitalmarkt 
neue Schichten zuzuführen. Herr Kollege Kurl-
baum, ich gebe Ihnen völlig recht, wenn Sie sagen, 
es sei im Prinzip volkswirtschaftlich unerwünscht, 
daß die  Finanzierung der Investitionen in der deut-
schen Wirtschaft über den Preis getätigt wird. Dar-
über sind wir uns einig. Die Frage — der Herr 
Bundeswirtschaftsminister hat sie bereits in der De-
batte zur zweiten Lesung seines Haushalts gestellt 
— ist aber: wie anders wollten wir denn eigentlich 
die volkswirtschaftlich notwendigen Investitionen 
tätigen? Wir sind damals von einem Nullpunkt aus-
gegangen; es war kein Spargeld mehr da, und es 
war absolut kein anderes Vermögen da, das reali-
siert werden konnte. Es blieb doch einfach nur 
diese nach klassischen volkswirtschaftlichen Vor-
stellungen schlechte Form, über den Preis zu finan-
zieren. Es gehört nach meiner Vorstellung mit zum 
Wesen der Marktwirtschaft, daß in einer solchen 
Lage das Objekt einen solchen Wert hat, daß der 
Käufer bereit ist, diesen Preis zu zahlen und damit 
die Voraussetzungen zu einer weiteren Erhöhung 
der Produktion zu schaffen. Das liegt im wohlver-
standenen eigenen Interesse der Käufer. 

(Abg. Kurlbaum: Aber Sie geben doch zu, 
daß man das nicht beliebig ausdehnen 

kann?) 
— Darum geht es, und darum möchte ich mich mit 
Ihren ernsten Argumenten auseinandersetzen. 
Die Kaufkraft der Arbeitnehmer ist nun so hoch 

gestiegen, daß diese in Konsumgewohnheiten hin-
eingewachsen sind, die weit über das Lebensnot-
wendige hinausgehen. Darüber sind wir uns, glaube 
ich, auch einig, daß Fernsehempfänger und Autos 
und was nicht alles, so schön sie sind, nicht un-
bedingt lebensnotwendig sind. Ich neide das nie-
mandem. Ich frage nur, ob es volkswirtschaftlich 
nicht richtiger ist, diesen Kreisen, die erfreulicher-
weise über eine solche Kaufkraft verfügen, einen 
echten Anreiz zu geben, sich ihrerseits an der Kapi-
talbildung zu beteiligen. Es ist also schief gesehen, 
wenn  man  das als eine neue Form der Spartätig-
keit betrachtet. Was Herr Kollege Stegner ausge-
führt hat  — ähnliche Gedankengänge waren in der 
Ausgabe der Deutschen Zeitung und Wirtschafts

-

Zeitung vom Dienstag und in der Frankfurter All-
gemeinen vom Mittwoch zu lesen —, trifft nicht das 

Wesen unserer Zielsetzung. Es ist unsere Absicht — 
Sie sollten uns das glauben —, hier mit einem Ex-
periment — zugegeben: es ist ein Experiment  — 
den  Versuch zu machen, die Finanzierung über den 
Preis unnötig zu machen. Das ist unser wesentliches 
Anliegen, Herr Kollege Kurlbaum. Sie sollten die-
ses Experiment einmal mitmachen. Es sollten nicht 
immer nur die Gefahren so groß herausgestellt 
werden. Auch wir verkennen gar nicht die Gefah-
ren. Herr Kollege Blank hat ja gesagt: Wir sind 
weit davon entfernt, nun etwa anzunehmen, daß 
hier keine Mängel mehr da sind. Um Gottes willen, 
das ist völlig unmöglich. Aber man muß doch ein-
mal den Mut haben, einen neuen Weg zu beschrei-
ten; dies ist hiermit getan. Ich würde mich freuen, 
wenn wir hier einmal einmütig den Mut zu einem 
Experiment hätten. So groß ist das Experiment 
weiß Gott nicht! 
In Österreich ist die Volksaktie gegenüber den 

Rechten der gewöhnlichen Aktie wirklich diskri-
miniert. Das hängt mit der dortigen Koalitions-
arithmetik zusammen. Um überhaupt die öster-
reichischen Sozialisten dafür zu gewinnen, hat man 
sich zu weitgehenden Kompromissen bereit erklä-
ren müssen. Trotzdem — Herr Kollege Kurlbaum, 
das muß ich Ihnen doch einmal entgegenhalten — 
ist in Österreich geradezu ein Run auf Volks-
aktien eingetreten, und zwar — nun kommt der 
springende Punkt — ohne daß die Sparkonten ab-
genommen haben. Damit ist das widerlegt, was Sie 
als wahrscheinlich oder als gegeben unterstellt ha-
ben, nämlich daß die Volksaktie praktisch nur ein 
drittes Instrument der Sparmöglichkeit ist. Das ist 
nicht der Fall, sondern hier ist wirklich ein In-
strument geschaffen worden, das echtes Kapital 
bildet, weil  der Konsument auf Konsum verzichtet 
und ein Kapitalpapier vorzieht. 
Darin liegt auch begründet, warum wir nun ge-

rade das Volkswagenwerk herausgenommen haben. 
Selbstverständlich könnte man irgendein anderes 
Werk auch nehmen. Der Herr Bundesfinanzminister 
hat z. B. die Preußag vorgeschlagen. Ich könnte mir 
aber vorstellen — ohne meinen Kollegen von der 
CSU zu nahe treten zu wollen —, daß allein der 
Name Preußag in Süddeutschland nicht so sehr 
attraktiv ist und vielleicht zu einer Ablehnung die-
ses Experiments führt. Ich bin mit Ihnen, meine 
Herren von der Opposition, völlig einig: wenn die-
ses Experiment mißlingt, ist wahrscheinlich für alle 
Zeiten die Idee der Volksaktie in Deutschland be-
graben. Gerade das wollen wir verhüten. Deswegen 
müssen wir ein konkretes Objekt herausnehmen, 
bei dem die Wahrscheinlichkeit am größten ist, daß 
gerade die Angehörigen der werktätigen Bevölke-
rung dort mitmachen. Ich bin fest überzeugt — ich 
habe diese Überzeugung mehrmals in diesem Hause 
zum Ausdruck gebracht — , daß, wenn wir das 
Volkswagenwerk zu privatisieren versuchen, indem 
wir Volksaktien schaffen, dieses Experiment ge-
lingen wird. 
Nun zu einem zweiten Einwand der sozialdemo-

kratischen Opposition, den Kollege Deist vorgebracht 
hat. Er hat sich damals an der Finanzierung über 
den Preis gestoßen und daraus eine sehr merkwür-
dige Folgerung gezogen. Ich glaube, es muß in die-
sem Hause festgehalten werden, zu welchen Konse-
quenzen Herr Kollege Deist gekommen ist. Er hat 
nämlich gesagt: Überall da, wo über den Preis 
finanziert worden ist, hat die Allgemeinheit An-
recht auf das Eigentum. Ich weiß nicht, ob ich es 
wortwörtlich zitiert habe. 

(Zuruf von  der SPD: Kaum!) 
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— Das würde mich freuen. deswegen habe ich den 
Punkt angesprochen. Ich habe Sie damals so ver-
standen, Herr Kollege Deist. Diese Konsequenzen 
wären doch sehr merkwürdig. Das würde bedeu-
ten, daß der Konsument praktisch überall Eigen-
tümer werden müßte. Ich glaube nicht, daß das der 
Sinn Ihrer Ausführungen sein konnte. Sie haben 
das im Januar gesagt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Elbrächter (DP [FVP]): Bitte. 

Dr. Deist (SPD): Ich habe zwei Fragen an den 
Kollegen Elbrächter. Erstens einmal: wann ist es 
gewesen? Solch eine Formulierung habe ich be-
stimmt nicht gebraucht. 

Dann eine zweite Frage: wäre es nicht, wenn Sie 
hier darüber sprechen wollten und sich darauf vor-
bereitet haben, zweckmäßig gewesen, daß Sie sich 
den doch zur Verfügung stehenden Wortlaut meiner 
Ausführungen vorher angesehen hätten, um hier 
nicht mit solchen Fragen aufzukreuzen? 

Dr. Elbrächter (DP [FVP]): Herr Kollege Deist, 
ich darf die zwei Fragen beantworten. 

Zur ersten Frage: Ich erinnere, daß Sie  das  im 
Januar gesagt haben. Ich glaube, da haben wir zu 
dem Antrag, den ich vor Jahresfrist eingebracht 
habe, gesprochen, und  in der Diskussion haben Sie 
dann ähnliche Ausführungen gemacht. 

Zum zweiten haben Sie natürlich objektiv recht. 
Aber ich wurde durch die Ausführungen von Kol-
legen Kurlbaum daran erinnert und hatte es vor-
her nicht im Gedächtnis. Während Herr Kurlbaum 
zu der Finanzierung über den Preis sprach, kam 
mir die Erinnerung. Ich bitte um Entschuldigung. 
Es war nicht böse Absicht und war auch nicht 
Fahrlässigkeit, sondern ich erinnerte mich einfach 
während der Ausführungen von Kollegen Kurl-
baum an Ihre damaligen Ausführungen. Wir ver-
stehen uns? — Aber ich werde hinterher nach-
lesen, und  Sie werden das gleiche tun. Wir wer-
den uns dann darüber einmal verständigen müs-
sen. Ich freue mich, feststellen zu können, daß diese 
Konsequenzen hinsichtlich des Eigentums wegen 
der unerwünschten Methode der Finanzierung über 
den Preis nicht gezogen werden können. 

Ich habe mir einen weiteren Einwand der SPD 
aus der zweiten Lesung des Haushalts vorgemerkt, 
den Herr Kurlbaum hier vorgebracht hat. Herr 
Kurlbaum, Sie haben gesagt, Sie seien nicht gegen 
das Eigentum. Die Grenze liege dort, wo das 
Eigentum mißbraucht werden könne. Wir sind uns 
einig hinsichtlich des Sinnes Ihrer Ausführungen? 
Darf ich demgegenüber eine andere These auf-
stellen. Ich glaube nicht, daß in der heutigen Zeit, 
wo der Staat so weit Ordnungsfunktionen durch 
die Gesetzgebung ausübt — ich denke an die Aus-
gestaltung des Arbeitsrechts und an das Betriebs-
verfassungsgesetz, aber auch daran, daß die Tarif-
partner sich gegenseitig sehr stark kontrollieren —, 
mit dem Eigentum seitens der Wirtschaft noch 
Mißbrauch getrieben werden kann. 

(Abg. Kurlbaum: Gegenüber dem 
Verbraucher!) 

— Wenn Sie die Finanzierung über den Preis als 
Mißbrauch bezeichnen, in dem engen Sinne ja. Ich 

habe Ihnen aber auch die historische Notwendig-
keit dieser Methode und die Begrenzung auf unsere 
heutige Zeit gezeigt. Ich glaube, diese Konsequenz 
darf man nicht ziehen. Das Problem scheint mir 
heute das zu sein, daß man den Bürger, das Indi-
viduum vor dem Mißbrauch gegenüber dem Staat 
schützt. Es war ein sehr interessanter Beitrag, den 
die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" am Mitt-
woch über das Verhalten des hessischen Staates 
hinsichtlich der Technischen Überwachungsvereine 
gebracht hat, denen Funktionen, die von ihnen 
vereinsmäßig bestens wahrgenommen worden 
sind, einfach aus einem Mißbrauch der Staatsge-
walt abgenommen und staatlichen Organen über-
tragen wurden. Ich glaube, die Gefahr, daß heute 
der Staat gegenüber dem Bürger Mißbrauch trei-
ben kann, ist sehr viel größer. Es ist eine unserer 
vornehmsten Aufgaben — aus dieser Sorge ist ja 
wohl die Institution der parlamentarischen Demo-
kratie gewachsen —, das zu verhindern. Das Par-
lament muß verhindern, daß die Bürokratie sich 
Übergriffe leistet. Ich glaube, das sollte hier ein-
mal ganz deutlich herausgestellt werden. 

Nun komme ich zu einzelnen Einwendungen; ich 
brauche zu dem Grundsätzlichen wohl nichts mehr 
zu sagen. Ich freue mich, als niedersächsischer Ab-
geordneter zu der Eigentumsfrage Stellung neh-
men zu können. Ich fühle mich als niedersächsischer 
Abgeordneter besonders legitimiert, zu diesem 
Problem, das mir gar nicht heikel erscheint, hier 
Ausführungen zu machen. Zunächst muß wohl ein-
mal festgehalten werden, daß es sicherlich kein 
Zufall ist, daß die Gründer des Volkswagenwerkes 
den Raum um Wolfsburg gewählt haben. Ich 
kenne die Gründe im einzelnen nicht, aber ich 
nehme an, daß das geplant worden ist. 

(Abg. Dr. Hellwig: Industrialisierung 
Mitteldeutschlands!) 

— Natürlich! Aber es ist doch reiner Zufall ge-
wesen, daß der niedersächsische Staat, der zur Zeit 
der Gründung des Werkes noch gar nicht existent 
war, dort in die Verwaltung, in die treuhänderi-
sche Verwaltung — so heißt, glaube ich, der Auf-
trag, den die Militärbehörden damals dem Land 
Niedersachsen gegeben haben —, gekommen ist. 
Fest steht, daß der niedersächsische Staat zu dem 
eigentlichen erstmaligen Aufbau des Volkswagen-
werkes nichts beigetragen hat. Nach meiner Kennt-
nis steht auch fest, daß der niedersächsische Staat 
zu dem Wiederaufbau nach der fast völligen Zer-
störung des Volkswagenwerkes ebenfalls nichts 
beigetragen hat. Das ist ja ein Teil der vorherge-
gangenen Kritik, daß das Volkswagenwerk den 
Wiederaufbau aus eigenen Mitteln — Finanzierung 
über den Preis — finanziert hat. Woher diese 
Eigentumsansprüche des Landes faktischer, mo-
ralischer und rechtlicher Art kommen sollen, ist 
mir völlig schleierhaft. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Das müssen 
Sie mit der Landesregierung abstimmen!) 

— Herr Schmitt, ich komme gleich darauf zurück; 
warten Sie ab! Nur daraus, daß der Bund in dem 
Zeitpunkt, als man die Treuhänderschaft dem 
Land Niedersachsen übertrug, noch nicht existent 
war, kann man doch mit Fug und Recht keine An-
sprüche herleiten. Das sollte doch mal ganz klar-
gestellt werden. Ich verstehe zwar durchaus, daß 
die Länder einen gesunden Egoismus haben; dafür 
habe ich volles Verständnis. Aber höher als aller 
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Länderegoismus müssen doch die eigentlichen 
Grundsätze stehen, und da steht das Bekenntnis 
zum Privateigentum voran. Das ist der oberste 
Grundsatz auch der Deutschen Partei, und damit 
gilt das auch für den Herrn Niedersächsischen 
Ministerpräsidenten. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Für den 
Vorsitzenden bereits auch!) 

— Ich bin als Abgeordneter völlig frei, das zu 
sagen, was meine persönliche Meinung ist, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und ich glaube, daß diese meine persönliche Mei-
nung gut untermauert ist. 

(Abg. Lange [Essen] : Und die Meinung 
Ihres Vorsitzenden?) 

Ich darf daran erinnern, daß im Jahre 1953 die 
damalige Besatzungsmacht die Meinung vertreten 
hat, daß der Bund das Recht  hat,  die Eigentums-
verhältnisse festzustellen. Das kann sicherlich nicht 
die Bundesregierung als solche sein, sondern das 
muß der Gesetzgeber sein. Wir also sind berech-
tigt, durch Gesetz den Eigentümer festzustellen 
und einfach zu benennen. Das scheint mir zwin-
gend und logisch zu sein. 

Ich glaube auch nicht, daß man sich dort auf 
den Art. 14 Abs. 3 berufen kann, eben weil das 
Land Niedersachsen gar nicht Eigentümer sein 
kann. Infolgedessen kann man den Art. 14, der 
nach meiner Auffassung — aber ich bin kein 
Staatsrechtler — im wesentlichen eine Schutzbe-
stimmung, eine Bestimmung zum Schutze von 
natürlichen und juristischen Personen bei Ent-
eignungen durch den Staat sein sollte, hier gar 
nicht anführen. Ich habe zwar die Erfahrung ge-
macht — ich glaube, wir alle —, daß Finanzmini-
ster, seien es Bundes- oder Länderminister, einen 
sehr guten Appetit haben, wenn es sich darum 
handelt, neuen Besitz hereinzunehmen. Sie leiden 
aber regelmäßig an Verdauungsstörungen und be-
kommen Leibschmerzen, wenn sie etwas heraus-
rücken sollen. Es scheint mir ein falsch angewand-
ter Konservativismus zu sein, wenn die Wahrung 
des dem Staat gehörenden Besitzstandes dazu 
führt, die Bildung von neuem Privateigentum zu 
verhindern. Mir ist das Bekenntnis zum Privat-
eigentum und die Verpflichtung, neues Privat-
eigentum zu schaffen, so ernst, daß ich in diesem 
Hause zu meinem Bedauern einen von dem des 
Herrn Niedersächsischen Ministerpräsidenten und 
des Herrn Niedersächsischen Finanzministers ab-
weichenden Standpunkt vertreten muß. 

Ich glaube auch nicht, daß wir es uns in Deutsch-
land leisten können, das Prinzip der föderalen 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län-
dern dazu zu benutzen, eine vernünftige Neurege-
lung gerade auf diesem Gebiet der Schaffung von 
neuem Privateigentum zu verhindern. Man leistet 
dem Föderalismus damit einen schlechten Dienst. 
Ich darf daran erinnern, daß die antragstellende 
Koalitionspartei sich zum Privateigentum bekennt. 
Dieses Bekenntnis erscheint mir vorrangig vor 
allen anderen Grundsätzen und muß auch dann 
angewandt werden, wenn es einmal zum eigenen 
Nachteil ist. 

(Abg. Lange [Essen]: Herr Elbrächter, 
dann schaffen Sie doch erst einmal Ord

-

nung in Ihrer eigenen Partei in dieser 
Frage!) 

— Ich spreche hier qua Fraktion, wie Sie wissen; 
dieser Vorstoß der Niedersächsischen Landesregie-
rung ist für mich genauso überraschend gekom-
men und erscheint mir wahrscheinlich genauso un-
begründet wie Ihnen. 

(Zuruf von der SPD: Aber unter der 
Führung des Bundesvorsitzenden der 

Deutschen Partei!) 

— Das hat hier gar nichts damit zu tun! Nicht 
der Bundesvorsitzende der Deutschen Partei, son-
dern der Herr Niedersächsische Ministerpräsident 
hat gesprochen, — ebenso wie er sich auch im 
Verein mit dem CDU-Parteigenossen, dem Finanz-
minister Koch, befindet. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben ein gutes 
Unterscheidungsvermögen! — Weitere Zu

-

rufe links.) 
— Tun Sie das nicht, meine Herren? Ich glaube, 
Sie von der sozialdemokratischen Fraktion hätten 
Grund, manchmal sehr eingehend die Standpunkte 
Ihrer Finanzminister in den einzelnen Ländern 
unter die Lupe zu nehmen, ob sie mit dem Ihrer 
Partei grundsätzlich in Übereinstimmung sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Herren, wir wollen uns hier doch nicht ge-
genseitig als Abgeordnete des Bundestages Schwie-
rigkeiten und Vorwürfe machen, die völlig unbe-
rechtigt sind, in Dingen, die nicht die Fraktionen 
dieses Hauses zu verantworten haben. 

(Abg. Lange [Essen]: Es sind nur Fest

-

stellungen, keine Vorwürfe, Herr Elbrächter!) 

Eine andere Frage ist, ob man nicht Niedersach-
sen  als Treuhänder bei der Verwendung des Er-
löses in einem gewissen Umfang vorrangig hätte 
berücksichtigen können. Ich könnte mir vorstellen, 
daß gerade Niedersachsen als Zonengrenzland 
einen gewissen Anspruch hat. Ich gebe gern zu — 
daran sollten auch die Forderungen Niedersach-
sens gemessen werden —, daß dieses Haus Nieder-
sachsen gerade vor wenigen Tagen noch zum Aus-
gleich des niedersächsischen Etats eine recht nam-
hafte Summe aus Bundesmitteln überwiesen hat. 
Auch das sollte bei der Erledigung dieser Frage 
nicht vergessen werden. Ich stelle also fest, daß in 
jenem Fall der Draht zwischen Bonn und Han-
nover, der manchmal so gut funktioniert hat, wohl 
gerissen gewesen zu sein scheint. 

Das soll mich aber nicht hindern, mit aller Deut-
lichkeit zu erklären, daß meine Fraktionsfreunde 
die Meinung vertreten, daß der Bundestag berech-
tigt ist, so wie es  in  § 1 geschehen ist. den Eigen-
tümer festzustellen. Gerade von den Gegnern der 
Privatisierung des Volkswagenwerkes wird immer 
wieder argumentiert: Wir können das gar nicht 
machen, solange der Eigentümer nicht feststeht. 
Darauf muß ich sagen: umgekehrt wird ein Schuh 
daraus. Da ,der Eigentümer nicht feststeht, haben 
wir die Aufgabe, festzustellen, wer nun eigentlich 
gesetzmäßiger Eigentümer ist. Es ist doch ein 
kurioser und abstruser Zustand, daß ein so großes 
Vermögen keinen Eigentümer hat. Das ist in  einem 
Staat doch unhaltbar. Die Eigentumsfrage ist kein 
Hindernis, sondern sollte geradezu Ansporn sein, 
dieses Problem zu lösen. 

Als zweites ist der Volkswagensparer-Prozeß an-
gesprochen worden. Ich bin  der Auffassung, daß 
hier eine billige Lösung in Form eines Vergleichs 
gefunden werden kann. Ich spreche hier nicht als 
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Jurist, der ich nicht bin, sondern spreche als Wirt-
schaftler. Es ist immer vernünftiger, einen Ver-
gleich zu machen, der beide Teile befriedigt. Ich 
muß allerdings sagen, daß mir die Forderungen, 
die mir von dem Verein der Volkswagensparer be-
kanntgeworden sind, in ihrer Höhe bislang sehr 
unbillig erscheinen. Die Herren sollten die Aus

-

wirkengen der  Währungsreform nicht übersehen. 
Es ist nun einmal notwendig, das damalige Geld-
vermögen zusammenzulegen. Ich glaube nicht, daß 
eine einzelne Gruppe daran vorbeigehen kann. 
Dies möchte ich hier insofern auch als meine Mei-
nung und als Meinung meiner politischen Freunde 
festgestellt haben. 

Zu dem technischen Problem möchte ich nicht 
mehr sprechen. Herr Kollege Stegner hat dankens-
werterweise hier eine Reihe von Bedenken an-
geführt. Ich möchte nur noch zu einem Vorwurf 
sprechen, der hier häufig gemacht worden ist. Es 
wurde so getan, als wenn es sich hier um einen 
Wahlschlager handelte. Es  ist möglich — jeder ver-
nünftige Mann in diesem Hause wird ,die Möglich-
keit nicht leugnen können —, daß dieser Bundes-
tag nicht mehr die Zeit haben wird, das Gesetz ab-
schließend zu behandeln. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf des Abg. 
Dr. Atzenroth.) 

— Herr Atzenroth, lassen Sie mich aussprechen! — 
Dennoch ist es richtig gewesen, diesen Antrag zu 
dieser Zeit einzubringen als politische Willens-
bekundung und als Ausdruck der Verpflichtung 
einer jeden neuen Koalitionsregierung. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien.) 

Ich wäre noch nicht einmal — jetzt spreche ich 
wieder meine persönliche Meinung aus — un-
glücklich darüber, wenn der Gesetzentwurf viel-
leicht nicht mehr zur Verabschiedung käme; denn 
ich bin mit Ihnen, Herr Kollege Stegner, durchaus 
der Meinung, daß die technischen Schwierigkeiten 
so groß sind, daß wir wohl 12 bis 15 Monate Zeit 
nötig haben werden, um lalle diese Fragen richtig 
,ausreifen zu lassen. Ich würde das also nicht be-
dauern, gerade weil dies ein mutiges Experiment 
ist, das  gelingen muß. Deswegen sollten wir uns 
die  Zeit nehmen, das gehörig ausreifen zu lassen. 
Ich muß aber auch feststellen, daß alle die Forde-
rungen, die seinerzeit in dem Antrag Elbrächter, 
Vogel und Genossen erhoben worden sind, hier 
berücksichtigt warden sind und daß die Lösungen, 
die hier vorgesehen sind, mir gangbar erscheinen. 
Gerade die Frage des Stimmrechts und der Über-
tragung des Stimmrechts scheint mir hier durch-
aus gut gelöst zu sein. 

Ich bin  nicht der  Auffassung, daß die Schwie-
rigkeiten hinsichtlich der verwaltungsmäßigen Be-
handlung von vinkulierten Aktien so groß sind, 
wie es hier ausgeführt worden ist; denn schließ-
lich, Herr Kollege Stegner, hat  sich auch in  der 
Verwaltung etwas getan. Auch dort gibt es so 
etwas wie Automation. Man kann solche gleich-
artigen Massenvorgänge heute sehr viel besser er-
ledigen, als das zu früherer Zeit möglich war, als 
das Aktienrecht konzipiert worden  ist. Ich machte 
auch hier nicht verschweigen, daß, wenn wir den 
Gedanken der  Aktie nicht weiterhin diskriminieren 
wollen, unbedingt auch ihre steuerliche Behand-
lung verbessert werden muß, insbesondere die 
Doppelbesteuerung wegfallen muß. Auch das muß 
parallel hiermit geklärt werden. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: ich freue 
mich, daß die Koalition endlich einen Antrag vor-
gelegt hat, der nach meiner und meiner Freunde 
Auffassung eine ganz große Popularität hat und 
der dem Gedanken ,des Privateigentums, also der 
Gleichstellung aller Menschen, sie seien Arbeit-
nehmer oder Arbeitgeber, auch wirtschaftlich 
Rechnung trägt. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien. — 
Zurufe links.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Erhard. 

Dr. Dr. h. c. Erhard (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf meine Zusam-
menfassung der Diskussion in der Reihenfolge der 
vorgebrachten Argumente vortragen. 

Zunächst zu Ihnen, Herr Kollege Atzenroth. Ich 
glaube, niemand wird Sie oder auch Ihre Partei 
verdächtigen wollen, es sei Ihnen mit der Privati-
sierung bundeseigenen Vermögens nicht ernst. Aber 
gerade deswegen scheint mir Ihre Auffassung nicht 
ganz konsequent fortgeführt zu sein. Denn wenn 
Sie Zweifel haben, ob die CDU das gleiche will, ob 
die CDU wirklich geneigt ist, diesen Weg zu ge-
hen, und wenn Sie da manche kritische Anmerkung 
zum Ahlener Programm usw. gemacht haben, dann 
verstehe ich nicht, warum Sie glauben, daß Ihr 
Anliegen im Bündnis mit der SPD besser erfüllt 
werden soll. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Atzenroth: Wann ist das behauptet wor

-

den? — Abg. Dr. Kliesing: Fragen Sie mal 
Herrn Döring! — Zuruf von der SPD: Das 
ist doch ein Witz! — Weitere Zurufe und 

Gegenrufe.) 

— Entschuldigen Sie, das ist doch keine logische 
Konsequenz! Sie sind unzufrieden mit der CDU, 
mißtrauen ihr, daß eines Ihrer wesentlichsten An-
liegen im Bündnis, d. h. in der Koalition mit 
der CDU hätte erfüllt werden können —, und dann 
machen Sie  das Bündnis mit der SPD, als ob Sie 
da mehr Hoffnung haben könnten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Alt

-

maier: Ihr sprecht aus Erfahrung! — Wei

-

tere Zurufe.) 

Aber nun zu Herrn Kollegen Stegner. Es ist hier 
wiederholt ein Zweifel zum Ausdruck gekommen, 
ob dieser Gedanke populär sei. „Populär" scheint 
mir überhaupt ein viel zu flaches Wort für das  An-
liegen zu sein, um das es hier geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ob die Idee in den Herzen und in den Geistern der 
Menschen Anklang findet, überlassen Sie ruhig der 
Zukunft. Ich bin meiner Sache hier ganz gewiß. 
Was den Zeitpunkt der Einbringung anlangt, so 

kann man darüber verschiedener Meinung sein. Ich 
bin auch nicht der  Auffassung, daß es jetzt gezielt 
der richtige Tag wäre; 

(Abg. Blachstein: Vielleicht doch!) 

aber daß der Zeitpunkt der Einbringung in einer 
inneren Beziehung zu der  sozialen Lage unseres 
Volkes stehen muß, kann doch füglich nicht geleug-
net werden. Zu einem Zeitpunkt, in dem die Pro-
duktivität noch nicht so sehr fortgeschritten war, 
in dem die Löhne noch niedriger waren, die Real-
kaufkraft nicht ausreichte, um diesem Gedanken 
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auf breiterer Grundlage Raum geben zu können, 
hätte auch die  Privatisierung des Volkswagenwerks 
wahrscheinlich aus rein materiellen Gegebenheiten 
heraus nicht zum Erfolg geführt werden können. 
Insofern hängen diese Dinge unlösbar zusammen. 

(Abg. Stegner: Es wäre aber, Herr Er

-

hard, vor 6 Monaten auch möglich gewesen, 
und dann hätten wir das Gesetz noch 

durchberaten können!) 

— Da haben Sie recht. Es ist aber eine meiner Ansicht 
nach unberechtigte Verdächtigung — und  die wird 
Ihnen auch niemand abnehmen —, wenn Sie die 
Bevölkerung glauben machen wollen, die CDU und 
ihr Koalitionspartner hätten diesen Initiativgesetz-
entwurf aus nur reißerischen, wahltechnischen 
Gründen eingebracht. 

(Zurufe von der SPD: Nur! — Weitere Zu

-

rufe links. — Gegenrufe in der Mitte und 
rechts.) 

— Meine Herren, ich würde an Ihrer Stelle vorsich-
tiger sein. Die CDU ist damit eine verpflichtende 
Bindung eingegangen, und die CDU hat vor dem 
deutschen Volk noch immer das gehalten, was  sie 
versprochen hat. 

(Starker Beifall bei der CDU/CSU. — La

-

chen und Zurufe bei der SPD.) 

So oft Sie das in der Öffentlichkeit bestritten ha-
ben, so oft haben Sie sich blamiert. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Lachen und Zurufe bei der SPD. 
— Abg. Stegner: Herr Professor, Sie wis

-

sen doch, welche Schwierigkeiten bestehen, 
jetzt noch das Kartellgesetz durchzubrin

-

gen, und Sie wissen auch, daß der neue 
Gesetzentwurf gar keine Aussicht mehr 
hat, verabschiedet zu werden; das ist doch 

mein Monitum!) 

— Aber Sie werden doch nicht glauben wollen. daß 
die CDU diesen ihren Willen in so deutlicher Form 
bekundet, um dann einige Monate später wieder 
davon abzurücken. 

(Lachen und Zurufe links.) 

Das wird sich ja herausstellen. Im übrigen, Herr 
Kollege Stegner, scheinen mir Ihre Bemerkungen 
zur Form und zur Technik nicht durchschlagend zu 
sein. Sicher tauchen damit Probleme auf, z. B. auch 
steuerlicher Art wie etwa die Frage der Doppel-
besteuerung der Aktie. Aber diese Dinge können 
und dürfen uns nicht hindern. Ich bin der Meinung: 
wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg, und wir ha-
ben wirklich schon schwierigere Dinge gemeistert 
als die  Privatisierung des Volkswagenwerkes. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe links.) 

Ich bin der Meinung — Herr Kollege Elbrächter 
hat diesen Punkt besonders deutlich herausge-
stellt —, daß auf die Dauer der Zustand unerträg-
lich ist, daß das Volkswagenwerk als herrenloses 
Gut angesehen wird. Ich sage nicht, daß die 
Rechtslage schon völlig klar sei, darf Ihnen jedoch 
das in meinen Akten befindliche Protokoll über 
eine Verhandlung im Bundesministerium für Wirt-
schaft am 8. Oktober 1949 vorlesen. Dieses Proto-
koll ist von Oberst Radclyffe von der britischen 
Militärregierung, von mir und von dem Vertreter 
des Landes Niedersachsen, Herrn Haverbeck, un-
terschrieben. Es lautet: 

Bei einem Besuch des Oberst Radclyffe bei 
dem Bundesminister für Wirtschaft, Professor 
Dr. Erhard, überträgt Oberst Radclyffe auf 
Grund der britischen Militärregierungsverord-
nung Nr. 202 die Treuhänderschaft über die 
Volkswagenwerk-GmbH auf die Bundesregie-
rung. Die Bundesregierung übernimmt die 
Treuhänderschaft und überträgt die Verwal-
tung über die Gesellschaft auf das Land Nie-
dersachsen, vertreten durch Ministerialrat Ha-
verbeck. Das Land Niedersachsen wird die Ver-
waltung im Namen und unter der  Weisung der 
Bundesregierung ausüben. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Das scheint mir immerhin einen klaren Willen 
zum Ausdruck zu bringen. Das Land Niedersachsen 
hat auch nicht protestiert. Sein Versuch im Jahre 
1953, die Rechtsverhältnisse zugunsten des Landes 
Niedersachsen zu klären, war nicht erfolgreich. 

(Abg. Stegner: Das ist keine überzeugende 
Rechtsgrundlage!) 

— Ich sagte ja:  damit ist die Rechtsfrage noch nicht 
endgültig geklärt. Aber es ist doch immerhin eine 
sehr starke Vermutung begründet. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Dr. Dr. h. c. Erhard (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Dr. Atzenroth (FDP): Herr Minister, würden Sie 
uns Auskunft geben, wie es bei dieser Sachlage, die 
Sie eben dargestellt haben, möglich gewesen ist, 
daß der Herr Staatssekretär Hartmann bei der Be-
ratung meines Gesetzentwurfs gesagt hat, die 
Rechtsgrundlage für die Privatisierung des Volks-
wagenwerkes sei noch nicht geklärt, so daß die 
Behandlung des Gesetzentwurfs praktisch noch 
nicht möglich sei? 

Dr. Dr. h. c. Erhard (CDU/CSU): Ich habe ja eben 
selber betont, daß ich die Rechtsfrage damit nicht 
als völlig geklärt erachte, daß aber immerhin in 
der Willensbezeugung eine Vermutung liegt. 

Ich möchte noch etwas ganz anderes sagen. Herr 
Kollege Kurlbaum, wenn Sie mit Ihrer Bemerkung 
nach der Rede von Herrn Kollegen Stegner, daß 
Heiterkeit herrsche, meinten, es herrsche eine frohe 
Stimmung, dann schließe ich mich dem gern an. 
Aber wenn Sie damit die ganze Aktion lächerlich 
machen wollten, möchte ich Ihnen sagen: Wer zu-
letzt lacht, lacht am besten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Lassen Sie mich etwas sehr Ernstes sagen: Ich 
glaube — und ich möchte es ganz deutlich 
machen —, daß wir mit der Privatisierung bundes-
eigenen Vermögens fortfahren müssen. Das Volks-
wagenwerk soll ja nur ein erster Schritt sein. 
Wenn wir das Volkswagenwerk anstatt Hibernia 
oder irgendein anderes Objekt gewählt haben, dann 
sicher auch deshalb weil, um breite Bevölkerungs-
schichten überhaupt an die Aktie heranzuführen, 
ein attraktives Unternehmen gewählt werden 
mußte. Es liegt ja schließlich rauch im Interesse der 
kleinen Einkommensbezieher und der kleineren 
Sparer, wenn man  ihnen gerade dieses Werk, das 
so attraktiv ist und in dem zweifellos große Chan-
cen liegen, zu Eigentum überträgt, 
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Es gibt meiner Ansicht nach noch einen weiteren 

Gesichtspunkt: Die Aktie ist doch — und ganz be-
stimmt nicht ohne das Zutun Ihrer Partei (zur 
SPD) — in der Öffentlichkeit sehr lange Zeit, ja 
bis in die Gegenwart hinein diffamiert worden; 
sie ist als ein Instrument des Teufels zu Zwecken 
kapitalistischer Ausbeutung gebrandmarkt worden. 
Dieser Zustand ist auf die Dauer unerträglich. 

(Zurufe von  der  SPD: Wo steht denn das? 
— Wo haben Sie  das gelesen?) 

— Ich habe Ihre Aussprüche nicht gesammelt; aber 
es würde mir leicht fallen, aus Ihrem Lager solche 
Äußerungen zum Aktienbesitz hier vorzubringen. 
Das kann ja gar nicht geleugnet werden. So war 
es doch, ganz im Gegensatz z. B. zu angelsäch-
sischen Ländern, in denen die Stellungnahme und 
die Haltung der Arbeiterschaft, weniger beeinflußt, 
eine ganz ,andere gewesen ist. Dort begegnet man 
gerade in diesen Schichten der Aktie mit großem 
Interesse und Wohlwollen. 

(Abg. Stegner: Da ist die Aktie auch nicht 
steuerpolitisch diffamiert, Herr Professor 
Erhard! — Abg. Dr. Reif: Gestatten Sie 

eine Frage?) 
— Bitte sehr! 

Dr. Reif (FDP): Herr Professor, ist Ihnen nicht 
bekannt, daß die Börsenreform der 90er Jahre und 
der ganze Kampf gegen Börsenaktien in Deutsch-
land von der extremen Rechten und von niemand 
anders geführt worden ist? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Dr. Dr. h. c. Erhard (CDU/CSU): Daß es in 
Deutschland reaktionäre Kreise gegeben hat, ist 
mir genauso gut bekannt; aber Sie werden mich 
wahrscheinlich nicht mit diesen Kreisen identi-
fizieren wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gilt meiner Ansicht nach, in Deutschland ein 
neues staatsbürgerliches Bewußtsein zu wecken. 
Wenn es uns gelingt — und das sollte eigentlich 
unser gemeinsames Anliegen sein —, in einer 
breiten Streuung des Eigentums auch dem kleinen 
Mann, und hier sogar mit einer gewissen Vorgabe, 
die  Möglichkeit der unmittelbaren Beteiligung am 
Produktivvermögen in freier eigener Verfügung 
zu schaffen, dann wäre das ein großes Werk. Denn 
wir leiden doch darunter, daß man in einer völlig 
falsch verstandenen Arbeitsteilung bisher der Mei-
nung war, es sei Aufgabe des Staates, um  die 

 Schaffung und Erhaltung von Produktivvermögen 
besorgt zu sein; das andere sei eine Sache der 
Unternehmer. Nein, das ist auch eine Sache der 
Arbeiter und der Angestellten, aller in abhängiger 
Arbeit stehenden Menschen. Je besser und  je deut-
licher wir dem ganzen Volke über alle Berufs-
kreise und alle Schichten hinweg deutlich machen 
können, daß keine Volkswirtschaft, unter welcher 
Ordnung sie auch stehen mag, ohne d ie Erhaltung, 
die  Erneuerung und die  Verbesserung ders Kapitals 
und der Produktivität leben kann, ohne in die 
Primitivität versinken zu müssen, um so mehr 
wird auch jeder einzelne Staatsbürger die per-
sönliche Verantwortung empfinden, an dieser 
schicksalhaften Gestaltung unserer Volkswirtschaft 
aktiv mitzuarbeiten, und dann auch eine Mit-
verantwortung tragen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So lese ich z. B.: IG Metall protestiert gegen 
Privatisierung, und Herr Brenner äußert sich 
dahin - ich möchte die Auslassungen von Herrn 
Brenner zwar nicht mit dem Standpunkt der SPD 
identifizieren, 

(Abg. Dr. Hellwig: Das können Sie ruhig!) 

aber immerhin ist das ja nicht von ungefähr —, 
die Privatisierung des Volkswagenwerks wie über-
haupt ,die Privatisierung öffentlicher Unterneh-
mungen sei eine Grundsatzfrage. Er erklärt wört-
lich: 

Wir müssen den Verfechtern der Privatisie-
rung nicht nur den Vorwurf machen, daß sie 
Volksvermögen verschleudern und die Sicher-
heit der Arbeitnehmer in diesen Betrieben be-
einträchtigen, sondern daß sie mit diesen Ab-
sichten auch der weiteren Monopolisierung 
und Kartellierung in der Wirtschaft der Bun-
desrepublik Vorschub leisten. 

Ich muß also wirklich sagen: Diese Auffassung 
kann doch unmöglich in Übereinstimmung ge-
bracht werden mit manchen immerhin verständnis-
vollen Äußerungen, die Sie zu diesem Thema hier 
vorgebracht haben. Hier ist wieder einmal eine 
Kluft sichtbar geworden. Ich glaube, je eher es 
uns gelingt, in dieser Frage eine Versöhnung zu-
stande zu bringen, um so besser wird es für unser 
ganzes Volk sein. Das Volk will eine klare Kon-
zeption sehen und einen klaren Willen erkennen. 
Es will auch, daß der Weg beschritten wird, den 
wir hier vorgezeichnet haben. 

(Abg. Eschmann: Geben Sie noch mehr 
Inserate auf, dann klappt es!) 

Die Selbstfinanzierung, von der Sie gesprochen 
haben, ist ein Problem, das ich selbst angeschnitten 
habe. Es ist eher irreführend, Herr Kollege Kurl-
baum, wenn Sie die angegebenen Zahlen ohne wei-
tere Kommentare bekanntgeben. Zu dem Selbst-
finanzierungsbetrag, den Sie hier genannt haben, 
gehören z. B. auch die Ersparnisse aller Selbstän-
digen überhaupt. Ich glaube, insoweit kann man 
die Selbstfinanzierung doch nicht gerade mit einem 
negativen moralischen Vorzeichen werten. Im übri-
gen sind unsere Auffassungen hier gar nicht so 
grundsätzlich verschieden, wie überhaupt diese 
meine Darlegungen nicht einer Polemik dienen 
sollen, sondern einem echten Anliegen entspringen, 
das uns, meiner Ansicht nach, alle verbinden 
könnte. 

Man kann auch nicht sagen: Hier wird überhaupt 
nur eine neue Sparform geschaffen, aber eine 
echte zusätzliche volkswirtschaftliche Ersparnis-
bildung findet nicht statt. Ich glaube, diese Rech-
nung geht nicht ganz ohne Rest auf, weil auch 
hier wieder einmal der Mensch und die mensch-
liche Reaktion nicht mit in das Kalkül einbezogen 
wurden. 

Wir müssen es durch die veränderte geistige Hal-
tung, von der ich vorhin sprach, zuwege bringen, 
daß der Arbeiter, wie überhaupt jeder einzelne 
Mensch in der Volkswirtschaft, wo immer er steht, 
sich dessen bewußt ist, daß sein Schicksal von 
morgen und das seiner Kinder und Kindeskinder 
von seinem eigenen Verhalten abhängt und daß 
die Alternative „Sparen oder Verbrauchen" je nach 
der wirtschaftlichen Entwicklung in der Akzent-
verlagerung sich verschiebt. Aber da wir mit Fug 
und Recht hoffen und erwarten können, daß wir 
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in dem weiteren Fortschreiten unserer Volkswirt-
schaft zu immer besserer Eigentumsbildung für 
alle kommen, wird diese Überlegung nicht nur 
zu der Fragestellung führen: „Spare ich so oder 
spare ich so oder verzichte ich überhaupt?", son-
dern es wird den Menschen der volkswirtschaft-
liche, der soziale Sinn für das Sparen aufgehen, 
und die äußeren Möglichkeiten sind ja auch so ge-
artet, daß auch effektiv mehr gespart werden kann. 
Insofern lautet die Alternative nicht: entweder — 
oder, entweder in dieser oder in jener Form spa-
ren, sondern mit jedem weiteren Fortschritt, mit 
zunehmender Produktivitätssteigerung, mit der wei-
teren Verbesserung des sozialen Seins aller Men-
schen ist auch die andere Alternative gegeben: 
nicht nur eine qualitative, sondern auch eine quan-
titative  Veränderung des ganzen Sparvolumens 
herbeizuführen. 

Im übrigen schien mir auch manches von Ihnen 
Gesagte nicht ganz logisch zu sein, so als Sie z. B. 
von der Preispolitik in der Automobilindustrie 
sprachen und sich in diesem Zusammenhang über 
die möglichen oder notwendig werdenden Finan-
zierungen innerhalb des Volkswagenwerks äußer-
ten. Sie wiesen auf andere Automobilfabriken hin, 
die sich im Besitz von wenigen mit großen Aktien-
paketen befinden, und stellten dem das Volks-
wagenwerk als im Besitz der öffentlichen Hand 
befindlich gegenüber. Soll das  heißen, daß es Be-
reiche unserer Wirtschaft gibt, die überhaupt nur 
in finanziellen und technischen Großformen ge-
dacht werden können, und es also zwingend vor-
geschrieben wäre, daß einerseits massenhafter Ka-
pitalbesitz und massenhaftes Eigentum an solchen 
Werken bestehen müsse oder auf der anderen Seite 
nur der Staat als Eigner in Erscheinung treten 
könne? Gerade wenn ein Konzentrationsprozeß 
Platz greift — und das mag aus manchen Gründen, 
auch aus technischen Gründen, der Fall sein —, 
muß uns — ich glaube, ich habe das hier schon 
ausgeführt — um so mehr daran gelegen sein, daß 
dieser Konzentration gegenüber eine Dekonzen-
tration der Besitz- und Eigentumsverteilung statt-
findet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im übrigen war ja doch — das ist gewiß keine 
Kritik an der Leitung des Volkswagenwerks — die 
Preispolitik innerhalb der Automobilindustrie nicht 
etwa so geartet, daß das Volkswagenwerk immer 
vorausgelaufen wäre und alle anderen dann hat-
ten nachfolgen müssen. Diese Entwicklungen schie-
ben sich aneinander vorbei. Sie wissen, daß jetzt 
z. B. ganz neue Typen von Kleinautos herauskom-
men. Dadurch wird wieder ein neuer Einfluß auf 
die Preispolitik, auch auf die des Volkswagenwerks 
und auf alle anderen Werke, ausgeübt werden. 
So viel Vertrauen können wir zu einem im pri-
vaten Eigentum befindlichen Volkswagenwerk — 
damit ist ja doch gar nichts über die Produktion, 
über Preise, über die Geschäftsführung usw. aus-
gesagt — haben, daß es die Funktion, die es bis-
her erfüllt hat, auch in Zukunft zu leisten vermag. 
Es ist also nicht ein Experiment, das wir da 
machen; auch das ist eine völlig falsche und irre-
führende Bezeichnung. Was wir hier anstoßen, 
liegt in dem natürlichen Trend der eingeschlage-
nen Wirtschaftspolitik, die wir durch neun Jahre 
immerhin mit einiger Stetigkeit durchgeführt 
haben und auf die das deutsche Volk vertraut. 

Das ist das, was ich zu diesem Thema sagen 
möchte. Auch ich bin überzeugt, daß das, was wir 
hier tun wollen, vielleicht noch nicht der Weisheit 
letzter Schluß ist und in der Form noch nicht 
Vollkommenes bedeutet. Aber ich hoffe, daß wir 
in einer so schicksalhaften Frage — wir zeigen 
neue Wege auf, setzen ein neues wirtschaftspoli-
tisches Ziel  — 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

zusammenarbeiten können. Es ist meine Über-
zeugung, daß wir das tun sollten. An uns jeden-
falls, das kann ich für meine Partei — ich spreche 
heute als Abgeordneter — und zugleich für die 
Koalition sagen, soll es nicht fehlen, damit aus 
diesem Plan etwas Gutes und Segensreiches wer-
den wird. Und wer sagt uns denn, wenn dieser Plan 
gelingt und der Gedanke zündet, dann nicht auch 
innerhalb der privaten Wirtschaft bei neuen Emis-
sionen Wege gefunden werden, die sich diesen 
Vorstellungen in etwa nähern! 

Ich glaube, wir müssen einige Phantasie auf-
bringen. 

(Lachen bei der SPD und Zuruf von der 
SPD: Ja!) 

— Ja, das ist Ihnen immer schwergefallen. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir müssen einige Phantasie aufbringen. Das 
Leben ist gerade auch in diesen Dingen nicht 
rechenhaft. Da ich nun schon einmal mit meinem 
Buch „Wohlstand für alle" zitiert worden bin, 
muß ich Ihnen sagen, daß ich noch etwas mehr 
meinte als nur materielle Sicherheit und primiti-
ven Wohlstand in der Addition des Konsums. Sie 
wissen, daß ich nichts dagegen habe, im Gegen-
teil; das habe ich ja oft genug betont. Hier aber 
meine ich vor allen Dingen auch eine geistige und 
seelische Befreiung des Menschen von zu viel Staat 
und von zu viel kollektiver Abhängigkeit. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Altmeier: Der Karl Marx 
der CDU!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen? — Herr Abgeordneter Deist! 

Dr. Deist (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! — Herr Präsident! Ichbitte um Ver-
zeihung; die Debatte hat  einen so heiteren Charak-
ter angenommen, daß ich selbst das vergessen habe. 
— Meine Damen und Herren! Der Herr Bundes-
wirtschaftsminister, der Herr Abgeordnete Erhard 
hat soeben verkündet, daß es sich hier  um viel 
mehr handle als um eine einfache wirtschaftliche 
Maßnahme, daß hier gewissermaßen ein neuer 
Geist in Erscheinung trete. Ich denke dabei auch 
an Herrn Professor Röpke ,auf der letzten Tagung 
— „Marktwirtschaft ist nicht alles!" —, auf der so 
einige Bedenken gegenüber 'unserer Marktwirt-
schaft von heute zum Au s d ruck gekommen sind. 
Röpke sagte, daß einiges Weitere hinzukommen 
müsse, und zog dann die überraschende Schluß-
folgerung, hier müsse eine Elite auftreten, die in 
Formen eines vorbildlichen Denkens jenseits von 
Gut und Böse dem Volke in der Wirtschaft so 
etwa die Ziele weise. 
Ich finde, man sollte sachliche Probleme, die in 

ihrem Rahmen wirklich ihre sachliche Berechtigung 
haben, nicht in eine Atmosphäre hineinheben, in 

 der sie so behandelt wenden, wie das heute — zu- 
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mindest in  der .ersten Hälfte der Diskussion  
geschehen ist. Dann kann man ein solches Problem 
einfach nicht mehr ernst nehmen. 

Ich bin nämlich der Auffassung, Herr Professor 
Erhard, daß es sich hier um ein ernstes Problem 
handelt und daß man infolgedessen mit dem ge-
botenen Ernst an die Erörterung und auch an die 
Festsetzung des Zeitpunkts, wann man ein solches 
Problem zur Debatte stellt, herangehen sollte. 

Aus dem, was uns heute in ,einem Kaleidoskop 
dargeboten wurde, muß ich nun doch einige Dinge 
herausgreifen, die es mir zweifelhaft erscheinen 
lassen, ob das Verfahren, das hier angewandt 
worden ist, wirklich den Rückschluß zuläßt, daß 
es sich um eine ernsthafte, seriöse Angelegenheit 
handelt. 

(Zurufe von der Mitte: Na! Na!) 

Unter dem Antrag stehen eine Reihe von Na-
men. Der erste Name ist Adenauer und der zweite 
Erhard. Ich glaube mich zu entsinnen, daß der 
erste seit ,acht Jahren Bundeskanzler und der 
zweite seit acht Jahren Bundeswirtschaftsminister 
ist. 

(Bravo! in ,der Mitte. — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Ich glaube mich weiter zu entsinnen, daß Sie, 
meine Damen und Herren, 8 Jahre lang über eine 
wenn auch gelegentlich unterschiedliche, aber
immerhin kompakte Mehrheit in diesem Bundes-
tag verfügt haben. 

(Zurufe von der Mitte: Gott sei Dank!) 

Wenn der Herr Bundeswirtschaftsminister hier 
sagt, es sei eigentlich unerträglich, daß das Volks-
wagenwerk seit dem Jahre 1949, seit der  Anord-
nung der Besatzungsbehörde, als herrenloses 
Eigentum herumschwebe, kann ich nur fragen: 
Warum hat diese Bundesregierung und warum 
haben die beiden ersten Unterzeichner nicht Ge-
legenheit genommen, dieses Problem zu lösen? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — 
Abg. Dr. Dr. h. c. Erhard: Dann hätte sie 
das Großaktionären geben müssen!) 

— Warum? 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Erhard: Weil das deut

-

sche Volk vor sechs, acht Jahren noch nicht 
in der psychologischen und psychischen 
Situation gewesen ist! — Lachen bei der 

SPD. — Unruhe.) 

— Herr Bundeswirtschaftsminister, wir wollen die 
 Debatte nicht verschieben. Ich sprach im Augenblick 

davon, daß es seit dem Jahre 1949 möglich war, 
die Eigentumsfrage ,durch Gesetz zu regeln. Das 
hat mit der psychologischen und  der  wirtschaft-
lichen Situation nicht ,das mindeste zu tun. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Bundesregierung und ihre Mehrheit hat nicht 
einmal die Möglichkeit gefunden, diese primitive 
Rechtsfrage zu lösen. 

(Zuruf von der Mitte: So primitiv ist die 
gar nicht!) 

— Jawohl, sie wäre zu lösen gewesen. 

Sie waren auch nicht imstande, eine andere 
Frage zu lösen. Immer noch steht die Frage offen 
— wir haben das auch hier diskutiert, und der 
Herr Staatssekretär des Bundesministeriums der 
Finanzen hat bestätigt, daß die Frage noch nicht 

gelöst ist —, wem das übrige öffentliche Vermö-
gen des früheren Landes Preußen und des frühe-
ren Reiches eigentlich gehört. Nicht einmal diese 
Aufgabe, deren Erfüllung Ihnen durch die Ver-
fassung aufgegeben ist, 'haben Sie bis heute lösen 
können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun so zu tun, meine Damen und Herren, als 
ob ausgerechnet der gegenwärtige Zeitpunkt der 
sachlich richtige wäre, scheint mir doch — um ein 
Wort ,des Herrn Professor Erhard zu wählen — 
etwas über die Hutschnur zu gehen. 

(Heiterkeit.) 

Herr Kollege Elbrächter und Herr Kollege Blank 
haben erklärt, sie seien zur Überprüfung von Ein-
wendungen bereit; natürlich seien gewisse Un-
ebenheiten vorhanden, man müsse einige Dinge 
klären, die Fragen müßten gründlich geprüft und 
etwaige Fehler beseitigt werden; das könne even-
tuell 10 bis 12 Monate dauern. — Diese Ausführun-
gen sind die Antwort darauf, aus welchen Grün-
den ,dieser und kein anderer Termin gewählt 
worden ist. 

(Sehr wahr! bei der  SPD.) 

Ein Zweites: Sie wissen doch, meine Damen und 
Herren — und der Herr Kollege Blank, der den 
Antrag begründet hat, hat es hier bestätigt —, 
daß das ganze Projekt mit dem Risiko des Volks-
wagensparerprozesses belastet ist. Sie wissen eben-
falls, daß selbst dann, wenn Sie versuchen sollten, 
diese Frage durch einen Vergleich zu lösen, dar-
über 'wahrscheinlich viel längere Zeit als nur 
Monate vergehen werden. Die Versuche, einen 
Vergleich herbeizuführen, sind ja nicht neu, Herr 
Kollege Blank.  Solche Versuche sind schon früher 
gemacht worden, und es hat bisher eben keine 
Möglichkeit gegeben, einen Vergleich herbeizu-
führen. Das heißt also, bis das Risiko des Volks-
wagensparerprozesses beseitigt, ein Vergleich zu-
stande gekommen und die Bewertung durch die 
Treuhandgesellschaft erfolgt sein wird, haben wir 
längst den nächsten Bundestag, und kein Mensch 
wird es Ihnen dann noch abnehmen, daß ausgerech-
net der jetzige Zeitpunkt richtig und nötig gewesen 
sei, um diesen Gesetzentwurf einzubringen. 

(Zustimmung bei der SPD. — 
Zurufe von der Mitte.) 

Eine andere Frage! Herr Bundeswirtschafts-
minister, es tut mir  leid,  daß ich idarauf zu spre-
chen kommen muß; aber wenn Sie solche Aus-
führungen machen, muß man ja schließlich darauf 
eingehen. Sie haben ausgeführt — und das war 
ein sehr unvorsichtiges Wort —, die CDU habe 
bisher immer gehalten, was sie versprochen habe, 
und werde  dies  auch in Zukunft tun. 

(Lebhafte Zurufe von  der  SPD.) 

Nun, Herr Bundeswirtschaftsminister, was haben 
Sie über ,die Zollsenkung gesagt, was haben Sie 
über die Zollsenkung versprochen, und was ist 
daraus geworden? 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD. — 
Anhaltende Gegenrufe von der Mitte.) 

Sie können sich die Antwort selber geben. 
Eine weitere Frage: Herr Bundeswirtschafts-

minister, was haben Sie über das Kartellgesetz 
gesagt? Was ist aus der Durchführung des Kartell-
gesetzes in all den Jahren bis heute geworden? 
In welchem Umfange ist dieses Kartellgesetz mit 



2. Deutscher Bundestag — 214. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Mai 1957 	 12605  
(Dr. Deist) 
seinem Verbotsprinzip bereits durchlöchert wor-
den? Was für Bestrebungen sind augenblicklich bei 
Ihnen im Gange,  um  die Kartellbehörde zu einem 
völlig unfruchtbaren  Instrument zu machen? Was 
ist mit diesen Versprechungen, die Sie bisher ge-
geben haben? Schon das bisher vorliegende Ergeb-
nis entspricht in keiner Weise den Versprechungen, 
die Sie gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dann eine dritte Frage, Herr Bundeswirtschafts-
minister: meinten Sie  vielleicht mit den Verspre-
chungen, die Sie gemacht haben, auch ,das Ahlener 
Programm? Was hier geschehen ist, ist doch wohl 
einmalig in der deutschen Parteigeschichte. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — 
Abg. Dr. Dr. h. c. Erhard: S ie haben nichts 

hinzugelernt!) 

— Ich danke Ihnen für das Stichwort. Selbstver-
ständlich kann jeder stolz darauf sein, wenn er 
aus  den  Ereignissen und aus der fortlaufenden 
Entwicklung zulernt. Wir Sozialdemokraten leug-
nen das nicht: wir haben im Laufe der Jahrzehnte 
au ch etwas hinzugelernt und sind stolz darauf. 
Wir sind stolz auf unsere ganze Vergangenheit 
und verleugnen auch diese  nicht einen Augenblick. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber was haben Sie mit dem Ahlener Programm 
gemacht? Sie haben nicht etwa gesagt: Wir halben 
hinzugelernt. Sie haben nicht einmal gesagt: Wir 
stützen uns heute auf starke Gruppen, denen zu-
liebe wir solche Vorschläge nicht mehr durch-
führen dürfen. Herr Meyers hat ,auf einer Presse-
konferenz in Hamburg erklärt: Im Grunde ge-
nommen wollten wir die Sozialisierung damit ver-
hindern. Das heißt, daß dieses Programm von 
Ihnen niemals au frichtig gemeint war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist der Unterschied, und darum sollten Sie 
vorsichtig sein. Sehen Sie sich die Äußerungen des 
Herrn Meyers auf der Pressekonferenz des Partei-
tages an! 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Herr Blank 
hat es doch auch gesagt!) 

Dann ist hier ein großes Wort gefallen: die 
Volksaktie bzw. das Projekt des Volkswagen-
werks sei außerordentlich populär. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warten Sie 
mal ab!) 

Das Projekt ist so populär, daß die Urheber des 
Gesetzentwurfs nicht einmal wagen durften, ihn 
in die Bundesregierung zu bringen, weil selbst in 
der Bundesregierung keine Möglichkeit gewesen 
wäre, darüber eine Einigung herbeizuführen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Es ist so populär, daß die Regierung von Nieder-
sachsen sich mit aller Gewalt gegen diesen Gesetz-
entwurf stemmt. Es ist so populär, daß die Leitung 
des Volkswagenwerks erklärt hat, ein solcher Ge-
setzentwurf sei unmöglich. 

(Abg. Dr. Hellwig: Wundert Sie das?) 

- Das wundert mich bei dieser Regierung gar 
nicht. Es ist so populär, daß die Belegschaft des 
Werkes sich mit aller Gewalt dagegen wendet. Es 
ist so populär, daß der Deutsche Gewerkschafts

-

bund und die angeschlossenen Gewerkschaften sich 
dagegen ausgesprochen haben. 

(Lachen und Zurufe von der Mitte.) 

Es ist so populär, daß auch die Deutsche Angestell-

tengewerkschaft sich dagegen ausgesprochen hat. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

— Meine Damen und Herren, Sie leugnen doch wohl 
nicht, daß das immerhin Organisationen sind, hin-
ter denen auch einige Millionen deutsche Bürger 
stehen. Es ist doch wohl etwas übertrieben zu 
sagen, das Projekt sei eine völlig populäre Ange-
legenheit. 

Nun zur Sache. Der Gesetzentwurf über das 
Volkswagenwerk und die Volksaktie werden unter 
dem Gesichtspunkt „Wohlstand für alle" gestartet. 
Wir wissen, daß etwa 70 % der gesamten Erwerbs-
tätigen unselbständige Erwerbstätige sind und daß 
dieser Anteil ständig steigt. Wenn Sie wirklich 
Wohlstand für alle, eine breite Streuung von 
Eigentum haben wollen, dann müssen Sie dafür 
sorgen, daß diese breiten Schichten der Unselb-
ständigen in der Lage sind, sich an dem Vermö-
genszuwachs zu beteiligen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Ich bin am Anfang; vielleicht warten Sie noch 
etwas, bis ich weitergesprochen habe. — Sie könn-
ten wissen, daß z. B. die Sozialdemokratische Par-
tei sich in verschiedenen Ausschüssen ernsthaft mit 
dem Problem befaßt, wie eine Beteiligung brei-
terer Schichten auch der Unselbständigen an dem 
ständigen Vermögenszuwachs in Deutschland zu 
ermöglichen ist. Sie dürften auch, wenn Sie sich 
ernsthaft mit diesen Dingen befaßt haben, wissen, 
daß auch innerhalb der deutschen Gewerkschaften 
ernste Diskussionen über das Problem im Gange 
sind. Der Kollege Kurlbaum hat schon einige Zah-
len genannt. Ich will gar nicht auf das Volkswa-
genwerk abstellen. Aber selbst wenn Sie das ganze 
Bundesvermögen ausverkauften, welche Möglich-
keiten zu weitgehendem Wohlstand für alle stecken 
da eigentlich drin? Sie legen doch hier ein Windei, 
um das zu reden es sich gar nicht lohnt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie es mit dem Problem Wohlstand für alle 
— dazu gehören eben die 70 % Unselbständigen — 
ernst meinen, dann müssen Sie an den Vermögens-
besitz und den Vermögenszuwachs in den großen 
privaten Unternehmungen herangehen. 

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe 
von der Mitte: Aha!) 

Ich habe mit sehr viel Interesse vorhin die Aus-
führungen des Herrn Kollegen Blank gehört. Er 
sagte, für diese Aktion komme doch eigentlich 
nur das öffentliche Vermögen in Frage, denn das 
private Vermögen befinde sich ja in privater 
Hand. 

(Lachen bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Herr Kollege Häussler, Ihr Kreis, der sich, glaube 
ich, ein Verdienst dadurch erworben hat, daß er 
sich mit diesen Fragen ernsthaft befaßt hat, weiß 
doch sehr genau, daß Wohlstand für alle, eine 
breite Streuung von Eigentum und eine wirksame 
Auflockerung ,des Vermögenszuwachses in der 
deutschen Wirtschaft, nur möglich ist, wenn die Ge-
samtheit oder wenigstens ein größerer Teil des 
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deutschen Volkes an diesem ständigen privaten 
Vermögenszuwachs beteiligt werden kann. 

Da handelt es sich allerdings um Beträge, über 
die zu reden es sich lohnt; denn das gewerbliche 
Vermögen in Deutschland beträgt mehrere hun-
dert Milliarden DM. In den letzten Jahren seit der 
Währungsreform ist — nach Abzug der Abschrei-
bungen bzw. Ersatzbeschaffungen — ein Nettozu-
wachs von etwa 150 Milliarden DM hinzugekom-
men. Von diesem Nettozuwachs stammen rund 
100 Milliarden DM aus der Selbstfinanzierung. 
Wenn Sie es mit der breiten Streuung des in 
Deutschland angehäuften und angesammelten Ver-
mögens wirklich ernst meinen, dann müssen Sie 
dieses Problem lösen und nicht die Frage der 
2 1 /2 Milliarden DM in der Hand des Bundes. 

(Abg. Höcherl: Das war notwendig, um 
Dauerarbeitsplätze zu schaffen!) 

— Was war notwendig, um Dauerarbeitsplätze zu 
schaffen? 

(Abg. Höcherl: Die Investitionen, die Sie 
soeben angesprochen haben!) 

— Ich sprach von der Größenordnung, die eine 
Rolle spielt, wenn Sie von Wohlstand für alle 
sprechen, und von der Größenordnung des Bun-
desvermögens, die hierfür uninteressant ist. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Jetzt frage ich Sie hier in der Mitte wirklich: 
Warum bringen Sie ein solches Projekt „Volks-
wagenwerk" vor, mit dem Sie alle gesunden und 
brauchbaren Ansätze zu einer Diskussion über das 
Ziel, eine wirklich breite Streuung des Vermögens 
herbeizuführen, zerstören und die psychologischen 
Voraussetzungen für weitere Gespräche nehmen? 
Denn wenn Sie dieses Projekt jetzt in den Wahl-
kampf bringen — schließlich stehen wir ja in 
einigen Monaten vor der Wahl, und Sie haben es 
doch wohl auch wahltaktisch gemeint — und es den 
wahltaktischen Auseinandersetzungen aussetzen, 
dann zerstören Sie doch die Grundlage für jede 
vernünftige Erörterung des Problems, wirklich 
Eigentum in breiter Hand auch für die Unselb-
ständigen zu schaffen. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der Mitte.) 

Zu dieser Frage gehört doch wohl etwas mehr, als 
einige Aktien auszuschütten. Dazu gehört doch, daß 
Sie zunächst einmal nicht nur einigen wenigen 
auch unter den Unselbständigen — ich will das gar 
nicht bestreiten —, sondern der großen Masse der 
Unselbständigen durch die Steigerung ihres Lebens-
standards die Möglichkeit geben, einen größeren 
Teil .ihres Einkommens in Vermögen anzulegen. 
Dann wäre es schon besser gewesen, Herr Bundes-
wirtschaftsminister, die Gewerkschaften hätten 
ihre Lohnkämpfe nicht gegen den erbitterten 
Widerstand der hinter Ihnen stehenden Gruppen 
durchführen müssen. Dann hätten Sie darauf auf-
merksam machen müssen, daß hier eine tragfähige 
Grundlage geschaffen wird, auf der die Ersparnis-
bildung von den großen Unternehmungen auf die 
breiten Schichten der Bevölkerung verlagert wer-
den könnte. 

Ich konzediere Ihnen auch gern ein Weiteres. Bei 
ständiger Steigerung der Masseneinkommen muß 
Vorsorge getroffen werden, daß sich der höhere 
Lebensstandard in Ersparnissen und Investitionen 

niederschlägt. Aber, Herr Professor Erhard, der 
Weg, den Sie vorschlagen, nämlich eine lineare 
Steuersenkung, ist doch wohl nicht geeignet, eine 
breite Streuung von Eigentum gerade bei den 
Eigentumslosen herbeizuführen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe mich sehr gewundert — ich glaube, die 
Pressemeldungen stimmen —, daß Sie die lineare 
Steuersenkung ausgerechnet damit begründet 
haben, daß sie eben denen zugute komme, die nach 
der augenblicklichen Situation sparen könnten. Das 
ist wirklich der falscheste Weg, um Wohlstand für 
alle, nämlich auch für alle diejenigen, die heute 
nicht in ausreichendem Umfang beteiligt sind, 
herbeizuführen. 

(Zuruf von der SPD: Die sind ja nicht 
gemeint!) 

Und dazu gehört weiter — die Voraussetzungen 
dafür sind doch da —, daß Sie gesetzliche, ver-
waltungsmäßige und steuerliche Möglichkeiten 
schaffen, damit bei gehobenem Lebensstandard 
genügend Anreize für das Sparen gegeben sind; 
denn ich möchte annehmen: auf das Zwangssparen 
würden Sie doch wohl auch nicht gern abstellen 
wollen. Alles das sind Dinge, die geschehen müs-
sen, bevor Sie eine angebliche Initialzündung in 
Bewegung setzen, bevor Sie wertvolles Volksver-
mögen veräußern, ohne daß es diesen Zweck 
„Volkswohlstand für alle!" erfüllen kann. 
Das ist der große Vorwurf, der Ihnen, meine 

Damen und Herren, hier von halbrechts bis rechts, 
gemacht werden muß. Sie werfen in diesem Augen-
blick ohne entsprechende Vorbereitung ein Projekt 
in die Debatte, das nur einigen wenigen einen An-
teil an einer so lukrativen Unternehmung wie dem 
Volkswagenwerk gewähren kann. Sie bringen es 
in diesem Augenblick hervor, ohne daß all die 
übrigen Vorbereitungen für eine wirklich neue 
Atmosphäre getroffen worden sind, und stören 
damit die Ansätze zu einer gesunden Entwicklung 
außerordentlich. Wer wirklich Volkswohlstand für 
alle will, sollte sich scheuen, in dieser Weise ein 
solches Dokument vorzulegen, das nicht einmal den 
Namen eines ernstgemeinten Gesetzentwurfs ver-
dient. 

(Zurufe von der Mitte: Na, na!) 

Der Herr Bundeswirtschaftsminister hat davon 
gesprochen, es gebe doch bei dieser Art Unter-
nehmungen nicht nur die Wahl zwischen großer 
privater Konzentration und dem Staat als Eigen-
tümer, sondern es komme darauf an, den Besitz 
und die Eigentumskonzentration zu dezentralisie-
ren. Schön! Zu welchem Zweck? Herr Professor Er-
hard meinte, man solle ein Volk von Eigentümern 
schaffen. Wir haben sehr wohl gehört, wie er sich 
dafür begeisterte, wie Menschen, die bisher die 
Aktie als ein Teufelswerkzeug betrachteten, Freude 
an dieser Aktie bekommen, weil sie nunmehr Be-
sitz haben, weil sie Eigentum haben, weil sie von 
ihrem Eigentum Gebrauch machen können, weil sie 
verfügen können, weil sie Herren der deutschen 
Industrie damit sind. 

(Abg. Pelster: Übertreiben Sie doch nicht, 
Herr Kollege Deist!) 

— Darauf lief das hinaus. Herr Kollege Pelster, Sie 
müssen mir schon gestatten, wenn der  Herr  Bun

-

deswirtschaftsminister seiner Phantasie — er 
sprach ausdrücklich von Phantasie — so freien 
Lauf läßt, daraus einige Konsequenzen zu ziehen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Der Ausdruck „Volk von Eigentümern" ist nämlich 
auch eine solche Übertreibung. Und sie stammt 
nicht von mir, sondern von Ihrem Kollegen Erhard. 

Herr Kollege Erhard! Echtes Eigentum — das 
steht sehr schön im § 903 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs — heißt: Der Eigentümer darf über eine 
Sache, soweit nicht das Gesetz entgegensteht, ver-
fügen, wie er will, und andere von jeder Einwir-
kung ausschließen. Was macht dieser phantastische 
Eigentümer mit seiner Aktie? Wie verfügt er über 
sein Unternehmen, an dem er beteiligt ist, insbe-
sondere wenn Sie, was durchaus richtig und ver-
nünftig ist, das Aktienkapital breit streuen? Das 
möchte ich gerne einmal wissen. Sie haben mit 
Recht einige Versuche unternommen — ob diese 
Versuche glücken werden, ist noch eine andere 
Sache —, durch Vinkulierung und andere zahl-
reiche Bestimmungen zu verhindern, daß sich allzu 
viele Aktien in einer Hand sammeln. Aber Sie 
haben auch die Möglichkeit gegeben, daß Banken 
für ihre Depotkunden ein Drittel der Aktien halten 
und sie in den Hauptversammlungen vertreten. 

(Bundesminister Dr. Dr. h. c. Erhard: Alle 
zusammen!) 

— Nein, eine Bank! 

(Bundesminister Dr. Dr. h. c.  Erhard:  Alle 
Banken zusammen!) 

— Alle Banken zusammen, schön! Es ist dann noch 
interessanter, viel interessanter, als Sie denken. Es 
gibt dann nämlich bei diesen Unternehmungen 
breit gestreutes Eigentum und einige wenige dar-
über hinausragende Verfügungsberechtigte, die 
Depotbanken. Es ist eine aus der privaten Wirt-
schaft bekannte Tatsache, daß, wenn der Aktien-
besitz ganz breit gestreut ist, ein Aktionär, der 
z. B. 7 oder 8 % der Aktien besitzt, den Ton im 
Unternehmen angibt; insbesondere dann, wenn er 
eine Bank ist und durch seine Bankverbindungen 
ernsthaften Einfluß auf das Unternehmen gewinnt. 
Dann haben wir das, was nicht sein soll und nicht 
sein darf, daß nämlich über Riesenvermögen eine 
ganz kleine Gruppe von Menschen verfügt. 

(Bundesminister Dr. Dr. h. c. Erhard: Sie 
wissen doch genau, Herr Kollege Deist, 
daß wir das  verhindern wollen, und das 
ist doch eine ganz klare und ernste Aus

-

sage! Wenn Sie einen besseren Weg 
wissen, dann gehen wir mit!) 

— Herr Kollege Erhard, die Frage ist nicht, was 
Sie wollen, sondern was mit Ihren Vorschlägen ge-
schieht. Wir haben es einstweilen mit Ihrem Vor-
schlag hier zu tun, und in diesem Vorschlag ist zu-
gelassen, daß sich bei Banken in größerem Umfang 
Kapital konzentriert, und sei es nur in ihren De-
pots, und daß diese Banken für ihre Depotkunden 
in den Unternehmen stimmen bzw. über einen 
Wirtschaftsprüfer stimmen lassen. Da haben Sie 
die Expropriation der Eigentümer, die in Wirk-
lichkeit von ihrem Eigentumsrecht nicht den win-
zigsten Gebrauch machen können. D as  sollten Sie 
nicht vergessen, Herr Kollege Erhard! Und darum 
sollte man nicht so große Töne von dem „Volk von 
Eigentümern" reden, wenn in Wirklichkeit die In-
haber dieser Aktien in ihren Unternehmungen 
praktisch nicht ein Jota zu sagen haben. 

Dann ein Zweites. Sie haben davon gesprochen, 
daß mit den Volksaktien nicht nur eine neue Spar-
form, sondern zusätzliches Sparen geschaffen 
werde. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordneter 
Deist, verzeihen Sie! Gestatten Sie eine Frage! 

Dr. Deist (SPD): Gerne! 

Dr. Elbrächter (DP [FVP]): Herr Kollege Deist, 
darf ich auf Ihr voriges Argument zurückkommen. 
Sind Sie auch dagegen, daß die Banken für Ge-
meinwirtschaft das Stimmrecht für Arbeitnehmer 
wahrnehmen? 

Dr. Deist (SPD): Herr Kollege Elbrächter, ich 
weiß nicht, ob Ihre Frage ganz ernst zu nehmen 
ist; denn Sie könnten bemerkt haben, daß ich kei-
nerlei Unterschied zwischen den verschiedenen 
Banken gemacht habe, sondern daß ich von dem 
Institut des Bankdepots und von dem Depotstimm-
recht gesprochen habe. Ich habe gesagt, daß beim 
Depotstimmrecht das Volk der Eigentümer,, die 
Mitbestimmung der riesigen Masse von Aktionären 
eine Farce ist, ganz gleich, ob das die Bank für 
Gemeinwirtschaft oder die Deutsche Bank ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie das Problem wirklich ernst nähmen, 
müßten Sie doch auf diese Argumentation ein-
gehen. Sie brauchen das,  was  ich zuerst polemisch 
gegen Ihre Polemik gesagt habe, nicht anzuerken-
nen. Aber daß der kleine Aktionär in dieser 
großen Unternehmung mit breit gestreutem Ak-
tienkapital in Wirklichkeit kein echter Eigen-
tümer ist und keine echte Verfügung hat, ist doch 
ein Tatbestand, den man nicht so versimpeln sollte. 
Es ist vielmehr ein Tatbestand, mit dem man sich 
ernsthaft auseinandersetzen muß. Dann sollte man 
aber nicht davon reden, daß man mit diesem Ge-
setzentwurf ein Volk von Eigentümern schafft, 
denn das kann man mit diesem Gesetzentwurf 
nicht. 

Dann noch eine letzte Bemerkung. Sie wollen 
mit dieser Aktion Kapital für die Wiedervereini-
gung beschaffen. Das Stammkapital beträgt heute 
60 Millionen, die Rücklagen betragen 48 Millionen. 
Schön, mögen Sie noch einiges durch die Neube-
wertung hinzutun, — nach heutiger Bewertung be-
trägt das ganze Aktienkapital des Bundesvermö-
gens 2 1/2 Milliarden. Was sind denn d as  eigentlich 
für Patrioten, die meinen, man könne die Kosten 
der Wiedervereinigung mit dem Ausverkauf des 
Bundesvermögens bezahlen? 

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch bei 
der CDU/CSU. — Abg. Dr. Hellwig: Das 

ist doch unerhört!) 
— Nein, nein, meine Damen und Herren! 

(Abg. Dr. Hellwig: Herr Deist, Sie dis-
qualifizieren sich ja selbst! — Abg. Ruf: 
Von Ihnen hätten wir etwas anderes er-
wartet, Herr Deist! — Abg. Illerhaus: 
Wo steht denn das? — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Das sind ja laufend 

Unterstellungen!) 
— Selbst wenn Sie einen größeren Teil des Bun-
desvermögens als Volksaktien veräußern, bringen 
Sie dann wirklich einen nennenswerten Grund-
stock zusammen, um die schweren Probleme der 
Wiedervereinigung zu lösen? 

(Abg. Ruf: Man muß aber doch anfangen!) 

Ist die Veräußerung des deutschen Bundesver

-

mögens wirklich die Methode, mit der man sich 
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die Lösung einer so großen nationalen Aufgabe, 
nämlich der Wiedervereinigung und des wirt

-

schaftlichen Zusammenschlusses, erkaufen kann? 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Seffrin: Das ist eine völlige 

Entstellung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, Sie haben Ihrem Projekt der Volksaktie 
nicht nur durch den Zeitpunkt, sondern auch durch 
diese Methode, so zu tun, als ob Sie damit einen 
wesentlichen Beitrag für die Wiedervereinigung 
leisteten, einen sehr schlechten Dienst erwiesen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Häussler. 

Häussler (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem der Vorredner, Herr 
Kollege Deist, so freundlich war, mich zu zitieren, 
sei es mir gestattet, einige Ausführungen, sagen 
wir, gesellschaftspolitischer und nachher allgemei-
ner Art zu diesem Gesetzentwurf zu machen. 
Es ist deutlich, daß die Christlich-Demokratische 

Union, und zwar wirklich nicht erst seit dem Be-
ginn des Wahlkampfs 1957, als Ziel die Eingliede-
rung des Arbeitnehmers als Kapitaleigner in die 
Eigentumsstruktur unserer Wirtschaftsgesellschaft 
verfochten hat. Auf dem Fundament einer gesun-
den Wirtschaft ist diese Aufgabe auch nicht un-
lösbar. Freilich nicht mit einem gesetzgeberischen 
Federstrich, wie Sie es sich vielleicht vorstellen, 
wohl aber mit einem über Jahre sich erstrecken-
den Eingliederungs- und Reformprozeß, dessen 
Initialzündung aber immerhin einmal erfolgen 
muß. Bei dem vorliegenden Gesetzesantrag handelt 
es sich um eine solche Initialzündung. Es wäre 
sicher falsch, zu sagen: Entweder alles oder nichts! 
Ich darf wei ter daran erinnern,  daß der erste 
Schritt in dieser Richtung bereits getan ist, näm-
lich mit dem von der CDU eingebrachten und nun-
mehr in Kraft getretenen Gesetz über die Kapital-
anlagegesellschaften. Damit ist das bisher feh-
lende risikoausgleichende finanztechnische Instru-
ment für den Erwerb und die Handhabung von 
Aktienkapital durch den kleinen Mann bereitge-
stellt und eine der entscheidenden Lücken ge-
schlossen, die dem Arbeitnehmer den Weg zur 
Kapitalbeteiligung bisher im allgemeinen er-
schwerten. Aber Sie haben recht: es bedarf zwei-
fellos zusätzlicher Förderungsmaßnahmen. 
Hier taucht die Frage auf: Wo beginnt die Mög-

lichkeit des gesetzlichen Zwangs, wo endet die Mög-
lichkeit eines, sagen wir, starken, anregenden För-
derns? Wir sehen, daß die in den zurückliegen-
den Jahren bereits bewältigten sozialpolitischen 
Aufgaben ebenfalls nicht ohne Förderungsmaß-
nahmen gelöst wurden. Weder die Frage des Woh-
nungsbaus noch des Lastenausgleichs noch der 
Rentenreform konnten ohne einen starken Einsatz 
auch staatlicher Förderungsmittel einer befriedi-
genden Lösung zugeführt werden. Die Beseitigung 
dieser sozialen Krisenherde war eine staatspoli-
tische Notwendigkeit erster Ordnung. Es ist kaum 
vorzustellen, welche Ansatzpunkte die Nichtlösung 
auch nur einer dieser sozialpolitischen Aufgaben 
der Unterwühlung unserer freiheitlich-demokrati-
schen Staatsordnung geboten hätte. Folgerichtig 
muß nunmehr auch die Ausräumung des zugege-
benermaßen gefährlichsten sozialen Krisenherdes 

und ständigen Ansatzpunktes für die östlichen De

-

magogen des Klassenkampfes, nämlich die weithin 
noch bestehende klassenmäßige Trennung des Ar-
beitnehmers von Kapitaleigentum und Kapital-
ertrag, in Angriff genommen werden. 

Der Kapitalbildungsvorgang beim Arbeitneh-
mer soll nun gefördert werden durch die Ermög-
lichung des vorzugsweisen Erwerbs von Kapital-
anteilen bei der Privatisierung des erwerbswirt-
schaftlichen Kapitalvermögens des Staates, wie es 
im Gesetzentwurf heißt. Diese Privatisierungs-
aktion sollte keineswegs etwa nur auf das Volks-
wagenwerk beschränkt bleiben; darin sind wir uns 
einig. Auch der Bundeswirtschaftsminister hat be-
reits angekündigt, daß noch mehr aus dem rein 
erwerbswirtschaftlichen Vermögen des Bundes 
dafür herausgegriffen werden soll. 

Nun sehen wir uns den Gesetzentwurf selbst 
an! Er hat ohne allen Zweifel folgende Vorteile. 
Die Volksaktie ist ein erster Schritt zum Aus-
gleich zwischen Kapital und Arbeit. Zweitens ge-
winnt der Eigentumsgedanke zweifellos an Durch-
schlagskraft und erschließt vor allem den unteren 
Einkommensbeziehern direkte Vorteile. Drittens: 
Die Einzahlungen sind gut gesichert durch die 
Aktien wie auch durch die Kreditforderungen 
gegen die Geldnehmer. Zum vierten werden Mit-
tel für Investitionen in kreditarmen Zweigen der 
Volkswirtschaft frei. 

Sie haben die Frage gestellt, Herr Kollege Deist: 
Warum staatliche und nicht private Unternehmen? 
Hier kann ich Ihnen antworten, daß es sicher gut 
und richtig ist, wenn der Staat mit gutem Bei-
spiel vorangeht. Erst dann wird er erwarten kön-
nen, daß die Kapitalbeteiligung in einer 
Atmosphäre der Auflockerung besprochen werden 
kann. Mancher Kapitalgeber äußerte schon, daß 
der Staat mit seinen gewerblichen Betrieben, die 
nicht zwingend in seiner Hand sein müssen, zu-
nächst ein Exempel schaffen soll. Ich glaube, daß 
der Gesetzentwurf hierzu die erste, aber nicht die 
letzte Gelegenheit gibt. 
Dann das Ahlener Programm vom Februar 1947 

Sie sehen es als Einbruchsstelle in der Entwick-
lungsgeschichte der Christlich - Demokratischen 
Union. Dazu muß zunächst folgendes festgestellt 
werden. Das Ahlener Programm, dessen Geltung 
sich übrigens nur auf die britische Zone erstreckte, 
sah die Vergesellschaftung des Bergbaus und der 
eisenschaffenden Großindustrie vor. 

Daneben aber heißt es — und das haben Sie an-
scheinend übersehen —: „In Industrie, Handel, 
Handwerk und Gewerbe ist die private Unter-
nehmertätigkeit zu erhalten und zu entwickeln." 
Auch das steht im Ahlener Programm: „Recht-
mäßig erworbenes Eigentum ist zu achten." Ich 
möchte also wissen, in welchem Widerspruch unser 
Gesetzentwurf zu diesem Ahlener Programm 
stehen soll. 

Nun ist es zweifellos richtig, daß heute vor allem 
den unteren Einkommensschichten und nicht zu-
letzt den Arbeitnehmern neue Sparformen er-
schlossen werden müssen. Ich glaube, das bejahen 
Sie. Diese neue Sparform tritt neben die Sparkasse 
und die Bausparkasse mit den besonderen An-
reizen, die dieser Gesetzentwurf und kommende 
Gesetzentwürfe aufgreifen müssen. 

In der Diskussion ist auch die Frage aufgetaucht, 
woher der Arbeitnehmer das Geld nehmen soll, 
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wenn er Kleinaktien kaufen möchte. Hier können 
wir zunächst einmal feststellen, daß das Real-
einkommen des Arbeiters und damit auch seine 
Sparmöglichkeiten zweifellos gestiegen sind. Das 
wird niemand bestreiten können. Wir sind auch 
dafür, daß in Zukunft noch weitere Förderungs-
maßnahmen veranlaßt werden, sei es über den 
Staat, sei es über die Unternehmen. Sie wissen, 
daß in den Reihen der Christlich-Demokratischen 
Union gerade über diese Frage schon ausgedehnte 
Diskussionen stattgefunden haben und daß kon-
krete Vorschläge vorgelegt worden sind. Ich möchte 
Sie bei dieser Gelegenheit einmal fragen, wo bis 
heute Ihre konkreten Gesetzesvorschläge zur Er-
reichung Ihres wirtschafts- und sozialpolitischen 
Ziels geblieben sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir werden auch bei dieser Frage nur mit einem 
Rahmengesetz weiterkommen. Daß der Staat Eigen-
tum nicht bindend aufteilen kann, dürfte, glaube 
ich, Ihnen wie uns klar sein. 

Teilweise glaubt man, daß der deutsche Arbeiter 
vielleicht noch gar nicht, sagen wir, eigentums-
fähig sei. Dazu möchte ich sagen, daß er wahr-
scheinlich gar nicht so unvernünftig ist, wie man 
ihm — wohl mehr von der FDP her — unterstellt. 
Man hat z. B. gemeint, nach der Rentenerhöhung 
würde der Konsum eine Ausweitung ohnegleichen 
erfahren. Das ist nicht der Fall gewesen; vielmehr 
haben wir gesehen, daß die Spareinlagen in dieser 
Zeit wesentlich gestiegen sind. Ich bin der Über-
zeugung, daß die Arbeiter bei sachlich guter In-
formation nicht unvernünftiger sind als andere 
Aktionärkreise; denn der Arbeiter ist lebensnah, 
und auch er weiß, daß man die Kuh nicht gleich-
zeitig melken und schlachten kann. Er weiß, daß 
Dividenden aus der Substanz sich durch einen ent-
sprechenden Kursverlust rächen würden. Deswegen 
glaube ich auch, daß man die Unvernunft als Le-
gende abtun sollte. Man sollte vielmehr erkennen, 
daß der Arbeiter ebenso berufen ist, und hier wer-
den wir zweifellos zum Frieden zwischen Kapital 
und Arbeit gelangen können. 

Nun sind noch manche technischen Probleme 
aufgetaucht. Ich weiß, daß mein Kollege Hellwig 
anschließend auf diese Probleme eingehen wird. 
Ich möchte mir daher Ausführungen in dieser 
Richtung schenken und nur noch auf einen Ein-
wand eingehen, den Herr Kollege Dr. Deist vorhin 
gemacht hat. Er hat erklärt, daß der Arbeiter und die 
Gewerkschaften das in diesem Gesetzentwurf vor-
gesehene Verfahren ablehnen würden. Ich möchte 
nur sagen, daß hier, wenn man das Volkswagen-
werk in Wolfsburg meint, in etwa ein Irrtum be-
steht. Es ist richtig, daß der Betriebsrat seine Ab-
lehnung ausgesprochen hat. Er hat aber nach mei-
ner Meinung für derartige Erklärungen kein Man-
dat der Belegschaft. Er hätte vielmehr nach ent-
sprechender Aufklärung eine Urabstimmung in 
diesem Werk durchführen müssen. Zweifellos gehen 
derartige Erklärungen sowohl der Gewerkschaft 
wie des Betriebsrats auch über ihren Aufgaben-
kreis nach dem Betriebsverfassungsgesetz hinaus. 
Ich glaube, daß die Erklärung des Betriebsrats von 
außen inspiriert ist. Versuchen Sie es einmal mit 
der Freiwilligkeit! Es ist ja keiner der Werks-
angehörigen gezwungen, sondern sie werden nur 
bevorzugt, wenn sie eine Aktie übernehmen wollen. 

Sie haben leider wieder damit operiert, das sei 
ein Wahlschlager. Sie wissen aber so gut wie wir, 

daß die Zeit reif sein muß. Durch Verzögerung ist 
bis zur Stunde niemandem ein Schaden entstanden. 
Die sozialdemokratische Fraktion hätte ja, wenn 
sie meinte, daß der Arbeitnehmerschaft durch Ver-
zögern Nachteile entstanden seien, schon längst 
einen Antrag einbringen können. Die Christ-
lich-Demokratische Union kann es sich mit Wahl-
versprechungen nicht leicht machen. Sie muß damit 
rechnen und rechnet auch damit, daß sie sie nach 
der Wahl in der Regierungsverantwortung ein-
lösen muß; das ist wahrscheinlich der Unterschied 
zwischen unserer und Ihrer Konzeption. 

(Beifall in der Mitte.) 

Die CDU wird entsprechend handeln; sie hat ja 
auch das Versprechen einer Rentenreform anno 
1953 eingelöst. 

Zum Schluß ein Wort darüber, was mit dem 
Erlös aus dem Verkauf dieser Aktien — und zwar 
im Hinblick auf die Wiedervereinigung — ge-
schehen soll. Man kann sich durchaus darüber 
unterhalten, was die beste Verwendung des Er-
löses sei. Aber es ist gegenüber allen blassen Theo-
rien ein praktischer Vorschlag, den Erlös dafür zu 
verwenden, daß wir für die kapitalmäßig ausge-
blutete Zone für den Tag der Wiedervereinigung 
Geld zur Verfügung haben. Ich glaube auch, daß 
das ein Gedanke ist, der über den bloßen Anti-
kommunismus hinausgeht. Die Reaktion auf die 
sogenannte Volksaktie, die wir in der Sowjetzone 
bemerkt haben, zeigt, daß dort ein höchst unan-
genehmes Gefühl über diesen Vorschlag entstanden 
ist. Der Erlos soll also — ich gebe das zu — neben 
weiteren Mitteln aus anderen Quellen zunächst als 
revolvierender Kredit für mittelständische und 
landwirtschaftliche Unternehmen bereitgestellt 
werden. Die Bereitstellung der Mittel für einen 
Kreditstrom zur kapitalmäßigen Wiederausrüstung 
der kleineren und mittleren Unternehmen der 
Zone sowie für den sozialen Wohnungsbau ist, 
glaube ich, eine praktische Tat zur Vorbereitung 
der Wiedervereinigung, und sie wiegt mehr als die 
Forderungen und Vorwürfe. Wer die Wieder-
vereinigung will, muß auch die Vorbereitung dazu 
bejahen, auch wenn sie zunächst nur geringfügig 
zu sein scheint. Ich bin überzeugt, daß gerade im 
Deutschen Gewerkschaftsbund das Verständnis und 
der Wille zu einer solchen praktischen Tat vor-
handen ist. Sie sollten mit uns auf diesem Wege 
gehen, damit wir — die Bedeutung für die Wieder-
vereinigung habe ich schon hervorgehoben — in 
der westdeutschen Bundesrepublik dem Gedanken 
Rechnung tragen, daß ein sozialer Rechtsstaat letz-
ten Endes auch den Frieden zwischen Kapital und 
Arbeit herstellt. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Hellwig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben einige platonische 
Zustimmungserklärungen zu dem Grundgedanken 
einer Privatisierung von bundeseigenen Unter-
nehmungen sowie Bekenntnisse zu einer weit-
gehenden Streuung der Eigentumsbildung in 
Arbeitnehmerhand gehört. Aber manche dieser 
Erklärungen waren so merkwürdig, daß man nur 
das Wort anwenden kann: „Man sagt vergebens 
viel, um zu versagen, der andere hört von allem 
nur das Nein." Noch jeder konkrete Vorschlag zur 
Privatisierung eines bundeseigenen Unternehmens 
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ist, wenn an die Durchführung gegangen werden 
sollte, auf den  erbitterten Widerstand derer ge-
stoßen, die uns zuletzt ihre Mitwirkung im Grund-
gedanken platonisch versichert haben. 

Ein Wort gegenüber dem Vorwurf, es gehe um 
einen Wahlschlager. Denen, die  hier diesen Vor-
wurf auswgesprochen haben, sollte eigentlich be-
kannt sein, daß die CDU/CSU und die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion seit langem in bestimmten 
Gremien Vorarbeiten für dieses Ziel eingeleitet 
haben und  daß seit nunmehr beinahe einem Jahre 
ein Antrag einer größeren Zahl von Abgeordneten 
der Regierungsparteien vorliegt, der die Regierung 
aufforderte, einen Gesetzentwurf zur Privatisie-
rung des Volkswagenwerkes vorzulegen. Weil wir 
bei ¡den Arbeiten in diesen Jahren immer wieder 
gemerkt haben, daß bei einer Teilprivatisierung 
zu viele rechtliche Probleme uns als ständige Ver-
zögerungsgründe entgegengehalten werden, darum 
wird hier  der  Vorstoß gemacht, endlich einmal 
durch ein Gesetz des Bundestages die Klärung der 
Eigentumsfrage zu erzwingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Eine Klärung des Problems, um das es sich 

handelt, ist immer mit dem Hinweis auf die 
angeblich so schwierigen Rechtsfragen verzögert 
worden. Ich will hier nicht untersuchen, von 
wem. Es sind eine Reihe von denjenigen, denen 
dieser neue Vorschlag der Regierungsparteien 
nicht gefällt. Herr Kollege Deist hat das mit 
mangelnder Popularität verwechselt. Es sind die-
selben, die immer wieder gesagt haben: ehe die 
Eigentumsfragen und die anderen Rechtsfragen 
nicht gelöst sind, kann nichts geschehen! 

Wir machen es nicht mit, daß sich hier große 
Blöcke herrenlosen Eigentums in der Wirtschaft 
betätigen 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und daß sich dann die Masse ¡der Bürger im Grun-
de genommen mit  dem Lied trösten kann: „Was 
nützet mir ein schöner Garten, wenn andre drin 
spazierengehn", 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU) 

wenn andere drin regieren und sogar — das  hat 
sich bisher gezeigt — ohne eine solche neue gesetz-
liche Grundlage auch für den Bundestag die Ein-
wirkungsmöglichkeit äußerst beschränkt bliebe. 

Nun haben wir Prophezeiungen gehört, es 
würde mit Sicherheit schief gehen. Herr Kollege 
Deist, wir sind seit Jahren gewohnt, Prophezei-
ungen von dieser Seite des Hauses (zur SPD) ent-
gegenzunehmen; aber noch jede solche negative 
Prophezeiung ist durch unseren Weg widerlegt 
worden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Frage? 

Dr. Hellwig: Bitte sehr! 

Dr. Deist (SPD): Würden Sie mir sagen, welche 
Prophezeiungen Sie gemeint haben? 

Dr. Hellwig (CDU): Herr Kollege Dr. Deist, ich 
möchte das  Haus schonen und nicht einen ganzen 
Katalog von Zitaten bringen über die von Ihnen 

(Zuruf des Abg. Dr. Deist) 

— ich sagte: von der anderen Seite des Hauses, 
ich habe nicht von Ihnen persönlich gesprochen — 
uns gegebenen Prophezeiungen über den Zusam-
menbruch des sozialen Wohnungsbaues, über den 
Zusammenbruch der Marktwirtschaft, und was 
nicht alles an Prophezeiungen gekommen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 
6 Millionen Arbeitslose!) 

Ich brauche nicht die Zeit des Hauses zu stehlen, 
um Ihnen eine Blütensammlung aus Ihren eigenen 
gesammelten Reden — ich meine: von dieser Seite 
des Hauses, nicht von Ihnen persönlich — hier vor-
zutragen. 

Nun aber zu den besonderen Problemen, die hier 
noch im Hinblick auf die Konstruktion der ganzen 
Sache angesprochen warden sind! Herr Dr. Deist 
und Herr Kurlbaum, Sie haben hier wieder die 
Milliardensumme der Selbstfinanzierung gebracht. 
Sie wissen so gut wie ich, daß in dieser Selbst-
finanzierung alles zusammengefaßt wird, was bei 
der Finanzierung der Netto-Sachvermögensbildung 
in unserer Volkswirtschaft nicht hinsichtlich s einer 
Quelle aus der Bank- und Börsenstatistik und aus 
anderen Berechnungen einwandfrei festgelegt 
werden kann, so daß sich darin zusammenfaßt: 
erstens die sogenannte Selbstfinanzierung über 
den Preis mit oder ohne Steuerbegünstigung, dann 
vor allem aber die Ersparnisbildung durch den 
Konsumverzicht von Millionen Selbständiger in 
Handwerk, Handel und freien Berufen, weiter auch 
die Eigenfinanzierungsbeiträge im Wohnungsbau 
und eine ganze Reihe von nicht näher zu definie

-

renden Quellen. Niemand bestreitet, Herr Dr. Deist, 
daß eine Selbstfinanzierung dieses Ausmaßes ein 
Kind ¡der Not war und daß aus dieser Not nun 
nicht eine Tugend für die  Zukunft gemacht werden 
soll. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl, einverstanden!) 

Aber entscheidend ist doch dann, den Weg der 
Selbstfinanzierung umzusteuern und die breite 
Masse der Einkommensempfänger, die heute in 
sparfähige Einkommen hineingewachsen sind, für 
die Beteiligung an diesen Finanzierungsaufgaben 
zu gewinnen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

— Sie bejahen dieses Ziel. — Wo wäre diese Wir-
kung psychologisch eher und schneller zu erreichen 
als bei einem Wirtschaftsunternehmen, dessen Er-
zeugnis in aller Munde ist, dessen Erzeugnis sich 
einer Popularität erfreut wie kein anderes deut-
sches Wirtschaftserzeugnis! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich meine, zu der Überwindung dieser psycholo-
gischen Schwelle, die Gesamtheit der Bevölkerung 
an dieser Form der Finanzierung zu beteiligen, mit 
eben dem Vorschlag, der in unserem Gesetzentwurf 
enthalten ist, ist eigentlich Ihr Ja zu erwarten. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Kurlbaum (SPD): Herr Kollege Hellwig, ist 
Ihnen nicht mehr bewußt daß wir eine neue Spar-
form durchaus begrüßen, daß wir aber trotzdem 
immer wieder darauf hingewiesen haben, daß es 
auf Ihrer Seite an Maßnahmen fehlt, um die hohe 
Selbstfinanzierungsrate herabzusetzen? Ist Ihnen 
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nicht bewußt, daß wir darauf hingewiesen haben, 
daß das durch Zollsenkungen und  durch Druck auf 
die Preise geschehen könnte? Darauf haben wir 
eine Antwort erwartet, und die haben Sie nicht ge-
geben. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Kurlbaum, Sie 
kommen mir  zuvor, Sie sind so ungeduldig; ich 
wollte gerade einiges zu dieser Frage sagen. 
Sie bestreiten doch — das haben Sie auch in den 

letzten Sitzungen noch gesagt —, daß das Einkom-
men der Masse der deutschen Arbeitnehmer aus-
reiche, Ersparnisse auch auf diesem Wege zu bilden. 
Ich glaube, das haben Sie auch in der letzten Woche 
noch gesagt. 
Die SPD nimmt doch für sich in Anspruch, daß 

in ihr die Masse der deutschen Arbeitnehmer poli-
tisch ihre Heimat habe. Nun habe ich vor kurzem 
die Anzeige einer Ihrer Partei sehr nahestehenden 
Zeitung in einer Zeitschrift gelesen, wo sie bei der 
Wirtschaft um Anzeigen für ihr eigenes Blatt 
wirbt. Man höre und staune, was hier über den 
Leserkreis eines sozialdemokratischen Blattes ange-
priesen wird: Der Werbewert unseres  Blattes — so 
ungefähr hieß es — ist dadurch gekennzeichnet, 
daß die durchschnittlichen Einkommen der Leser 
unseres Blattes über dem Einkommensdurchschnitt 
der Bundesrepublik liegen und daß die Leser un-
seres Blattes in der Lage sind, sich in zunehmen-
dem Maße Güter für den gehobenen Konsum — 
und dann kommt eine ganze Aufzählung — zu 
kaufen. 

Sehen Sie,  hier ist man ehrlicher! Hier hat man 
zugegeben, daß die Masse der deutschen Arbeitneh-
mer eine wesentliche Einkommensverbesserung er-
fahren hat und daß sie über ihren eigenen Ver-
brauch hinaus durchaus auch Geld anlegen kann. 
Aber warum bestreiten Sie das denn immer von 
dieser Stelle her? 

(Zuruf von der SPD: Wir bestreiten es ja 
gar nicht!) 

— Doch! Herr Kurlbaum, Sie haben es in der letz-
ten Woche im gleichen Zusammenhang noch be-
stritten, indem Sie gesagt haben,  die  Entwicklung, 
die wir wollten, könne man nicht dadurch einlei-
ten, daß nur neue Sparformen begründet würden, 
sondern zunächst müßten überhaupt einmal sparfä-
hige Einkommen entwickelt werden. Da wollte ich 
Ihnen gerade mit einem Zitat aus einem Ihrer 
Parteiblätter hier nachweisen, daß das offenbar 
doch schon stärker der Fall ist, als Sie es hier zu-
mindest wahrhaben wollten. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Frage? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Kurlbaum (SPD): Herr Dr. Hellwig, kann ich 
aus dem, w 4s Sie sagen, entnehmen, daß Sie also 
die augenblickliche Verteilung des Ertrags der 
Volkswirtschaft auf die privaten Haushalte und 
auf die ,Unternehmen endgültig für richtig halten? 
Oder schließen Sie sich der Meinung an, wie sie der 
Bundeswirtschaftsminister in seinem Gutachten 
vertreten hat, daß das geändert werden soll? 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Verehrter Herr Kurl-
baum, Sie haben offenbar nicht genau zugehört. 
Ich habe gesagt, daß man nicht aus der  Not der 
Selbstfinanzierung, d. h. zum Teil der jetzigen Ein

-

kommensverteilung, die Tugend auch für die Zu-
kunft machen sollte und daß wir zusammenwirken 
sollten, um ,die Finanzierung der Wirtschaft in dem 
Ausmaß, das sie braucht, zu ermöglichen, daß wir 
also hier gemeinsam die Popularisierung derjeni-
gen Finanzierungs- und Sparformen betreiben soll-
ten, die wir brauchen, wenn wir die Selbstfinan-
zierung als Kind der Not wirklich ablösen wollen. 
Bitte, genau das habe ich soeben gesagt. 

Nun zu der Frage des Herrn Kollegen Kurlbaum 
hinsichtlich anderer Maßnahmen, die, sagen wir 
einmal, den Druck auf die Preise ausüben. Herr 
Kuribaum, ich glaube, Sie können sich in allen 
freien Ländern Europas erkundigen, wo der Druck 
auf die Preise am stärksten war, und werden fest-
stellen: in der Bundesrepublik. In der Bundesrepu-
b lik ist doch tatsächlich die Stabilisierung dies 

 Preisniveaus gegenüber den Versuchungen der 
Hochkonjunktur, der Vollbeschäftigung usw. in dien 
letzten zwei Jahren viel stärker und besser gelun-
gen als in irgendeinem anderen der westlichen 
Länder. Warum also immer der Vorwurf, das sei 
hier nicht geschehen, das sei hier nicht gelungen? 

(Abg. Dr. Deist: Sie sind sehr bescheiden!) 

Dann, Herr Kurlbaum, zu dem Thema „Zollsen-
kung". Ich glaube, wir stimmen in ,der Inanspruch-
nahme dieses Mittels, im Einsatz dieses Mittels im-
mer wieder überein. 

(Lachen bei der SPD.) 

Aber mit den globalen Maßnahmen, wissen Sie, ist 
es etwas problematischer. Es trifft einfach nicht zu, 
Herr Kurlbaum, daß nichts geschehen sei, um die 
Einfuhr zu vergrößern. Sehen Sie sich doch an, daß 
in den Jahren, in denen wir in die hohe Konjunk-
tur gekommen sind, seit 1953, die gesamte deutsche 
Einfuhr viel stärker zugenommen hat als die Aus-
fuhr im gleichen Zeitraum. Das können Sie doch 
nicht bestreiten, daß wir jetzt zwei Jahre hindurch 
Einfuhrzollsenkungen machen. 

(Rufe von der SPD: Na,  na!)  

Die gesamte deutsche  Einfuhr hat seit 1953 stär-
ker zugenommen als die Ausfuhr. Sehen Sie sich 
doch einmal die Zahlen an. 

(Zuruf von der SPD: Die ,Statistiken sagen 
das Gegenteil! — Abg. Kurlbaum: Und wo

-

her sind die steigenden Überschüsse?) 

— Verzeihen Sie, das liegt ja wieder an anderen 
Entwicklungen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Aber daß die Einfuhr stärker 'gestiegen ist als die 
Ausfuhr — wenn Sie auf das Jahr 1953 zurückge-
hen —, können Sie doch nicht bestreiten. 

(Abg. Kurlbaum: Wir haben nicht 1953!) 

Sie sind doch kluge Leute; Sie können doch Zah-
len lesen und können doch selber zu dieser Stati-
stik greifen. 

(Abg. Kurlbaum: Aber es handelt sich doch 
um 1957!) 

Zum nächsten Punkt, diem Kartellgesetz. Ver-
ehrter Herr Kurlbaum, die Frage, ob das Kartell-
gesetz noch rechtzeitig in diesem Bundestag verab-
schiedet wird, wird eine Probe auf den guten Wil-
len aller  Ausschußmitglieder sein und ebenso die 
Frage, ob die Kartellbehörde wirklich arbeitsfähig 
sein wird oder nicht. Die Forderungen, die die Kar- 
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tellbehörde überlasten würden, sind jedenfalls 
nicht von meinen politischen Freunden gekommen. 

Ein weiteres Wort zu den Ausführungen des 
Kollegen Dr. Deist über die Frage der privaten 
Eigentümer und ihrer Vertretung in der Volks-
wagenwerk-AG. Herr Kollege Deist befürchtet hier 
die sogenannte Expropriierung der Eigentümer 
durch das Stimmrecht, welches kumuliert von 
Banken usw. ausgeübt werden könne. Herr Dr. 
Deist, lesen Sie bitte ,den Entwurf! Es stehen meh-
rere Gruppen darin, die durchaus Aktionäre ver-
treten können, und wir erwarten, daß eine be-
stimmte Gleichgewichtigkeit zwischen diesen Grup-
pen eintritt. Aber ich habe mit großer Befriedigung 
Ihre Warnung vor der Expropriation der Klein-
aktionäre gehört und mich eigentlich gewundert, 
welche Wandlung in Ihrer eigenen Einstellung seit 
dem Beginn der Mitbestimmung bei Kohle und Ei-
sen — die wir ja als ersten Schritt dieser Expropi-
ierung der Aktionäre bezeichnen mußten—eingetre-
ten ist. Ich kann nur sagen: nur so weiter auf diesem 
Wege; dann wird voraussichtlich auch das, was Sie 
in der „Neuen Gesellschaft" über die Neuordnung 
der Eigentumsverhältnisse geschrieben haben, eine 
Revision erfahren. Sie haben da doch geschrieben, 
daß die Ableitung der Herrschaftsrechte des Mana-
gement aus dem Eigentum sich als leere Fiktion er-
wiesen habe. Nun müßte dann ja eigentlich eine 
Neuordnung im Rahmen der sozialen Bindungen 
des Eigentums in einer Stärkung der Rechte und 
Funktionen der Aktionäre als der Eigentümer der 
Unternehmen liegen. Aber von Ihnen wurde dort 
gesagt, daß nicht die Vertreter derer, die als Eigen-
tümer das Risiko zu tragen haben, in der Kontrolle 
über und im Einfluß auf die Unternehmensleitung 
weiter tätig sein sollten, sondern daß sie endgül-
tig abgelöst werden sollten — nun wörtlich —
„durch die großen gesellschaftlichen Gruppen, die 
sich im Bereich der Wirtschaft als Repräsentanten 
des Volkswillens herausgebildet haben." 

Daraus kann man doch nur entnehmen, daß die 
Kontrollfunktionen, die die Eigentümer offenbar 
nicht mehr wahrnehmen können und für die die 
Eigentümer auch keine Vertreter mehr beauftra-
gen sollen, übergehen sollen auf die großen gesell-
schaftlichen Gruppenbildungen. Und das heißt: 
Herrschaft der Verbände und der politischen Par-
teien in den großen Unternehmungen unserer 
Volkswirtschaft. Gerade weil wir das nicht wollen, 
weil wir dieser Entwicklung in den öffentlichen 
Unternehmungen endlich einmal Paroli bieten wol-
len, darum unser Gesetzentwurf! Denn, Herr Dr. 
Deist, wir vermissen immer noch Ihre Antwort auf 
die  Frage: Wer soll denn diese Kontrolleure nach-
her kontrollieren? Hundertausende von Kleinak-
tionären an großen Aktiengesellschaften werden als 
öffentliche Meinung eine viel wirkungsvollere Kon-
trolle ausüben als die Vorstände einiger Gewerk-
schaften oder anderer Berufsverbände 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

oder als die Vorstände einiger politischer Parteien 
und Fraktionen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist doch die Aufgabe, vor der wir stehen. 

Der Durchbruch zum Volkskapitalismus ist in 
Amerika doch nicht durch politische Parteien und 
durch die Gewerkschaftsführer erfolgt, sondern da

-

durch, daß Hunderttausende von Aktionären sich 
an diesen Aktiengesellschaften beteiligt haben. 

(Sehr gut!  in der Mitte.) 

Hundert Aktionäre, meine Damen und Herren, 
sind machtlos. Hundert Aktionäre haben keinen 
Einfluß in der öffentlichen Meinung. Hunderttau-
send Aktionäre haben Einfluß in der öffentlichen 
Meinung. Über diese kann auch ein Management 
nicht einfach hinweggehen. 

Wer von den Mitgliedern des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes hat denn irgendeinen kontrollieren-
den Einfluß darauf, wie der Gewerkschaftsvorstand 
die Aufsichtsrats- und Arbeitsdirektorensitze in den 
mitbestimmten Gesellschaften verteilt? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Hier bleiben Sie die Antwort schuldig. Wer kon-
trolliert die  Kontrolleure? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Weil wir diese Fehlentwicklung in großen öffent-
lichen Unternehmungen seit Jahren sehen, darum 
ist es Zeit! Deswegen bekenne ich mich auch zu dem 
Zeitpunkt ,der politischen Entscheidung vor den 
Wahlen. Wir müssen dem deutschen Volk endlich 
einmal klarmachen, daß es vor der Entscheidung 
steht, ob wir weiterhin die Wirtschaft unter der 
Herrschaft der Funktionäre großer Verbände las-
sen oder ob wir die Gesamtheit der Bevölkerung 
als Aktionäre beteiligen wollen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
rechts. — Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Be-
ratungen. 

Es ist beantragt, den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 3534 an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
als federführenden Ausschuß und an die Aus-
schüsse für Geld und Kredit sowie für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht zur Mitarbeit zu überweisen. 
— Ich höre keinen Widerspruch; dann ist so be-
schlossen. 
Bevor ich fortfahre, muß ich folgendes bekannt-

geben. Sie wissen, daß der Ältestenrat inzwischen 
getagt hat. Der Ältestenrat hat — so wird mir ge-
sagt — einmütig vereinbart, den heute vormittag 
zusätzlich auf die Tagesordnung gesetzten Antrag 
auf Drucksache 3525 wieder abzusetzen. Weiter 
sollen die Punkte 13 und 20 heute von der Tages-
ordnung abgesetzt werden. Bezüglich der letzten 
beiden Punkte habe ich bis jetzt keinen eigent-
lichen Widerspruch aus dem Hause gehört. Bezüg-
lich der Absetzung des Antrags auf Drucksache 
3525 ist mir gesagt worden, daß die Antragsteller 
mit dieser Vereinbarung im Ältestenrat nicht ein-
verstanden sind. 
Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abge-

ordnete Atzenroth.  

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Für die FDP widerspreche ich dem Antrag des 
Ältestenrats. Das Plenum hat heute morgen in 
einer Kampfabstimmung beschlossen, den Antrag 
auf Drucksache 3525 auf die Tagesordnung zu 
setzen. 

(Zuruf von der Mitte: Richtig!) 
Der Punkt ist jetzt an der Reihe. Wir haben, weil 
die Fraktion der SPD ihre Sprecher nicht bereit 
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hatte, loyalerweise vereinbart, daß dazu nicht de-
battiert werden soll, und ich habe mich gegenüber 
den Kollegen der SPD auch verpflichtet, bei der 
Einbringung nicht zur Sache selbst zu sprechen, 
also nicht zu polemisieren. Wir müssen auf dem 
Verfahren, das vom Plenum beschlossen wurde, 
bestehen. Für uns ist dieser Antrag einer der wich-
tigsten Anträge, die wir in diesem 2. Bundestag 
noch stellen. Wir haben die feste Hoffnung, daß 
der Antrag noch in diesem Bundestag Gesetz wer-
den wird. Deswegen können wir dem Antrag des 
Ältestenrats nicht zustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Abgeordneter 
Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist richtig, daß das Haus 
heute morgen beschlossen hat, bei der Abwicklung 
der Tagesordnung diesen Punkt zu diesem Zeit-
punkt zu behandeln. Fairerweise muß aber auch 
wiedergegeben werden, daß der Ältestenrat eben 
mit Zustimmung aller Fraktionen, auch der Frak-
tion der Freien Demokraten, beschlossen hat, diesen 
Punkt heute abzusetzen. 

Schließlich ist festzuhalten, daß der Ältestenrat 
kein Beschlußgremium ist. Er hat keine Anträge 
an das Haus zu stellen. Das hat er nie getan, und 
das ist auch nicht sein Recht. Der Präsident hat 
lediglich den Tatbestand einer für das Haus nicht 
verbindlichen interfraktionellen Vereinbarung, der 
allerdings alle Fraktionen einschließlich der Freien 
Demokraten zugestimmt haben, mitgeteilt. Wenn 
der Beschluß des Ältestenrates auch nur von einer 
Fraktion angezweifelt wird, gilt unzweifelhaft der 
Beschluß des Plenums von heute vormittag. Das 
Plenum ist in jedem Falle souverän, über seine 
eigene Tagesordnung zu beschließen. 

(Zustimmung.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter zur 
Tagesordnung das Wort gewünscht? — 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Einen Moment, ich kann nur einen Punkt nach 
dem anderen erledigen. Jetzt bin ich bei der Frage, 
ob der Antrag Drucksache 3525 auf der Tages-
ordnung bleibt oder abgesetzt wird. Herr Abgeord-
neter Rasner, wollen Sie einen förmlichen Antrag 
stellen, daß der Antrag Drucksache 3525 abgesetzt 
wird? 

(Abg. Rasner: Nein, durchaus nicht!) 
— Ja, meine Damen und Herren, der Ältestenrat — 
das hat Herr Kollege Rasner gesagt, und das ist ja 
auch feststehend — ist kein Beschlußorgan. Dort 
können nur einmütige Vereinbarungen getroffen 
werden. 

(Zuruf von der Mitte: Sie sind doch 
getroffen!) 

Wenn eine Gruppe von dieser einmütigen Verein-
barung abrückt, ist sie eben nicht mehr einmütig, 
und wenn ich keinen förmlichen Antrag bekomme, 
daß der Punkt abgesetzt wird, bleibt es bei dem 
Beschluß des Plenums von heute vormittag, und 
der Punkt wird behandelt. Damit ist diese Frage 
erledigt. 
Jetzt hatte sich noch Herr Abgeordneter von 

Buchka zum Wort gemeldet, und zwar wegen der 
Behandlung des Punktes 13 der Tagesordnung, 
dessen Absetzung der Ältestenrat empfohlen hatte. 
Bitte, Herr von Buchka. 

Dr. von Buchka (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Absetzung des 
Punktes 13 der Tagesordnung — zweite und dritte 
Beratung des Entwurfs eines Wasserhaushalts-
gesetzes — möchte ich widersprechen. Der Sonder-
ausschuß Wasserhaushaltsgesetz hat sich noch 
heute in zwei Sitzungen sehr eingehend mit die-
sem Gesetzentwurf befaßt. Er legt seinerseits aller-
größten Wert darauf, daß noch heute, in dieser 
Plenarsitzung über den Gesetzentwurf beschlossen 
wird. Ich halte den Entwurf für so eilbedürftig 
und wichtig, daß ich, wie gesagt, der Absetzung 
von der Tagesordnung widersprechen möchte. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort da-
zu gewünscht? — Herr Abgeordneter Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU 
pflegt sich an die Absprachen, die  im Ältestenrat 
getroffen sind, zu halten. Die Fraktion der CDU/ 
CSU hat im Ältestenrat der Absetzung zugestimmt. 
Das war eine Fraktionsmeinung. Sie muß infolge-
dessen dem Antrag ihres eigenen Fraktionskol-
legen von Buchka widersprechen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird weiter das 
Wort gewünscht? 

(Abg. Rasner: Abstimmen!) 
— Ja, ich habe aber keinen Antrag. Was soll ich? 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Herr von Buchka hat beantragt, entgegen den 
Vereinbarungen im Ältestenrat den Punkt auf der 
Tagesordnung zu belassen. 

(Abg. Rasner: Dann muß ich Absetzung 
beantragen!) 

— Das wollte ich wissen. Sie reden immer, der 
Ältestenrat sei kein Beschlußorgan, und dann 
stellen Sie mir nicht die notwendigen Anträge. Sie 
beantragen ,also Absetzung dieses Punktes von  der 

 Tagesordnung. Das  Wort wird nicht weiter ge-
wünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
auf Absetzung des Punktes 13 — zweite und dritte 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Ord-
nung des Wasserhaushalts — zustimmt, gebe bitte 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Mit Mehrheit abgesetzt. 

Dann hat der Ältestenrat vereinbart — immer 
unter der Voraussetzung, daß der Antrag auf 
Drucksache 3525 abgesetzt wird —, alle Punkte, 
angefangen bei Punkt 8, die keine Debatte aus-
lösen, und dann die Punkte 2, 3, 4, 5 — das sind 
die Steuervorlagen —, geschlossen zu behandeln 
und auch eine geschlossene Aussprache, General-
debatte, wenn Sie wollen, durchzuführen. Schließ-
lich ist noch vereinbart worden, ein neues Gesetz, 
das Vierte Zolländerungsgesetz, Drucksache 3561, 
zusätzlich auf die Tagesordnung zu setzen. 

Dazu zur Geschäftsordnung der Abgeordnete 
Dr. Lindrath. 

Dr. Lindrath (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Namen 
aller Fraktionen dieses Hohen Hauses beantrage 
ich, noch die erste Beratung des Entwurfs eines 
Vierten Zolländerungsgesetzes auf die heutige 
Tagesordnung zu setzen. Das Fünfte Zollände-
rungsgesetz befindet sich bereits im Ausschuß. Das 
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Vierte Änderungsgesetz bildet das Verbindungs-
stück zwischen dem Dritten und Fünften Gesetz. 
Es soll ohne Beratung den Ausschuß für Finanz- 
und Steuerfragen — federführend — und den 
Ausschuß für Außenhandelsfragen — mitberatend 
— überwiesen werden. Ich bitte, diesem Antrag 
zuzustimmen, da  auch die Behandlung ,dieses Punk-
tes keine Debatte erfordert. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, Sie haben den Antrag gehört. Wird dazu 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
kommen wir zur Abstimmung. Wer zustimmen 
will, daß die Drucksache 3561 noch auf die Tages-
ordnung gesetzt wird, gebe bitte  das  Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, das ist ja alles sehr 
schön. Es ist aber nun schon gegen 20 Uhr. Wenn 
wir nun noch zusätzliche Punkte auf die Tages-
ordnung setzen und um 21 Uhr Schluß sein soll, 
dann darf dich darum bitten, die Abwicklung so 
zu straffen, daß die Möglichkeit besteht, noch 
alles zu erledigen, denn sonst bleibt alles graue 
Theorie. 

Zur Geschäftsordnung hat  das Wort der Abge-
ordnete Dr. Miessner. 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist sicherlich durchaus mög-
lich und vielleicht auch zweckmäßig, noch eine 
Reihe von Punkten zu erledigen, die mehr oder 
weniger nur einer formellen Behandlung bedür-
fen, wie z. B. Vorlage, deren Beratung der 
Herr Kollege Lindrath eben noch beantragt hat. 
Es ist aber nicht angängig, heute abend nach die 
große Steuerdebatte anzufangen. Wir haben schon 
einmal eine sehr schlechte Situation erlebt. Da-
mals versuchte man auch noch um  1/29 Uhr, eine 
Beratung anzufangen, und das endete nicht gut. 
Ich glaube, es  hat  keinen Sinn, daß man heute 
eine Generaldebatte über die Steuern anfängt und 
dann abbricht. Die Dinge gehören im Zusammen-
hang behandelt. Es steht aber  fest, daß die  Steuer-
gesetze insgesamt, also die Punkte 2 bis 5, heute 
nicht mehr behandelt werden können. Wegen des 
Sachzusammenhangs möchte ich sehr dringend 
bitten, die Punkte 2 bis 5 abzusetzen. 

(Abg. Rasner: Richtig!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort zu 
diesem Antrag gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer 
dem Antrag des Abgeordneten Miessner, die 

 Punkte 2, 3, 4 und 5, das heißt alle Steuervorlagen, 
die zusammen behandelt werden müssen, heute 
abzusetzen, zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltungen mit Mehrheit so beschlossen. 
Dann wäre zumindest theoretisch der Ablauf der 
Tagesordnung klar. 

Ich rufe den nächsten Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des Antrags der Fraktion 
der FDP betreffend Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Artikels 15 des Grund-
gesetzes (Drucksache 3525) 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP), Antragsteller: Meine Damen 
und Herren! Wir haben dem Hohen Hause einen 
Antrag zur Änderung des Art. 15 des Grundgesetzes 
vorgelegt. Es handelt sich um eine in diesem Zeit-
punkt unserer Beratungen sehr schwerwiegende 
Maßnahme; die Beschlußfassung erfordert eine 
Zweidrittelmehrheit. Entsprechend der getroffenen 
Vereinbarung will ich mich darauf beschränken, 
nur die Gründe für die jetzige Vorlage vorzutragen, 
und zur Sache selbst erst später sprechen. 

Der Art. 15, wie er jetzt im Grundgesetz veran-
kert ist, ist im Jahre 1949 entstanden, in einem 
Zeitpunkt, in dem die deutschen Menschen noch 
unter den Nachwirkungen einer zwölfjährigen 
Diktatur standen. Unter den damaligen Zeitläuften 
mußten auch wir Freien Demokraten zufrieden 
sein, daß nicht schärfere Wege des Sozialismus Ein-
gang in das deutsche Grundgesetz fanden. Wir 
standen als kleine Minderheit zwischen den großen 
Parteien, die ganz andere Anschauungen auf wirt-
schaftspolitischem Gebiet vertraten. Von der So-
zialdemokratischen Partei wußte man, daß sie da-
mals für eine weitgehende Sozialisierung eintrat. 
Die CDU hatte gerade in Ahlen ihr bekanntes 
Aktionsprogramm beschlossen. Ich will darauf ver-
zichten, einige Artikel im Wortlaut wiederzugeben. 
Unter diesen Umständen mußten die Wünsche mei-
ner Partei nach einer liberalen Gestaltung des 
Grundgesetzes zurücktreten. 

Wir haben unsere Hoffnung, die Bundesverfas-
sung doch noch ändern zu können, niemals auf-
gegeben, konnten aber nichts unternehmen, weil 
wir nicht über die notwendige Stimmenzahl ver-
fügten, um unsere Gedanken durchzusetzen. 

Da drangen plötzlich in diesem Monat aus Ham-
burg ganz neue Klänge an unser Ohr. Es hieß jetzt, 
das Ahlener Programm mit seinen Sozialisierungs-
forderungen sei nur dazu ausersehen gewesen, die 
Sozialisierung zu verhindern. Man erklärte, daß 
der heute erreichte Lebensstandard und unsere 
Wirtschaftskraft nur zu erhalten seien, wenn die 
freie Initiative nicht dem Moloch einer allmäch-
tigen Planungsbürokratie geopfert werde. Herr 
Professor Erhard sprach von einer neuen Phase 
der sozialen Marktwirtschaft, die sich gegen Sozia-
lismus in jeder Tarnung wende. Man setzte sich 
schließlich auch für die Privatisierung von Staats-
betrieben ein. Das waren alles Formulierungen, 
die bei uns wohltuend ankamen; denn sie ent-
sprachen der Wirtschaftsauffassung, aus der wir 
seit Bestehen der Bundesrepublik kein Hehl ge-
macht haben. 
Wer ist also erstaunt, daß wir in diesem Augen-

blick den Mut fanden, den schon seit Jahren fäl-
ligen Antrag auf Änderung des Art. 15 des Grund-
gesetzes zu stellen? Wir können hoffen, die breite 
Mehrheit zu finden, die für eine solche Grund-
gesetzänderung erforderlich ist, und müssen diese 
Gelegenheit unter allen Umständen nützen. Das, 
was Sie, meine Damen und Herren von der CDU, 
in Hamburg vor der breiten Öffentlichkeit verkün-
det haben, das wollen wir hier in die Tat um-
setzen. Es ist spät — das gebe ich zu — und kurz 
vor Ende des Bundestages, aber für ein solches an 
Umfang kleines Gesetz, das nur einen Grundsatz 
aufstellen will, ist noch genügend Zeit zur Ver-
abschiedung vorhanden. 

Wir bitten Sie, den Entwurf an den Ausschuß 
zu überweisen, der hierfür besonders geschaffen 
worden und noch niemals zusammengetreten ist. 
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Dort könnte er in einer Sitzung beraten und ein 
Beschluß gefaßt werden, und wir könnten hier in 
der großen Aussprache in der zweiten Lesung die 
Meinungen und die Stellungnahmen der einzelnen 
Fraktionen abklären und dann noch in diesem 
Bundestag zu einer Beschlußfassung über den An-
trag kommen. 

(Abg. Lücke: Was sagt denn Düssedorf 
dazu?) 

Vizepräsident Dr. Schneider: An welchen Aus-
schuß, Herr Abgeordneter Atzenroth? 

(Abg. Dr. Atzenroth: An den eigens dafür 
geschaffenen Ausschuß für Sozialisierungs

-

fragen! Wir haben ihn „Ausschuß für Ar

-

tikel 15 des Grundgesetzes" genannt!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben die Be-
gründung gehört. Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, Herr Abgeordneter Atzenroth, beantragen 
Sie, die Drucksache dem Ausschuß nach Art. 15 des 
Grundgesetzes, den wir irgendwann einmal gebil-
det haben, zu überweisen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Deist. 

Dr. Deist (SPD): Wenn ich die Beschlußfassung 
im Zusammenhang mit der Beschlußfassung von 
heute vormittag recht verstehe, bestand Überein-
stimmung darüber, daß wir uns heute auf die 
formelle Begründung bei ,der Einbringung be-
schränken, daß wir nicht ohne Debatte an einen 
Ausschuß verweisen, sondern die Debatte bis zum 
nächsten Turnus der zwei Sitzungswochen vertagen 
wollten. Es darf jedenfalls ohne Debatte keine 
Überweisung an einen Ausschuß erfolgen. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Ich ziehe meinen 
Antrag zurück!) 

Ich schlage daher Vertagung der Debatte vor. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren! Der Antragsteller hat seinen Überwei-
sungsantrag inzwischen zurückgezogen. Ich unter-
stelle, daß das  Haus damit einverstanden ist, daß 
erst debattiert werden soll, ehe darüber beschlos-
sen wird, an welchen Ausschuß die Drucksache 
überwiesen wird. Habe ich das richtig verstanden? 

(Zustimmung.) 

— Dann wäre der Punkt damit für heute erledigt. 
Ich rufe auf den neu auf die Tagesordnung ge-

setzten Punkt: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes (Viertes Zoll-
änderungsgesetz) (Drucksache 3561). 

Wenn ich Herrn Kollegen Lindrath richtig ver-
standen habe, hat er die Überweisung der Druck-
sache an  den  Ausschuß für Finanz- und Steuer-
fragen als federführenden und an den Ausschuß 
für Außenhand elsfragen als mitberatenden Aus-
schuß beantragt. Stimmt das? 

(Zustimmung.) 

Auf Einbringung und Beratung in der ersten 
Lesung soll verzichtet werden. 

Ich schlage 'dem Haus Überweisung an  die soeben 
bezeichneten beiden Ausschüsse vor. — Ich höre 
keinen Widerspruch; dann ist die Überweisung 
beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 8: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Sieben-
ten Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
im Ausfuhrgeschäft (Drucksache 3557). 

Auch hier soll in der ersten Beratung auf Ein

-

bringung und Debatte verzichtet werden. 
Ich schlage dem Haus Überweisung der Druck-

sache an den Ausschuß für Außenhandelsfragen 
vor. Ist das Haus damit einverstanden? — Das ist 
der Fall; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 9: 
Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Übernahme einer Kursgarantie für 
eine Devisenanlage der Bank deutscher 
Länder bei der Bank of England (Drucksache 
3498). 

Hier wird die Überweisung des Entwurfs an 
den Ausschuß für Geld und Kredit als federfüh-
renden und  an  den Haushaltsausschuß als mitbe-
ratenden Ausschuß vorgeschlagen. — Ich höre 
keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem Übereinkommen über 
ein einheitliches System der Schiffsvermes-
sung (Drucksache 3522). 

Auch hier wird auf Beratung verzichtet. 

Ich schlage dem Haus Überweisung an den Aus-
schuß für Verkehrswesen vor. — Ich höre keinen 
Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rude auf Punkt 11: 

Erste, zweite und dritte Beratung des von 
den Abgeordneten Maier (Freiburg),  Engel, 

 Dr. Schranz, Dr. Kihn (Würzburg) und Ge-
nossen eingebrachten Entwurfs eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke (Drucksache 
3552). 

Wird in der ersten Beratung das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der  Fall. 

Dann treten wir in die zweite Lesung ein. Ich 
rufe auf § 1, — § 2, — § 3, — § 4, — Einleitung 
und Überschrift, wie sie Ihnen 'auf Drucksache 
3552 vorliegen. Wer den aufgerufenen Paragra-
phen, der Einleitung und der Überschrift zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 
Wir treten in die 

dritte Beratung 

des Gesetzes ein. Änderungsanträge liegen nicht 
vor. 
Wer dem Gesetz im ganzen zuzustimmen 

wünscht, der erhebe sich, bitte. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? - Verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 12 auf: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf einer Achtundsech-
zigsten Verordnung über Zollsatzänderun-
gen (Polio-Impfstoff usw.) (Drucksachen 3563, 
3533). 

Das Haus verzichtet auf die Berichterstattung. 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
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Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dem 

Antrag Drucksache 3563 zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Verabschiedet. 

Punkt 13 ist abgesetzt. 

Punkt 14: 

Zweite und dritte Beratung des von  den  Ab-
geordneten Dr. Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), 
Dr. Strosche und Genossen eingebrachten 
Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gung (Bundesentschädigungsgesetz - BEG -) 
(Drucksache 3291); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Fragen der Wiedergutmachung (37. Ausschuß) 
(Drucksache 3496). 

(Erste Beratung: 202. Sitzung.) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
(Abg. Dr. Greve: Schriftlicher Bericht 

liegt vor!) 

— Der Berichterstatter nimmt Bezug auf seinen 
Schriftlichen Bericht; danke sehr. 

Dann treten wir in die zweite Beratung ein. Ich 
rufe auf Art. 1, — Art. 1a, — Art. 1 b, — Art. 2, 
Einleitung und Überschrift, alles in  der  Ausschuß-
fassung. — Wird das Wort in der zweiten Beratung 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Beratung und komme zur Abstimmung. Wer 
den aufgerufenen Artikeln, der Einleitung und der 
Überschrift zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. Damit sind wir am Ende 
der zweiten Beratung. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung, da  Ände-
rungsanträge nicht vorliegen. Wer dem Gesetzent-
wurf im ganzen zuzustimmen wünscht, erhebe sich 
bitte vom Platz. — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe jetzt Punkt 16 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der SPD, CDU/CSU eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften des Aktienrechts und des 
Mitbestimmungsrechts (Drucksache 3312); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und  Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) (Drucksache 3503). 

(Erste Beratung: 205. Sitzung.) 

Hierzu liegt der Schriftliche Bericht des Abge-
ordneten Hoogen vor. Das Haus verzichtet wohl 
auf mündliche Berichterstattung. 
Dann treten wir in die zweite Lesung ein. Ich 

rufe auf Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Art. 4, — 
Art.  5, — Art. 6, — Art. 7, — Einleitung und Über-
schrift, alles in der Ausschußfassung. — Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer den 

aufgerufenen Artikeln, der Einleitung und der 
Überschrift in der zweiten Lesung zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte  das  Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit, soviel 
ich sehen konnte, in zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir treten in  die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, erhebe 
sich bitte vom Platz. — Gegenprobe! — Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 17 auf: 
Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Feststellung des 
Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens 
für das Rechnungsjahr 1957 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1957) (Drucksache 3266); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) (Druck-
sachen 3556, zu 3556). 
(Erste Beratung: 197. Sitzung.) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Zur Berichterstattung Herr Abgeordneter Klin-
gelhöfer! 

Klingelhöfer (SPD), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich habe den Schriftlichen Bericht so ausführlich 
gehalten, um dem Hause den mündlichen Vortrag 
zu ersparen. Da aber bei ,der Drucklegung ein Satz 
ausgelassen worden  ist,  bin ich genötigt, diesen 
Satz mündlich zu sagen, damit er ins Protokoll 
kommt. Wenn ein mitberatender Ausschuß tätig 
wird, ist nach der Geschäftsordnung seine Stellung-
nahme wörtlich mitzuteilen, oder der mitberatende 
Ausschuß hat selber einen Bericht zu machen. 
Der mitberatende Ausschuß war der Haushalts-
ausschuß. Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses 
hat außer der Mitteilung, daß der Haushaltsaus-
schuß keine sachlichen Änderungen vorschlägt, dem 
Vorsitzenden des federführenden Wirtschaftspoli-
tischen Ausschusses geschrieben: 

Der Haushaltsausschuß hat mich beauftragt, 
dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik  vorzu-
schlagen, den ERP-Wirtschaftsplan künftig in 
gemeinsamen Sitzungen mit dem Haushalts-
ausschuß zu behandeln. 

Dieser Wunsch des Ausschusses ist für die Behand-
lung in der Zukunft von Bedeutung und muß daher 
im Protokoll stehen. Der Wirtschaftspolitische Aus-
schuß ist auch durchaus damit einverstanden. 
Die Empfehlungen des  Wirtschaftspolitischen 

Ausschusses finden Sie in dem Bericht des Bericht-
erstatters auf den Seiten 3 und 4. Diese Empfeh-
lungen sind in den Wirtschaftsplan eingearbeitet, 
so daß ich das Haus nur bitten  kann, dem Antrag 
des Ausschusses, den Wirtschaftsplan zu genehmi-
gen, zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Ich erteile das Wort dem 
Herrn Vizekanzler Dr. Blücher. 

Dr. h.  c.  Blücher. Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Meine Damen und Herren! 
Ich möchte den Anregungen des Haushaltsaus-
schusses  sehr gern im Sinne auch Ihrer Äußerung, 
Herr Kollege Klingelhöfer, zustimmen. Allerdings 
muß ich darauf aufmerksam machen, daß hier 
wahrscheinlich das gleiche nötig sein wird wie z. B. 
bei den Baumaßnahmen: es erweist sich immer 
mehr als notwendig, den Wirtschaftsplan auf das 
Kalenderjahr abzustellen. Es dürfte deshalb viel-
leicht eine der ersten Aufgaben des zukünftigen 
Haushaltsausschusses und Wirtschaftspolitischen 
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Ausschusses sein,  den  neuen Wirtschaftsplan zu be-
raten und dann in Kenntnis dieses Wirtschafts-
plans später die Haushaltsberatungen abzuschließen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Wird das Wort 
weiter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
schließe ich die Aussprache in zweiter Lesung. 

Ich rufe § 1, — § 2, — § 3, — § 4 — sowie Ein-
leitung und Überschrift des Gesetzentwurfs in 
Drucksache 3266 auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig verabschiedet. 

Ich komme zur 

dritten Beratung, 
zur Schlußabstimmung. Wer dem Gesetz im gan-
zen zuzustimmen wünscht, erhebe sich bitte. — 
Einstimmig verabschiedet. 

Ich rufe Punkt 18 auf: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Aus-
schuß) über die dem Deutschen Bundestag 
zugeleiteten Streitsachen vor dem Bundes-
verfassungsgericht (Drucksache 3494). 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Dann komme ich zur Abstimmung. Wer 
dem Antrag Drucksache 3494 zuzustimmen wünscht, 
gebe bitte das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Punkt 19: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen betreffend Veräußerung der 
Krankenhaus-Sonderanlage Huntlosen an 
die Landesversicherungsanstalt Oldenburg-
Bremen (Drucksache 3449). 

Ich schlage dem Hause Überweisung dieses An-
trags an den Haushaltsausschuß vor. — Ich höre 
keinen Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Punkt 20 ist gemäß Vereinbarung im Ältestenrat 
abgesetzt. 

Damit kehre ich zu dem einzigen noch übrig-
gebliebenen Punkt der Tagesordnung, zu Punkt 15 
zurück: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
(THG) (Drucksache 2213); Schriftlicher Be-
richt des  Ausschusses für Fragen der öffent-
lichen Fürsorge (13. Ausschuß) (Drucksachen 
3489, zu 3489). 

(Erste Beratung: 139. Sitzung.) 

Als Berichterstatterin Frau Abgeordnete Benne-
mann bitte! 

Frau Bennemann (SPD), Berichterstatterin: 
Meine Herren und Damen! Der Schriftliche Bericht 
liegt Ihnen vor; ich kann deswegen auf einen 
mündlichen Vortrag verzichten. 

Ich darf nur bitten, folgende redaktionellen Än-
derungen im Gesetzestext vorzunehmen: in § 9 
Abs. 3 letzter Satz muß es statt „24. Februar 1924" 
heißen „4. Dezember 1924". In § 27 muß Nr. 3 
lauten: 

3. Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Berücksichtigung von Einkommen und 
Vermögen (§§ 6 c bis 9, 16 und 17) 

Ich bitte Sie im Namen des Ausschusses, dem 
Gesetzentwurf in der von ihm vorgelegten Fassung 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke der Frau 
Berichterstatterin. 

Wir treten in die zweite Lesung ein. 

Ich rufe auf die §§ 1, — 2, — 2 a, — 3, — 4, — 
5 und 6 in der Ausschußfassung. — Wird  das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Ich 
schließe 'die Beratung. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer den aufge-
rufenen Paragraphen in 'der Ausschußfassung zu-
zustimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf § 6 a. Dazu liegt der Änderungs-
antrag Umdruck 1181 vor. 

(Abg. Rasner: Herr Präsident, würden Sie 
die Überschrift des Antrags vorlesen!) 

— Änderungsantrag der Fraktion' der DP (FVP): 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 6 a Abs. 4 werden die Worte „durch einen 
amtlich bestellten Arzt" gestrichen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach der Geschäftsordnung ist 
es zu jedem Zeitpunkt zulässig, die  Beratung eines 
Gesetzes zu unterbrechen. Ich beantrage, die Be-
ratung dieses Gesetzentwurfs jetzt zu unterbrechen 
und zu einem späteren Zeitpunkt die zweite Le-
sung fortzusetzen. 

(Abg. Dr. Menzel: Warum?) 

Wir waren uns generell darüber einig, keine 
streitigen Materien mehr zu behandeln. Weiterhin 
sind zum Tuberkulosehilfegesetz, das ein Gesetz 
von besonderer Bedeutung ist, noch Ausführun-
gen zu machen, die in dieser vorgerückten Stunde 
nicht mehr gemacht werden können. 

(Abg. Könen [Düsseldorf] : Dann muß man 
einen solchen Gegenstand als Punkt 1 und 
nicht als Punkt 15 auf die Tagesordnung 

setzen!) 

Ich bitte, dem Antrag auf Unterbrechung der 
zweiten Beratung  des vorliegenden Gesetzentwurfs 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordne-
ter Menzel! 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es tut mir leid, ich muß ,dem Antrag 
widersprechen. Der Ältestenrat hat in einer 
Sitzung, die gegen halb acht beendet worden ist, 
ausdrücklich beschlossen, daß wir diesen Tages-
ordnungspunkt heute noch erledigen. Die antrag-
stellende Fraktion wußte also, daß wir damit in 
die Abendstunden kommen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weiter wird das 
Wort nicht gewünscht. 

(Abg. Rasner: Ich hatte einen Antrag auf 
Absetzung gestellt!) 

— Verzeihen Sie, Herr Abgeordneter, ich habe es 
gehört! Ich stelle nur fest, daß das Wort weiter 
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nicht gewünscht wird. Ich hätte es auch nicht er-
eilt, denn nach der Geschäftsordnung sollen in 
solchen Fällen nur zwei Redner sprechen, einer 
dafür und einer dagegen. 

Der Abgeordnete Rasner hat den Antrag ge-
stellt, die weitere Beratung des gegenwärtig be-
handelten Gesetzentwurfs abzusetzen. Wer diesem 
Antrag zuzustimmen wünscht, gebe bitte das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Das erste war die  Mehrheit. 

Damit ist die weitere Behandlung des Gesetzent

-

wurfs von der heutigen Tagesordnung abgesetzt. 
Wir sind am Ende der Tagesordnung. 

Ich darf den Damen und Herren des Hauses 
wünschen, daß sie alle ,ein recht heiteres und 
fröhliches Pfingstfest verleben und daß sie die 
Arbeitspause von drei Wochen - soweit sie die 

 einzelnen betrifft - dazu benutzen können, sich 
recht gut  zu erholen, damit wir alle gestärkt in 
den letzten Spurt dieser Legislaturperiode ein-
treten können. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf Mittwoch, 
den 26. Juni 1957, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20 Uhr 30 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

beurlaubt bis einschl. 

Frau Albertz 31. 5. 
Dr. Bartram 31. 5. 
Becker (Hamburg) 31. 5. 
Dr. ,Bergmeyer 31. 5. 
Blöcker 31. 5. 
Böhm (Düsseldorf) 31. 5. 
Brandt (Berlin) 31. 5. 
Dr. Brühler 31. 5. 
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Dr. Dehler 5. 7. 
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Dr. Dittrich 1. 6. 
Frau Döhring 31. 5. 
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Eberhard 1. 6. 
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Gefeller 31. 5. 
Geiger  (München) 31. 5. 
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Dr. Gülich 5. 6. 
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Hörauf 31. 5. 
Dr. Horlacher 1. 6. 
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Jacobs 31. 5. 
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Frau Keilhack 1. 6. 
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Klausner 5. 6. 
Dr. Köhler 3. 6. 
Kortmann 31. 5. 
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Kriedemann 31. 5. 
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Margulies 24. 6. 
Massoth 24. 6. 
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Frau Dr. Maxsein 31. 5. 
Mensing 31. 5. 
Merten 1. 6. 
Meyer-Ronnenberg 13. 7. 
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Morgenthaler 31. 5. 
Dr. Dr. h. c. Müller  (Bonn)  15. 6. 
Müller-Hermann 31. 5. 
Neubauer 31. 5. 
Dr. Oesterle 1. 6. 
Dr. Pferdmenges 1. 6. 
Pöhler 31. 5. 
Dr. Preiß 31. 5. 
Dr. Preller 24. 6. 
Frau Dr. Probst 31. 5. 
Rademacher  31. 5. 
Raestrup 31. 5. 
Reitzner 31. 5. 
Richarts 31. 5. 
Richter 31. 5. 
Dr. Röder 31. 5. 
Samwer 31. 5. 
Dr. Schäfer (Hamburg) 31. 5. 
Frau Schanzenbach 31. 5. 
Schlick 31. 5. 
Schmidt (Hamburg) 1. 6. 
Schmücker 31. 5. 
Schneider (Bremerhaven) 31. 5. 
Schreiner 25. 6. 
Frau Schroeder (Berlin) 31. 5. 
Schütz 24. 6. 
Stahl 31. 5. 
Dr. Starke 31. 5. 
Sträter 30. 6. 
Thieme 31. 5. 
Voß 8. 6. 
Wacher (Hof) 31. 5. 
Wagner (Ludwigshafen) 31. 5. 
Dr. Wellhausen 31. 5. 
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Dr. Will (Berlin) 31. 5. 
Zühlke 31. 5. 
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Anlage 2 	 Drucksache 3563 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Außenhandelsfragen (23. Aus-
schuß) über den Entwurf einer Achtundsechzig-
sten Verordnung über Zollsatzänderungen (Polio-
Impfstoff usw.) (Drucksache 3533). 

Berichterstatter: Abgeordneter Hahn 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen hat sich 
in seiner Sitzung vom 27. Mai 1957 mit dem Ent-
wurf einer Achtundsechzigsten Verordnung über 
Zollsatzänderungen (Polio-Impfstoff usw.)—Druck-
sache 3533 — befaßt; nach längerer Aussprache hat 
der Ausschuß mit Mehrheit der Verordnung mit 
der aus dem Ausschußantrag sich ergebenden 
Änderung zugestimmt. 

Bonn, den 27. Mai 1957 
Hahn 

Berichterstatter 

Anlage 3 	 Drucksache 3496 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
(37. Ausschuß) über den von den Abgeordneten Dr. 
Greve, Dr. Böhm (Frankfurt), Dr. Strosche und Ge-
nossen eingebrachten Entwurf eines Vierten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesgesetzes zur Ent-
schädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz - BEG -) 
(Drucksache 3291). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Greve 

Die Drucksache 3291 wurde dem Ausschuß für 
Fragen der Wiedergutmachung auf Grund eines 
Beschlusses des Bundestages vom 5. April 1957 zur 
Beratung überwiesen. Der Gesetzentwurf wurde 
in der Sitzung des Ausschusses vom 8. Mai 1957 
beraten. 

Vor Verabschiedung des Bundesentschädigungs-
gesetzes wurde in einer Besprechung mit den Ver-
tretern der Verfolgtenverbände diesen von seiten 
des Ausschusses für Fragen der Wiedergutmachung 
und von dem Vertreter der Bundesregierung zu-
gesagt, daß die Frist in § 189 Abs. 1 BEG so be-
messen worden sei, daß den Verfolgten und ihren 
Bevollmächtigten wenigstens ein Jahr nach Erlaß 
der Dritten Durchführungsverordnung zum BEG 
Zeit für die Prüfung ihrer Berechtigung und die 
Anmeldung ihrer Ansprüche bleiben solle. Alle Be-
teiligten gingen damals davon aus, daß die Dritte 
Durchführungsverordnung spätestens zum 1. Ok-
tober 1956 verkündet werden würde; dies geschah 
aber erst am 20. März 1957. Die Vertreter der Ver-
folgtenverbände haben in der Zwischenzeit auf die 
ihnen gegebene Zusicherung aufmerksam gemacht 
und um eine Verlängerung der Frist gebeten. 
Wenngleich auch den mit der Durchführung 
des Bundesentschädigungsgesetzes befaßten Dienst-
stellen an einem möglichst baldigen Ablauf der 
Anmeldefrist gelegen ist, so ist der Ausschuß den-
noch der Auffassung , daß das Vertrauen in die ge-
gebene Zusicherung auf seiten der Verfolgten nicht 
enttäuscht werden solle, und empfiehlt, die Ver-
längerung der Frist zu beschließen, jedoch nicht 
über den 1. April 1958 hinaus. Dieses Datum er-
scheint auch deswegen besonders geeignet, weil die 
Frist nach dem Bundesrückerstattungsgesetz eben-
falls am 1. April 1958 abläuft und damit irgend

-

welche Möglichkeit zur Verwechslung nunmehr 
ausgeräumt ist. 

Bei dieser Gelegenheit der Verlängerung der 
Frist in § 189 Abs. 1 BEG erscheint es zweckmäßig 
klarzustellen, daß dieselbe keine Anwendung im 
Falle des § 141 BEG findet. Diese Bestimmung die-
ses Paragraphen gewährt keine Entschädigung 
sondern So forthil fe,  die ohne Schadensnachweis 
geleistet wird, und ist auch sonst wegen ihres be-
sonderen Charakters einer Fristsetzung nicht zu-
gänglich. 
Die übrigen Änderungen des Gesetzentwurfs sind 

zum Teil redaktioneller, zum Teil technischer Art. 

Bonn, den 8. Mai 1957 
Dr. Greve 

Berichterstatter 

Anlage 4 	 Drucksache 3503 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht (16. Ausschuß) über den von den Fraktionen 
der SPD, CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung  von  Vorschriften  des Aktien-
rechts und des Mitbestimmungsrechts (Druck-
sache 3312). 

Berichterstatter: Abgeordneter Hoogen. 

I. Allgemeines 

Der Bundestag hat in seiner 205. Sitzung am 
12. April 1957 den von den Fraktionen der SPD, 
CDU/CSU eingebrachten Gesetzentwurf an den 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
federführend und an den Ausschuß für Arbeit zur 
Mitberatung überwiesen. Der Ausschuß für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht hat den Gesetzent-
wurf am 29. April 1957 beraten. Der Ausschuß für 
Arbeit hat in seiner Sitzung vom 29. April 1957 
dem Entwurf in der vom federführenden Ausschuß 
beschlossenen Fassung zugestimmt. 
Der Gesetzentwurf soll Schwierigkeiten besei-

tigen, die  sich aus der Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer im Aufsichtsrat für die Beschlußfähigkeit 
des Aufsichtsrats von Aktiengesellschaften und ge-
wissen anderen Gesellschaften ergeben haben. Nach 
den mitbestimmungsrechtlichen Vorschriften hat 
der Aufsichtsrat in einem bestimmten Verhältnis 
aus Vertretern der Anteilseigner und Vertretern 
der Arbeitnehmer zu bestehen. Daraus ist gefolgert 
worden. daß der Aufsichtsrat schon dann beschluß-
unfähig ist, wenn nur eines seiner Mitglieder weg-
fällt. weil damit das vorgeschriebene zahlenmäßige 
Verhältnis der Vertreter der Anteilseigner und der 
Arbeitnehmer nicht mehr gewahrt sei. In der 
Praxis hat diese Auffassung zu erheblichen 
Schwierigkeiten geführt, weil der nicht vollständig 
besetzte Aufsichtsrat keine wirksamen Beschlüsse 
mehr fassen konnte. Besonders nachteilig wirkte 
es  sich aus, daß das Gericht nach der geltenden 
Fassung des § 89 Abs. 1 des Aktiengesetzes ein 
Ersatzmitglied frühestens drei Monate nach dem 
Eintritt der Beschlußunfähigkeit bestellen konnte. 
Durch den Gesetzentwurf soll zur Vermeidung 
dieser Schwierigkeiten die  Beschlußfähigkeit des 
Aufsichtsrats und die gerichtliche Ergänzung eines 
beschlußunfähigen oder unvollständig besetzten 
Aufsichtsrats neu geregelt werden. 
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II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Diese Vorschrift enthält als Kernstück des Ent-
wurfs eine Neufassung des § 89 des Aktiengesetzes. 
Der neue § 89 Abs. 1 regelt die Beschlußfähigkeit 

des Aufsichtsrats. Sofern sie nicht, wie in § 10 des 
Mitbestimmungsgesetzes und in § 11 des Mitbe-
stimmungsergänzungsgestzes, gesetzlich geregelt 
ist, soll die Satzung bestimmen, wie viele Mitglie-
der des Aufsichtsrats an der Beschlußfassung min-
destens teilnehmen müssen. Wenn sowohl eine 
gesetzliche als auch eine satzungsmäßige Regelung 
fehlt, so müssen mindestens die Hälfte der Mitglie-
der, aus denen der Aufsichtsrat nach Gesetz oder 
Satzung zu bestehen hat, teilnehmen (Absatz 1 
Satz 1 und 2). Wie im bisherigen Recht (§ 4 Abs. 1 
des Handelsrechtlichen Bereinigungsgesetzes) soll 
jedoch mindestens die Teilnahme von drei Auf-
sichtsratsmitgliedern erforderlich sein (Absatz 1 
Satz 3). Im Hinblick auf die oben erwähnte Streit-
frage wird ausdrücklich bestimmt, daß ein nach 
Absatz 1 Satz 1 bis 3 beschlußfähiger Aufsichtsrat 
nicht deshalb beschlußunfähig ist, weil ihm nicht 
die durch Gesetz oder Satzung festgesetzte Zahl 
von Mitgliedern angehört (Absatz 1 Satz 4). Der 
Ausschuß hat es für zweckmäßig erachtet, darüber 
hinaus klarzustellen, daß das Fehlen von Aufsichts-
ratsmitgliedern auch dann unschädlich ist, wenn 
dadurch zugleich das zahlenmäßige Verhältnis zwi-
schen den Vertretern der Anteilseigner und den 
Vertretern der Arbeitnehmer gestört ist. 

Absatz 2 behandelt die gerichtliche Ergänzung 
eines beschlußunfähigen Aufsichtsrats. Anders als 
im bisherigen Recht soll der Antrag auf gericht-
liche Ergänzung sofort nach Eintritt der Beschluß-
unfähigkeit, nicht erst, nachdem sie drei Monate 
gedauert hat, gestellt werden können. Handelt es 
sich um einen Aufsichtsrat, dem Vertreter der 
Arbeitnehmer anzugehören haben, so soll der An-
trag auch von der Arbeitnehmerseite gestellt wer-
den können (Absatz 2 Satz 3 und 4). 

Absatz 3 sieht als Neuerung gegenüber dem bis-
herigen Recht vor, daß ein beschlußfähiger, aber 
nicht vollständig besetzter Aufsichtsrat durch 
gerichtliche Ersatzbestellung auf die durch Gesetz 
oder Satzung festgesetzte Zahl von Mitgliedern 
ergänzt werden kann. Diese Ergänzung soll im all-
gemeinen erst möglich sein, wenn der Aufsichtsrat 
länger als drei Monate nicht vollständig besetzt 
gewesen ist; in dringenden Fällen braucht das 
Gericht jedoch auch hier den Ablauf der Frist nicht 
abzuwarten. 
Für den Aufsichtsrat von Unternehmen, die 

unter das Mitbestimmungsgesetz oder dessen 
Ergänzungsgesetz fallen, sieht Absatz 4 zwei 
Besonderheiten vor. Eine gerichtliche Ersatzbestel-
lung des sogenannten elften Mannes ist nicht 
zulässig (Absatz 4 Satz 1 Nr. 1); insoweit verbleibt 
es bei dem in § 8 des Mitbestimmungsgesetzes 
geregelten besonderen Verfahren. Außerdem soll 
die gerichtliche Ersatzbestellung immer schon 
sofort nach Ausscheiden eines Aufsichtsratsmit-
glieds möglich sein (Absatz 4 Satz 1 Nr. 2). 

Absatz 5 verpflichtet das Gericht, bei der Ergän-
zung eines mitbestimmten Aufsichtsrats das Ersatz-
mitglied so auszuwählen, daß möglichst das mit-
bestimmungsrechtlich vorgeschriebene zahlen-
mäßige Verhältnis zwischen den Vertretern der 
Anteilseigner und den Vertretern der Arbeitneh

-

mer hergestellt wird (Absatz 5 Satz 1) und das 
Ersatzmitglied die für das zu ersetzende Mitglied 
vorgeschriebenen persönlichen Voraussetzungen 
erfüllt (Absatz 5 Satz 2). Bei der Ersatzbestellung 
eines Vertreters der Arbeitnehmer muß das Gericht 
außerdem Vorschläge gewisser Stellen der Arbeit-
nehmerseite, die auf die Bestellung des fehlenden 
Aufsichtsratsmitglieds Einfluß haben, angemessen 
berücksichtigen (Absatz 5 Satz 3). 

Absatz 6 ersetzt den bisherigen § 89 Abs. 2 des 
Aktiengesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Es widerspricht der heutigen Auffassung, die 
Pflicht des Vorstands, die gerichtliche Ergänzung 
des Aufsichtsrats zu beantragen, unter Strafsank-
tion zu stellen. § 297 Nr. 1 AktG soll deshalb 
gestrichen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Äderung des § 303 des Aktiengesetzes ist 
eine redaktionelle Folge der Neufassung des § 89 
AktG. 

Zu Artikel 2 Nr. 1 

Durch den neuen § 89 Abs. 3 und 4 des Aktien-
gesetzes ist § 7 des Mitbestimmungsgesetzes ent-
behrlich geworden. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 und zu Artikel 3 

Durch diese Vorschriften sollen die Fassungen 
des § 10 des Mitbestimmungsgesetzes und des § 11 
des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes an die Fas-
sung ,des neuen § 89 Abs. 1 Satz  2 des Aktien-
gesetzes angepaßt werden. 

Zu Artikel 4 

§ 4 des Handelsrechtlichen Bereinigungsgesetzes 
kann aufgehoben werden; der Inhalt der Vorschrift 
ist in den neuen § 89 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengeset-
zes übernommen. 

Zu Artikel 5 

Die Neufassung des § 89 des  Aktiengesetzes gilt 
an sich nur für die Zeit nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes. Für die bis zum Inkrafttreten des  Geset-
zes gefaßten Beschlüsse von unvollständig besetz-
ten Aufsichtsräten bliebe daher die  Zweifelsfrage 
bestehen, ob diese Beschlüsse rechtswirksam 
zustande gekommen sind. Um der Zweifelsfrage 
auch für die Vergangenheit ihre Bedeutung zu neh-
men, heilt Artikel 5 vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes vielleicht 'unwirksam gefaßte Beschlüsse 
von Aufsichtsräten, sofern der Aufsichtsrat nach 
dem neuen § 89 des Aktiengesetzes beschlußfähig 
gewesen wäre. 

Zu Artikel 6 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 
Das Gesetz ist dringlich. Es soll deshalb bereits 

am Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

Bonn, den 9. Mai 1957 

Hoogen 
Berichterstatter 
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Anlage 5 	 zu Drucksache 3556 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaftspolitik (21. Aus-
schuß) über den Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sonder-
vermögens für das Rechnungsjahr 1957 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1957) (Drucksache 3266). 

Berichterstatter: Abgeordneter Klingelhöfer 

Der Entwurf des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 
1957 ist am 8. März 1957 dem Deutschen Bundes-
tag zur Beschlußfassung übersandt worden. Der 
Bundesrat hatte am 22. Februar 1957 beraten und 
ohne sonstige Änderungsvorschläge gewünscht, daß 
kriegsgeschädigte Unternehmungen mit Vorrang 
über die Lastenausgleichsbank aus Kap. 2 Tit. 5 
10 Millionen DM Kredite erhalten sollen. Die Bun-
desregierung hatte ablehnend Stellung genommen. 
Der Ausschuß kam auf Antrag eines Abgeordneten 
auf die Frage zurück, worüber unten noch berich-
tet wird. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß 
für Wirtschaftspolitik federführend und dem Haus-
haltsausschuß mitberatend überwiesen. 
Der Haushaltsausschuß hat am 9. Mai 1957 den 

Entwurf beraten und über seine Stellungnahme 
dem Vorsitzenden des Ausschusses für Wirtschafts-
politik folgendermaßen berichtet: 
„Ich erlaube mir, Ihnen mitzuteilen, daß der 

Haushaltsausschuß in seiner heutigen Sitzung von 
der obengenannten Vorlage Kenntnis genommen 
hat. Weil die Beratungen über den Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1957 schon abgeschlossen 
sind, hat er auf eine eingehende Behandlung der 
Vorlage verzichtet." 
Der Haushaltsausschuß hat außerdem gegenüber 

den beteiligten Ressorts den Wunsch geäußert, daß 
zur Ermöglichung der sachlichen Koordinierung 
der Haushaltsansätze mit den Ansätzen im ERP-
Wirtschaftsplan in beiden Plänen eine Sonder-
spalte eingeführt oder Anmerkungen beigefügt 
werden, die erkennbar machen, wo sich in den je-
weiligen Plänen für gleiche Verwendungszwecke 
noch Ansätze für Darlehen oder Zuschüsse be-
finden. 
Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hält beide 

Wünsche des Haushaltsausschusses für der Sache 
dienlich, hält nur an der vom Haushaltsausschuß 
auch neuerdings nicht bestrittenen Federführung 
des Ausschusses für Wirtschaftspolitik ausdrück-
lich fest. 
Die abschließende Beratung des Entwurfs im 

Ausschuß für Wirtschaftspolitik erfolgte am 20. 
und am 23. Mai 1957. 

Das ERP-Vermögen 
Nach dem Stand vorn 31. März 1956 betrug das 

ERP-Vermögen (ohne Verwahrkonten) rund 6,66 
Milliarden DM. Gegenüber dem Vorjahr hat es 
sich um 0,23 Milliarden DM vermehrt. Der Ver-
mögensbestand (ohne Verwahrkonten) setzte sich 
zusammen aus 
Forderungen aus Krediten . 5,72 Milliarden DM 
Sonstige Forderungen . . 	 0,27 Milliarden DM 
Beteiligungen 	 0,04 Milliarden DM 
Wertpapiere 	 0,01 Milliarden DM 
Bankguthaben 	 0,62 Milliarden DM  

6,66 Milliarden DM 

Seit Bestehen der Marshallplanhilfe sind ausge-
zahlt worden 
für Kredite . . . . . . . 6,56 Milliarden DM 
für Zuschüsse . . . . . . 0,47 Milliarden DM 
für Beteiligungen . . . . 0,10 Milliarden DM 

7,13 Milliarden DM 
Der revolvierende Charakter der Kreditgewäh-

rung und der Zuwachs aus Zinsen erklärt das 
Mehr an Auszahlungen gegenüber dem Bestand. 

Der ERP-Wirtschaftsplan 1957 
Der ERP-Wirtschaftsplan 1957 ist in Einnahme 

und Ausgabe auf 903,9 Millionen DM festgestellt. 
Gegenüber den früheren Jahren zeigt sich ein 
ständiger Rückgang: 

1954 . . . . . . . . . 1 489,0 Millionen DM 
1955 . . . . . . . . 	 1 003,0 Millionen DM 
1956  	951,6 Millionen DM 
1957  	903,9 Millionen DM 
Die Erklärung liegt in der ständigen Abnahme 
der amerikanischen Wirtschaftshilfe für Deutsch-
land. In den beiden letzten Jahren haben nur 
16 Millionen Dollar neue Gegenwertmittel das 
ERP-Vermögen vermehrt, die ausschließlich für 
Berlin bestimmt waren. Die Verwaltung des ERP-
Vermögens hat es immer mehr mit einem nicht 
mehr wachsenden, sondern nur noch revolvierend 
einzusetzenden, festen Vermögensbestand zu tun, 
der aus Tilgungen und Zinsen zu erhalten ist. 
Die Einnahmen und Ausgaben sind im wesent-

lichen folgende: 

Der Anteil der Zuschüsse an den gesamten Ein-
nahmen ist mit 73,1 Millionen DM oder 8,4 v. H. 
hoch. Im Verhältnis zur durchschnittlichen Verzin-
sung aus gewährten Krediten (zwischen 4 und 7 v. H.) 
scheint dieser Anteil 1957 zu hoch, weil er ver-
mögensmindernd wirken müßte, wenn der Anteil 
der Zuschüsse dauernd so hoch wäre. Er betrug 
im Vorjahr jedoch nur 2,4 v. H., so daß auf den 
Durchschnittsanteil im Laufe der Jahre zu achten 
ist. 
Man wird auch beachten müssen, daß der Zins-

zuwachs nicht immer voll in Zuschüssen heraus-
gelegt wurde, so daß auch aus Zinseinnahmen das 
Vermögen anwachsen könnte. Notwendig nach dem 
ERP-Verwaltungsgesetz ist das nicht; es ist im 
Gegenteil wünschenswert, daß die Revolvierung 
der Rückflüsse und die Verwendung der Zinsein-
nahmen jeweils in vollem Umfang erfolgt und 
daß dann der Anteil der Zuschüsse im Durchschnitt 
der Jahre in den gebotenen Grenzen gehalten wird. 

Das Feststellungsgesetz 
Das Feststellungsgesetz hat einen neuen § 2. Er 

klärt die Frage, ob die von der Berliner Industrie-
bank bei Eigenkapitalersatzfinanzierungen erwor-
benen Beteiligungen an unterkapitalisierten Be-
trieben den Vorschriften des § 47 Abs. 1, 3 und 4 
der Reichshaushaltsordnung unterliegen oder nicht. 

Ausgaben  

Millionen 
DM 

Neue Kredite . . . 714.3 (654,3) 
Zuschüsse   73,1 (25,1) 
Beteiligungen und 
EKF Berlin 	. 	 68,5 (93,4) 
noch offen und 
sonstiges 	 40,7 (171,4) 

Einnahmen 

Millionen 
DM 

Neue Gegenwerte 27,2 (42,0) 
Entnahme 
aus Bestand . . . . 36,5 (213,5) 
Aus Rückflüssen 	 832,2 (683,9) 

sonstige  	0,7 	(3,5) 
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Der Ausschuß hat die Ausnahme von § 47 RHO 
gutgeheißen in Würdigung folgender Umstände: 

Es handelt sich bei der EKF-Berlin nicht um 
Bundesbeteiligungen im Sinn der RHO. Es werden 
keine Bundesmittel, sondern von den USA für Ber-
lin geschenkte oder zweckgebundene Mittel des 
ERP-Vermögens gegeben, über deren Verwendung 
die US auch im Einzelfall mitbestimmen. Die Be-
teiligungen dürfen nur vorübergehend erfolgen; 
sie müssen in bestimmter Frist an den betreffen-
den Betriebseigentümer oder Dritte veräußert 
werden. Der Einfluß auf die betreffende Unter-
nehmensverwaltung ist beschränkt, und zwar auch 
dann auf höchstens 50 v. H., wenn die Betei-
ligung ein größeres Ausmaß hat. Ebenso ist die 
Gewinn- und Verlustbeteiligung beschränkt. Nach 
der Zweckbestimmung ist bei einer Veräußerung 
auch nicht der nach § 47 vorgeschriebene höchst-
mögliche Erlös anzustreben; die Veräußerung er-
folgt vielmehr in der Regel zu pari. Im Grund-
satz bedeutet eine solche Beteiligung auch nur 
einen vorübergehend als Kapitalanteil gewährten 
Kredit. 

Koordinierung mit dem Bundeshaushaltsplan 

Der Ausschuß hatte zu prüfen, inwieweit der 
auch vom Bundestag im vorigen Jahr gebilligte 
Wunsch der beiden beteiligten Ausschüsse, Bun-
deshaushaltsplan und ERP-Wirtschaftsplan sollten 
(zeitlich) synchronisiert und (sachlich) koordiniert 
werden mit der Wirkung, daß Überschneidungen 
und Doppeldotierungen unterbleiben, Beachtung 
gefunden hat und Erfolg haben kann. 

Der ERP-Wirtschaftsplan kam 1957 nur vier 
Wochen später als der Bundeshaushaltsplan zur 
Vorlage (im Vorjahr fünf Monate später), und das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit gab die Erklärung ab, daß 1958 die gleich-
zeitige Vorlegung erfolgen soll. Zur Ermöglichung 
der sachlichen Koordinierung lieferte die ERP-
Verwaltung ein Tableau von 19 Titeln, die in bei-
den Plänen mit gleichem oder ähnlichem Dispo-
sitiv erscheinen. Zur Grundsatzfrage nahmen beide 
Ausschüsse folgende Überlegungen zustimmend 
zur Kenntnis: 

Überschneidungen mit der Wirkung unerwünsch-
ter Doppeldotierungen sind nicht zu besorgen, 
wenn es sich in beiden Plänen jeweils um verzins-
liche Darlehen und Kredite handelt, weil in der 
Rückzahlbarkeit und Verzinslichkeit ein ausrei-
chendes Korrektiv liegt. Überschneidungen in Fäl-
len, bei denen es in beiden Plänen innerhalb eines 
gleichen Dispositivs zu einem Zusammenfügen von 
Krediten oder Darlehen einerseits und Zuschüssen 
andererseits kommt, scheinen in der Regel auch 
unbedenklich da, wo die Zuschüsse etwa einer von 
beiden Ressorts gewollten Zinsverbilligung dienen. 
In Fällen, wo auch Personal- und Sachbedarf aus 
Zuschüssen gedeckt werden darf, ist eine Prüfung 
im einzelnen geboten. Der möglicherweise bedenk-
liche Fall ist eigentlich nur das Zusammentreffen 
von verlorenen Zuschüssen in beiden Plänen. 

In diesem Fall liegt eine besondere Verantwor-
tung bei dem für die Ansätze im ERP-Wirtschafts-
plan tätigen interministeriellen Ausschuß der je-
weils beteiligten Ressorts und beim Bundesfinanz-
ministerium für die Ansätze im Bundeshaushalts-
plan. Die von den beteiligten Ausschüssen gleicher-
weise verlangten Hinweise in jedem der beiden 

Pläne, zwischen welchen Titeln und mit welchen 
Summen eine Dispositiv- oder Dotierungskonkur-
renz besteht, werden die vorsorgende Kontrolle 
des Parlaments und die nachfolgende Kontrolle 
durch den Bundesrechnungshof zu erleichtern ge-
eignet sein. 

Besonders dringlich erscheint die Prüfung und 
sachliche Koordinierung in zwei Fällen: einmal bei 
der Bezuschussung der Grundlagen-, Wirtschafts-, 
Atom- und Verteidigungsforschung, bei denen es 
sich (hauptsächlich im Bundeshaushaltsplan) um 
Hunderte von Millionen handelt, zum anderen bei 
den Zuschüssen zur Förderung der entwicklungs-
fähigen Länder, bei denen das Auswärtige Amt, 
das Bundeswirtschaftsministerium und die ERP-
Verwaltung miteinander konkurrieren, ohne daß 
eine sauber definierte oder definierbare Arbeits-
teilung zwischen den Ressorts gegeben zu sein 
scheint. 

Für den ersten Fall besteht beim interministe-
riellen Ausschuß für den ERP-Wirtschaftsplan ein 
Unterausschuß, der durch Vertreter der Länder-
kulturminister und der anerkannten Forschungs-
gremien ergänzt ist. Angesichts der schnell wach-
senden Beträge (Verteidigungs- und Atomforschung 
1957 allein 221 Millionen DM im Bundeshaushalt) 
bedarf dieser Unterausschuß trotz der bisher 
anscheinend guten Arbeit sicher einer institutio-
nellen Ergänzung. 

Im zweiten Fall scheint eine rechtzeitigere und 
bessere Information der beiden anderen Ressorts 
durch das Auswärtige Amt geboten zu sein, nach-
dem mägliche Überschneidungen hier in der Natur 
der Sache liegen. 

Wenn eine gemeinsame Beratung des ERP-Wirt-
schaftsplans in den beiden beteiligten Ausschüssen, 
wie vorgesehen, zukünftig erfolgen wird, würde 
allerdings auch in diesen beiden Fällen dem Parla-
ment die Kontrolle erleichtert werden. 

Bindungsermächtigungen im ERP-Wirtschaftsplan 

Obwohl Bindungsermächtigungen für kommende 
Jahre ein Übel sind, weil sie die Verfügungsfrei-
heit bei den Jahresplanungen einschränken, schei-
nen sie überall unvermeidlich, wo für langfristige 
Projektverträge oder bestimmte Ausgabenzwecke 
für die Bedienung auch in den Wirtschaftsplänen 
späterer Jahre vorzusorgen ist. So mußte der Aus-
schuß für den Kohlenbergbau, für notwendige Mit-
telstandskredite und für die Rationalisierung der 
Hochsee- und Küstenfischerei außer den im Ent-
wurf vorgesehenen noch weitere Bindungsermäch-
tigungen empfehlen mit der Wirkung, daß die vor-
jährigen 350 Millionen DM noch überschritten wer-
den. 

Wirtschaftspolitische Zielsetzung 

Der Ausschuß nahm gern zur Kenntnis, daß der 
wirtschaftspolitischen Zielsetzung bei der Verwer-
tung des ERP-Vermögens im Vorwort des Planes 
nicht nur der erreichten Vollbeschäftigung ange-
messene, allgemein programmatische Ausfüh rungen 

 gewidmet sind, sondern daß auch bei der heraus-
gestellten Schwerpunktentwicklung überlegte Be-
gründungen im einzelnen gegeben werden. 

Heute stellt sich die Zielsetzung folgendermaßen 
dar: Neben der entwicklungsmäßigen Förderung 
der deutschen Wirtschaft durch Investitionskredite 
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alten Stiles (etwa Berlin, neuerdings Saargebiet 
und Planung im Kohlenbergbau) stehen Rationali-
sierungs- und Beratungskredite zur volkswirt-
schaftlichen Strukturverbesserung (etwa Wasser-
wirtschaft, Klein- und Mittelgewerbe, ländliche 
Hofwirtschaft). Außerdem wird erkennbar, wie 
sehr die ERP-Entwicklungsplanung auch der Be-
seitigung von Ungleichgewichten bei dem anzu-
strebenden optimalen Stabilwachstum der Gesamt-
wirtschaft zu dienen vermag. Diese Möglichkeiten, 
dem Entwicklungsprozeß der Gesamtwirtschaft 
beim Einsatz des ERP-Vermögens jeweils sich 
dynamisch einzupassen, lassen das Vorhandensein 
eines revolvierenden Sechsmilliardenstocks als 
einen volkswirtschaftlichen Vorteil erscheinen, des-
sen sorgfältige Erhaltung und richtige Wahrneh-
mung ein allgemeines Interesse sein sollte. 

Um so mehr müßte das ERP-Vermögen davor 
bewahrt werden, etwa für eigentliche Staatsauf-
gaben in Anspruch genommen zu werden, zu deren 
Deckung Steuern, Abgaben und öffentliche An-
leihen heranzuziehen sind. Auch ein Blick auf die 
dem ERP-Vermögen nach der Wiedervereinigung 
in der jetzigen Sowjetzone erwachsenden großen 
Entwicklungsaufgaben legt das dringend nahe. In 
der sich immer noch ausdehnenden Gesamtwirt-
schaft nehmen die Entwicklungsaufgaben des ERP-
Vermögens eher zu als ab. 

Mit Genugtuung hat  der Ausschuß auch fest-
gestellt, daß ein Anfang mit der kreditmäßigen 
Förderung von Ingenieurschulen gemacht und  die 

 Ansätze für die Forschung erhöht werden konnten. 

Empfohlene Änderungen 

Der Ausschuß hat folgende Änderungen des 
ERP-Wirtschaftsplans dem Bundestag zu empfeh-
len beschlossen: 

Bei Kap. 2 Tit. 1 der Ausgaben eine Bindungs-
ermächtigungim Betrag von 6 Millionen DM für 
1958 als erste Rate eines mehrjährigen Programms 
zur Modernisierung der deutschen Fischdampfer

-

flotte und Küstenfischerei. 

Bei Kap. 2 Tit. 2 der Ausgaben eine Bindungs-
ermächtigung für je 75 Millionen DM 1958 und 
1959 (Kohlenbergbau-Förderungsprogramm). 

Bei Kap. 2 Tit. 5 der Ausgaben eine Bindungs-
ermächtigung für 100 Millionen DM für 1958, was 
für 1958 gegenüber dem Ansatz 1957 ein Mehr von 
rd. 24 Millionen DM bedeutet. Ferner in der Er-
läuterung zu Buchstabe a eine Klarstellung, die 
dem Kleingewerbe den bisherigen Vorrang sichert. 
Ein Antrag, dem kriegssachgeschädigten Gewerbe 
extra 10 Millionen DM aus diesem Titel unter be-
vorzugten Bedingungen über die Lastenausgleichs-
bank zuzuführen, verfiel der Ablehnung. 

Bei Kap. 2 Tit. 6 der Ausgaben eine Erhöhung 
von 85,6 auf 90,6 Millionen DM mit entsprechen-
der Kürzung bei Tit. 22 um 3 Millionen DM und bei 
Tit. 30 des gleichen Kapitels um 2 Millionen DM. 
Die Erhöhung dient der kreditmäßigen Förderung 
der Verkehrsbetriebe des öffentlichen Personen-
nahverkehrs im Rahmen eines mehrjährigen 15 Mil-
lionenprogramms, das 1956 mit 5 Millionen DM Auf-
tragsfinanzierung bereits begonnen wurde (Buch-
stabe f der Erläuterung). 

Zum gleichen Titel ist in der Erläuterung als 
Buchstabe e ein Leerposten „Partikulierschiffahrt" 
eingesetzt mit der Maßgabe, daß aus Mehreinnah

-

men des Rechnungsjahres 1957 weitere 2 Millionen 
DM Kredite vorgesehen werden, um die in Kap. 4 
Tit. 2 der Ausgabe für die Binnenschiffahrt vor-
gesehenen 4 Millionen DM auf 6 Millionen DM 
zu erhöhen. 

In Kap. 2 Tit. 8 der Ausgaben hat der Ausschuß 
eine diskutierte Kürzung des Ansatzes „Erläute-
rung Buchstabe d des Titels" unterlassen mit der 
Maßgabe, daß im Ausschußbericht der Vermerk 
aufzunehmen ist, daß ab 31. März 1959 die Aufgaben 
der Gesellschaft zur Förderung des deutsch-ameri-
kanischen Handels mbH. anderen Stellen zu über-
tragen sind, so daß spätestens für das Rechnungs-
jahr 1959 ein Ansatz zu entfallen hätte. 

Bonn, den 27. Mai 1957 

Klingelhöfer 
Berichterstatter 

Anlage 6 	 zu Drucksache 3489 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen der öffentlichen Für-
sorge (13. Ausschuß) über den Entwurf eines Ge-
setzes über die Tuberkulosehilfe (THG) (Drucksa-
chen 3489, 2213). 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Bennemann 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Ent-
wurf eines Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
— Drucksache 2213 — soll eine Lücke in  unserer 
Sozialgesetzgebung füllen, die der betroffene Per-
sonenkreis hart empfunden hat, und die zu schlie-
ßen von allen an seiner Betreuung beteiligten Per-
sonen seit langem gefordert wurde. An den Vor-
arbeiten für diese Vorlage haben in jahrelangen 
Erörterungen namhafte Persönlichkeiten, Organi-
sationen und Verbände mitgewirkt, die nach einer 
befriedigenden Lösung für die Ausgestaltung der 
Tuberkulosehilfe suchten. Sie war notwendig ge-
worden durch die nach 1945 verlorene Rechtsein-
heit und Rechtssicherheit auf diesem Gebiet. 

I. Die Vorgeschichte 

Deutschland war vor Jahrzehnten führend in 
der Entwicklung der Tuberkulosebekämpfung. Die 
freie Wohlfahrtspflege, die öffentlich-rechtlichen 
Fürsorgeverbände und vor allem die Sozialver-
sicherungsträger haben sich große Verdienste um 
die Bekämpfung der Tuberkulose erworben. Schon 
in den 90er Jahren hat die Rentenversicherung 
Heilverfahren durchgeführt, wenn  die Wiederher-
stellung der Erwerbsfähigkeit dadurch in Aussicht 
stand. Die Krankenversicherung versorgte die ab-
hängig Erwerbstätigen für die Dauer der Lei-
stungspflicht. Außerhalb des Kreises der Ver-
sicherten blieb jedoch ein großer Teil der Kranken 
auf Leistungen der öffentlichen Fürsorge angewie-
sen, die für diesen Zweck völlig unzureichend 
waren. 
Die besondere Hilfe für nicht von der Sozialver-

sicherung erfaßte Tuberkulosekranke wurde durch 
die Verordnung über Tuberkulosehilfe vom Sep-
tember 1942 gesichert. Träger  der  Tuberkulosehilfe 
sind ,die Landesfürsorgeverbände. 

Durch eine Verbindlichkeitserklärung des frühe-
ren Reichsarbeitsministers wurden den Rentenver-
sicherungsträgern im Juni 1944 gleichartige Lei-
stungen durch das „Tuberkuloseversorgungswerk" 
für die versicherungspflichtige Bevölkerung auf- 
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erlegt. Von diesem Zeitpunkt an war eine klare 
Abgrenzung zwischen den Aufgaben der Landes-
versicherungsanstalten für die Versicherten und 
denen der Landesfürsorgeverbände für die Nicht-
versicherten hergestellt. Beide übernahmen für 
ihren Personenkreis die volle Betreuung für den 
Kranken und seine Familie. 

Nach 1945, in besonderem Maße jedoch nach 
1948, traten bei beiden Kostenträgern finanzielle 
Schwierigkeiten auf; sie schränkten ihre Leistun-
gen nach Umfang und Höhe ein. Am härtesten 
wurden die Fürsorgeverbände und damit die Emp-
fänger der wirtschaftlichen Hilfe getroffen, die 
zum Teil auf den Fürsorgerichtsatz absank. Diese 
Entwicklung wirkte sich in  den verschiedenen Bun-
desländern ungleich aus. Die  bestehenden Mängel 
können wie folgt zusammengefaßt werden: 

Unklarheit über die rechtliche Stellung des 
Tuberkulosekranken, 

Absinken der Leistungen in Umfang und Höhe, 
Zuständigkeitskonflikte zwischen den Kosten-
trägern, 

Uneinheitlichkeit der Maßnahmen in den Bun-
desländern. 

Ferner vertreten sowohl die Versicherungsträger 
als auch die Landesfürsorgeverbände den Stand-
punkt, daß die Bekämpfung der Tuberkulose als 
Infektionskrankheit dem Bund eine finanzielle 
Verpflichtung auferlegt. 

Hierdurch ergeben sich für die Ausgestaltung eines 
Gesetzes über  die  Tuberkulosehilfe folgende Forde-
rungen: 
Klare Abgrenzung des Rechtsanspruchs auf 
Tuberkulosehilfe, 

Verbesserung der Leistungen nach Umfang und 
Höhe, 

klare Abgrenzung der Kostenträgerschaft, 
Einheitlichkeit der Maßnahmen in den Bundes-
ländern, 

gesetzliche Verankerung einer Beteiligung des 
Bundes an  den Kosten. 

Der von der Bundesregierung am 14. März 1956 
dem Bundesrat vorgelegte Gesetzentwurf über die 
Tuberkulosehilfe — Drucksache 2213 — ist in fünf 
Abschnitte gegliedert. Er behandelt im Ersten Ab-
schnitt die Arten der Leistungen und bestimmt den 
Personenkreis, dem sie zugute kommen sollen oder 
können. Im Zweiten Abschnitt werden  'die  Auf-
gaben der Landesfürsorgeverbände umrissen. Im 
Dritten Abschnitt sind die anderen an der Bekämp-
fung der Tuberkulose beteiligten Stellen ange-
sprochen, und zwar diejenigen, die nicht bereits 
nach anderen Gesetzen zur Gewährung entspre-
chender Leistungen verpflichtet sind. Im Vierten 
Abschnitt werden Regeln aufgestellt für die Zu-
sammenarbeit aller an der Bekämpfung der 
Tuberkulose beteiligten Stellen. Der Fünfte Ab-
schnitt enthält schließlich die sonstigen Vor-
schriften. 

H.  Die Beratungen im Bundestag 

Der  Entwurf wurde in erster Beratung in der 
139. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
12. April 1956 behandelt und ohne Aussprache 
federführend an den Ausschuß für Fragen der 
öffentlichen Fürsorge und mitberatend an den 

Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens über-
wiesen. Die Beratungen im Ausschuß für Fragen 
der öffentlichen Fürsorge konnten erst am 4. Okto-
ber 1956 aufgenommen werden, da der Ausschuß 
bis zu diesem Zeitpunkt vordringlich mit diem Ent-
wurf eines Körperbehindertengesetzes befaßt war, 
das dem Bundestag zur baldigen Beschlußfassung 
vorgelegt werden sollte. Eine weitere zwangsläufige 
Verzögerung der Aufnahme der Ausschußberatun-
gen ergab sich aus den fast drei Monate währenden 
Parlamentsferien. 

Der Ausschuß für Fragen der öffentlichen Für-
sorge hat sich in drei Lesungen mit insgesamt 32 
Sitzungen sehr eingehend mit der Gesetzesvorlage 
beschäftigt. Zwei Sitzungen wurden gemeinsam 
mit dem Ausschuß für Fragen des Gesundheits-
wesens durchgeführt, der den Gesetzentwurf dar-
über hinaus noch in einer weiteren Sitzung be-
raten hat. Die Ausschußberatungen wurden am 
6. Mai 1957 abgeschlossen. 

Als Sachverständige hat der Ausschuß gehört: 
Vertreter des Deutschen Vereins für öffentliche 
und  private  Fürsorge, des Deutschen Zentralkomi-
tees zur Bekämpfung der Tuberkulose, des Deut-
schen Berufsverbandes der Sozialarbeiterinnen, 
und gemeinsam mit den Mitgliedern des Ausschus-
ses für Fragen des Gesundheitswesens Vertreter 
des Max-Planck-Instituts für Ernährungsphysiolo-
gie, der Bundesärztekammer und Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung, der Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Landesfürsorgeverbände sowie  dies  Ver-
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger. Der 
Ausschuß hat ferner die Lehrwerkstätten im Staat-
lichen Tuberkulosesanatorium und Krankenhaus 
Gauting (Obb.) besichtigt, um sich mit den in der 
Praxis auftauchenden Problemen, insbesondere 
aber mit den Möglichkeiten und Maßnahmen zur 
beruflichen Wiedereingliederung genesener Tuber-
kulosekranker vertraut zu machen. Eine darüber 
hinaus vorgesehene Besichtigung weiterer Rehabili-
tationsstätten für Tuberkulosekranke konnte aus 
Zeitmangel nicht mehr durchgeführt werden. 

Der Bericht über  idle  Ausschußberatungen be-
schränkt sich im wesentlichen auf die vom Aus-
schuß beschlossenen Änderungen. Im übrigen wird 
auf die ausführliche Begründung des Gesetzent-
wurfs verwiesen. 

Der Ausschuß begrüßte einmütig die Vorlage dies 
Gesetzes, weil durch sie endlich einheitliches Recht 
auf dem Gebiet der Tuberkulose geschaffen wer-
den könne. Nach diem  einführenden Vortrag des 
Vertreters des Bundesministeriums des Innern 
wurden vom Ausschuß als wichtigste Beratungs-
punkte die wirtschaftliche Hilfe, die berufliche 
Eingliederung und die Finanzierung herausgestellt. 
Besonderen Wert legte der Ausschuß ferner dar-
auf, daß durch Vorschriften über die Durchfüh-
rung der Tuberkulosehilfe und über die Verpflich-
tungen der Landesfürsorgeverbände zum unver-
züglichen Eingreifen für alle Kranken, für die die 
zuständige Stelle nicht endgültig feststeht, gewähr-
leistet wird, daß Zuständigkeitsstreitigkeiten in 
Zukunft nicht mehr zu Lasten des Kranken gehen. 

Nach den Feststellungen des Statistischen Bun-
desamtes lebten im Jahre 1955 im Bundesgebiet, 
einschließlich Berlin, 464 690 Tuberkulosekranke. 
Die Aufwendungen für die Bekämpfung der 
Tuberkulose werden auf 500 Mio DM jährlich ge-
schätzt. Der Verband der Rentenversicherungsträ-
ger hat in einer für das Jahr 1953 durchgeführten 
Untersuchung an individuellen Leistungen für die 
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Bekämpfung der Tuberkulose den Betrag von rd. 
214 Mio DM ermittelt. Hiervon wurden verwandt 

für Heilverfahren 	rd. 180,2 Mio DM, 
für Asylierung 	 rd. 22,5 Mio DM, 
für ambulante  Behandlung rd. 11,2 Mio DM. 

In diesen Zahlen sind die Aufwendungen der Bun-
desbahnversicherung nicht enthalten. 

Die Landesfürsorgeverbände haben im Jahre 
1953 für die Tuberkulosehilfe rd. 80 Mio DM aus-
gegeben. Hiervon entfielen 

auf Heilverfahren 	rd. 37 Mio DM, 

auf wirtschaftliche Hilfe 	rd. 43 Mio DM. 

Die Aufwendungen erreichten 1954 den Betrag 
von 83,2 Mio DM. 

Die Frage des Ausschusses nach den durch dieses 
Gesetz den Landesfürsorgeverbänden entstehenden 
Kosten konnten von den Vertretern der Regierung 
nicht konkret beantwortet werden. Auf eine Um-
frage hatten einige Länder geantwortet, daß eine 
genaue Berechnung nicht möglich sei. Das Land 
Hessen, in dem ca. 10 v. H. der Einwohner des 
Bundesgebietes leben, schätzte den Mehraufwand 
auf etwa 3,25 Mio DM. Unter Zugrundelegung die-
ser Schätzung kann für das Bundesgebiet ein 
Mehraufwand von ca. 32 Mio DM angenommen 
werden. Diese Schätzung wird jedoch von einigen 
Mitgliedern des Ausschusses für zu gering ge-
halten. 

Nach sehr eingehenden Beratungen  mit  den Ver-
tretern der Bundesministerien des Innern, der 
Finanzen und für Arbeit wurden Überlegungen 
angestellt, in welcher Höhe der Bund Mittel zur 
Realisierung dieses Gesetzes bereitstellen könne. 
Die Vertreter der Bundesministerien des Innern 
und der Finanzen betonten, daß im Falle der 
Finanzbeteiligung des Bundes die Frage entschei-
dend sei, welchen Einfluß der Bund ,auf die Ver-
wendung seiner Mittel habe. Die Tuberkulosehilfe 
könne in bestimmtem Umfang als Gemeinschafts-
aufgabe von Bund und Ländern im Rahmen der 
Seuchenbekämpfung angesehen werden. In diesem 
Sinne sei es  verfassungsrechtlich möglich, einen 
Kostenbeitrag des Bundes vorzusehen, allerdings 
unter der Voraussetzung, daß für die Durchfüh-
rung bestimmter bundeswichtiger Aufgaben — ge

-

dacht sei an die Eingliederungshilfe (§ 2 a), an  die 
 Kannleistungen der wirtschaftlichen Hilfe (§ 3 

Abs. 2) und die vorbeugende Hilfe (§ 4) — eine 
echte Kompetenz des Bundes im Gesetz festgelegt 
werde. 

Hierauf hat der Ausschuß mit der Formulierung 
der §§ 27 und 27 a  beschlossen, der Bundesregie-
rung die Ermächtigung zum Erlaß der Verwal-
tungsvorschriften und dem Bundesministerium des 
Innern für die besonderen Maßnahmen der Ein-
gliederungshilfe, der in § 3 Abs. 2 genannten Lei-
stungen der wirtschaftlichen Hilfe und der vor-
beugenden Hilfe ein Weisungsrecht zu geben. In 
den Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 ist 
durch Beschluß des Haushaltsausschusses ein Be-
trag von 30 Mio DM aufgenommen worden. 

Eingehende Beratungen widmete der Ausschuß 
dem § 15 des Gesetzes, der die Sicherstellung der 
Tuberkulosehilfe zum Inhalt hat und der von 
einigen Mitgliedern des Ausschusses als das Kern-
stück des Gesetzes bezeichnet wurde. Die Sicher-
stellung stützt sich auf Vereinbarungen und Richt-
linien. Die  Vereinbarungen können zwischen den 

Sozialversicherungsträgern unter sich oder zwi-
schen den Sozialversicherungsträgern und den 
Landesfürsorgeverbänden getroffen werden. Die 
Richtlinien können die Versicherungsträger einsei-
tig erlassen. Es ist vorgesehen, daß, wenn solche 
Vereinbarungen oder Richtlinien nicht zustande 
kommen, oder keine ausreichende und gleich-
mäßige Sicherstellung enthalten, die Abgrenzung 
und Durchführung ,der Aufgaben durch Rechtsver-
ordnung zu regeln ist. Gegen diese Fassung des 
wichtigsten Paragraphen hatte die Minderheit des 
Ausschusses Bedenken. Sie war der Ansicht, daß 
in einem Gesetz der Aufgabenkreis der Träger 
klar umrissen werden muß. 

Die Maßnahmen zur Eingliederung in das Ar-
beitsleben sind durch die Ausschußberatungen 
gegenüber dem Regierungsentwurf wesentlich er-
weitert worden.  Der  Ausschuß war einmütig der 
Meinung, daß die Wiedereingliederung der Kran-
ken in das Arbeitsleben eines der schwierigsten 
Probleme innerhalb der Tuberkulosehilfe ist. Er 
war sich jedoch klar darüber, daß alle Bestimmun-
gen eines Gesetzes nicht genügen, den Kranken 
sozial und wirtschaftlich zu rehabilitieren, wenn 
nicht von ,allen Seiten die allgemeine Voreinge-
nommenheit gegen die Betroffenen durch uner-
müdliche Aufklärung beseitigt wird. 

Der mitberatende Ausschuß für Fragen des Ge-
sundheitswesens hat in seiner Sitzung ,am 13. März 
1957 gegen die Beschlüsse des federführenden Aus-
schusses keine Einwände erhoben. 

Der federführende Ausschuß hat die Beschlüsse 
zu folgenden Bestimmungen mit  Mehrheit gefaßt: 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 bzw. Abs. 2 Nr. 1, § 7 Nr. 1, § 9 
Abs. 2, § 15 Abs. 1, § 25 Abs. 2 und § 27 a. Die 
übrigen Paragraphen wurden einstimmig ange-
nommen. In der Schlußabstimmung hat der Ge

-

setzentwurf in seiner Gesamtheit ebenfalls die 
einstimmige Annahme des Ausschusses gefunden. 

III. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zu §1 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung soll den 
Zweck des Gesetzes, die nach diesem Gesetz zu ge-
währenden Leistungen sowie den Rechtsanspruch 
auf Tuberkulosehilfe nach den Bestimmungen die-
ses Gesetzes klarstellen. Es entsprach dem Wunsch 
des Ausschusses, den Rechtsanspruch auf Tuber-
kulosehilfe auch aus der Überschrift des § 1 er-
kennen zu lassen. Neben den Leistungen der Heil-
behandlung und der wirtschaftlichen Hilfe sind an 
dieser Stelle auch die Eingliederung in das Arbeits-
leben und die vorbeugende Hilfe mit aufgenom-
men. 

Zu §2 

In den Absatz 1 Nr. 2 wurde die Klärung 
diagnostischer und therapeutischer Fragen vom 
Ausschuß einbezogen, weil diese oft nur durch 
stationäre Beobachtungen geklärt werden können. 
Der als Nr. 3 a eingefügte Satz soll die Zuständig-
keit für die Gewährung dieser Leistungen hervor-
heben und damit Überschneidungen vermeiden. 
Die Bestimmung der Nr. 5 paßt sich der in der 
Neuregelung der Rentenversicherung getroffenen 
Regelung an. 

In Absatz 2 erweiterte der Ausschuß den Kreis 
der im Zusammenhang mit der stationären Be-
handlung zu gewährenden weiteren Maßnahmen 
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und legte besonderen Wert darauf, daß die Ar-
beitstherapie, die bei der Behandlung Tuberkulose

-

kranker in den Krankenhäusern und Heilstätten 
von besonderer Bedeutung ist,  mit zum Inhalt der 
Heilbehandlung gehört. 

Zu § 2 a  

Der Ausschuß wollte mit dieser Fassung der Ein-
gliederung in das Arbeitsleben eine rechtliche 
Grundlage schaffen. Die hier angegebenen vier 
Arten der Hilfe werden  in  den §§ 9 b bis 10 b 
näher bestimmt. Der Ausschuß hat nicht den Aus-
druck „Erwerbsleben" gewählt, sondern den um-
fassenderen des Arbeitslebens — in dem z. B. auch 
eine Hausfrau steht —, um endlich auch ,den nicht 
mehr erwerbsfähigen Kranken die Möglichkeit 
einer sinnvollen Tätigkeit zu geben. 

Zu §3 

Die Mehrheit des Ausschusses beschloß, die in 
Absatz 1 Nr. 2 des Regierungsentwurfs angeführte 
Hilfe für die „besondere Ernährung für den Kran-
ken" zu streichen und sie unter Absatz 2 als Nr. 1 
einzugliedern. Absatz 1 Nr. 5 des Regierungsent-
wurfs entfällt im Hinblick auf die besondere Aus-
gestaltung der Eingliederungshilfe nach § 2 a. 
Auf Anregung des Bundesrates wurde vom Aus-

schuß in Absatz 2 Satz 2 aufgenommen, daß zur 
Verbesserung der Wohnverhältnisse Beihilfen oder 
Darlehen gewährt werden können. 
Die in Absatz 3 beschlossenen Änderungen sol-

len klarstellen, daß zu dem nach fürsorgerecht-
lichen Grundsätzen in die wirtschaftliche Hilfe ein-
zubeziehenden Lebensbedarf ,auch der durch das 
Fürsorgeänderungsgesetz eingeführte Mehrbedarf 
gehört. Die Anerkennung des Mehrbedarfs wegen 
Erkrankung an Tuberkulose wird jedoch durch die 
Vorschriften über die wirtschaftliche Hilfe nach 
diesem Gesetz in besonderer Weise gestaltet. Des-
halb mußte die zusätzliche Anwendung der für-
sorgerechtlichen Grundsätze für diese Fälle aus-
geschlossen werden. 

Zu §4 

Der vorbeugenden Hilfe war nach dem Regie-
rungsentwurf nur eine untergeordnete Bedeutung 
zugewiesen. Sie soll jedoch nach dem Beschluß des 
Ausschusses wegen ihres Wertes als Mittel zu der 
Bekämpfung der Tuberkulose einen gleichrangigen 
Platz neben den übrigen Maßnahmen haben. Die 
Leistungen der vorbeugenden Hilfe erstrecken sich 
auf die Verhinderung der Übertragung der Krank-
heit durch den Kranken auf gesunde Personen. 

Den im Regierungsentwurf verankerten Rechts-
anspruch der Minderjährigen auf vorbeugende 
Hilfe hat der Ausschuß in Absatz 2 auch auf deren 
Mütter ausgedehnt. Die vorbeugende Hilfe mach 
diesem Gesetz kann als Ermessensleistung auch 
anderen Personen gewährt werden. 

Zu §5 

Die hier eingefügten Änderungen dienen ledig-
lich der Klarstellung. 

Zu §6 

Die Vorschrift beschränkt sich nunmehr auf die 
Feststellung der sachlichen Zuständigkeit ,des Lan-
desfürsorgeverbandes. Auf die in Absatz 2 der Re-
gierungsvorlage angeführte Begrenzung der Lei

-

stungspflicht des Landesfürsorgeverbandes mußte 
verzichtet werden, da der Rechtsanspruch ,auf 
Tuberkulosehilfe, derdieser Leistungspflicht ent-
spricht, in § 1 der Fassung des Ausschusses in sach-

lich übereinstimmender Weise begrenzt worden ist. 

Absatz 1 der Regierungsvorlage kehrt als § 6 b 
wieder, Absatz 4 als § 6 c Abs. 1, während Ab-
satz 3 der Regierungsvorlage mit § 26 vereinigt 
wurde. 

Zu § 6 a  

Die Vorschrift entspricht § 13 der Regierungs-
vorlage. Dem Vorschlag des Bundesrates folgend 
beschloß der Ausschuß, den Schutz der Anstaltsorte 
zu verstärken. Ferner beschloß der Ausschuß die 
vorläufige Regelung der Zuständigkeit für die 
Kranken, für die  im Notaufnahmeverfahren oder 
nach der Verteilungsverordnung ein Aufnahme-
land noch zu bestimmen ist. 

Zu § 6b 
Diese Vorschrift entspricht dem § 6 Abs. 1 der 

Regierungsvorlage. Sie wurde vom Ausschuß er-
gänzt, damit in dringenden Fällen ein Eingreifen 
des Landesfürsorgeverbandes auch ohne Antrag-
stellung möglich ist. 

Zu §  6 c  
Hinsichtlich der Kostenbeteiligung des Kranken 

und  seines  Ehegatten hat der Ausschuß die Ein-
gliederungshilfe der Heilbehandlung gleichgestellt. 

Für die Geltendmachung des Anspruchs auf 
Kostenbeitrag beschloß der Ausschuß mit der An-
fügung des Absatzes 2 die Einführung einer Ver

-

jährungsfrist. 

Zu § 7 
Die Mehrheit des Ausschusses beschloß, Nr. 1 

der Regierungsvorlage zu verändern. Die neue 
Fassung sieht bei der Festsetzung des Kostenbei-
trags für Heilbehandlung und Eingliederungshilfe 
die Berücksichtigung steuerpflichtiger Einkünfte 
des Kranken und seines Ehegatten nicht mehr in 
Verbindung mit der Verdienstgrenze der Kranken-
versicherung der Angestellten vor. Statt dessen 
wurde ein Betrag  von monatlich 600 DM zuzüglich 
der entsprechenden Familienzuschläge festgelegt. 
Auf Grund dieser Bestimmung kann sich die 
Kostenbeitragsgrenze nicht automatisch mit einer 
Veränderung des § 165 RVO ändern. 

Nach dem 'Beschluß des federführenden Aus-
schusses zu Nr. 3 sind häusliche Einsparungen bei 
der Festsetzung des Kostenbeitrags dann nicht zu 
berücksichtigen, wenn mindestens ein minderjäh-
riges Kind im Haushalt des Kranken lebt. 
Hinsichtlich der Heranziehung des Vermögens 

bei der Festsetzung des Kostenbeitrages hat der 
Ausschuß in Anlehnung an das Recht der öffent-
lichen Fürsorge die  in Nr. 4 angeführten Beispiele 
vermehrt, um zu verdeutlichen, in welchem Maße 
Härten vermieden werden sollen. 

Zu § 8 

Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Ände-
rungen haben im wesentlichen formalen Charak-
ter. Die Bestimmung des Absatzes 3 soll es  ermög-
lichen, daß die Leistungen der wirtschaftlichen 
Hilfe auch solchen Personen gewährt werden, die 
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zwar nicht mehr tuberkulosekrank sind, aber 
dennoch infolge der Minderung ihrer körperlichen 
Leistungsfähigkeit oder der Minderung ihres Ein-
kommens als Folge der Erkrankung übergangs-
weise Hilfe benötigen. Die richtige Anwendung 
dieser Vorschrift könnte zur Verminderung der 
kostspieligen Rückfälle erheblich beitragen. 

Zu §9 

Die Mehrheit des Ausschusses hat den  in  Ab-
satz 2 von der Regierung vorgeschlagenen Bedarfs-
sätzen für den Lebensunterhalt zugestimmt; die 
Minderheit hielt einen höheren Bedarfssatz für er-
forderlich. 
Mit der Änderung des Absatzes 3 wird einem 

Vorschlag des Bundesrates Rechnung getragen. 

Zu § 9 a  

Die Bedeutung der Eingliederung für den Kran-
ken soll mit Absatz 1 besonders hervorgehoben 
werden. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 sieht — ähnlich 
wie im Körperbehindertengesetz — die Aufstel-
lung eines Eingliederungsplans vor. Die Aufzäh-
lung der bei der  Ausarbeitung des Eingliederungs-
plans zu beteiligenden Stellen ist nicht von aus-
schließlicher Art. Je nach Lage des Falles können 
weitere Personen oder Dienststellen hinzugezogen 
werden. Ist der Kranke minderjährig, ergibt sich 
aus der gesetzlichen Vertretungsbefugnis die  Be-
teiligung seiner Eltern. 

Zu § 9b 

Über den Regierungsentwurf hinausgehend hat 
der Ausschuß auch die Gewährung der Schulbil-
dung in den Kreis der Eingliederungsmaßnahmen 
einbezogen. Die Fassung ist weitgehend derjenigen 
des Körperbehindertengesetzes angepaßt. 

Zu § 10 

Der Ausschuß beschloß, neben der Berufsausbil-
dung und der Berufsumschulung auch ,die Berufs-
fortbildung in die berufsfördernden Maßnahmen 
einzubeziehen. Als Ausgleich für die durch die Er-
krankung herbeigeführte Gefährdung im Berufs-
leben wird häufig die Berufsförderung mit dem 
Ziele eines Aufstiegs im Beruf erforderlich sein. 

Der Ausschuß legt Wert auf den Hinweis, daß 
dem Kranken neben der im § 2 erwähnten Ar-
beitstherapie oder in Verbindung mit ihr bereits 
während der stationären Behandlung Gelegenheit 
zur Erhaltung und Erweiterung der beruflichen 
Kenntnisse gegeben werden soll, soweit der Ge-
sundheitszustand des Kranken solche Maßnahmen 
zuläßt. 
Absatz 4 der Regierungsvorlage mußte im Hin

-

blick auf § 27 Abs. 2 der vom Ausschuß beschlosse-
nen Fassung entfallen. Die in § 27 erwähnten all-
gemeinen Verwaltungsvorschriften, die von der 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes-
rates zu erlassen sind, haben auch diejenigen Ver-
waltungsbestimmungen zu enthalten, ,die für die 
Schaffung der Einrichtungen zu erlassen sind, die 
dem Vollzug des § 2 a dienen. Der Bund trägt nach 
den Bestimmungen des § 27 a die Hälfte der 
dem Vollzug des § 2 a dienenden Aufwendungen. 
Deshalb kann die Bundesregierung von dem Erlaß 
dieser Verwaltungsvorschriften nicht ausgeschlos-
sen werden. 

Zu § 10 a  

Die Erfahrung zeigt, daß Kranke und Genesene 
trotz wiedererlangter Arbeitsfähigkeit bei der Be-
mühung um einen Arbeitsplatz erhebliche Wider-
stände zu überwinden haben. Deshalb hielt es der 
Ausschuß für erforderlich, unbeschadet der Zu-
ständigkeit der Bundesanstalt in  Absatz 1 auch 
den den Kranken betreuenden Landesfürsorgever-
band zu verpflichten, daß er mit den ihm zu Ge-
bote stehenden Mitteln auf die berufliche Unter-
bringung hinwirkt. 

Bei der Bestimmung des Absatzes 2 hat der Aus-
schuß an die Einrichtung von Werkstätten in Heil-
anstalten und die Beschaffung geeigneter Heim-
arbeit gedacht. 

Zu § 10b 

Die Vorschrift enthält den Auftrag an  die Lan-
desfürsorgeverbände, durch geeignete Maßnahmen 
die erzielten Ergebnisse der Heilbehandlung und 
der Eingliederung zu sichern. 

Zu § 11 

Die Vorschrift der Regierungsvorlage wurde an 
dieser Stelle gestrichen und aus systematischen 
Gründen in den Fünften Abschnitt des Entwurfs 
als § 24 a eingegliedert. 

Zu § 12 

Der Ausschuß hat auch in dieser Vorschrift die 
 Eingliederungshilfe einbezogen. Für den Fall, daß 

Ansprüche auf Leistungen für den Lebensbedarf 
gegenüber Dritten für den gleichen Zeitraum be-
stehen, soll die Möglichkeit der Geltendmachung 
von Ersatzansprüchen nicht nur hinsichtlich des 
Kranken, sondern auch der übrigen Berechtigten 
bestehen. Im übrigen hat der Ausschuß der Vor-
lage der Regierung zugestimmt. 

Zu § 12 a  

Diese Bestimmung soll verhindern, daß durch 
die Aufrechnung von Überzahlungen gegen lau-
fende Leistungen der  wirtschaftlichen Hilfe erneut 
eine Notlage entsteht, durch die der Zweck der 
Leistungen gefährdet wird. Von dem Anrechnungs-
verbot mußten die Fälle ausgenommen werden, bei 
denen der Kranke die Überzahlung absichtlich her-
beigeführt hat. 

Zu § 13 

Aus Gründen der Gesetzessystematik beschloß 
der Ausschuß, dieser Vorschrift die Bezeichnung 
§ 6 a zu geben. 

Zu § 14 

Der Ausschuß hat die im übrigen unverändert 
gebilligte Regierungsvorlage durch eine Vorschrift 
ergänzt, die der Ausgestaltung der Eingliederungs-
hilfe und der vorbeugenden Hilfe Rechnung trägt. 
Da diese Maßnahmen in jedem Einzelfall eine vor-
bereitende Planung erfordern und da es zweck-
mäßig erscheinen kann, daß der Landesfürsorge-
verband bei der Gewährung dieser Leistungen 
auch durchführend tätig wird, hat der Ausschuß 
lediglich die Verpflichtung der Landkreise und der 
kreisfreien Städte zur Durchführung dieser Auf-
gaben festgelegt, soweit ,der Landesfürsorgever-
band die Übertragung beschließt. 
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Zu § 15 

Die von der Mehrheit beschlossene Ausschuß-
fassung enthält im Vergleich zum Regierungsent-
wurf einige Änderungen. Die Änderung in Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2 trägt dier Verabschiedung des 
Krankenkassenverbände-Gesetzes Rechnung. 

Der Ausschuß hielt es für erforderlich, daß zur 
Unterrichtung der Bevölkerung die Vereinbarun-
gen und Richtlinien im Bundesanzeiger veröffent-
licht Werden und ergänzte Absatz 2 entsprechend. 

Entsprechend der Stellungnahme der 'Bundes-
regierung zu den Änderungsvorschlägen des Bun-
desrates beschloß der Ausschuß zu Absatz 3 eine 
Frist für das Zustandekommen der Vereinbarun-
gen und Richtlinien zu bestimmen, deren Ablauf 
jedoch nicht erst mit dem Inkrafttreten des Ge-
setzes, sondern bereits mit seiner Verkündung be-
ginnen soll. Falls die vorgesehenen Vereinbarun-
gen und Richtlinien nicht innerhalb der festgesetz-
ten Frist zustande kommen, soll die Bundesregie-
rung mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung die Sicherstellung der  Tuber-
kulosehilfe unverzüglich regeln. 

Zu § 16 

Der Ausschuß hat in Absatz 2 Buchstabe c die 
Wehrpflichtigen von der Regelung nach diesem 
Gesetz ausgeschlossen, weil sie während der Dauer 
dies Wehrdienstes nach § 6 des Wehrsoldgesetzes 
Heilfürsorge auch im Falle der Erkrankung an 
Tuberkulose erhalten. Bei der Beendigung des 
Wehrdienstes tritt die allgemeine Zuständigkeits-
regelung ein, wenn nicht Versorgung nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz zu gewähren ist.  Die 
erforderlichen Ergänzungen machten einer besse-
ren Übersichtlichkeit wegen eine Umstellung der 
Regierungsvorlage erforderlich. 

Zu § 17 

Die vom Ausschuß vorgesehenen Änderungen 
berücksichtigen die besondere Ausgestaltung der 
Eingliederungshilfe und gleichen die Fassung an 

 die  des § 16 an.  

Zu § 18 

Unter Angleichung an § 19 hat der Ausschuß dier 
Fassung der Regierungsvorlage ohne sachliche 
Änderungen zugestimmt. Zur Klarstellung wurde 
ausdrücklich hervorgehoben, daß eine Beteiligung 
an der Aufbringung der Kosten nach § 14 Abs. 3 
von den Landkreisen und den kreisfreien Städten 
nicht verlangt werden kann. 

Zu § 19 

Der Ausschuß hat der Regierungsvorlage ohne 
Änderung zugestimmt. 

Zu § 20 

Die Verpflichtung des Berechtigten, den Antrag 
auf Tuberkulosehilfe bei dem Gesundheitsamt oder 
bei der Gemeinde seines Wohnortes zu stellen, hat 
der Ausschuß auf diejenigen Fälle beschränkt, bei 
denen der Landesfürsorgeverband — und nicht der 
Dienstherr — zur Gewährung der Tuberkulose-
hilfe verpflichtet ist. Gleichzeitig ist die Möglich-
keit gegeben, daß auch die an andere zur Gewäh-
rung von Leistungen der Tuberkulosebekämpfung 
verpflichtete Stellen gerichteten Anträge bei dem 

Gesundheitsamt oder bei der Gemeinde des Wohn-
ortes eingereicht werden können. Hierdurch wird 
dem Kranken, der mitunter im unklaren darüber 
ist, welche Stelle die Leistungen für ihn zu ge-
währen hat, eine wesentliche Erleichterung ge-
boten. Zugleich wird hierdurch im Zusammenhang 
mit der schon im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Verpflichtung aller an der Tuberkulosebekämp-
fung beteiligten Stellen, sich bei der Einleitung 
ihrer Maßnahmen mit dem Gesundheitsamt ins 
Benehmen zu setzen, gewährleistet, daß das Ge-
sundheitsamt seiner zentralen Stellung entspre-
chend in jedem Einzelfall Gelegenheit zur Äuße-
rung erhält und über die Maßnahmen der anderen 
Stellen unterrichtet wird. 

Zu § 21 

Der Vorschlag des Bundesrates zu Absatz 1 
wurde berücksichtigt. 

Mit dier Anfügung des Absatzes 4 werden die 
Landesfürsorgeverbände verpflichtet, die Initiative 
zur Bildung von Arbeitsgemeinschaften zu er-
greifen. 

Zu § 22 

Der Ausschuß hat der Fassung der Regierungs-
vorlage mit geringen Ergänzungen zugestimmt. Die 
Festlegung der Zuständigkeit wurde im Hinblick 
auf die Verpflichtung der Bundeswehr zur Gewäh-
rung berufsfördernder Maßnahmen nach der  Be-
endigung ides  Dienstverhältnisses über die in der 
Regierungsvorlage gezogene Grenze hinaus für dien 
Personenkreis des öffentlichen Dienstes erweitert. 
Damit wird die gleichzeitige Zuständigkeit zweier 
Stellen für die Berufsförderung ehemaliger Ange-
höriger des öffentlichen Dienstes vermieden. 

Zu § 23 

Unter Einbeziehung der Eingliederungshilfe hat 
der Ausschuß der  Regierungsvorlage zugestimmt. 
Bei der Änderung der Überschrift ist er einem 
Vorschlag des Bundesrates gefolgt. 

Zu § 24 

Durch die Fassung des Absatzes 1 soll ausge-
drückt werden, daß Weisungen, auf die aus sach-
lichen Gründen nicht verzichtet werden kann, 
durch geeignete Beratung und Aufklärung unter-
stützt werden sollen. Der Ausschuß legt Wert dar-
auf, schon in diesem Gesetz und nicht erst in einer 
späteren Rechtsverordnung festzulegen, daß sich 
der Kranke bestimmten Formen der Heilbehand-
lung und bestimmten Operationen nicht zu unter-
ziehen braucht. Außerdem sollen bei einer Einwei-
sung in eine Heilstätte berechtigte Wünsche des 
Kranken berücksichtigt werden. 

Das Ziel des Gesetzes ist, die Dauer der Ge-
währung von Leistungen der wirtschaftlichen 
Hilfe so weit zu erstrecken, wie dies für die Siche-
rung der Heilung erforderlich ist. Da das Gesetz 
hierfür sehr weit gefaßte Grenzen zieht, mußte für 
den Fall des offenkundigen Mißbrauchs des Ge-
setzes in Absatz 2 eine Möglichkeit zur Versagung 
der wirtschaftlichen Hilfe vorgesehen werden. Der 
Ausschuß wünscht jedoch durch die von ihm ge-
wählte Fassung auszudrücken, daß jedem ver-
ständlichen Grund des Kranken Rechnung zu tra-
gen ist. Für diese Vorschrift wurde ein neuer Ab-
satz 2 a in die Regierungsvorlage eingefügt. 
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Die zu Absatz 3 beschlossene Änderung ent-

spricht der Fassung des Rentenneuregelungs-
gesetzes. 

Zu § 24 a  
Hierzu kann auf die Begründung zu § 11 ver-

wiesen werden. 

Zu § 25 
Der Ausschuß hat Absatz 1 der Fassung der 

Regierungsvorlage zugestimmt. 

Zu Absatz 2 hat die Mehrheit des Ausschusses 
beschlossen, den § 10 Buchstabe a des Körper-
behindertengesetzes entsprechend der zu § 7 Nr. 1 
gefundenen Fassung zu ändern. 

Zu § 26 
In diese Bestimmung ist § 6 Abs. 3 der Regie-

rungsvorlage eingegliedert worden. 

Zu § 27 
Der Ausschuß hat die in Absatz 1 der Regie-

rungsvorlage vorgesehenen Ermächtigungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen wesentlich einge-
schränkt. In  der  vom Ausschuß beschlossenen Fas-
sung  zu § 2 Abs. 2 wird der Begriff „gleichzeitige 
Erkrankung vorübergehender Art" nicht mehr er-
wähnt. Damit konnte Nr. 1 entfallen. Da die be-
schlossenen Ermächtigungen nach der Einfügung 
des § 2 a in das Gesetz auch die Eingliederungs-
hilfe umfassen, bedarf es der besonderen Ermäch-
tigung unter Nr. 4 nicht mehr. Das Ausmaß der 
Verpflichtung der Empfänger der Tuberkulosehilfe 
hat der Ausschuß in § 24 unmittelbar festgelegt, 
so daß auch Nr. 5 der Regierungsvorlage gestrichen 
werden konnte. 
Die Ermächtigung der Bundesregierung zum Er-

laß allgemeiner Verwaltungsvorschriften entspricht 
Artikel 84 Abs. 2 GG, die Ermächtigung des Bun-
desministers des Innern zum Erlaß von Einzelwei-
sungen in den in Absatz 3 aufgeführten besonde-
ren Fällen dem Artikel 84 Abs. 5 GG. Der Aus-
schuß vertritt die Ansicht, daß mit dem Wort 
„Bundesregierung" der zuständige Ressortminister 
gemeint sein kann. 

Zu § 27a 
Der Ausschuß hält eine ins Gewicht fallende 

finanzielle Beteiligung des Bundes an den Auf-
wendungen der Landesfürsorgeverbände zur Siche-
rung der vollen Auswirkung des Gesetzes für er-
forderlich, da es sich bei der Bekämpfung der 
Tuberkulose um  eine Gemeinschaftsaufgabe dies 
Bundes und der Länder handelt. Die Verpflichtung 
des Bundes zur anteiligen Kostentragung ent-
spricht der Ermächtigung des Bundesministers des 
Innern nach § 27 zur Erteilung von Einzelwei-
sungen. 

Zu § 28 

Absatz 1 enthält die übliche Berlin-Klausel, die 
Absätze 2 und 3 tragen den Vorschriften des Saar-
vertrages, Absatz 4 dien besonderen Verhältnissen 
der Stadtstaaten Rechnung. 

Zu § 29 

Der Ausschuß beschloß, der Anregung des Bun-
desrates zu Absatz 1 zu folgen. Für die in § 25 

Abs. 2 vorgesehene Änderung ides Körperbehinder-
tengesetzes bedarf es keiner besonderen Vorberei-
tung für die Verwaltung. Diese Bestimmung soll 
daher im frühestmöglichen Zeitpunkt in Kraft 
treten. 

In Absatz 2 hat der Ausschuß der Fassung der 
Bundesregierung unter Berücksichtigung des im 
Saarland geltenden Tuberkulosehilfe-Gesetzes zu-
gestimmt. 

Bonn, den 21. Mai 1957 

Frau Bennemann 
Berichterstatterin 

Anlage 7 

Umdruck 1113 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
(Drucksachen 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. a) Die Überschrift des Ersten Abschnittes erhält 
folgende Fassung: 

„Lohnfortzahlung 	Krankheitsfalle" 

b) § 
 
1 erhält folgende Flassung: 

„§ 1  
Grundsatz 

(1) Ein Arbeiter, der durch Krankeit an der 
Leistung der Dienste verhindert ist,  hat für 
die Dauer der Krankheit, längstens jedoch 
für sechs Wochen, Anspruch gegen seinen 
Arbeitgeber auf Fortzahlung des Arbeits-
entgeltes. 

(2) Auf den Anspruch nach Absatz 1 sind 
die Barleistungen der gesetzlichen Kranken- 
und der gesetzlichen Unfallversicherung an-
zurechnen; gewährt ein Träger der gesetz-
lichen Kranken- oder Unfallversicherung dem 
Arbeiter Krankenhaus-, Anstalts- oder Heil-
anstaltspflege, so sind die Barleistungen an-
zurechnen, die zu zahlen wären, wenn eine 
derartige Pflege nicht gewährt würde. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist um den 
Beitragsteil zur Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung zu kürzen, der für den Arbeiter 
in Fortfall kommt. 

(4) Der  Anspruch nach Absatz 1 ist ferner 
um  die  Lohnsteuer zu kürzen, die der Ar-
beiter vom Arbeitsentgelt zu entrichten 
hätte. 

(5) Absatz 1 gilt nicht für Arbeitnehmer, 
die wiegen vorübergehender oder gering-
fügiger Dienstleistungen im Sinne von § 168 
der Reichsversicherungsordnung versiche-
rungsfrei sind." 

2. § 2 erfolgt folgende Fassung: 

,,§ 2 
Arbeitsentgelt 

Arbeitsentgelt im Sinne des § 1 ist das Arbeits-
entgelt, das der Arbeiter erhalten würde, wenn 
er während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit 
gearbeitet hätte." 
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3. Hinter § 2 wird folgender neuer § 2 a eingefügt: 

„§ 2 a 

Rentenversicherungsbeiträge 

Für die Dauer der Krankheit, längstens jedoch 
für sechs Wochen, sind Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung unter Zugrundelegung des 
Arbeitsentgelts (§ 2) zu entrichten." 

4. In § 3 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „auf den 
Zuschuß" durch die Worte „auf das Arbeits-
entgelt" ersetzt. 

5. In § 4 werden ,die Worte „auf den ihm nach § 1 
zustehenden Zuschuß" durch  die  Worte „auf das 
ihm nach § 1 zustehende Arbeitsentgelt" er-
setzt. 

6. Hinter § 7 wird folgender neuer § 7a eingefügt: 

„§ 7 a  

Ausgleichsstock 

(1) Zum Ausgleich der durch dieses Gesetz ent-
stehenden Aufwendungen ist für Betriebe mit 
in der Regel bis zu 100 Beschäftigten ein Aus-
gleichsstock zu errichten. Dieser Ausgleichsstock 
kann für einzelne oder mehrere Berufe oder 
Wirtschaftszweige errichtet werden. Der Aus

-

Ausgleichsstock soll bei bestehenden Einrichtun-
gen errichtet werden. 

(2) Die Mittel für den Ausgleichsstock sind von 
den  in  Absatz 1 genannten Arbeitgebern nach der 
Lohnsumme der Beschäftigten aufzubringen. 
Diese Arbeitgeber ,haben einen Erstattungs-
anspruch gegen den Ausgleichsstock für  die  auf 
Grund dieses Gesetzes aufgewendeten Beträge. 
Das Nähere bestimmt die Satzung. 

(3) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates die Einrichtungen, bei denen für die ein-
zelnen Berufe oder Wirtschaftszweige der Aus-
gleichsstock zu errichten ist. Der Ausgleichsstock 
bedarf einer gesonderten Kassen- und Rech-
nungsführung. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durchfüh-
rung der Absätze 1 bis 3 erforderlichen Verwal-
tungsvorschriften." 

7. Folgender § 8 wird eingefügt: 

,,§ 8 
Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

a) In § 182 Abs. 1 Nr. 2 wird nach dem ersten 
Halbsatz eingefügt: 

„das Krankengeld erhöht sich nach Ablauf 
der ersten sechs Wochen der Arbeitsunfähig

-

keit auf 75 vom Hundert des Grundlohnes;" 

b) In § 182 Abs. 1 Nr. 2 erhält der zweite Halb-
satz folgende Fassung: 

„das Krankengeld wird vom zweiten Tage 
der Arbeitsunfähigkeit an gewährt, vom 
ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an jedoch 
dann, wenn diese länger als zwei Wochen 
dauert oder auf einem Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit im Sinne der gesetzlichen 
Unfallversicherung beruht." 

c) § 189 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
„Die Leistungen auf Grund des Gesetzes über 
die  Lohnfortzahlung der Arbeiter im Krank

-

heitsfalle und weitere Zuschüsse des Arbeit-
gebers zum Kranken- und Hausgeld gelten 
ohne Rücksicht auf ihre Höhe nicht als Ar-
beitsentgelt."" 

8. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende 
Fassung: 

„Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
im Krankheitsfalle". 

Bonn den 31. Mai 1957 

Ollenhauer und Fraktion 

Umdruck 1118 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

dritten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
(Drucksachen 3504, 1704). 

Für den Fall der Ablehnung des  Antrags auf 
Umdruck 1113 

wolle der Bundestag beschließen: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „ohne daß 
ihn ein Verschulden trifft," gestrichen. 

2. In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „neunzig 
vom Hundert des Nettoarbeitsentgelts (§ 2)" 
durch die Worte „dem Nettoarbeitsentgelt (§ 2)" 
ersetzt. 

3. § 1 Abs. 2 wird gestrichen. 

Bonn, den 24. Mai 1957 
Ollenhauer und Fraktion 

Umdruck 1181 
Änderungsantrag der Fraktion der DP (FVP) zur 

zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Tuberkulosenhilfe (THG) (Drucksachen 3489, 
3214). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
1. In § 6 a Abs. 4 werden  die Worte „durch einen 
amtlich bestellten Arzt" gestrichen. 

2. In § 22 Abs. 3 werden die Worte „durch einen 
amtlich bestellten Arzt" gestrichen. 

Bonn, den 29. Mai  1957 

Dr. Berg 
Dr. Blank (Oberhausen) und Fraktion 

Umdruck 1183 
Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Schild 

(Düsseldorf), Dr. Berg und Genossen zur dritten 
Beratung des von der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleichstel-
lung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall (Druck-
sachen 3551, 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. a) Der Erste Abschnitt mit den §§ 1 bis 7 wird 
gestrichen. 

b) Der Zweite Abschnitt wird Erster Abschnitt. 
§ 8 wird § 1 und erhält folgende Fassung: 

„§1 
Die Reichsversicherungsordnung wird wie 

folgt geändert und ergänzt: 
,1. § 182 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fas-

sung: 
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„2. Krankengeld in Höhe von fünfundsieb-
zig von Hundert des  Grundlohns für 
jeden Kalendertag, wenn die Krankheit 
den  Versicherten arbeitsunfähig macht. 
Das Krankengeld wird vom dritten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit an ge-
währt, vom ersten Tage der Arbeits-
unfähigkeit an jedoch dann, wenn diese 
länger als drei Wochen dauert (oder auf 
einem Arbeitsunfall oder auf einer Be-
rufskrankheit im Sinne der gesetzlichen 
Unfallversicherung beruht). Die in 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Versicherten haben keinen Anspruch 
auf Krankengeld." ` 

Für den Fall der Ablehnung der Anträge unter 
Nr. 1: 

2. § i Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Zuschuß nach Absatz 1 wird erst nach 
26wöchiger ununterbrochener Dauer des Arbeits-
verhältnisses bei denselben Arbeitgeber ge-
währt." 

3. § 2 erhält folgenden Wortlaut: 

,,§ 2 

Nettoarbeitsentgelt 

Nettoarbeitsentgelt im Sinne des § 1 ist das um 
die gesetzlichen Lohnabzüge verminderte Ar-
beitsentgelt. Der Berechnung wird das  durch-
schnittliche Arbeitsentgelt während der letzten 
vier  den Lohnperioden des Betriebs entspre-
chenden Wochen, bei Lohnempfänger mit  teil-
monatlicher oder monatlicher Lohnabrechnung 
das  durchschnittliche Arbeitsentgelt des letzten 
Kalendermonats oder des entsprechenden Lohn-
abrechnungszeitraumes zugrunde gelegt." 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§ 5  

Heimarbeit 

(1) Für die in Heimarbeit Beschäftigten (§ 1 
Abs. 1 des Heimarbeitsgesetzes vom 14. Mai 1951 
[HAG] - Bundesgesetzbl. I S. 191) gelten die 
vorstehenden Vorschriften mit folgender Maß-
gabe: 

a) Der Anspruch auf Zahlung eines Zuschusses 
zu den Leistungen aus der gesetzlichen Kran-
ken-  und Unfallversicherung richtet sich ge-
gen den Auftraggeber oder Zwischenmeister; 

b) der Zuschuß ist zu gewähren in Höhe von 
einem Sechstel vom Hundert des in den letz-
ten sechs Monaten vor Eintritt der Arbeits-
unfähigkeit gewährten reinen Arbeitsentgelts. 

Den gleichen Anspruch haben die in § 1 Abs. 2 
Buchstaben a bis  c des Heimarbeitsgesetzes be-
zeichneten Personen, wenn sie hinsichtlich der 
Entgeltregelung gleichgestellt sind. 

(2) wie bisher Absatz 3 

(3) wie bisher Absatz 4 mit der Maßgabe, daß 
es im letzten Satzteil heißen muß: „ , den Betrag 

 

von einem Sechstel vom Hundert des an ihn aus-
gezahlten reinen Arbeitsentgelts . ." 

(4) wie bisher Absatz 5" 

Bonn, den 29. Mai 1957 

Dr. Schild (Düseldorf) 
Dr. Berg 
Dr. Blank (Oberhausen) 
Dr. Brühler 
Eickhoff 
Fassbender 
Dr. Graf (München) 
Dr. Henn 

Hübner 
Lahr 
von Manteuffel (Neuß) 
Neumayer 
Dr. Preiß 
Dr. Schäfer (Hamburg) 
Dr. Schneider (Lollar) 
Gumrum 

Umdruck 1190 (neu) 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur dritten Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Gleichstellung aller Arbeitnehmer im Krankheits-
fall (Drucksachen 3551, 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 8 wird in der Fassung der Beschlüsse des Aus-
schusses für Sozialpolitik — Drucksache 3504 — 
wieder eingefügt mit der Maßgabe, daß die Num-
mer 1 folgenden Wortlaut erhält: 

1. § 182 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 
„2. Krankengeld in Höhe von fünfzig vom Hun-

dert des Grundlohnes für jeden Kalender-
tag, wenn die Krankheit den Versicherten 
arbeitsunfähig macht. Für die ersten sechs 
Wochen der Arbeitsunfähigkeit erhöht sich 
das Krankengeld um fünfzehn vom Hun-
dert des Grundlohnes und für einen Ver-
sicherten mit einem Angehörigen, den er 
bisher ganz oder überwiegend unterhalten 
hat und der mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebt, um einen Zuschlag von vier vom 
Hundert des Grundlohnes, für jeden wei-
teren solchen Angehörigen um je weitere 
drei vom Hundert des Grundlohnes. Der 
Gesamtbetrag von Krankengeld und Zu-
schlägen darf fünfundsiebzig vom Hundert 
des Grundlohnes nicht übersteigen. Das 
Krankengeld wird vom dritten Tage der 
Arbeitsunfähigkeit an gewährt, vom ersten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit an jedoch 
dann, wenn diese länger als zwei Wochen 
dauert oder auf einem Arbeitsunfall oder 
einer Berufskrankheit im Sinne der gesetz-
lichen Unfallversicherung beruht. Die in 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Ver-
sicherten haben keinen Anspruch auf Kran

-

kengeld." 

Bonn, den 31. Mai 1957 

Dr. Krone und Fraktion 

Umdruck 1191 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
dritten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
(Drucksachen 3551, 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
§ 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Der Zuschuß nach Absatz 1 wird erst nach 

dreimonatiger ununterbrochener Dauer des Ar- 
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beitsverhältnisses bei demselben Arbeitgeber ge-
währt. Bei Saisonbetrieben und Kampagne

-

betrieben im Sinne des § 20 des Kündigungsschutz-
gesetzes wird der Zuschuß bereits nach vier-
wöchiger ununterbrochener Dauer des Arbeits-
verhältnisses gewährt." 

Bonn, den 31. Mai 1957 
Dr. Mende und Fraktion 

Umdruck 1192 
Änderungsantrag der Abgeordneten Stücklen, 
Schwarz und Genossen zur dritten Beratung des 
von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Gleichstellung aller Arbeit-
nehmer im Krankheitsfall (Drucksachen 3551, 3504, 
1704).  

Der Bundestag wolle beschließen: 
§ 1 erhält folgenden Absatz (3): 
„Auf Antrag dies  Arbeitgebers nimmt die Kran-

kenkasse die Auszahlung des Lohnausgleichsbe-
trages vor." 
Bonn, den 31. Mai 1957 

.Stücklen 
Schwaan 
Brese 
Burgemeister 
Engelbrecht-Greve 
Friese 

Holla 
Illerhaus 
Kirchhoff 

Koops 
Kramel 
Lücker (München) 
Oetzel 
Freiherr Riederer von Paar 
Dr. Rinke 
Stilleer 
Wieninger 

Umdruck 1193 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
dritten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
(Drucksachen 3551, 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Für den  Fall der Ablehnung des Antrags auf 

Umdruck 1183 Nr. 4: 
In § 5 werden in  Absatz 1 und in  Absatz 4 die 

Worte „2 vom Hundert" jeweils durch die Worte 
„1 vom Hundert" ersetzt. 
Bonn, den 31. Mai 1957 

Dr. Mende und Fraktion 

Umdruck 1194 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur dritten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
(Drucksachen 3551, 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Dem § 9 a werden folgende Nummern 4 bis 6 

angefügt: 
,,4. der letzte Satz in § 182 Abs. 1 Nr. 2 der Reichs-
versicherungsordnung in der Fassung des § 8 
Nr. 1 sowie § 8 Nr. 8 vorerst nicht anzuwenden 
sind; 

5. § 189 Abs. 1 und § 195 a Abs. 1 Nr. 4 der 
Reichsversicherungsordnung die im übrigen 
Bundesgebiet geltende Fassung erhalten. An 
die Stelle  des  im § 195 a Abs. 1 Nr. 4 der Reichs-
versicherungsordnung festgesetzten Mindest

-betrages tritt der in § 26 Ziff. 2 c der Satzung 
der  Landesversicherungsanstalt  für das Saar-
land — Stand 1. Dezember 1956 — für das 
tägliche Stillgeld festgesetzte Betrag; 

6. § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Erhöhung des 
Höchstgrundlohnes und sonstige Änderungen 
in der Sozialversicherung vom 12. Dezember 
1955 (Amtsblatt der Regierung des Saarlandes 
S. 1759) wegfällt" 

Bonn, den 31. Mai  1957 
Kunze (Bethel) und Fraktion 

Umdruck 1195 
Änderungsantrag der Abgeordneten Sabel, Albers 
und Genossen zur dritten Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Gleichstellung aller Arbeitnehmer im 
Krankheitsfall (Drucksachen 3551, 3504, 1704). 

Der Bundestag wolle  beschließen:  

Dean § 8 wird folgende Ziffer 10 angefügt: 
10. § 381 erhält folgenden neuen Absatz 5: 

„(5) Die den Krankenkassen durch die Er-
höhung des Krankengeldes während der erste 
sechs Wochen der  Arbeitsunfähigkeit entste-
henden Mehraufwendungen tragen die Arbeit

-geber in Form eines Zuschlages zu dem 
Arbeitgeberanteil." 

Bonn, den 31. Mai 1957 
Sabel 
Albers 
Caspers 
Ehren 
Even 
Franzen 
Harnischfeger 
Heix 
Frau Kaiser (Schwäbisch

-

Gmünd) 
Karpf 

Lenz (Brühl) 
Maier (Mannheim) 
Mühlenberg 
Rümmele 
Scheppmann 
Spies  (Brücken) 
Teriete 
Varelmann 
Walz 
Wolf (Stuttgart) 
Wullenhaupt 

Umdruck 1196 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des von der Fraktion der  SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gomes zur Gleich-
stellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall 
(Drucksachen 3551, 3504, 1704). 

Für den Fall der Ablehnung des Antrags auf 
Umdruck 1113 Nr. 7 (§ 8) Buchstaben a und b 
wolle der Bundestag beschließen: 
Dem § 182 Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungs-

ordnung wird folgender Satz angefügt: 
„Die Aufwendungen für die Erhöhung des 

Krankengeldes während der ersten sechs Wochen 
der Arbeitsunfähigkeit sind vom Arbeitgeber ge-
sondert zu tragen." 
Bonn, den 31. Mai 1957 

Ollenhauer und  Fraktion 
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Namentliche Abstimmungen 

zur dritten Beratung des von der SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Gleichstellung aller Arbeitnehmer im Krankheitsfall (Drucksache 1704) 

über 

1. den Änderungsantrag der Fraktion der SPD, Umdruck 1113, Ziffer 1, 

2. den Änderungsantrag der Fraktion der SPD, Umdruck 1113, Ziffer 7 b, 

3. den Änderungsantrag der Fraktion der FDP, Umdruck 1195. 

Name Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung 
3 

CDU/CSU 

Frau Ackermann . . . . Nein Nein Nein 
Dr. Adenauer 	 — — — 
Albers 	  Ja Nein Ja 
Albrecht (Hamburg) 	.  Nein Nein Nein 
Arndgen 	 Nein Nein Nein 
Baier (Buchen) 	. Nein Nein * 
Barlage 	  Nein Nein Nein 
Dr. Bartram 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Bauer (Wasserburg) 	.  Nein Nein Nein 
Bauereisen 	 Nein Nein Nein 
Bauknecht 	 Nein Nein Nein 
Bausch 	  Nein Nein Nein 
Becker (Pirmasens) . 	.  Nein Nein Nein 
Bender 	  Nein Nein 
Berendsen 	 Nein Nein Nein 
Dr. Bergmeyer . 	. beurlaubt Nein beurlaubt 
Fürst von Bismarck . . . Nein * Nein 
Blank (Dortmund) 	. . . Nein Nein Nein 
Frau Dr. Bleyler 

(Freiburg) 	 Nein Nein Nein 
Blöcker 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Bock 	  Nein Nein Nein 
von Bodelschwingh . . . Nein Nein Nein 
Dr. Böhm (Frankfurt) 	. Nein Nein Nein 
Brand (Remscheid) . . 	. Nein Nein Nein 
Frau Brauksiepe 	. Nein Nein Nein 
Brenner 	  Nein Nein Nein 
Dr. von Brentano . 	. — — — 
Brese 	  Nein Nein Nein 
Frau Dr. Brökelschen . . Nein Nein Nein 
Dr. Brönner 	 Nein Nein Nein 
Brookmann (Kiel) 	. Nein Nein Nein 
Brück 	  Nein Nein Nein 
Dr. Bucerius 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. von Buchka 	. Nein Nein Nein 
Dr. Bürkel 	 Nein Nein Nein 
Burgemeister 	 Nein Nein Nein 
Caspers 	  Nein Nein Ja 
Cillien 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Conring 	 Nein Nein Nein 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung 
3 

Dr. Czaja 	 Nein Nein Nein 
Demmelmeier 	 Nein Nein Nein 
Diedrichsen 	 — Nein Nein 
Frau Dietz 	 Nein Nein Nein 
Dr. Dittrich 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Dollinger 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Donhauser 	 Nein * * 
Dr. Dresbach 	 Nein Nein Nein 
Dr. Eckhardt 	 Nein Nein Nein 
Eckstein 	 -- — — 
Ehren 	  Nei n Nein Ja 
Engelbrecht-Greve . 	. Nein Nein Nein 
Dr. Dr. h. c.  Erhard . — — - 
Etzenbach Nein Nein Nein 
Even 	  Nein * * 
Feldmann 	 Nein * * 
Gräfin Finckenstein 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Finckh 	  Nein Nein Nein 
Dr. Franz 	 Nein Nein Nein 
Franzen 	 Nein Nein Ja 
Friese 	  Nein Nein Nein 
Fuchs 	  Nein Nein Nein 
Funk 	  * « * 
Dr. Furler 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Ganswindt 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Dr. Gantenberg . 	 Nein Nein Nein 
Gedat 	  Nein Nein Nein 
Geiger (München) 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Geisendörfer 	. Nein Nein Nein 
Gengler Nein Nein Nein 
Gerns 	.  * * * 
D.  Dr.  Gerstenmaier 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Gibbert 	  Nein Nein Nein 
Giencke Nein Nein Nein 
Dr. Glasmeyer 	 Nein Nein Nein 
Dr. Gleissner (München) Nein Nein Nein 
Glüsing 	  Nein Nein Nein 
Gockeln 	 — — — 
Dr.  Götz 	 Nein Nein Nein 
Goldhagen 	 Nein . 	Nein Nein 
Gontrum 	 Nein Nein Nein 
Günther 	  — Nein Nein 
Haasler 	  Nein — Ja 
Häussler 	 * Nein Ja 
Hahn 	  Nein Nein Nein 
Harnischfeger 	 enthalten enthalten Ja 
Heix 	  Nein Nein Ja 
Dr. Hellwig 	 Nein Nein Nein 
Dr. Graf Henckel 	. Nein Nein Nein 
Dr. Hesberg 	 Nein Nein Nein 
Heye 	  Nein Nein Nein 
Hilbert 	  Nein * * 
Höcherl 	  Nein Nein Nein 
Dr. Höck 	 Nein Nein Nein 
Höfler 	  Nein Nein Nein 
Holla 	  Nein Nein Nein 
Hoogen 	  Nein Nein Nein 
Dr. Horlacher 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Horn 	  Nein Nein Nein 
Huth 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Illerhaus 	 Nein Nein Nein 
Dr. Jaeger 	 Nein Nein Nein 
Jahn (Stuttgart) . 	. Nein Nein Ja 
Frau Dr. Jochmus 	. Nein Nein Nein 
Josten 	  Nein Nein Nein 
Kahn 	  Nein * * 
Kaiser (Bonn) 	 — — — 
Frau Kaiser 
(Schwäbisch-Gmünd) . Nein Nein Ja 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung 
3 

Karpf 	  Ja Nein Ja 
Kemmer (Bamberg)  Nein Nein Nein 
Kemper (Trier) 	 Nein Nein Nein 
Kiesinger 	 * Nein Nein 
Dr. Kihn (Würzburg) . 	 Nein Nein Nein 
Kirchhoff 	 Nein * Nein 
Klausner 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Kleindinst 	. Nein Nein Nein 
Dr. Kliesing 	 Nein Nein Nein 
Knapp 	  Nein Nein Nein 
Knobloch Nein Nein Nein 
Dr. Köhler 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Koops 	  Nein Nein Nein 
Dr. Kopf 	 Nein Nein Nein 
Kortmann 	. 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kraft 	  * * Nein 
Kramel 	  Nein Nein Nein 
Krammig 	 Nein Nein Nein 
Kroll 	  Nein Nein Nein 
Frau Dr. Kuchtner . 	.  Nein Nein Nein 
Kühlthau 	 Nein Nein Nein 
Kuntscher 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kunze (Bethel) 	 Nein Nein Nein 
Lang (München) . 	. Nein Nein Nein 
Leibing 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Leiske 	 Nein * * 
Lenz (Brühl) 	 Nein Ja Ja 
Lenze (Attendorn) 	. Nein Nein Nein 
Leonhard 	 Nein Nein Nein 
Lermer 	  Nein Nein Nein 
Leukert 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Leverkuehn 	. Nein Nein * 
Dr. Lindenberg 	. Nein * a 
Dr. Lindrath 	 Nein Nein Nein 
Dr. Löhr 	 Nein Nein Nein 
Lotze 	  Nein Nein Nein 
Dr. h. c. Lübke 	. — — — 
Lücke 	  * Nein Nein 
Lücker (München) 	. Nein Nein Nein 
Lulay 	  Nein * * 
Maier (Mannheim) 	 Ja Ja Ja 
Majonica 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Baron Manteuffel- 
Szoege 	 Nein a * 

Massoth beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Mayer (Birkenfeld) 	.  Nein Nein Nein 
Menke 	  Nein Nein Nein 
Mensing 	  Nein Nein Nein 
Meyer (Oppertshofen) 	. Nein Nein Nein 
Mever-Ronnenberg . . 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Miller Nein Nein Nein 
Dr. Moerchel 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Morgenthaler 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Muckermann 	 Nein Nein Nein 
Mühlenberg 	 Nein Ja Ja 
Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Müller-Hermann . . . 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Müser 	  Nein Nein Nein 
Nellen 	  Nein Nein Nein 
Neuburger 	 Nein Nein Nein 
Niederalt 	 Nein Nein Nein 

Frau Niggemeyer 	. Nein Nein Nein 
 Dr. Dr. Oberländer 	. — — 

Dr. Oesterle 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Oetzel 	  Nein Nein Nein 

Pelster 	  Nein Nein Ja 
Dr. Pferdmenges . 	. 	. 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Pitz 	 Nein Nein Nein 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 
— 

Abstimmung 

1 

Abstimmung   
2 

Abstimmung 
3 

Dr. Pohle (Düsseldorf) . Nein * * 
Frau Praetorius . 	. Nein Nein Nein 
Frau Dr. Probst . 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Dr. h. c. Pünder 	.  Nein * * 
Raestrup 	 Nein Nein Nein 
Rasner 	  — Nein Nein 
Frau Dr. Rehling . 	. .  Nein Nein Nein 
Richarts 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frhr. Riederer von Paar Nein * 
Dr. Rinke 	 Nein Nein Nein 
Dr. Röder 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Rösch 	 Nein Nein Nein 
Rösing 	  Nein Nein Nein 
Rümmele 	 Ja Ja Ja 
Ruf 	  Nein Nein Nein 
Sabaß 	  Nein Nein Nein 
Sabel 	  Nein Nein Ja 
Samwer 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Schaefer 
(Saarbrücken) 	. Nein Nein Nein 

Schäffer 	  — - — 
Scharnberg 	 Nein Nein Nein 
Scheppmann 	 Ja Ja Ja 
Schill (Freiburg) 	. * * 
Schlick 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Schmücker 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Schneider (Hamburg) . 	 Nein Nein Nein 
Schrader 	  Nein Nein Nein 
Dr. Schröder (Düsseldorf) — _ — 
Dr.-Ing. E. h. Schuberth . Nein Nein Nein 
Schüttler 	 — - — 
Schütz 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Schulze-Pellengahr . . 	 Nein Nein Nein 
Schwarz 	  Nein Nein Nein 
Frau Dr. Schwarzhaupt * * * 
Dr. Seffrin 	 Nein Nein Nein 
Seidl (Dorfen) 	 Nein Nein Nein 
Dr. Serres 	 Nein Nein Nein 
Siebel 	  Nein Nein Nein 
Dr. Siemer 	 Nein Nein Nein 
Solke 	  Nein Nein Nein 
Spies (Brücken) 	. Nein Nein Ja 
Spies (Emmenhausen) 	 * Nein Nein 
Spörl 	  Nein Nein Nein 
Stauch 	  Nein Nein Nein 
Frau Dr. Steinbiß 	. .  Nein Nein Nein 
Steinhauer 	 Nein Nein Ja 
Stiller 	  Nein Nein Nein 
Storch 	  Nein Nein Nein 
Dr. Storm 	 Nein Nein Nein 
Strauß 	  — — — 
Struve 	  Nein Nein Nein 
Stücklen 	  Nein Nein Nein 
Teriete 	 enthalten enthalten Ja 
Thies 	  Nein Nein Nein 
Unertl 	  Nein Nein Nein 
Varelmann 	 enthalten Nein Ja 
Frau Vietje 	 Nein Nein Nein 
Dr. Vogel 	 Nein * * 
Voß 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Wacher (Hof) 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Wacker (Buchen) 	  Nein Nein * 
Dr. Wahl 	 Nein Nein Nein 
Walz 	  Nein Nein Ja 
Frau Dr. h. c. Weber 

(Aachen) 	 Nein Nein Nein 
Dr. Weber (Koblenz) . 	 Nein Nein Nein 
Wehking 	 Nein Nein Nein 
Dr. Wellhausen 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 
Abstimmung 

1 
Abstimmung 

2 
Abstimmung 

3 

Dr. Welskop 	 * * * 
Frau Welter (Aachen) 	. Nein Nein Nein 
Dr. Werber 	 Nein Nein Nein 
Wiedeck 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Wieninger 	 Nein Nein Nein 
Dr. Willeke 	 Nein Nein Nein 
Winkelheide 	 Nein Nein Nein 
Dr. Winter 	 Nein Nein * 
Wittmann 	 Nein Nein Nein 
Wolf (Stuttgart) 	  Nein Nein Ja 
Dr. Wuermeling 	. — Nein — 
Wullenhaupt 	 Nein Nein Ja 

Gäste: 
Ruland 	  Nein * * 
Schneider (Brotdorf) . 	 enthalten enthalten Ja 

SPD 
Frau Albertz 	 Ja Ja Ja 
Frau Albrecht (Mitten

-

wald) 	  Ja Ja Ja 
Altmaier 	 Ja Ja Ja 
Dr. Arndt 	 Ja Ja Ja 
Arnholz 	  Ja Ja Ja 
Dr. Baade 	 Ja * * 
Dr. Bärsch 	 — Ja Ja 
Bals 	  Ja Ja Ja 
Banse 	  Ja Ja Ja 
Bauer (Würzburg) 	. . . Ja Ja Ja 
Baur (Augsburg) . . . 	 Ja * * 
Bazille 	  Ja Ja Ja 
Behrisch 	 Ja Ja Ja 
Frau Bennemann . . . 	 Ja Ja Ja 
Bergmann 	 Ja Ja Ja 
Berlin 	  Ja Ja Ja 
Bettgenhäuser 	 Ja Ja 
Frau Beyer (Frankfurt) Ja Ja Ja 
Birkelbach 	 Ja Ja Ja 
Blachstein 	 Ja * * 
Dr. Bleiß 	 Ja * * 
Böhm (Düsseldorf) . . 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Bruse 	  Ja Ja Ja 
Corterier 	 Ja Ja Ja 
Dannebom 	 Ja Ja Ja 
Daum 	  Ja * * 
Dr. Deist 	 Ja Ja Ja 
Dewald 	  Ja Ja Ja 
Diekmann 	 Ja Ja Ja 
Diel 	  Ja Ja Ja 
Frau Döhring 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dopatka 	 Ja Ja Ja 
Erler 	  Ja Ja Ja 
Eschmann 	 Ja Ja Ja 
Faller 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Franke 	  Ja Ja Ja 
Frehsee 	  Ja Ja Ja 
Freidhof 	  Ja Ja Ja 
Frenzel 	  Ja Ja Ja 
Gefeller 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Geiger (Aalen) 	 Ja Ja Ja 
Geritzmann 	 Ja Ja Ja 
Gleisner (Unna) 	. Ja Ja Ja 
Dr. Greve 	 Ja Ja Ja 
Dr. Gülich 	 beurlaubt Ja Ja 
Hansen (Köln) 	 Ja Ja Ja 
Hansing (Bremen) 	.  Ja * * 
Hauffe 	  Ja Ja Ja 
Heide 	  Ja Ja Ja 
*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung 
3 

Heiland 	  Ja Ja Ja 
Heinrich 	  Ja Ja Ja 
Hellenbrock 	 Ja Ja Ja 
Frau Herklotz 	 Ja Ja Ja 
Hermsdorf 	 Ja Ja Ja 
Herold 	  Ja Ja Ja 
Höcker 	  Ja Ja * 
Höhne 	  Ja Ja Ja 
Hörauf 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Dr. Hubert . . . 	 Ja Ja Ja 
Hufnagel 	 Ja Ja Ja 
Jacobi 	  Ja Ja Ja 
Jacobs 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Jahn (Frankfurt) . 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Jaksch 	  Ja Ja Ja 
Kahn-Ackermann 	. . Ja * * 
Kalbitzer 	 Ja Ja * 
Frau Keilhack 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Kettig 	 Ja Ja Ja 
Keuning 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kinat 	  Ja Ja Ja 
Frau Kipp-Kaule 	. . . Ja Ja Ja 
Könen (Düsseldorf) . 	. Ja Ja Ja 
Koenen (Lippstadt) 	 Ja Ja Ja 
Frau Korspeter 	  Ja Ja Ja 
Dr. Kreyssig 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kriedemann 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kühn (Köln) 	 Ja Ja Ja 
Kurlbaum 	 Ja Ja Ja 
Ladebeck 	 Ja Ja Ja 
Lange (Essen) 	 Ja Ja Ja 
Leitow 	  Ja * * 
Frau Lockmann . . . 	 Ja Ja Ja 
Ludwig 	  Ja * * 
Maier (Freiburg) . 	. Ja Ja Ja 
Marx 	  Ja Ja Ja 
Matzner 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Meitmann 	 Ja Ja Ja 
Mellies 	  Ja * * 
Dr. Menzel 	 Ja Ja Ja 
Merten 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Metzger 	  Ja Ja Ja 
Frau Meyer (Dortmund) Ja Ja Ja 
Meyer (Wanne-Eickel) 	. Ja Ja Ja 
Frau Meyer-Laule . . 	 Ja * * 
Mißmahl 	 Ja Ja Ja 
Moll 	  — — — 
Dr. Mommer 	 Ja Ja Ja 
Müller (Erbendorf) . 	. Ja Ja Ja 
Müller (Worms) 	. . .  Ja Ja Ja 
Frau Nadig 	 Ja Ja * 
Odenthal 	 Ja * * 
Ohlig 	  Ja * * 
Ollenhauer 	 Ja Ja Ja 
Op den Orth 	 Ja Ja Ja 
Paul 	  Ja Ja Ja 
Peters 	  Ja Ja Ja 
Pöhler 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Pohle (Eckernförde) 	. . Ja Ja Ja 
Dr. Preller 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Prennel 	  — — — 
Priebe 	  Ja Ja Ja 
Pusch 	  Ja * * 
Putzig 	. 	  Ja Ja Ja 
Rasch 	  Ja Ja Ja 
Dr. Ratzel 	 Ja Ja Ja 
Regling 	  Ja Ja Ja 
Rehs 	  Ja Ja Ja 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 
Abstimmung 

1 
Abstimmung 

2 
Abstimmung 

3 

Reitz 	  Ja Ja Ja 
Reitzner 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Renger 	 Ja Ja Ja 
Richter 	  Ja Ja Ja 
Ritzel 	  Ja Ja Ja 
Frau Rudoll 	 Ja Ja Ja 
Ruhnke 	  Ja Ja Ja 
Runge 	  Ja Ja Ja 
Frau Schanzenbach . . 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Scheuren 	 Ja Ja Ja 
Dr. Schmid 	(Frankfurt) Ja Ja Ja 
Dr. Schmidt (Gellersen) . Ja Ja Ja 
Schmidt (Hamburg) 	. . beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Schmitt (Vockenhausen) . 

Jbeuriaubt 
 Ja Ja 

Dr. Schöne 	 — Ja — 
Schoettle 	 Ja Ja Ja 
Schreiner 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Seidel (Fürth) 	 Ja Ja Ja 
Seither 	  Ja Ja Ja 
Seuffert 	  Ja Ja Ja 
Stierle 	  Ja Ja * 
Sträter 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Strobel 	 Ja Ja Ja 
Stümer 	  Ja Ja Ja 
Thieme 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Wagner (Deggenau) 	. . Ja Ja Ja 
Wagner (Ludwigshafen) beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Wehner 	.  Ja Ja Ja 
Wehr 	.  Ja Ja Ja 
Welke 	  Ja Ja Ja 
Weltner (Rinteln) 	. Ja Ja Ja 
Dr. Dr. Wenzel 	. . Ja Ja Ja 
Wienand 	 Ja * * 
Dr. Will (Saarbrücken) 	 Ja Ja Ja 
Wittrock 	  Ja Ja Ja 
Zühlke 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 

FDP 
Dr. Atzenroth 	.  Nein Nein Nein 
Dr. Becker (Hersfeld) . . Nein * * 
Dr. Bucher 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Czermak 	 * * * 
Dr. Dehler 	 — — - 
Dr.-Ing. Drechsel 	. Nein Nein Nein 
Eberhard 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Friese-Korn 	. .  Nein Nein Nein 
Frühwald 	 Nein Nein Nein 
Gaul 	  Nein Nein Nein 
Dr. von Golitschek 	. Nein Nein Nein 
Graaff (Elze) 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Hammer 	 Nein Nein . Nein 
Held 	  Nein Nein Nein 
Dr. Hoffmann 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Hütter 	 Nein * * 
Frau Dr. Ilk 	 Nein * * 
Dr. Jentzsch 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kühn (Bonn) 	 Nein Nein Nein 
Lenz (Trossingen) 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu 
Löwenstein 	 Nein Nein Nein 

Margulies 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Mauk 	  Nein Nein Nein 
Dr. Mende 	 * * * 
Dr. Miessner 	 Nein Nein Nein 
Onnen 	  — — — 
Rademacher 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Scheel 	  Nein Nein Nein 
Schloß 	  Nein Nein Nein 
Schwann 	 Nein Nein Nein 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung 
3 

Stahl 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Stammberger 	 Nein * * 
Dr. Starke 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Weber (Untersontheim) . Nein Nein Nein 

Gäste: 
Dr. Schneider 
(Saarbrücken) 	. Ja Ja  Nein 

Schwertner 	 Ja Ja Nein 
Wedel 	  Ja Ja  Nein 

DP (FVP) 
Becker (Hamburg) 	. . . beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Berg 	 Nein Nein Nein 
Dr. Blank (Oberhausen) . Nein Nein Nein 
Dr. h. c. Blücher 	. — - - 
Dr. Brühler 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Eickhoff 	 Nein Nein Nein 
Dr. Elbrächter 	 Nein Nein Nein 
Euler 	  Nein — Nein 
Fassbender 	 Nein 
Dr. Graf (München) . 	 Nein Nein Nein 
Gumrum 	 Nein Nein Nein 
Hepp 	  Nein  Nein Nein 
Frau Kalinke 	 * * * 
Körner 	 Nein Nein Nein 
Lahr 	  Nein Nein Nein 
von Manteuffel (Neuß) 	 beurlaubt Nein beurlaubt 
Matthes 	 Nein Nein Nein 
Dr. von Merkatz . 	. — - — 
Müller (Wehdel) 	. Nein Nein Nein 
Neumayer 	 Nein Nein Nein 
Platner 	 Nein Nein Nein 
Dr. Preiß 	 Nein Nein Nein 
Dr. Preusker 	 — - — 
Dr. Schäfer (Hamburg) . beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Schild (Düsseldorf) . Nein Nein Nein 
Schneider (Bremerhaven)  ( beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Schneider (Lollar) 	. Nein Nein Nein 
Dr. Schranz 	 Nein Nein Nein 
Dr.-Ing. Seebohm 	 — - 
Walter 	 Nein Nein Nein 
Wittenburg 	 Nein * * 
Dr. Zimmermann 	. .  Nein Nein Nein 

GB/BHE 
Elsner 	 Ja Ja Ja 
Engell 	 Ja Ja Ja 
Feller 	  Ja Ja Ja 
Frau Finselberger 	. .  Ja Ja Ja 
Gemein 	 Ja Ja Ja 
Dr. Gille 	 Ja Ja Ja 
Dr. Kather 	 Ja Ja Ja 
Dr. Keller 	 Ja Ja Ja 
Dr. Klötzer 	 Ja Ja Ja 
Kunz (Schwalbach) 	.  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kutschera 	 — Ja Ja 
Dr. Mocker 	 Ja Ja Ja 
Petersen 	 Ja * * 
Dr. Reichstein 	 Ja Ja Ja 
Seiboth 	 Ja Ja Ja 
Dr. Sornik 	 Ja Ja Ja 
Srock 	 Ja Ja Ja 
Stegner 	 Ja Ja Ja 
Dr. Strosche 	 Ja Ja Ja 

Fraktionslos 
Brockmann (Rinkerode) enthalten Ja enthalten 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Zusammenstellung der Abstimmungen 

Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung   
3 

Abgegebene Stimmen 	 377 351 342 

Davon: 

Ja 150 139 150 

Nein 	 222 209 191 

Stimmenthaltung, 	. 5 3 1 

Zusammen wie oben 	. . 377 351 342 

Berliner Abgeordnete 

Name Abstimmung 
1 

Abstimmung 
2 

Abstimmung 
3 

CDU/CSU 

Dr. Friedensburg . 	. Nein * * 
Grantze 	 Nein Nein Nein 
Dr. Krone 	 — Nein Nein 
Lemmer 	 — — — 
Frau Dr. Maxsein . 	.  Nein * * 
Stingl 	  Nein Nein Nein 

SPD 

Brandt (Berlin) 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Heise 	 Ja Ja Ja 
Klingelhöfer 	 Ja Ja Ja 
Dr. Königswarter 	. Ja Ja Ja 
Mattick 	 Ja Ja Ja 
Neubauer 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Neumann 	 Ja Ja Ja 
Dr. Schellenberg 	. Ja Ja Ja 
Frau Schroeder (Berlin) . beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Schröter (Wilmersdorf) . Ja Ja Ja 
Frau Wolff (Berlin) . . . Ja Ja Ja 

FDP 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Reif 	 Nein Nein Nein 
Dr. Will (Berlin) 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt 

DP (FVP) 

Dr. Heim 	 Nein Nein Nein 
Hübner 	 Nein Nein Nein 

Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 1 
 

Abstimmung 
 2 

Abstimmung 
3 

Abgegebene Stimmen 	 15 14 14 

Davon: 

Ja 	 8 8 8 

Nein 	 7 6 6 

Stimmenthaltung 	. — — — 

Zusammen wie oben 	. . 15 14 14 

*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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